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Sndem ich Dieje Arbeit deren uherer Teil jchon im bo- 
rigen Sabre erjchienen it, um als ‚Satzes der Deffentlichfeit 
u fann ich u = a en ER 
haben, wie ih 33) wünfejte: ie Der he ich aber do 
hoffen zu Dürfen, daß te das Hauptziel, welches ich damit 
verfolgte, einigen Nuten zu jtiften, nicht ganz verfehlen werde. 
Sch Habe dem, was ich über die mir gejtellte Aufgabe in der 
Einleitung ausgejprochen habe, hier nur das noch erläuternd 
beizufügen, daß ich Fin den Gebrauch meines Buchs die Slennt- 
nis deijen, was in den gangbaren Lehrbüchern des Kirchen- 
vecht3 über Das gemeine Eherecht zu finden ift, vorausfeße, 
und deren Benüßung in Beziehung auf Duellen- und Litera- 
turnachweife durchaus nicht entbehrlich machen will; es fam 
mir dorzugsweife auf Ergänzung, teilweife auch auf Berich- 
tigung und auf weitere Ausführung des dort Gebotenen an. 
Hieraus wünfche ich, daß man es fic erfläre, warum meine 
Darjtellung manche Bunfte nur furz berührt, und warum ihr 
jo wenig Quellen» und Literaturcitate ‚beigegeben find. Sch 


iv Vorwort. 


trachtete dDarnac), bei einem mäßigen Umfang meines Buches 
alles das mit der erforderlichen VBollftändigfeit ausführen zu 
fünnen, was mir Ddejjen zu bedürfen jchten; Dies war nur 
durch möglichite Beichränfung in jenen Beziehungen zu er- 
veichen. Daß ich die vorhandenen Vorarbeiten gewifienhaft 
und dankbar benüßte, wird hoffentlich demungeachtet zu er= 
fennen jet. 


Nürnberg, im Sannar 1882. 
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Sinleitung. 


I. Die Aufgabe, 


SR 

Bis auf die jüngite Zeit hatten wir ein gemeines deutjches 
Eherecht, welches jowett Geltung hatte, als nicht in den ein- 
zelmen Teilen Deutjchlandg Landeseherechte in Uebung waren. 
Das Reichsgeieß vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung 
des PBerfonenitandes und die Eheichliegung hat ein Deutjches 
ReichSeherecht gejchaffen, welchem unbedingte allgemeine ©el- 
tung im deutjchen Reiche zulommt, das aber nur in Beziehung 
auf die Ehejchließung ein Ganzes Darjtellt, und auch als folches 
meift nur Grundzüge auftellt, deren Ausführung es al3 durch 
die Landesrechte gegeben betrachtet wiffen will, und folglich, 
wo al3 Landesrecht das gemeine Necht gilt, durch eben Diejes. 
Sn Beziehung auf die übrigen Teile des Eherecht3 außer dem 
Eheichließungsrechte hat es, abgejehen von einer einzelnen, 
freilich ihrem Inhalte nach jehr wichtigen und eingreifenven 
Bejtimmung über Ehejcheidung, am materiellen Eherecht nichts 
geändert. 

Hiernach fann man den gegenwärtigen Nechtszuftand tim 
Betreff der Ehe jo bejchreiben: es gilt für das Ddeutjche Neich 
al8 Ganzes und für alle einzelnen Teile defjelben, in welchem 
es an einem Landesrechte, wenigjtens an einem vollitändigen 
Landeseherechte mangelt, noch das frühere gemeine Deutjche 
Eherecht, jo, wie e3 teilweije durc) das NeichSgejeg umgebildet . 
tt, wie für diejenige Teile des Neichs, in welchen ein vollitän- 


- Diges Landeseherecht jchon in Geltung war, diejes feine Gel: 


tung in der auch ihm durch das NeichSgejeb widerfahrenen 
Umbildung behalten Hat. Man fann ich aber auch jo aus- 
drüden: e3 beiteht ein Lücenhaftes deutjches Neichgeherecht, 
defjen Lüclen für den Bereich Des gemeinen Be ducch defjen 


Sheurl, Eheredt. 
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Beltimmungen, für den Bereich der mit bollftänbigen Landes- 
eherechten ausgeftatteten NeichSteile aber durch deren Saßungen 
‚ausgefüllt werden müfjen, joweit die Ausfüllung der Lüden 
des NeichseherechtS bei der Nechtsanwendung erforderlich ift. 
Selbitverftändlich fann ein derartiger NRechtszuftand nur ein 
vorübergehender fein, und in der That fteht auch bereitS jeine 
Beendigung in ficherer Ausficht; er wird aufhören, jobald das 
in der Bearbeitung begriffene allgemeine bürgerliche Gejegbuch 
für das deutjche Neich fertig und eingeführt jein wird. 

Sn diefer Mebergangszeit fann es nun al3 Aufgabe der 
Kechtsmwiffenichaft betrachtet werden, daß Ste, injofern fie den 
Bedürfniffen der Nechtsanwendung im Bereich des gemeinen 
Nechts dienen will, verjuche, aus dem fragmentarischen Neichg- 
eherecht und den dadurc) noch in ©eltung belaffenen Stücden 
des bisherigen gemeinen deutjchen EherechtS ein neues voll- 
ftändiges gemeines Deutsches Cherecht zujammenzujegen und - 
al3 Syftem darzustellen. Die Darftellung müßte dann dur) 
die Darlegung der Beitimmungen des Neichsgejeßes beherricht 
werden, und alle dadurch aufgehobenen Beitimmungen des 
bisherigen gemeinen Rechts wären entweder ganz zu über- 
gehen oder doch nur vom rechtögejchichtlichen Standpunkte aus 
zu berücfichtigen. Die augenblidlichen Bedürfniffe des Nechts- 
(ebens im gemeinrechtlichen Bereiche würden Dadurc) unmittel- 
bar befriedigt werden. 

Mittelbar aber können jte auch dadurch befriedigt werden, 
dag mit einer neuen Darftellung des bisherigen gemeinen Ehe- 
rechts als eines vollftändigen Ganzen Schritt vor Schritt eine 
genaue Ermittlung jeiner wirklichen Umbildung ‚durch das 
Keichsgejeß verbunden wird. Denn auch damit wird die Er- 
fenntniS des nun in jenem Bereich gegenwärtig anzumendenden 
Rechts geivonnen. Und es fcheinen mir mehrere Gründe dafür 
zu Sprechen, daß Diefer Weg, dem praftiichen Bedürfnifje zu 
- dienen, Dem andern vorgezogen werde. 

Der nächitliegende Grund dafür jcheint fi) mir aus dem 
proviforischen Charakter des Neichsgejeges und aus der Eil- 
fertigfeit jeiner Entjtehung zu ergeben. Es jollte durch jeine 
fragmentarischen Beitimmungen über einen Teil de3 materiellen 
Eherecht3 einem dringenden, jedenfalls für dringend erachteten 
Bevürfniffe de8 Augenblids mit thunlichiter Beichleunigung 
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abgeholfen werden, ohne daß dapdurd) den Bearbeitern des allge- 
gemeinen bürgerlichen Öefjegbuch8 die Hände gebunden wirrden. 
So tit dadurc) das frühere gemeine Eherecht nur vorübergehend 
abgeändert worden; es tft, joweit dies gejchehen tt, feinesivegs 
endgiltig abgeschafft; es tft nicht vorauszujehen, wie viele einit- 
weilen außer Wirkjamfeit gejegte Beitimmungen dejjelben, viel- 
leicht jogar Bejtimmungen von grumdjäglicher Bedeutung durch 
das Neichsgejeßbuch wieder zu Geltung fommen werden. Das 
Eherecht diefes Geiegbuchs wird auch) jedenfall3 das frühere 
gemeine ‚Eherecht als Syjtem zur Orundlage haben. Schon 
deshalb fann einer neuen Bearbeitung und Darftellung deffel- 
ben als Syitems nicht eine lediglich vechtsgejchichtliche Bedeu- 
tung beigelegt werden. 

Hiezu kommt nun aber noch folgendes. Das bisherige 
gemeine Eherecht hatte gleichmäßig Geltung für die bürgerliche 
Nechtsprdnung und für das firchliche Gemeinleben. Nur für 
jene ijt eS durch das Neichsgejeb teilwerfe außer Straft gejegt 
worden. Die fortwährende Geltung des ganzen katholtchen gemei- 
nen Eherechts für die fatholtfche Kirche, abgejehen von gewiffen 
Modifitationen der Art jeiner Anwendung, Iteht außer Zwei- 
fel; inwiefern das proteitantifche gemeine Eherecht, joweit e3 
für die bürgerliche Nechtsordnung abgeändert ift, noch Firch- 
liche Geltung hat, bedarf nur deshab bejonderer Unterjuchung, 
weil vielfach exit feitzuitellen it, was davon im Eiitzelnen bis- 
her als inneres Kirchenrecht galt. Schon deshalb fanıı es, 
wenn eine neite Bearbeitung des deutschen EherechtS auch Die 
Frage beantworten joll, was in der Gegenwart für die firch- 
liche Eheordnung als gemeines Hecht ‚gelte, oder mit andern 
Worten und vielleicht richtiger ausgedrücdt, was jeßt al$ gemeine 
fatholifche und protejtantische Eheovronung zu betrachten et, 
wie dies doch für die Volljtändigfeit einer jolchen Bearbeitung 
erforderlich ift, nicht umgangen werden, dag bisherige gemeine 
deutsche Eherecht noch al3 ein Ganzes fich zu vergegenmwärtigen 
und auch dem Lejer als jolches vor Augen zu stellen. 

Aus diefen Gründen habe ich mir die. Aufgabe fiir Ddiejes 
Buch jo beitimmen zu jollen geglaubt, daß dartn vornehnlic) 
das gemetme deutjche Eherecht wie es bisher gegolten hat, ent- 
widelt, und nur überall jogleich auch feine Umbildung durch 
das. Neichsgejeb dargeftellt werde, hiebei aber auch der Ein- 

1* 
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Fluß diefer Umbildung desjelben auf die Firchliche Eheordnung 
eine genaue Berücdfichtigung finde. 

Fiir überflüffig wird eine neue Bearbeitung des gemeinen 
deutschen Eherechts faum irgend ein Sachfundiger von vor 
herein erachten. Db die hier dargebotene eine vergebliche 
Arbeit jei, darüber wird das Urteil Berufener entjcheiden, 
welche prüfen werden, welcher Wert dem Neuen, was fie beizu- 
bringen juchte, zufomme. Wertlos würde fte jelbit dann nicht 
fein, wenn te nur Andere zu neuen Jorjchungen über jo mans 
ches, was im Eherecht noch zweifelhaft it, amregte. 

Der Bequemlichkeit halber wird e3 mir gejtattet fein, mic) 
bei der Darjtellung des bisherigen gemeinen deutichen Ehe- 
rechts in der Negel jo auszudrüden, als wenn e3 noch voll- 
jtändig in Geltung wäre Ein Mikverftändnis fann daraus 
nicht entjtehen, weil wie gedacht überall fofort angegeben wer- 
den joll, wie e3 durch das Neich3gejeß umgebildet worven jet. 


II. Ehe und Eheredht überhaupt. 
NE 


Als Ehe fennzeichnet fich Die Verbindung zwijchen einem 
Marne und einem Weibe dadurd, daß fie Bereinigung zu unges 
teilter Zebensgemeinschaft, zu gemeinfamer einheitlicher Führung 
de3 ganzen Lebens nad) allen jeinen Richtungen hin und für feine 
volle Dauer in Ddiefer Welt tft, unabhängig in ihrem Beitand 
von der Unbejtändigfeit der gegenjeitigen Yuneigung. Nur in 
diejer Form der Verbindung zwiichen Mann und Weib gelangt 
der Gejchlechtstrieb zu fittlicher Bethätigung, in dem fie 
zugleich die fittliche Vervollfommmung der beiden Individuen 
durch fortwährende wechjeljeitige Ergänzung der gejchlechtlichen 
Einjeitigfett ermöglicht, und das zur Kindererzeugung ich zus 
jammenjchliegende Baar in den Stand jeßt, auch der geiftsleib- 
lichen Kindererziehung gemeinjam obzuliegen. Wie die Ehe den 
dadurch miteinander verbundenen Individuen zu ihrer zugleich 
leiblichen umd geistigen Förderung gereichen fanın und joll, jo 
gewährt fie auch der fortjchreitenden natürlichen Entfaltung 
des Menijchengejchlechts die ihr unentbehrliche fittlichfe Grund- 
lage. In der Ehe hat unmittelbar die Familie ihren Urjprung, 
mittelbar die Gemeinde und der Staat; für die Kirche gehört 
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fie zu den Bedingungen ihrer fortgehenden Erbauung auf dem 
gelegten Grunde. So fteht die Ehe ftets gleichmäßig in bedeut- 
jamer Beziehung zu den einzelnen Berfonen und zu den fitt- 
lihen Ganzen, welchen jie als Glieder angehören. 

Indem die Ehe jo die Vorbedingung und Wurzel alles 
Iittlichen Zufammenlebens der Menschen ift, kann fie auch nicht 
als ein Erzeugnis der Rechtsordnung gedacht werden, fondern 
nur al3 eine Hinter aller menschlichen Nechtsordnung und 
Nechtsfagung liegende Stiftung und fo als ein der menfchlichen 
Nechtsjagung von Anfang an gegebener Stoff, an welchem 
fie nur eine bildende Thätigfeit zu üben hat, die gerade bei 
diejem Gegenitande vorzugsweife bewahrender, Ausartungen 
abmwehrender oder abjtellender, die gute Sitte befeitigender, Ver- 
iwrungen derfelben befämpfender Art zu jein hat. Erft durch) 
das Borhandenfein der Ehe wird irgend welche Rechtsordnung 
für das menjchlide Yufammenleben ermöglicht; fie muß Die 
Ehe erhalten, um fich felbjt erhalten zu können. | 

Dieje jchon durch die natürliche Erkenntnis und Erfahrung 
zu gewinnenden Einfichten von dem Wefen der Ehe, ihrer Be- 
deutung und ihrem Berhältniffe zur Rechtsordnung ?) ergänzt 
und erhöht, beleuchtet und belebt die urkundliche Offenbarung, 
indem fie uns die Ehe als eine unmittelbare, zu dem göttlichen 
Schöpfungswerfe gehörende Stiftung Gottes), und zugleich 
ald dag Abbild des Berhältnifjes zwijchen Chriftus und der 
erlöjten Menjchheit 3) erkennen lehrt, eben dadurch aber die fitt- 
lichen Anforderungen an das menschliche Verhalten in ihr und 
zu ihre auf ihren tiefiten Grund zurücführt. Die Nechtsord- 
nung eines chriftlichen Voltes muß die Bewahrung der Ehe, 
wie fie hiernach jich Ddarjtellt, und in Gemäßheit des in be- 
timmten Beziehungen durch die H. Schrift ausdrüclich bezeugten 
göttlichen Willeng unverrücdt im Auge behalten. 

Srrig 1jt die Vorjtellung,, al$ ob der hiebei dem geoffen- 
barten göttlichen Willen zu erweifende Gehorjam vornehmlich 
dadurc) zu erweifen wäre, daß die in dem göttlichen Gejet des 


1) Die beiten rechtsphilofophifchen Ausführungen über die Ehe find 
m. E. die von Trendelenburg in feinen Naturredt (2. Aufl. 1868) 
$$. 123 ff. gegeben. 
2) Genefis 1, 27 f. und 2, 18 ff. vgl. mit Ev. Matth. 19, 4—6. 
83) Ep. an d. Ephef. 5, 23—82. 
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alten Bundes die Ehe betreffenden Gebote und Verbote und 
daß gewiffe Stellen des neuen Tejtaments, welche fich auf die 
Ehefcheidung beziehen, jämmtlic) ohne -weiters als der Snbe- 
griff des „göttlichen Eherechts" in Die zur Normirung des 
heutigen Nechtslebens bejtimmten Ehegejege übergetragen würs 
den. Nicht durch ein folches mechanisches Verfahren und nicht 
jo leicht und einfach tit die Aufgabe, welche der Ehegejeßgebung 


eines chriftlichen Volkes in jener Beziehung obliegt, zu. löjen. 


Gerade infofern der göttliche Wille im Betreff der Ehe dort 
in der Form einzelner G©ejee geoffenbart tft, tjt er ein zum 
Teil nur von dem Volfe des alten Bundes Gehorjam fordern- 
der, zum Teil auch nur vdiefem Volke Nachficht gewährender 
göttlicher Wille, und andererjeit3 find die hier, in diefen neu= 
teftamentlichen Ausiprüchen enthaltenen Offenbarungen über 
den göttlichen Willen in Beziehung auf die Ehe nicht jo ge= 
meint, daß jie Nechtsuormen überliefern jollen, welche wie 
Varagraphen eines Gejegbuches ummuttelbar zur rvichterlichen 
Entjcheivung von Eherechtsfällen anzınvenden wären; es jind, 
die darin geoffenbarten göttlichen Gebote, wie Stahl!) eg 
treffend ausgedrückt hat, „ein bindendes Nichtmaß für die Feit- 
jeßung des Nechts, eine Forderung an den Sejebgeber“, nicht 
an und Fir fich Jchon Jolche Nechtsporjchriften oder Gejebe, 
unter welche die einzelnen Cherechtsfälle nur zu jubjumiren 
wären, um durc) ein einfaches logisches Verfahren die richtigen 
richterlichen Entjchetidungen für Diejelben zu finden. Der Ge- 
jeßgeber eines chrijtlichen Bolkes , hat unter der Führung 
des Geijtes, Der jet Der Verklärung Chriftt die Seinen 
in alle Wahrheit leitet, darnach zu trachten, daß er jowohl aus 
ven alttejtamentlichen Gejegen als aus den neutejtamentlichen 
Belehrungen den göttlichen Willen in Betreff der Ehe erkenne, 
dem gemäß er mit verjtändiger Erwägung der gegenwärtigen 
 DBebürfnifje jeines Bolfes das bürgerliche Eherecht jo zu gejtal- 
ten habe, daß es in allen Bunften mit jenem Willen in Ein- 
Elang jet. Ä 
ragen wir num aber weiter, in welcher Art die Ehe über- 
haupt Gegenjtand der Nechtsjagung werden fünne und jolle, 
jo Ipringt vor Allem in die Augen, daß fich dieje davor hüten 
muß, le zu einem reinen Nechtsverhältnifje gejtalten zu wol- 
1) Die Philofophie des Rechts II. Bd. (4. Aufl. 1. Abt. ©. 229). 
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fen, wie etwa das Eigentum oder die Schuldforderungen. Denn 
. e8 wiirde eine. völlige VBerfennung des wahren Wejens der 
Ehe bedeuten, wenn man wähnte, daß vemjelben auch nur ent- 
fernt ein äußerliches Verhalten, wie es durch Nechtsfagungen 
vorgejchrieben umd mit äußerlicher Gewalt erzwungen werden 
fann, zu genügen vermöchte. Die Ehe it ein vorzugsweife 
fittliches, der rechtlichen Neglung nur in bejchränfter Art fähiges 
Verhältnis. Das Eherecht joll aus den fittlichen und als gütt- 
licher Wille geoffenbarten Anforderungen in Beziehung auf die 
Ehe hervorgehen, und deren Wirkjamfeit zu unterftügen juchen, 
nicht aber fann oder foll es dieje Anforderungen jelbit zu ge- 
jeglichen machen; e8 wäre thöricht, wenn eine Ehegejeßgebung 
e3 fich zum Biel jegte, jedes umfittliche Verhalten in Beziehung 
auf die Ehe unmöglich und mithin die den Anforderungen der 
Sittlichkeit entjprechende Beichaffenheit aller einzelnen, Ehen 
zu einer von dem freien Willen der Ehegatten unabhängigen 
Jotwendigfeit zu machen. 

Sn Hmficht auf den Gegenjaß zwilchen Brivatrecht und öffent- 
lichem Recht (im eigentlichen Sinn diejeg Wortes) fann es feinem 
Zweifel unterliegen, daß das eigentliche Eherecht Bejtandteil des 
erjteren und die Ehe ein Brivatrechtsverhältnis fei; denn es hat 
diejes Verhältnis als folches feinerier befondere Stellung feiner 
Subjefte in dem vechtlich geordneten Gemeinwejen, dem fie ange- 
hören, zur Borausfegung, und es kann, ja es muß dafürim Öanzen 
von ihrer Eigenschaft als Slievern eines jolchen, ingbejondere auch 
des Staates, völlig abgejehen werden. Die Wichtigkeit, welche 
die Ehe für den Staat hat, kann hieran nichts ändern; fie 
fann nur zur Folge haben, daß einzelne Vorjchriften des Ehe- 
rechts, welche auf diejer allerdings durchaus notwendigen Nüd- 
ficht beruhen, den Charakter des öffentlichen Recht an jich 
tragen, wie dies auch bei einzelmen BVorfchriften in Beziehung 
auf andere Nechtsinititute des Privatrecht vorfommt, ohne 
daß deswegen daran gedacht wird, Diefe im Ganzen al$ dem 
Öffentlichen Nechte angehörig zu betrachten. Sollte jchon des- 
halb ein Rechtsverhältnis nicht alS wahres PBrivatrechtsverhält- 
ni3 zu betrachten fein, weil es eine dem Staat zugewendete 
Seite hat, jo wäre felbft dem Eigentum, zumal dem Grund- 
eigentum die Eigenjchaft, daß es ein wahres Privatrechtsver- 
hältnis fei, zu beftreiten. Man müßte e8 zum Begriff der 
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Privatrechtsverhältniffe rechnen, daß fie der beliebigen Xer- 
fügung ihrer Subjeft$‘ unterlägen, wenn man den Hweifel 
daran, ob die Ehe wirklich wahres Privatrechtsverhältniz jet, 
begründet finden wollte. Denn dann wäre die Ehe freilich ein 
wahres Brivatrechtsverhältnis nicht. 

Hinfichtlich des Gegenfages zwifchen weltlichem und geift- 
fihem, ftaatlichem und Firchlichem Nechte fan die religiöfe 
Betrachtung der Ehe dazu führen, die rechtliche Beitimmung 
des Handelns in Beziehung auf Diejelbe völlig oder doch teil- 
weise als Aufgabe des legteren Nechts anzufehen. Aber jelbit 
dann, wenn ein vollftändiges Kiccheneherecht jich entwidelt, 
und zugleich für Die bürgerliche Rechtsordnung maßgebend wird, 
fann auch diejes Kirchen» Eherecht im Ganzen nur Privatrecht 
fein; e8 ift dann eben ein Teil des Privatrechts Kirchenrecht 
und das Kirchenrecht Hat zum Teil einen privatrechtlichen Sn- 
halt. 

Die Berfchiedenheit des chriitlichen Slaubensbewußtjeing in 
der Auffaffung der Ehe von dem des natürlichen . jittlichen 
Berwuptjeins macht es an jich feinesiwegs notwendig, daß das 
Eheicheidungsrecht ganz als Bejtandteil des Sirchenrechts be= 
handelt: werde; e3 folgt daraus an jich nur die Anforderung 
an die staatliche Nechtsjagung innerhalb eines in jeiner Ge- 
jammtheit zum Chriftentum jich befennenvden Volkes, daß fie 
von jenem Bewußtjein bei der Auggeitaltung des Eherechts fich 
leiten lafje, und daß nur, joweit dieje Anforderung nicht erfüllt 
wird, — wie e3 unter bejondern Umftänden jelbit unmöglich 
werden fann, fie vollitändig zu erfüllen, — die Kirche durch 
einzelne Borichriften für das Handeln ihrer Öliever insgemein 
in Beziehung auf ihre Ehe den Gebrauch, welchen jie von der 
durch das Staatliche Eherecht ihnen eingeräumten Freiheit machen 
jollen, vegle, wie fie außerdem immer umd unter allen Um- 
jtänden das firhenamtliche Handeln in Betreff der Ehe 
jelbftitändig zu ordnen hat. ES ift die Ehe wenigitens in diejer 
Beziehung notwendig Gegenjtand kirchlicher NRechtsjfagung. Das 
bürgerliche Eherecht fann daher nie eine beiondere kirchliche Ehe- 
ordnung völlig entbehrlich machen, jondern nur die Beichränfung 
derjelben auf einen jehr geringen Umfang ermöglichen. 

Gerade jolche Beitimmungen aber in Betreff der Ehe, 
welche wejentlich der jelbititändigen Tirchlichen Nechtsjagung 
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angehören, find nicht zum eigentlichen Inhalte des Eherechts 
zu rechnen. Denn diefer umfaßt nur die rechtlichen Beitim- 
mungen über die Bedingungen der Entitehung und Aufhebung 
der Ehe als Nechtsverhältnifjes, jowie über die gegenjeitigen 
dafjelbe fonitituirenden Nechte der Ehegatten aneimander, umd 
wie daher die Beitimmungen über die Anitalten zum Schuß 
diejer Nechte, alfo über Ehegerichtsbarfeit, Eheprozep, Beitrafung 
des Ehebruchs u. j. w., jo wie über die etwaigen Staatlichen 
Einrichtungen für den. geordneten Vollzug der durc) dag Ehe- 
recht vorgeichrieberten Formen der Ehejchliegung und ihrer Be- 
urkundung, alfo über Standesämter, deren Beitellung und deren 


gefammte Funktionen u. j. w. außerhalb des eigentlichen Inhalts 
des EherechtS liegen, jo jind auch demjelben alle die kirchlichen 


Borichriften nicht zugehörig, welche Jich auf das Yuftandefommen 
oder die Auflöjung der Ehen von Slirchengliedern nur fo be- 
ziehen, daß von ihrer Beobachtung das rechtliche Dafein der 
Ehe unabhängig tft, und dadurch Lediglich Firchliche Berpflich- 
tungen begrimdet und näher bejtimmt werden. 

E3 kann daher, wenn das Eherecht, wie e8 der Natur der 
Sache entipricht, vollitändig 'dDurd) die bürgerliche Nechtsfagung 
geordnet tft, nur von daneben beitehenden firchlichen Eheord- 
nungen, nicht aber von eimem daneben bejtehenden eigenen 
Kirchen-Eherecht im eigentlichen Sinne des Wort3 die Nede 
jein. | 

Dagegen tt es bei dem nahen Yufammenhange zwiichen 

Berlöbnis und Ehejchliegung naturgemäß, auc) das Berlöbnig- 
recht, wenn und joweıt ein jolches beiteht, in die Darjtellung 
des Eherechts jelbit mit hinein zunehmen. Insbejondere macht, 
wie wir jehen werden, die Gefchichte unjeres Cherechts Dies 
unerläßlich. 
‚ Die Nechtswirfungen der Ehe auf das Vermögen der Ehe- 
gatten, wie fie das eheliche Güterrecht beitimmt, find eben deg- 
halb nicht Segenstände des eigentlichen Eherechts, und an ji) 
eben jo wenig die Wirkungen, welche die Ehe auf dag Nechts- 
verhältnis zwischen den von den Gatten mit einander erzeugten 
Kindern zu diejen als ihren Eltern hat. Gleichwohl vechtfer- 
tigen e3 auch hier vorzugsweife gejchichtliche Ihatfachen, die 
Nechtsfäge iiber Ddieje leßteren Wirkungen der Ehe von Der 
Darftellung des Eherechts jelbjt nicht auszufchliegen. 
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Die Eigentümlichkeit der Aufgabe, welche der Nechtsjagung 
in Beziehung auf die Ehe zufällt, ift vonzweir großen Juriften 
unferer Zeit, Savigny und Buchta, zunächt in NRücjicht 
auf die Ehejcheidung und die in Preußen unter Sriedrid 
Wilhelm IV. unternommene Reform des preußischen Landeg- 
ehejcheidungsrechts ausführlich erörtert worden. Bon Savigny 
in der „Darstellung der in den preußtichen Gejegen über Die 
Ehejcheidung unterommenen Neform“ von 1842, welche er 
nachmal3 in den V. Band jeiner „Vermtichten Schriften“ 
. (woraus wir hier citiren werden) aufgenommen hat; von Buchta 
in den „fliegenden Blättern für Tragen des Tags. I. Die Ehe- 

icheivungsfrage. Berlin 1843.“ 
| Savigny hebt a. a. D. ©. 231 ff. hervor, daß drei ®e- 
jichtspunfte in gejeglichen Beitimmungen über das Cherecht 
Anerkennung und Beachtung in Anspruch zu nehmen haben: 
Nechtsichug (der einzelnen Berjon in der Ehe, aljo des einen 
Ehegatten gegen den andern), individuelle Freiheit, Würde der 
Ehe als Imititution. 

Der Nedhtsichug unterliege Be der Ehe bejonderen Schwie- 
vigfeiten, indem bier eine unmittelbare Heritellung des gejtör- 
ten Nechtszuftandes nur in wenigen Fällen dentbar jet, 4. D. 
bei ver bößslichen Berlafjung, und auch hier nur auf fjehr uns 
zureichende Werje; ebenjo verhalte e8 fich mit der Sicherung 
für die künftige Zeit, 3. B. bei fortgelegten Mikhandlungen ; 
endlich jei eine Ausgleichung der in die Bergangenheit fallen- 
den Nechtsverlegung, wie jtie das Vermögensrecht dur Ent 
Ihäpigung zulaffe, hier völlig undenkbar. 

Auf die individuelle Freiheit bei der Gejeßgebung über die 
Ehe bejondere Nitckjicht zu nehmen —, während fie bei den 
Berhältniffen des reinen Brivatrecht3 (Wie Eigentum und Schuld- 
forderungen) nicht in Betracht fomme, — jeien wir genötigt, 
weil, wenn die Ehe Durch eine Nechtsverlegung gejtört werde, 
wegen der Unmöglichkeit oder doch Unzulänglichfeit eines wah- 
ven Schuges dagegen, die Frage entjtehen fönne, ob der ver- 
legte Teil durch die Ehe dennoch fernerhin gebunden fer, und 
weil, auf den jchuldigen Terl gejehen, e3 meijt an Mitteln fehle, 
die das Necht verlegende individuelle Freiheit dem Necht zu 
unterwerfen, jo daß man fie ich oft als Thatjache notgedrun- 
gen gefallen lajjen müfje. 
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Die Wirrde der Ehe als Imitition endlich begründe den 
wichtigiten und eigentümlichiten Gefichtspunft, der hierin für 
die Gefjeggebung zu beachten jei. Ihre Ehrfurcht gebietende 
Katur gründe jich darauf, daß jie in Beziehung auf die Ein- 
zelnen eine wejentliche und notwendige Form des menschlichen 
Dajeins überhaupt jei, in Beziehung auf den Staat aber unter 
die unentbehrlichen Grundlagen feines Bejtehens gehöre. Durch 
dieje ihre Natur erhalte fie ein felbjtitändiges Dafein, einen 
Anjpruc, auf Anerkennung, welcher von individueller Willkür 
und Meinung unabhängig jet. 

Was nım dag Verhältnis diefer verjchiedenen Gefichtg- 
punkte zu einander anlange, jo werde der Nechtsichuß jtet3 
auf diejelben Erfolge führen, wie die Anftalten, wodurch die 
Würde der Ehe erhalten werden joll. Dagegen werde die ein- 
jeitige Begünftigung der individuellen Freiheit oft in Konflikt 
fommen, bald mit der Würde der Ehe, bald auch mit dem 
Recht des einen der Ehegatten. E83 jei daher bejonders eine 
zu weit getriebene Begünstigung der individuellen Freiheit vom 
Uebel, vornehmlich weil fie unvermeidlich dazu führe, die eigen- 
tümliche Natur der Ehe zu verdunfeln und dadurch ihre heil- 
jamen Folgen zu fchwächen. a 

Buchta geht a. a. D. ©. 7 von dem Sabe aus, daß die 
Ehe einer dreifachen Auffaffung auf dem rechtlichen Gebiete 
fähig jet: der privatrechtlichen, der polittichen und der firch- 
lichen: e3 jtrebe Brivatrecht, Staats= und Kirchenrecht die Ehe, 
wie die Familie überhaupt, in ihren Kreis zu ziehen, umd Die 
leitenden Grundjäge für ihre rechtliche Behandlung zu geben, 
und e3 jei daher möglich, daß eines diejer Prinzipien das 
Uebergewicht über die andern erhalte. Das Richtige aber jet, 
wird dann ©. 14 ff. ausgeführt, daß der Ehe ihre Eigenfchaft 
als PBrivatrechtsverhältnifjes bewahrt bleibe, ohne dag darüber 
die Anjprüche des Staats und der Sirche an jie vergefjen mwirr- 
den. Die Ehe habe in der That eine dreifache Heimat; jte jet 
ein PBrivatrechtinftitut und zugleich ein politifcheg und eim 
firchliches. Sede Anficht, Die eine diejer drei Seiten ausjchliep- 
(ich) Hervorhebe, jei eine einfeitige und unwahre, jede Behand- 
(ung der Ehe, welche einem diejer Prinzipien dag Uebergewicht 
auf Koften des andern gebe, fei zu verwerfen. Nach den ge- 
rechten Anfprüchen des Staats und der Kirche am die Ehe 
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werde eine gute Gejeggebung die Anforderungen der indibti- 
duellen Freiheit mäßigen (©. 19). 

Dei einer Vergleichung diefer Erdrterungen der beiden 
Nechtslehrer miteinander tritt uns die weientliche Weberein- 
jtimmung derjelben darin entgegen, daß das Hauptproblem für 
das Eherecht in der richtigen Ausgleichung zwijchen der Nüd- 
ficht auf die individuelle Freiheit, welhe Buchta als das pri- 
vatrechtliche Brineip bezeichnet, und auf die eigentümliche Natur 
der Ehe (ihre „Würde als Imititution”, wie Savigny jagt) 
beiteht, welche Leßtere Rüdficht Buchta jo zu jagen fonfreter 
als das politische und Firchliche Prinzip auffakt. WVollftändiger 
tit die Betrachtung Savignys, imjofern fie auch die Unmög- 
(ichfeit de3 genügenden Nechtsjchuges bei der Ehe in das Auge 
faßt, welche Buchta mit Stillfchweigen übergeht, die aber in 
der That bejondere Beachtung verdient. Gemeinjam ijt e8 
den beiden Ausführungen, daß fie, wie e3 fich aus ihrer Ver- 
anlafjung erklärt, faft nur das Ehefcheidiinggrecht und ingbe- 
jondere gar nicht das Eheichliegungsrecht in Betracht ziehen. 
Gerade wenn man auch auf diefen wichtigen Teil des Eherechts 
das Augenmerk richtet, tritt Das Bedürfnis entgegen, auf die 
Frage näher einzugehen, was denn eigentlich beim Eherecht die 
Berücdjichtigung der individuellen Freiheit bedeute, und warum 
jie hier eine jo wichtige Nolle fpiele. 

Die Ehe hat den doppelten Zwerc, daß mittelft ihrer als 
eines fittlichen Bandes zwischen Individuen verjchtedenen Ge- 
ichlecht8 aus diejen Jittliche Gejammthetten hervorgehen und fich 
als jolche erhalten, zugleich aber auch die Individuen für fich jelbft 
Befriedigung finden und zunehmender Vervolllommnung teil- 
haftig werden follen; fie ijt zugleich für die Snpividuen al3 jolche 
und für die fittlichen Organismen, welchen fie als Glieder an- 
gehören, da. 

Auf der eben jo wenig ausjchlieglichen, al3 minder wich- 
tigen Beitimmung der Ehe für die individuelle Befriedigung 
beruht die Notwendigkeit, daß das Cherecht die individuelle 
Freiheit in Beziehung auf die Ehe jedenfalls eben fo berückjichtige, 
wie die Anjprüche der Kamilie, der Gemeinde, des Staats und 
der Kirche auf die Ehe. Daß fie aber jogar die individuelle 
Sreiheit vorzugsweile berücdfichtige, dazu muß es die Betrach- 
tung antreiben, daß jich von der Ehe im einzelnen Falle voll- 
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ftändige Erfüllung ihrer gedoppelten Beitimmung nur genau in 
dem Maße erwarten läßt, in welchem ihre Eingehung und Füh- 
rung auf freier Neigung beruht. Das Cherecht muß von der 
Anerkennung eines dem Individuum angeborenen Nechtes auf 
die Ehe, auf leiblich-geiitige Befriedigung durch fie und in ihr 
ausgehen, als eines Nechtes, dejfen Ausübungsbefugnts zwar 
notwendig Beichränfungen unterliegt, dem aber, joweit Dieje 
nicht jchon in der Natur begründet find, fo vollftändige ©el- 
tung zu belafjen ift, als .e8 mit der andern Beitimmung der 


Ehe für die fittlichen Organismen, zu welchen die Individuen 


fie) als Glieder verhalten, jich als verträglich darftellt. Die 
individuelle Freiheit in Beziehung auf die Ehe anzuerkennen 
und zu Schüßen ift die nächite, und ihre Beichränfung zur vegeln 
it erjt die zweite Aufgabe des EherechtS. 


Und eben deshalb, weil die Ehe eine jo vorwiegende Des | 
rücfichtigung der individuellen Freiheit verlangt, kann und | 


darf fie nicht als ein reines Nechtsverhältnis behandelt werden, 
womit dann eben auch wieder jene Unmöglichkeit eines voll- 


fommen genügenden Nechtsjchußes für die bei ihr in Betracht | 
fommenden gegenfeitigen Anfprüche der Gatten zufjammenhängt. | 


Shre fittliche Natur verträgt e3 nicht, daß diefen Anfprüchen | 
ein vollfommener mit dußerem Zwang dDurchzuführender Nechts- | 


hub gewährt werde. 

Nicht verfagen fann ich es mir, hier noch darauf Hinzu- 
weilen, va Sapıgıy a. a. DO. ©. 243 mit einem bejonders 
glücklich gewählten Ausdrud den Zujtand, welchen das Ehe- 
recht zu befördern, und deffen Gegenteil e3 entgegen zu wirken 
berufen ift, als „rechtichaffene Führung des ehelichen 
Lebens“ bezeichnet, und daß feine Ausführung diefes Gedanfens 
vorzüglich geeignet it, auf den richtigen Standpunkt für Bes 
urteilung jedes pofitiven Eherecht3 zu jtellen. 

Auch daraus, dag die Ehe ihrem Inhalte nach ein vor- 
zugsweije jittliches Verhältnis tft, das nie reines Necht3ver- 


‚ hältnis werden fan, ergibt fich noch ein bejonderer Grund 


dafitr, daß, wie jchon oben von einem andern Gefichtspunfte 
aus bemerkt wurde, bei ihr die Nechtsjagung vor Allem Die 
Bewahrung und Pflege der guten, wie die Bekämpfung der 
irgendwie entarteten, fchlechten Bolfsfitte zur Aufgabe hat. Im 
Ganzen ift fie auch gerade in Beziehung auf die Ehe der 
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Bolksfitte gegenüber verhältnismäßig ohnmächtig, jo aber, daß 
erfahrungsmäßig leichter eine gute Bolfsfitte durch eine ver: 
fehrte Ehegejeßgebung verdorben, und weit jchiwerer eine jchlechte 
Bolksfitte Durch eine gute Chegejeggebung gebefjfert werden 
fann. Umfomehr hat die Ehegejeggebung den Beruf, die gute 
Bolksfitte zu unterjtüßen und zu ftärfen, damit ihr nicht durch 
Entartung Dderjelben es unmöglich oder doch in hohem Grade, 
erjchiwert werde, ihre Aufgaben richtig zu löfen. Wag jte der 
entarteten Bolfsjitte gegenüber vermag, bejteht hauptjächlich 
darın, daß Ste ihre Ausbreitung und Einwurzlung verhindert. 
Sn einem Teile des Volfs erhält ich immer lange noch Die 
gute Sitte in Beztehung auf die Ehe und übt fie dadurch von 
jelbjt eine Gegenwirfung gegen das Auffommen der fchlechten 
aus, welcher die Gejeßgebung nur jtet3 rechtzeitig zu Hülfe 
fommen jollte. 


II. B®a3 gemeine dentiche Chereht vor Dem Neichsge- 
jeße von 1875. 


8.8. 

Zur Heit der Neformation war gemeines und zugleich all 
gemeines deutjches Eherecht das Fanonische Eherecht, welches 
durch die Nezeption des fanonischen Nechts als eines Ganzen 
gemeines deutjches Eherecht geworden war. Seinem Inhalte 
mac) it das fanontjche Eherec)t das von der abendländijchen 
Katholifch en Kirche im Ganzen fich angeeignete, im Einzelnen 
nach ihrer Slaubenslehre unter Berücfichtigung des mojatschen 
‚Eherechts, zum Teil auch der deutfchen BVBolfs-Eherechte um= 
‚gejtaltete vömifche bürgerliche Eherecht. Als Kirchenrecht war 
es rezipiet, e8 war ihm aber durch die Nezeption zugleic) 
volle Wirkfanfeit für die bürgerliche Nechtsordnung gegeben 
worden. 

&3 war als Kirchenrecht vezipirt worden; denn e8 war 
durch die Rezeption des fanonifchen Nechts ala eine Ganzen 
zugleich der Grundjaß dejielben zu einem anerfanıten Nechts- 
grundjaß geworden, daß die Ehe aroiiihen Christen notwendiger 
Segenitand firchlicyer Nechtsfagung und firchlicher ©ericht3- 
barfeit jei. 

Die Kirche hatte mehr und mehr jich dazu geneigt, Die 
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Heiligkeit und Unauflöslichfett der Ehe nicht jowohl aus ihrer 
göttlichen Stiftung, als daraus abzuleiten, daß fie nach apo=, 
jtolischer Lehre ein Abbild Der heiligen uud unauflöslichen Vers 
bindung tft, welche zwifchen Ehriftus und der Gemeinde der 
Gläubigen beiteht. Und als Abbild diejer heiligen Verbindung 
die Ehe ein Sacrament zu nennen, lag um jo näher, da Die 
- Worte, womit der Apoftel Paulus im Briefe an die Ephefer 5, 32 
jeine Bergleichung- jchließt: zo uvorngiov Toöro ueya Eoriv, 
in der Vulgata mit den Worten wiedergegeben find: sacra- 
mentum hoc magnum est. ES entwidelte jic) daraus all 
mählich das dann bereit im 12. Jahrhundert zu feiter Ge- 
jtalt und Anerkennung gelangte Dogma, daß die Ehe von 
Ehriftus zu einem Saframent erhoben worden jet, und Da$ 
ganze Firchliche Eherecht wurde fortan wejentlich durch Diejes 
Dogma bejtimmt. Der jchon längjt aus anderen Gründen er- 
hobene und in der abendländischen Chriftenheit bereits jett Dem 
Ende des 9. Jahrhunderts zu ziemlich allgemeiner Anertennung 
. und Öeltung durchgedrungene Anfpruch der Kirche oder viel- | 
mehr der kirchlichen Hierarchie, daß ihr ausschließlich die. Ehe- | 
gerichtsbarfeit und Ehegejeßgebung zufomme, erjchien, jeit Die- | 
jes Dogma angenommen war, vollends al3 unbejtreitbar und 
mußte daher auch in Deutjchland die allgemeine Anerfennung 
jenes in dem gejchriebenen fanontichen Rechte mit volliter Ent- 
Ichiedenheit ausgejprochenen rundjages zur Folge haben; 
denn e3 mußte die Ehe num al3 geiftliche Sache (als res spiri- 
tualis) gelten, worüber nach der damals allgemeinen Anjchau- 
ung nur der geiltliche Stand zu urteilen und was ihrerhalb 
Nechtens jet, zu bejtimmen befähigt und berufen jein fünne; 
wie denn jedenfalls nur die Kirche, nicht der Staat Normen 
über die Verwaltung und den Gebraucd eines Saframents 
aufitellen fann. 

Darin lag aber dann jchon das an fi) davon zu unter- 
icheidende Zugeitändnis, daß dem Sirchen-Eherecht zugleich 
volle Wirkfamfeit für die bürgerliche Rechtsordnung zufomme. 

Bon den Neformatoren wurde der Lehrjag, dak Ehriftus 
die Ehe zu einem Saframent erhoben habe, einjtimmig als 
ichriftwidrig befämpft und von den aus der Neformation her- 
borgegangenen neuen Kirchengemeinjchaften allgemein und ent- 
Ichieden aufgegeben. Nicht weniger fand in ihnen auch Die 
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befonders von Luther mit aller Energie aufgeftellte und ver- 
teidigte Behauptung, daß die Kirche weder zu einer die bitrger- 
liche Nechtsordnung beherrichenden Ehe-Öefehgebung, noch zur 
Ausübung einer richterlichen Gewalt in Ehejachen göttlichen 
Beruf habe, entjchiedene Anerkennung. Das Alles konnte aber 
die Thatfache der Nezeption des fanontschen Rechts nicht un= 
gefchehen machen, und die fortwährende Geltung des fanoni- 
ichen Eherechts auch fire protejtantifche Chefachen, joweit fie 
nicht mit der evangelifchen Lehre jchlechthin unverträglich war, 
nicht aufheben; es hätte dafür in diefem Umfang jedenfalls ab- 
gejehen von jeiner Eigenjchaft als Firchlichen Rechts Oeltung 
behalten müffen, bi3 fie ihm durch eine vollitändige neue bür- 
gerliche Ehegejeggebung entzogen worden wäre. 

Allein e8 fam dazu noch folgendes. Neben der Beitrei= 
tung des Dogmas vom Ehejaframent war bet den Reforma= 
toren und vor allem bet Yuther eine nur deito eifrigere Her: 
vorhebung derjenigen Heiligkeit ımd religiöjen Bedeutung 
der Ehe hergegangen, welche ihr hauptjächlich vermöge ihrer - 
göttlichen Stiftung, zugleich aber allerdings auch deshalb zu- 
fomme, weil fie das Abbild des Verhältniffes Chrilti zu feiner 
Gemeinde jet, verbunden mit der volliten Anerfennung, daß 
aller in Betreff ihrer geoffenbarter, in der heiligen Schrift bes 
zeugter Wille Gottes unverbrüchlichen Gehorjam fordere. Dem- 
zufolge war man weit davon entfernt, der chriftlichen welt- 
lichen Obrigkeit die Befugnis zu einer willfürlichen Chegejeß- 
gebung zuzugeftehen, erachtete man es vielmehr für ihre Pflicht, 
jich bei derjelben von Lehrern der Slivche beraten zu laffen, 
und hob man auc ausprüclich hervor, daß die Ehejachen als 
Sewifjensjachen zu behandeln feien, bei deren richterlicher Ent- 
Icheidung es daher wohlgethan jet, ebenfalls Diener des gütt- 
lichen Worts zu Nate zu ziehen N. Diejen Arfchauungen 
entjprach es denn ganz, daß Durch Kirchenordnungen, welche 


) Am Schlufje des Anhangs zu den Schmalfaldifchen Artifeln wird 
gelagt, die Kirche bedürfe der jet in den .Händen der Bischöfe befindlichen 
Güter inSbefondere auch zu Beftellung der Ehegerichte; „denn da tra= 
gen jich jo mancherlei und feltfame Fälle zu, daß e8 wohl eines eigenen 
Gerichts dörffte.” (Tanta varietas et magnitudo est controversiarum ma- 
trimonialium, ut his opus sit peculiari foro, ad quod constituendum 
opus est ecclesiae facultatibus). 
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Theologen verfaßten und die weltlichen Obrigkeiten janftionir- 
ten, die für nothiwendtg erachtete Neformation des fanonijchen 
Eherechts vollzogen, und daß die Ehegerichtsbarfeit metit den 
von Fürften bejtellten, mit Juriften und Theologen  bejeßten 
Konfiftorten, oder Doch jedenfalls im Diefer Art gemifcht be= 
feßten bejonderen Ehegerichten übertragen wurde. Die Stirche 
übte feine einfeitige und eigenmächtige Gewalt über die Ehe, 
indem in diefer Art das unter ihrer Mertwirkung veformirte 


fanontsche Eherecht für Ddiejelbe mapgebend blieb und Kirchen 


diener an der richterlichen Handhabung desselben Anterl be- 
hielten. Sn Ddiejer Art und Weije alfo blieb die Ehe auch bei 
den PBroteftanten in Deutfchland Gegenstand ihres KKirchenrechts 
und ihrer Kirchengerichtsbarkeit. Für die in Fatholischen Ter- 
ritorien lebenden Proteitanten brachte der Umfjtand, daß das 
Eherecht fortwährend allgemein al3 Beitandteil des Kixrchen- 
rechts betrachtet wurde, den großen Borteil, daß fie dadurch in 
Beziehung auf die Chefachen am beiten vor der Unterwerfung 
unter fatholisches Eherecht und Fatholifche Berichte gefchüßt 
waren. Den analogen Vorteil gewährte derjelbe Umstand den 
Katholiten in protejtantiichen Territorien. 

Ein allgemeines deutsches Eherecht gab es hiernac) jeit 
der Reformation vor allem injofern nicht mehr, als feitdem ein 
anderes Cherecht für die fatholijche, ein anderes für Die Ppro- 
teftantifche Neligionspartei in Deutfchland galt. Doch behielt 


das fatholifche deutiche Eherecht al3 Bejtandteil des Kirchen . 


rechts den Charakter der Allgemeinheit; ein und daffelbe firch- 
liche Cherecht, nämlich das fanonifche, durch die triventinifche 
Gejeggebung teilweife reformirte Eherecht hatte fortwährend 


für alle Katholifen in Deutjchland Geltung. Dagegen gab es 


- für die Broteftanten in Deutjchland fein allgemeines oder der 
Form nach gemeines Cherecht mehr, indem wentgftens die ©e- 
jeßgebung, woraus protejtantisches, vom fanontschen Recht ab- 
weichendes Eherecht hervorgegangen war umd weiterhin her- 
vorging, nur Bartitulargejeßgebung jein konnte. ES fragt Tich, 
in welchem Sinn gleichwohl von einem jeit der Neformation 
beitehenden gemeinen deutjch-proteitantifchen Cherecht die 
Nede jein kann im Gegenjag zu den protejtantifchen Eherechten 
bejonderer deuticher Nechtsgebtete. 


Zur gemeinfamen Grundlage hatten dieje protejtantischen 
Scheurl, Eheredt. t 2 


2 
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BartitularsCherechte in Deutjchland jtet3 das fanonijche Ehe- 
recht, und die Gefeße, wodurch e3 fo weit’es als unvereinbar 
mit der evangelischen Lehre erjchten, im Heitalter der Nefor- 
mation abgeändert wurde, jtimmten auch großenteils ihrem 
Snhalte nach überein, jo daß während Diejes Zeitalter fich 
‚allmählich ein dem Snhalte nach allgemeines protejtantijch-deut- 
Iches Eherecht von ziemlichem Umfang bildete. Aber während 
doch eben fchon damals teilwerje Die protejtantisch-veutichen 
Bartifular-Eherechte verjchtevdenen ISnhalt3 waren, jo gewann 
in der Folgezeit dieje Verjchiedenheit rafch einen immer größeren 
Umfang. Es fragt fich daher inSbejondere, ob es num jchließ- 
lich noch ein gemeines proteftanttsch-deutjches Eherecht gegeben 
habe, beziehungswetje jeßt gebe, und wie der Begriff desjelben 
bejtimmt merden folle.. 

Mit Rücficht auf das praktische Bediirfnis könnte man 
diefer Frage die Faffung geben: was ift da als proteftantiiches 
Eherecht ın Deutjchland anzumenden, wo e8 durchaus oder für 
einzelne Bunfte an partifularrechtlichen Normen für protejtan- 
tiiche Ehejachen fehlt? Und es läge dann die Antwort nahe: 
das fanonifche Eherecht, joweit es mit der evangelifchen Lehre 
vereinbar ift, und außerdem das Juitinianeische römtjche Ehe- 
recht; denn weil das Suftintaneifche römische Recht in com- 
plexu veztipirt worden ei, müßten die einzelnen eherechtlichen 
Beitimmungen defjelben durch die Berwerfung der fie abäns 
dernven Beitimmungen des fanonischen Nechts fiir die Prote- 
Itanten von jelbjt ©eltung erlangt haben, joweit nicht Dieje 
Beltimmungen durch partifularrechtliche erjegt worden feten. 
In der That hat auch fein Geringerer, al8 Eichhorn in jei- 
nen Griumdfägen des Kirchenrechts Bd. 1 ©. 373 fich für Diefe 
Beantwortung jener Trage erklärt. 

Sleichwohl kann ich jedenfalls in folcher Allgemeinheit, 
wie e8 Eichhorn thut, dies nicht für richtig halten. | 

Soweit dag fanonifche Eherecht nach, gemeinjamer protejtan- 
tijcher Heberzeugung auf irriger, fehriftwidriger Lehre oder doch 
nur auf Willkür der päpftlichen Gejeßgebung, beziehungsmetje 
auf zu mißbilligenden fanoniftischen Doktrinen (ie beifpielss. 
weije derjenigen von der Unterjcheidung zwijchen sponsalia de 
praesenti und de futuro) beruhte, hat fich meist zugleich, jet es 
jofort, fei eg allmählich eine pojitive gemeinjame Ueberzeugung 
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darüber, wie eS reformirt werden folle, gebildet, und hat viefe 
teilweije in daraus hervorgegangenem gemeinem Gewohnheits- 


recht, meist aber in übereinitimmenden Barttfulargejegen in der 


Art Ausdrud gewonnen, dag man mit Sicherheit Die davon 
abweichenden partifulargejeglichen Berfügungen als Ergebnifje 
bloß individueller Anfichten zu erkennen vermag. Das jo ers 


- fennbare einheitliche Ergebnis der auf Neformation des fano- 


. 


nischen Eherecht3 gerichteten protejtantischen Thättgfeit halte ich | 
für das wahre gemeine protejtantische Eherecht, Da8 denn auch 
als jubfidiäres zu gelten hat. Nur foweit e8 an folchem ge | 
meinen protejtantischen Eherecht fehlt, fann ih Eichhorn im 
Allgemeinen wenigitens beijtimmen, „daß, weil die Anwendung 
des fanonifchen Rechts wegfällt, dennoc) aber die Beurteilung 
eines Verhältnifjes nur auf das gemeine Necht geitügt werden 
fann, das römische Necht die Quelle der Entjcheidung wird“. 
Hieran reiht Sich mir aber fofort die weitere Frage an: 
it das gemeine protejtantiiche Eherecht in Wahrheit Kirchen 
recht, oder ift e8 vielmehr eigentlich bürgerliches Necht, Das 
man nur bisher irriger Werfe als Kirchenrecht behandelt hat? 
Daß es infofern jedenfalls bis auf die neueite Yeit zu= 


- gleich Kirchenrecht war, als es auch für das Tirchenamtliche 


Handeln maßgebend war, tjt außer Zweifel. Sp 3.8. hatten, 
wo immer nac) diefem Recht die Chejchliegung erlaubt war, 
auch die protejtantifchen ©etftlichen jie durch Trauung zu 
vollziehen. Dies folgte aber daraus, daß e8 Immer unter 
kirchlicher Mitwirkung und mit firchlicher Billigung fich gebil- 
det hatte. An fich alfo fünnte es deshalb doch eigentlich bür- 
gerliches Necht gewejen fein. 

Das, worum es jich hiebei vornehmlich fragt, it m. E. 
dies, ob ihm die Beitimmung inwohnte, für die Einzelnen 
nur in ihrer Eigenjchaft als Kirchengliever verbindlich‘ zu jein, 
oder in ihrer Eigenjchaft als Glieder des bürgerlichen ®emein= 
wejeng, ohne Nücjicht darauf, ob jie zugleich Kirchenglieder 
feien ? 

Der Grundgedanke, von welchem die protejtantiiche Ne= 
formation des fanonischen Eherecht3 ausging, war der, welchen 
Luther in der Schrift „von Ehejachen“ (Werte Erl. Ausg. 
HB. 23 ©. 93) mit den Worten ausiprach: „ES fann ja nie= 
mand leugnen, daß die Ehe ein äußerlich weltlich Ding ift, 

2 * 
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wie Kleider und Speife, Haus und Hof, weltlicher Oberfeit 
unterworfen“, d.h. ein dem natürlichen, nicht dem nur durch die 
Erlöfung ermöglichten, neuen geiftlichen Leben angehöriger 
Stand, worin alfo das Verhalten durch einen allgemeinen gött- 
lichen Willen bejtimmt wird, der für alle Menichen, Chriften 
wie Nichtehriften, der gleiche tft, und der daher auch, joweit dafür 
die beftändige Verwirklichung diejes göttlichen Willens durch 
menjchliche Nechtsfagung bewirkt werden foll, dem Bereiche der 
Sejeßgebung weltlicher Obrigfeiten angehört, welche ihre ©e- 
jeße nicht für Chriften als folche, jondern. für alle Staatsan= 
gehörigen, Chriften und Nichtcehriiten als Glieder des bürger- 
lichen Gemeinwejeng aufzustellen haben. Hätte Chriitug wirk- 
lich die Che für die Chriiten zu einem Saframent erhoben, 
dann müßte allerdings die Ehe unter Chriften unter andern 
Gejegen jtehen, al8 die Ehe unter NWichtehriften, und es ges 
- hörte dann die Ehriftenehe zum Bereich der kirchlichen, Die 
Ehe unter Kichtehriften zum Bereich der weltlichen Gejeßgebung. 
Ehriitus hat aber in Wahrheit nicht aus der Ehe für Die 
Chrijten etwas anderes gemacht, al8 was fie vermöge ihrer 
bei der Schöpfung erfolgten göttlichen Stiftung ift, jondern 
nur den hierbei verfündigten Willen Gottes aus der Schöpfungs- 
urfunde in Erinnerung gebracht, und Allen vorgehalten, den 
an Shn Slaubenden, wie den an Shn nicht Slaubenden. Die 
richtigen Chegejege fünnen aljo feine anderen fein für Chrt- 
itenehen, al3 für Ehen unter Nichtchriiten. 
Bon diefem Grundgedanfen ausgehend fann dag prote- 
Itantifche Eherecht unmöglich die Zugehörigkeit zur chriftlichen, 
_ und noch viel weniger gerade zur protejtantischen Kirche zur 
VBorausfegung jerner Verbindlichkeit Haben, oder mit andern 
Worten, e3 fann jeiner wahren Natur nach nicht Kirchenrecht, 
fondern e8 muß bürgerliches Necht fein. Nicht deshalb weil 
die protejtantifchen Ehegejege nur für Glieder der Kirche als 
jolche erlafjen werden follten, wurden fie unter der Weiitwirfung 
von Kirechenlehrern erlaffen, fondern nur deshalb, weil jte die 
beitändige Verwirklichung des allgemein gültigen göttlichen 
Willens in Betreff der Ehe bezielten, für welchen man bet 
den Ktircehenlehrern das richtigjte, bejte VBerjtändnts vorausjeßte. 
Kur aus demjelben Grunde gejchah e8 auch, daß man bei der 
Berwaltung der Chegerichtsbarfeit Theologen beizog und Dieje 
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Verwaltung in der Negel den Konfistorien, alfo Kirchengerichten 
übertrug. Und dies wiederum war es nun hauptjächlich, was 
zur Solge hatte, daß allerdings jene Ehegejete in der Negel 
nur bet Ehejachen von Brotejtanten zur Anwendung kamen, 
indem ingbejondere SKatholifen nach den Neichsgejegen einer 
proteftantischen Kirchengerichtsbarfeit nicht unteriworfen werden 
durften. Ihrem Inhalte nach konnten fie immer auf Katho- 
(ifen jo gut, wie auf Brotejtanten angewendet werden, ohne 
die Sewifjensfreihett der erjteren zu beeinträchtigen, weil fie 
nichts zu thun geboten, was mit dem Slauben der Katholiken 
unvereinbar gewejen wäre, jonvdern Diejen nur eine weitere 
rechtliche Freiheit einräumten, als die auf ihren Glauben gegrin- 
deten Ehegejete, ohne fie zu nötigen, von diefer Freiheit auch 
Sebraud) zu machen. Nur aus äußeren, nicht aus inneren Grüns 
den war und blieb die Anwendung des protejtantischen Che- 
rechts auf protejtantiiche Ehejachen bejchräntt, joweit dies der 
Zall war — denn Ausnahmen kamen in der That vor!) —; 
e3 war dies nicht Folge davon, daß es an ftch einen wejentlich 
firchlichen Charakter gehabt hätte, e3 war vielmehr immer an 
fich ein wejentlich bürgerliches, weltliches Recht. Und dag DBe- 
wußtjein davon gab ftch auch dadurch fund, daß man von der 
Mitte des vorigen Jahrhunderts an nirgends Bedenken tung, 
es in den einzelnen Rechtsgebieten für die bürgerliche Nechts- 
ordnung durch eimjeitige Staatliche Gefeßgebung abzuändern, 
und daß man Ddabet auch nirgends auf Widerjtand jtieß. 

Es geichah fogar jelbit in fatholischen Staaten und in 
Beziehung auf das fatholische Eherecht das Sleiche. Auch hier 
betrachtete man die Gültigkeit diejes EherechtS für die bürger- 
liche Rechtsordnung nicht mehr als eine nothiwendige Folge des 
mit dem fanonischen Nechte rezipirten Grundjaßes, daß Die 
Ehejachen als: geijtlihe Sachen ausjchlieglich der Firchlichen 
Gefeggebung und Gerichtsbarkeit unterworfen jeien, jondern 
man leitete fie aus einen freien und jtetS widerruflichen Yuge- 
jtändniffe von Seiten der Staatsgewalt ab, indem man nur 
dies al3 Boitulat der Gewifjensfreibeit feithielt, daß eine. bloß 
die Gewifien bindende und lediglich für die inneren Firchlichen 
Berhältniffe wirkfame Ehegerichtsbarkfeit der fatholifchen Kirche 


1) ©. 3. 3. Mofer von der Landeshoheit im Geiftliden ©. 715. 
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ie entzogen werden dürfe. Auch das Fatholtiche Kirchen-Ehe- 
recht galt für die bürgerliche Rechtsordnung im Grunde nicht 
mehr als Slirchenrecht, jondern als ein bürgerliches Necht, das 
mir feinen Inhalt aus Firchlichen Nechtsjagungen empfangen 
habe. Wegen Ddiejes ISnhaltes aber würde die Anwendung 
dejielben auf die Ehejachen von Brotejtanten fiir dieje bejchwe- 
vender jein, al3 die Anwendung des proteitantischen Eherechts 
auf die Ehejachen von Katholiten für Dieje, weil das fatholtsche 
Eherecht um der von ihm vorausgejeßten Saframentalität der 
Ehe willen die rechtliche Freiheit in Beziehung auf die Ehe in 
einem Umfange bejchrantt, der für folche, nach deren Slauben 
die Ehe fein Saframent tft, des genügenden Grundes entbehrt. 

Eine gewijfe Einjchränfung indejjen ift Doch bei. Diejer 
Behauptung notwendig, dal dag gemeine protejtantiiche Ehe- 
recht in jeinem bisherigen, d. d. vor dem NeichSgejeße von 1875 
ihm eigenen Umfange wejentlich bürgerliches Recht geivejen jet, 
wenn fie völlig zutreffend fein foll. E3 war nämlich, wie dies 
ichon oben berührt wurde, in jenem Umfange nicht bloß Che- 
recht im eigentlichen Sinne, jondern zum Zeil wejentlich Kir- 
chen-Eheordnung, und in jo weit alfo jelbjtverftändlich nicht 
birrgerliches Necht, weil überhaupt gar nicht eigentliches Ehe- 
vet. &3 enthielt ja 3. DB. auch-Beitimmungen über das 
Traurecht, über die Form der kirchlichen Trauung, über das 
kirchliche Aufgebot. Derartige VBorfchriften waren Sirehenge- 
jeße, nicht bürgerliche Nechtsvorfchriften. Sie müfjen alfo aus 
dem gemeinen protejtantischen Eherecht weggedacht werden, wie 
fie dazu als eigentlichem Cherecht auch nicht vollitändig und 
unbedingt gehörten, wenn gejagt wird, jenes Chrecht et 
wejentlich bürgerliches Recht. 

Sehr beachtenswert tft c8, daß die Unbe itimmtheit und 
Ziiekenhaftigfeit der proteftantifchen Ehegejeßgebung im Zeitalter 
der Neformation feineswegs auf Ungejchidlichkeit oder Nach- 
(äfftgfeit der Berfaffer der verjchtedenen Landesgejege beruht, 
jondern vielmehr zum großen Teil auf der auch oft ausdrüd- 
lic) ausgejprochenen Abjicht, den Ehegerichten einen dehr freien 
Spielraum für ihre Beurteilung und Entjcheidung der ein- 
zelnen Fälle nach ihrer perfün lichen, ‚durch Erwägung der imdi- 
viduellen Umftände zu beftim menden Ueberzeugung zu gewähren. 
E3 hat dieje Abficht ihren Grund in eben der Anjchauung, 
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welche die oben angeführte Stelle aus dem Anhang der Schmal- 
faldifchen Artitel mit jenen Worten ausdrücdt: „es tragen fich 
‘da (im Den Ehehändeln) jo mancherlei und jeltfame Fälle zu, 
daß e3 eines eigenen Gerichts dörffte.” Das joll jagen: in 
Ehejachen it mehr, al3 jonjt den fonfreten Verhältniffen und 
ihren Bejonderheiten Rechnung zu tragen, und darf daher die 
richterliche Aufgabe nicht als die bloger logischer Subjumtion 
des einzelnen Falls unter abjtrafte Nechtsregeln aufgefaßt 
werden. Und diefe Anjchauung tit in der That in der vor- 
zugsmweile fittlichen Natur der Ehe wohl begründet. E83 wäre 

zu wünfchen, daß fie jtetS bei der, Ehegefeßgebung und bei der 
Gerichtsorganijation feitgehalten würde. 


IV. Bie Umbildung des gemeinen Dentichen Cherechts 
durch Das Weichsgeje von 1875. 


| 8. 4. 

Das bisherige deutjche Eherecht wiirde eine Umbildung 
durch die Neichsgejeßgebung erit auf dem Wege der bereits in An- 
griff genommenen Copdificirung des gejammten bürgerlichen 

 Nechts, und dann in Zufammenhang mit diefem und- in feinem 
ganzen Umfange erfahren haben, wenn nicht aus Später zu erwäh- 
nenden Öründen die jchleunige Einführung der bürgerlichen Ehe- 
ihließungsform für notwendig erachtet tworden wäre, welche 
num die gleichzeitige Schaffung eines wenigjteng in feinen Grund- 
zügen einheitlichen Ehejchliegungsrechts al3 unabweisbares Be- 
dürfnis erjcheinen ließ. Diejes Bedürfnis beitand hauptfächlich 
darin, den weltlichen Standesbeamten, welchen jeßt der Bollzug 
aller Eheichliegungen im deutjchen Keiche und folgeweije auch) die 
Ermittlung ihrer gejeglichen Statthaftigfeit obliegen follte, die 
Erfüllung diefer Obliegenheiten möglichjt zu erleichtern. 

Hieraus erklärt jich) und hievauf beruht zunächfi der Ge- 

lammtcharafter der Durch das Neichsgejeg vom 6. Febr. 1875 

 vollzogenen Umbildung des bisherigen Deutschen Cherechts, 
wie er bereitS oben im S. 1 kürzlich angegeben wurde, num aber 
genauer darzulegen tt. 

Bor allem war es bei jener Entitehungsart diefer vorläufi- 
gen Umbildung des deutichen Eherechts zuläffig und beziehung- 
weije notwendig, daß fie fic) fait ganz auf den die Ehejchließung 
betreffenden Teil defjelben bejchränfte, und indem fie Diejen 
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doch als Ganzes neu geitaltete, diejes nur, jo zu jagen, durch) 
Entwerfung eines Grundrifjfes dafür that. ES genügte für 
den bezeichneten Zwed, die Erfordernifje für die rechtliche Zus 
Yäffigfeit der Ehejchliegung vollitändig und doch in. Inapper 
Taffung zu bejtimmen; für die Folgen der Ermangelung jedes 
einzelnen folchen Erfordernifjes konnte anf dag Landesrecht 
und beziehungsweife das gemeine Necht verwiejen werden, wie 
dDiefes für die meiften und wichtigften im $. 36 gejchehen tft, 
ohne hierüber etwas Neues zu bejtimmen, was, wo e8 — bejon- 
ders um der Einheitlichfeit des Nechts willen — nötig erjchei- 
nen fann, paffender dem Neichgcivilgefegbuch überlaffen blieb. 
Denn den Standesbeamten gehen die Folgen jener Erforder- 
niffe für den Nechtsbejtand der Ehen nichts an; fie fünnen 
nur bei den Gerichten zur Sprache fommen, wenn tm einzelnen 
Tall mit oder ohne Schuld des Standesbeamten eine den gejeb- 
lichen Erforderniffen nicht entfprechende Eheichliegung zum Voll- 
zug gekommen ift. 

Zugleich aber jollte die einjtweilige und dem Umfang nad) 
möglichit bejchränfte Umbildung des beitehenden deutjchen Ehe- 
rechts doch noch einen viel bedeutjameren Zived, als den eben ge- 
dachten, erfüllen, nämlich den, die vollftändige Ablöjung des Ehe- 
recht3 vom Kirchenrecht, inSbejondere jeine Unabhängigkeit von 
ipezifisch Eiechlichen Saßungen wenigitens anzubahnen. Hierauf 
beruht es, daß das Sefet nicht nur alle auf jolche Saßungen 
suriiczuführende Eheverbote jtillichweigend abjchaffte, wie 3. B. 
die wegen entfernterer Berwandfchaft, wegen der Neligtiongsver- 
jehtedenheit ı. f. w., jondern daß es auch im $. 77 bei ©ele- 
(egenheit der Aufhebung aller getitlichen oder durch die Yuge- 
hörigfeit zu einem Glaubensbefenntnige bedingten Chegerichts- 
barfeit die beitändige Trennung der Ehegatten von Ti und 
Dett, welche das Fatholifche Eherecht, von dem: Dogma- der 
Ehejaframentalität geleitet, an die Stelle der Ehejcheidung 
gejeßt hat, wieder in dieje ummwandelte, und hiemit aljo jeine 
rechtsändernde Thätigfeit über das Ehejchliegungrecht hinaus 
erjtrectte. Mit völliger Folgerichtigfeit ift jedoch diejes weitere 
Biel nicht verfolgt worden. Sm Öanzen tit für die übrigen 
Teile des Eherechts außer dem Ehejchliegungsrechte die fonfefjio- 
nelle Ziwiejpältigfeit des gemeinen deutjchen Eherecht8 unangetajtet 
geblieben, jo daß auf Ehen zwilchen Katholiten doch jeden- 
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falla im Bereich De3 gemeinen Recht? noch mancher Nechtjak 


Geltung hat, der in Fatholijcher Stirchenfagung wurzelt. 


Db nun demzufolge auch nocd auf gemischte Ehen, d. d. 
auf Ehen zwijchen Katholiten und Protejtanten teilweije das _ 
fatholiiche Eherecht Geltung haben jolle, daraus tt aus dem 
Sejeße jelbjt nicht3 zu entnehmen. 

E3 it wohl die bis jegt allgemeine Anficht, daß auch bei 
gemischten Ehen in Beziehung auf den fatholifchen Eheteil 
fortwährend das noch geltende fatholifche Eherecht anzumenden 
jei; wie bisher, wo nicht ein für die Staatsangehörigen insge- 
gemein, ohne Nücficht auf ihre Konfeffion geltendes Bartifu- 
lar-Eherecht beitand — auf gemijchte Ehen das fatholische und 
das protejtantifche Eherecht, jo gut eS gehen wollte, neben= 
einander angewendet wurden. 

Kach meiner Ueberzeugung tft jeßt im Bereich des gemei- 
nen Rechts auf gemtjchte Ehen nur das proteitantische gemeine 
Eherecht anzumenden. 

Eine gemijchte Ehe gehört nicht beiden Kirchen zugleich, 
jondern jie gehört vielmehr feiner der beiden Kirchen an. Die 
Ehe it als Nechtsverhältnis nicht ein aus felbjtändig einander 
gegemüberitehenden Nechten und Bflichten beider Theile zujams 


 mengejebtes Berhältnis; die beiderjeitigen Nechte und Pflichten 


bedingen fich gegenfeitig, und bilden eben in diejer ihrer gegen= 
feitigen Bedingtheit ein unteilbares Ganzes. Die gemischte Ehe 
it als Nechtsverhältnis nur denkbar vermöge einer zwischen 
den Ehegatten beitehenden Nechtsgemeinschaft, wie jte zwischen 
Gliedern verichiedener Kirchen nicht al jolchen, fondern nur 
als Gliedern des bürgerlichen Gemeinwejens bejtehen fann. 
Kur die Nechtsjagung des bürgerlichen Gemeinwejeng, dem die 


 gemifchte Ehe angehört, fann für fie Geltung haben, Kirchen- 


recht nur, joweit dag bürgerliche Gemeinwejen, dem fie anges 
hört, ste demjelben Durch pofitive Nechtsporichrift unterwirft. 


Sm Bereich des gemeinen Nechts, in welchem es an einer 


folchen Nechtsvorjchrift fehlt, fann auf gemiichte Ehen nur 
das von dem bürgerlichen Gemeinwejen ausgegangene Eherecht 
angewendet werden, und dag tjt eben das protejtantische Ehe- 
recht; e3 fann dafür in feiner Beziehung und unter feiner 
VBorausjeßung das von der fatholiichen Kirche ausgegangene 
und von dem bürgerlichen ©emeinwejen bloß rezipirte Eherecht 
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Anwendung finden, weil dies vorausjegen würde, daß die ein- 
zelne gemifchte Ehe als ungeteiltes Ganzes unter katholischen 
Kirchenrecht ftüunde. Wird das protejtantische ‚Eherecht auf 
eine gemifchte Ehe angewendet, nicht, weil es das Necht der 
Kirche des proteftantifchen Theil3, jondern weil e$ Nechts- 
jagung des bürgerlichen Gemeinwejenz ijt, dem die Ehe ange- 
hört, jo wird dadurd) in richtiger Weije anerkannt, daß eine 
iolche Ehe feiner der beiden Kirchen angehört. 

Daß bei gemijchten Ehen jeder Teil nach dem echte 
seines Glaubensbefenntnifjeg beurteilt werde, it jchlechthin 
unmöglich. Denn eben damit, daß der fatholifche Teil in 
Beziehung auf die Ehe nad) dem Nechte jeines Glaubensbe- 
fenntniffes beurteilt wirrde, ergäbe jich notwendig eine DBe- 
urteilung des ‚protejtantijchen Teils nicht nad) dem Nechte 
jeineg, jondern dem eines fremden Slaubensbetenntnijjes; jedes 
vichterliche Urteil über die Ehe ift notwendig Beurteilung des 
einen und des andern Cheteils zugleich. 

Man jeße nur den FZall, daß in einer gemischten Ehe der 
fatholifche Teil vor ihrer Conjummation ein feterliches Drdens- 
gelübde ablegt. Wird diefe Handlung defjelben nach fatholischem 
Kirchenrecht beurteilt, jo tijt dadurch das Band der Ehe von 
jelbjt gelöjt. Durch dieje Beurteilung des fatholifchen Teils 
wird das Necht des protejtantischen Teils auf Fortjegung der 
Ehe als von jelbit erlojchen behandelt, während Ddiejes_ jein 
Necht nach protejtantiichem Necht nur dadurc) aufgehoben wer- 
den fann, daß es durch eine That verwirkt wird, welche als 
gejeglicher Scheivungsgrund gilt. Würde dagegen der prote- 
itantifche Teil e8 als fein Necht in Anjpruch nehmen, durch 
den Eintritt des fatholiichen in einen geitllichen Orden vom 
Ehebande frei geworden zu jein, jo würde er damit einen 
nicht in dem echt feiner Kirche, jondern in Dem einer ihm 
fremden Stirche begründeten Anjpruch erheben. Wirde der 
protejtantische Ehemann gegen jeine in ein Sllojter eingetretene 
fatholische Ehefrau eine Scheivungsflage erheben, mit dem Ber- 
langen, dag der Richter die Handlung der Frau nac) fatho- 
lischem Sticchenrecht beurteile, jo hieße das zugleich, er jelbit 
wolle hinjichtlich feiner Gebundenheit durch die Che nicht nach 
dem Nechte jeiner Kirche beurteilt werden. Und würde er 
verlangen, daß die Frau angehalten werde, zu ihm zurüczus 
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fehren, damit er Hinfichtlich jenes Anfpruchg hierauf nach dem 
Nechte jeiner Kirche beurteilt werde, jo hiefe das Berlangen, 
e3 jolle das Berhalten jener Frau nicht nach dem Nechte ihrer 
Kirche beurteilt werden. Wie immer der Nichter enticheiden 
möchte, ev würde immer einen Teil nicht nach dem Nechte jeiner 
Kirche, jondern nach dem der Slirche des andern Teils beur- 
teilen. Nur wenn er nach dem proteitantischen Eherecht ent - 
Icheidet als nach dem bürgerlichen Nechte, welchem die gemijchte 
Ehe als emheitliches NechtsverhältntsS unterworfen tt, thut er 
feinem Teil Unrecht, und fpricht er aus, was für diefe Ehe 
wirklich Nechtens ift. Er wird auf Verlangen des Mannes 
die Frau zur Rückkehr auffordern, aber nicht zwingen, und 
wenn fie nicht zurückkehrt, die Ehe wegen Uuafiderjertion 
Icheiven. 

Auch wenn ein protejtantiicher Ehemannn auf Ungültigfeit 
feiner Ehe mit jener fatholijchen Frau klagen wiirde, weil er fich 
über eine beitimmte Eigenschaft derjelben bei Eingehung der Ehe 
geirrt habe, und wenn darauf hin die Ehe für ungültig erklärt 
würde, weil nach dem proteftantifchem „Kirchen“ -Nechte auch ein 
error in qualitate trennendes Privatimpediment jet, läge darin 
eine Kichtachtung des Nechtes der Krau auf den Beitand der 
Ehe, wie eS hier in dem Nechte ihrer Kirche begründet wäre, 
wornach nur der error in persona trennendes Brivatimpediment 
it. Durch Beurtetlung des Mannes nach proteitantifchem 
Kirchenrecht würde Die Frau nach dem Recht einer ihr fremden 
Kirche beurteilt. Nu wenn die Ehe hier nach dem protejtan- 
tiichen Eherechte al3 bürgerlichem Nechte, wie es Diejes 
nach den obigen Ausführungen in der That ift, fir ungültig 
erklärt wird, liegt darin eine wirklich gerechte Beurteilung 
des Nechtsverhältniffes und ann fich feiner der beiden Teile 
darüber beflagen, daß er nach einem ihn nichtS angehenden 
Jrechte beurteilt werde. 

&3 fteht dieje Behauptung, daß auf gemischte Ehen im Bereich 
des gemeinen Nechts ausschlieglich das proteitantiiche Eherecht 
anzuwenden jet, allerdings mit der bisherigen allgemeinen Anz= 
nahme und Hebung in Widerjpruch. Aber abgejehen davon, daß 
diefe nach den obigen Bemerkungen al3 theoretijch unhaltbar 
anzusehen fein dürfte, fommt dagegen auch nocd, Folgendes in 
Betradht. ES Hat jich diefe Anfchauung und PBraris offenbar 
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unter dem Einfluffe der urjprünglichen Behandlung der Ehe- 
jachen gebildet, wonach fie bei den PBroteftanten, wie bei den 
Katholifen der Eirchlichen ©erichtsbarkeit unterlagen, und eben 
deshalb nach firchlicdem, nicht nach bürgerlichem Nechte beur- 
teilt iwerden zu mifjen jchienen, wo denn freilich es auch als 
unthunlich betrachtet werden mußte, für und beziv. gegen Che- 
gatten fatholischen Befenntnifjes, jowohl im gemischten als 
ungemifchten Ehen nach protejtantifchem Kirchenrechte Necht 
zu jprechen. Nachdem jest alle getitliche over durch Die Yuge- 
hörigfeit zu einem Glaubensbefenntniffe bedingte ©erichtsbar= 
feit durch S. 76 des Neichsgejehes grumpdjäglich aufgehoben tit, 
muß es umgekehrt als eine Anomalie betrachtet werden, daß Ehe- 
jachen noch nach firchlichem Nechte entichteven werden, die Daher 
als Anomalie in die engjten Grenzen einzufchließen tft, jo daß das 
wirklich Eirchliche Fatholtiche Eherecht nur da angeivendet wird, wo 
vorauszujeßen tft, daß die Ehe von beiden Teilen nach ihrem 
Slaubensbefenntniffe als ein Saframent betrachtet wird, und 
mithin bei gemijchten Ehen nur bürgerliches Necht, wie e3- das 
protejtantifche gemeine Eherecht in der That it. Daß damit 
nie eine Verlegung der Gewifjensfreiheit verbunden fein fanır, 
wird Jich jpäter bei den einzelnen Nechtsfragen von Jelbit ergeben. 

Bei Ehen, welche in dem Sinne gemtcht find, daß Der 
eine Teil Glied der Fatholifchen oder einer jonjtigen chriitlichen 
Kirche, der andere Glied einer Sekte oder einer nichichrift- 
lichen oder auch gar feiner Neligionsgejellichaft angehörig ift, 
bleibt jedenfall3 nichts anderes übrig, als die Anwendung des 
gemeinen proteitantijchen EherechtS wenigjtens auf Beurteilung 
der Anfprüche des einer Sekte angehörigen oder befenntnislofen 
 Eheteil8 zu erftreden, obwohl es als Kirchenrecht darauf nicht 
anwendbar iväre. 

Selbitveritändlich tft überall, wo ein für alle Konfeffionen 
gültiges Yandeseherecht befteht, Diejes jet anch auf gemischte 
Ehen anzuwenden, obgleich bisher felbit da, jofern die Ehege- 
richtsbarfeit eine firchliche oder doch Eonfeffionell bejtimmte 
war, auf gemischte Ehen beiverlei Necht, das Fatholiiche und 
- dag proteitantische gemeine Necht nebeneinander angewendet 
wurde. Ein Zandeseherecht aber, das nur für Katholifen gelten 
joll, wie das (alt=) baterische fan, wenn, wie ich fir richtig 
halte, überhaupt nicht mehr fonfeffionelles Eherecht auf gemifchte 
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Ehen angewendet werden foll, auf diefe nicht angewendet werden; 
es muß auf fie ftatt deffen ebenfalls das gemeine proteitantische 
Eherecht angewendet werden, wie denn auch bisher in Baiern, 
wo bei einer gemtjchten Ehe der protejtantifche Teil belangt 
wurde, wenn er auch fein Domizil im Öeltungsgebiet des Bay 
eriichen Landrechts hatte, nicht nach diefem, fondern nach dem 
gemeinen protejtantiichen Cherecht geiprochen wurde. 

Snfofern nun aber weiter eine und diejelbe Ehe in ver- 
Schtedenen Bettpunften eine gemischte und eine ungemifchte fein 
fann, fommt es für die auf Diefelbe anzuwendenden NRechtsvor- 
Schriften darauf an, ob e8 fi) um jolche Handelt, welche Die 
Eheichliegung oder um folche, welche die Aufhebung der Ehe 
betreffen. Wo Nechtsvorjchriften der erfteren Art anzuwenden 
find, ift e8 entfcheidend, ob die Ehe zur Beit der Schliegung, 
wo Nechtsvorichriften der zweiten Art anzuwenden find, ob fie 
zu der Heit des EintrittS der Thatjache eine gemischte tjt, von 
welcher es fich fragt, ob fie al3 Aufhebungsgrund der Ehe zu 
betrachten jet. 

Kir können nım das bisher Ausgeführte jo zujammenfaflen. 

Das3 deutjche Eherecht war zur Beit der Reformation ein 
einfaches: das vezipirte fanonifche Eherecht. Seit der Nefor- 
mation bis zum Neichsgejeß von 1875 war es ein zweifaches: 
für fatholifche Ehejachen das durch die tridentintiche ©ejeß- 
gebung (joweit diefe in Deutjchland publizirt war) modifizirte 
fanonische Recht; für protejtantifche Ehefachen das fanonijche 
Necht, wie eg durch protejtantischedeutjche Gejeggebung und 
protejtantifch-deutiches Gewohnheitsrecht in einheitlicher Weife 
umgejtaltet worden war. Das fatholtfch-deutiche Eherecht war 
ein an fich Firchliches aber für die bürgerliche Rechtsordnung 
tezipirtes, das protejtantifch-deutiche ein an fich bürgerliches 
Cherecht, das zugleich auch als proteftantischefirchliche Eheord- 
nung galt, und regelmäßig auch nur auf Ehejachen von ©fie- 
dern der protejtantifchen Kirche Anwendung fand. 

Seit der allgememen Einführung des Neichsgejeges von 
1875 gelten als deutjches Cherecht immer zunächit dejjen Be- 
Stimmungen, foweit fie aber der Ergänzung bedürfen, Die Be- 
jtimmungen des bisherigen gemeinen Eherechts, des katholischen 
für fatholifche, des proteftantischen für protejtantiiche und für 
gemijchte Ehen. 
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Für ungemifchte jüdifche Chen wird das neue Neichsrecht 
durch das jüdijche Eherecht ergänzt. Von diefem Sonder-Ehe- 
recht ijt natürlich in einer Darjtellung des deutichen Eherechts 
in unjerem Sinne völlig abzufjehen. 


V. 8er Einfluß der reichsgeielichen Umbildung des ge= 
meinen dentichen Eherehts anf die Firhliche Cheordnung. 


8.5. 

Das (gemeine) deutjche Eherecht der Vergangenheit galt 
zugleich als Kirchenrecht; e3 war darin zugleich die Firchliche 
Eheordnung mit enthalten. Das Ddeutiche Eherecht der Gegens 
wart hat nım noch Geltung für die bürgerliche Nechtsordnnung; 
wie feine Verwirklichung in feinem einzelnen Falle mehr durc) 
eine firchliche Trauungsverweigerung verhindert werden fann, 
jo fanın eg auch in feiner Beziehung mehr für das Firchliche 
Semeinleben tn weiterem Umfange zur Norm dienen, als in 
welchem - die beitimmte Kirche fich jelbit es dafür al8 Norm 
dienen lafjen will. Sede Kirche im deutjchen Neiche kann jegt 
für ihre Gemeinleben eine Eheoronung beobachten, welche von 
dem Ddeutichen Eherechte der Gegenwart mehr oder weniger 
abweicht, und jo fann fie denn aud) das bisherige, durch das 
Neichsgejeh abgeänderte Eherecht, wenn fie will und jo weit 
fie will, unverändert als für ihr \ Öemeinleben fortgeltend be- 
Handeln, jie fan es unverändert al3 Kirchen-Eheordnung auf- 
recht erhalten. Was davon für die bürgerliche Nechtsordnung 
aufgehoben tft, tft damit nicht auch für die firchliche Lebens 
ordnung aufgehoben, jo lange nicht die betreffende Kirche jelbit 
es als dafiir aufgehoben betrachten will. 

Soweit das bisherige veutiche Eherecht fatholiiches SKir- 
chen=-Eherecht war, hat es notwendig als jolches unveränderte 
Geltung behalten. Die katholische Kirche kann feine Bejtimm- 
ung diefes Cherecht3 al3 Norm ihrer Eheordnung für aufge: 
hoben erachten, bi3 fie Durch ein SKtirchengejeß als jolche aufge- 
hoben wird. Ste muß es jich gefallen lafjen, daß diefem Ehe- 
rechte teilweije feine Wirkjamfeit für Die bürgerliche Nechtg3ord= 
numg im deutschen Neiche entzogen tft; aber ebenjo muß und 
will eg der Staat jich gefallen Laffen, daß fie, auch joweit je= 
nes gejchehen tit, e8 dennoch in ihrem Bereiche und mit den 


V. Die firhliche Eheordnung 8. 9. 31 


ihr zustehenden Mitteln als Norm der firchlichen Lebensord- 
nung in Bezug auf die Ehen ihrer Glieder in voller Geltung 
erhält. Wenn das Neichsgejeß vorjchreibt, daß jet im Deut- 
chen Neiche jede Ehe vor dem Standesbeamten gejchloffen 
werde, jo fan und joll dadurch die Vorschrift des katholischen 
Kirchenrecht nicht aufgehoben fein, daß Katholifen ihren Che- 
Ichliegungswillen vor ihrem Pfarrer und zwei Yeugen erklären 
müffen; jene reichsgejegliche VBorjchrift muß fortan beobachtet 
werden, damit die Ehe rechtliche Seltung habe, dieje Kirchliche 
Borschrift muß immer noch beobachtet werden, damit die Ehe 
als Saframent und al8 ratum matrimonium gelte. &8 darf 
nur die Einhaltung diefer firchlichen VBorjchrift im einzelnen 
Falle nicht mehr jo gefordert werden, daß dadurch der Beitimm- 
ung des Gejeßes zuwider gehandelt würde, wornach die bür- 
gerliche Ehejchließung und ihr Nachweis der Entgegennahme 
der EConjenserflärung Durch den Wfarrer vorbergehen muß: 
Hierin liegt aber offenbar nicht eine Aufhebung der Eirchlichen 
Borjehrift jelbft, jondern nur eine Anordnung über eine Art 
ihres Vollzugs, wodurch diefer nicht aufhört, Beobachtung der- 
felben und Erfüllung der darin enthaltenen Forderung zu jein. \ 
Ehenjo ift die Beftimmung des fatholifchen Kirchen-Eherechts, 
daß Ehen, welche Slerifer der höheren Weihen fchliegen, Der 
Saframentsnatur entbehren, und matrimonia non rata jimd, 
wie auch, daß dadud folche Slerifer Kirchenitrafen verfallen, 
dadurd unberührt geblieben, daß nach dem Neichsgefeß derglet- 
chen Ehen erlaubt find und volle bürgerliche Geltung haben. 
Kur durch ein Sirchengejeß fünnten jene Bejtimmungen ihre 
firchliche ©eltung verlieren. 

Auch die Vorfchriften des bisherigen proteitantifchen Ehe- 
recht, welche wahrhaft irchliche, Lediglich die Firchliche Eheord- 
nung betreffende Borschriften waren, wie die Beitimmungen über 
das Traurecdt, die Korm der Trauung, das firchliche Aufgebot 
u. j. f., find durch Die reichSgefeglichen Aenderungen des Che- 
vecht8 nicht berührt worden und fonnten dadurch nicht berührt 
werden; jte gelten nach wie vor für die firchliche Lebensordnnung, 
joweit fte nicht bereits durch SKirchengejege abgeändert worden 
find, oder e8 in YJufunft werden. Dagegen joweit dag pro- 
tejtantisch-deutjche Eherecht wahrhaftes Cherecht war, durch dag 
Neichsgejeg aber abgeändert worden ift, kann jeine volljtändige 
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fernere Geltung alg,eines Inbegriffs von Normen für die Eirch- 


fiche Eheordnung feineswegs als jo jelbitverjtändlich und not- 


wendig betrachtet werden, wie diejenige des Fatholischen Ehe- 
rechts fiir die fatholifche Kirchen-Eheordnung. 

Es ift zu bedenken, daß das bisherige gemeine protejtan- 
tifche Eherecht nicht, wie das fatholiiche auf einfeitiger Kirchen- 
gejebgebung beruhte, deren Inhalt An der Staat nur fir Die 
biirgerliche Nechtsordnung aneignete, jondern auf einer Nechts- 
faßung, welche überhaupt nur durch die Sanftion der welt- 
lichen Obrigkeit Geltung erhielt, und wober bloß firchliche Dr- 
gane beratend mitwirkten. Daß die Abänderungen jebt ohne 
ficchliche Mitwirkung erfolgt, find, fan nac) den Orundjäßen 
der protejtantifchen Kirche an und für fich noch feinen Grund 
abgeben, weshalb fie nicht auch fire die firchliche Lebensordnung 
als maßgebend behandelt werden fünnten; nur ihr Inhalt fann 
Dafür entjcheidend jein. Wo bisher durd) Yandesgejeggebungen 
das beitehende Eherecht einfeitig abgeändert worden war, wurde 
dDiejes in der Negel zugleic) ohne Widerjprucd) von Seiten Der 
firchlichen Organe als eine Abänderung der protejtantischen 
landesfirchlicden Eheordnung behandelt. Hatten 3. B. jene 
Sejeßgebungen bisher Eheverbote wegen geivifjer Berwandt- 
Ichaftsgrade aufgehoben, jo betrachtete man eS als unziveifel- 
Haft, daß von denjelben auch nicht mehr eine Firchliche Dispen- 
jation erforderlich. jet, Damit die Trauung erfolgen dürfe. Nur 
wo das durch Gottes Wort gebundene ficchliche Gewifjen fich 
Dagegen jträubte, Die Aenderung des beitehenden Eherechts als 
maßgebend auch für dag firchenamtliche Handeln zu behandeln, 
ergaben Sich jene befannten Slonflikte. 

Die protejtantifche Kirche kann und muß jegt unbefangener 
und jorgfältiger erwägen, in wie weit der Snhalt der 
jtaatsgefeglichen Abänderungen des bisherigen Cherechtes als 
notwendig oder wenigjteng rätlich erjcheinen laffe, fie für 
die Eirchliche Lebensordnung, auf welche fie ja auch Fich 
unmittelbar gar nicht beziehen, nicht gelten zu lafjen. Denn 
auch wenn jte danır bemgemäß für Chen ihrer Glieder, welche 
das bürgerliche Gejeß geftattet, die Trauung verweigert, wird 
dadurch deren Emgehung nicht mehr äußerlich verhindert. Es 
it jogar anzunehmen, daß die jtaatliche Gejeßgebung in man- 
chen Punkten die vechtliche Freiheit in Beziehung auf die Ehe 
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im Bertrauen daranf erweitert hat, daß nur in bejchränftem 
Nahe Davon werde Gebrauch gemacht werden, und daß es in 
jofern ganz mit ihren Abjichten übereinjtinunt, wenn die Slivche 
ihre lieder, joweit e3 in ihren Kräften jteht, davon abzuhalten 
beitrebt tit. 

E3 wird die Negel aufzustellen fein: wo e3 das chriitlich 
fittliche Gefammtbewußtjein fordert, daß eine durch die ftaat- 
(iche Ehegejeßgebung abgeänderte Vorichrift des bisherigen pro- 
teftantifchen Eherechts als Norm der Eiechlichen Cheordnung 
unverändert in Geltung bleibe, ift jte auch, jei eg nun durch 
ausdrückliche Tirchliche Feitfegung oder durch freie Eirchliche 
Uebung noch als geltend zu behandeln. 

ach diejer Negel werden wir bet unferer Daritellung des 
bisherigen deutichen Eherecht3 Schritt für Schritt zu ermitteln 
juchen, was von demjelben noch ungeachtet feiner Umbildung 
dureh das Neichsgefeß für die bürgerliche Rechtsordnung, als 
proteitantische Kirchen-Eheordnung zu gelten habe, beziehungs- 
weife was als folche feitgeitellt werden follte. 

Hinsichtlich der neben jenem Hecht geltenden Ffatholifchen 
Kirchen-Eheordnung werden wir ung mett auf allgemeine 
Andeutungen beichränfen. E3 bletbt nac, Obigem das fatho- 
Liiche Eherecht als ein vollftändiges Syitem Firchlichen Eherechts 
in Geltung; für die Kenntnis diejes Syitems find fortwährend 
die Lehrbücher des Kirchenrechts und insbejondere Die Hands 
bücher des fatholiichen Eherechts hinreichend. 


Scheurl, Eheredt. 3 
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Wefen und Form der EhefchlieBung. 
- I. Allgemeines, 


8. 6. 

Das Welen der Ehe fordert es, daß fie auf freier Selbit- 
beitimmung der Berfonen beruhe, welche dadurch ein Ehepaar wer- 
den jollen. Dem natürlichen Berhältnijfe der Gejchlechter zu ein- 
ander entjpricht e&8, daß der Mann fich feine Lebensgefährtin 
wählt, daß er um die Gewählte wirbt, und daß fie fraft freien 
Entjchluffes feinen Antrag annimmt, in die Che mit ihm ein- 
willigt. Daß die Wahl und Einwilligung unter Mitwirkung Der 
Eltern oder ihrer Vertreter erfolge, oder fogar von diejen ver- 
anlaßt werde, fteht damit nicht in Widerjpruch, jondern tt 
damit vollfommen vereinbar; die wahre, wejentliche Freiheit 
der. beiverjeitigen Selbitbeitimmung kann gerade Dadurch gefichert 
und gefördert werden; denn eben in dem Maße tit jie wahrhaft 
frei, als dabei der Einfluß von Leidenschaft nnd Täufchung aus- 
gejchloffen und Vebereilung fern gehalten ift. Aber wie immer 
hiernach der Borgang des Entjtehens der Ehe jich geitalten 
mag: im Welentlichen muß er Ehejchließung fein, Willens- 
vereimigung derer, welche Ehegatten werden follen, darüber, 
daß von mın an das Verhältnis der Ehe zwischen ihnen beftehe. 

Kur das jedoch tft bei der Ehejchlieung Gegenftand freier 
Selbitbeitimmung der Cheichließenden, daß fortan zwijchen 
ihnen eine Ehe bejtehe, und nicht auch der Inhalt oder Die 
Dauer des einzugehenden Verhältniffes. Der Inhalt und Die 
Dauer Diejes DVerhältnifjes tft durch jein Wejen jelbit be- 
timmt, wie -e8 durch den göttlichen Willen und die darauf 
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beruhende pojitive Nechtsjagung unwandelbar feitgeitellt it. 
Der Ehejchliegungswille tft der Wille, durch Eingehung der 
Ehe jich dem Willen Gottes in Betreff der Ehe und dem darauf 
beruhenden pofitiven Eherecht zu unterwerfen, wodurd dann 
jede willfürliche Verfügung über Inhalt und Dauer des che 
lichen Berhältniffes ausgefchloffen it. 

Dies tt es, was man hervorheben will, wenn man e3 
beitreitet, daß die Ehejchließung ein Bertrag fei, indem man es 
für das Charakteriftiiche des Vertrags hält, daß er nicht mır 
Entjtehungsmittel eines Nechtsverhältniffes fei, jondern daß 
Dadurch auch deijen Inhalt und Beitand nach freiem Belieben 
beitimmt werde. Allein dadurch wird eben der Begriff des 
Bertrags zu eng gefaßt. Sein wahrer Begriff ift der, daß 
durch ihn. ein bejtimmtes Berhältnis zwischen den Vertrag- 
ichließenden mit freier Willenseinigung hervorgebracht wird, 
und es tjt nur eine zufällige Eigenjchaft gewiffer Berträge, 
daß durch fte auch der Inhalt und der Beitand der Nechts- 
verhältnifje, welche fie begründen, von dem freien beiderjeitigen 
Willen abhängig gemacht wird. Die Ehejchließung hat not- 
wendig die Natur des Bertrags, in jofern nur freie beider- 
jeitige Selbjtbeftimmung des Entitehungsmittel der Ehe fein 
fann, und injofern die Ehejchliegung eben nichts anderes tft 
als übereinjtimmende freie Selbitbeitimmung der Ehejchliegenden 
it Beziehung auf Entjtehung der Che zwischen ihnen. 

Die Einwilligung in die Ehe fan von doppelter Art 
 jein: Einwilligung in eine erft künftig zu fchliegende und in 
eine vom gegenwärtigen Augenblid an beginnende Ehe. Die 
eritere tft Verlobung; nur die zweite tft Eheichliegung. 
Sn der Negel iit e3 bei dem Eheantrag und jeiner Annahme 
zunächjt nur auf Verlobung abgejehen, welcher erjt nach einiger 
Beit die Ehejchliegung folgt, weil zum Beginn der Ehe noch 
weitere Vorbereitungen erforderlich find. Die Entitehung der 
Ehe wird eingeleitet durch den consensus sponsalieius und erfolgt 
durch den consensus nuptialis over matrimonialis. 

In dem Entfchluffe, einander künftig zur Che zu nehmen, 
it vom fittlichen Standpunkte aus notwendig auch Der Ent- 
Ichluß enthalten, einander gegenwärtig jchon Treue zu bewah- 
ven: das Eheversprechen als Berjprechen künftiger Eheichließung 
it Verlobung in dem befonderen Sinn eines gegenfeitigen Treite- 
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gelöhnifjes./ Doch ift e8 auch mit der ernfteften fittlichen Auf- 
faffung der bloßen Verlobung wohl vereinbar, daß damit ein 
jtillfehweigender Vorbehalt verbunden tft, diejes Treuverhältnis 
aus wichtigen Gründen, welche vor der Ehejchliegung Jich erges 
ben könnten, durch beiderjeitige Uebereinfunft oder jelbit ein- 
jeitig wieder aufzuheben. Nur „was Gott zufammengefügt 
hat, das foll der Menjch nicht jcheiden.“ Bon Gott zujammen- 
gefügt find aber Mann und Weib miteinander erit, wenn jie 
sich mit einander nach Oottes Drdnung zur unteilbaren Lebens- 
gemeinjchaft vereinigt haben; auf diefe ift es von Gott bei der 
Eheitiftung abgejehen, nicht auf ein bloßes Treueverhältnis; 
zur unteilbaren Lebensgemeinschaft Hat Gott das erite Men- 
ichenpaar zufammengefügt, nicht zu "einem bloßen Treuverhält- 
niffe; er hat dadurch dem Wanne das Weib zu jeiner „Gehülfin“ 
gegeben, die „um ihn jei”, die mit ihm zufammenfebe (Gene. 2, 
18). E83 wird auch in der h. Schrift (ebendaj. VB. 24) das 
fofort al8 Adams Berjtändnis der Eheitiftung bezeichnet, daß 
„ein Mann Vater und Mutter verlaffe und an feinem Weibe 
hange und jte jo Ein Fleisch werden“. Auch die Apoftel (1. Petri 
3, T vgl. mit 1. Cor. 7, 13) jeben das Wefen der Che in das 
„Bufammenwohnen”, wie e$ die natürliche Bedingung fir die 
Erfüllung der Ehepflichten in ihrer Gejfammtheit ijt. Die ehe- 
liche Treue und Die eheliche Lebensgemeinfchaft find nicht neben- 
einander jtehende Stüde de3 Wejens der Ehe, jondern die 
wahre, eigentliche Chetreue hat die eheliche Lebensgemein- 
fchaft zu ihrer Grundlage; der Ehemann und die Ehefrau jchul- 
den einander ehelihe Treue, weil fie zur ehelichen Lebensge- 
meinschaft miteinander vereinigt find. Berlobte find einander 
zur Verlöbnistrene fraft des einander gegebenen Wortes ver- 
pflichtet; zur Ehetreue verpflichtet Die Vereinigung zur unteil- 
baren Lebensgemeinjchaft; die göttliche Zufammenfügung zu 
diefer macht es, daß die Scheidung nicht mehr ohne Berfün- 
digung eines der beiden Eheteile möglich ift. 

eur eine jolche Einwilligung in die Ehe welche den Sinn hat, 
daß die volle eheliche Lebensgemeinjchaft von jet an begin= 
nen joll, it wahre eigentlihe Ehejchhließung. Die Nechtz- 
laßung fann jich mit einer bloßen, auch formlofen Erflärung 
diejer Einwilligung begnügen, um darauf hin die vollen 
Nechtswirfungen der Ehe eintreten zu lafjen, auch wenn dabei 
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aus bejonderen Gründen einftweilen noch auf die thatfäichliche 
Lebensvereinigung verzichtet wird, jo aber, daß diejer Verzicht 
nur die Ausübung eines doch schon als vorhanden betrachteten 
beiverjeitigen Nechtes darauf zum ©egenjtande hat. 

Dagegen fan das Recht eine Einwilligung in die Ehe, 
wodurch man ftch einander nur fo fejt binden will, al3 wäre 
man jchon zur vollen Lebensgemeinjchaft vereinigt, aber mit 
der Abjicht, daß diefe Vereinigung erit noch der Yufunft vor- 
behalten und feinerlet Nechtsanfpruch auf jofortigen Vollzug 
verjelben einander eingeräumt werden foll, nur dann als Ehe- 
ichliegung gelten laffen, wenn e3 als den Nechtsbegriff der 
Ehe lediglich) das NechtSband der Ehe (vinculum matri- 
moni) als ein von der ehelichen Vebensgemeinjchaft ablösbares 
und Ddieje nicht vorausjegendes Berhältnis betrachtet, und es 
wird dann auch immer gewilje Nechtswirkfungen der Ehe doch 
noch nicht mit Ddiefer Ehejchliegung, jondern erjt mit eimem 
regelmäßig darauf erit folgenden Bollzug des Chewillens 
eintreten lafjen. 

Der wejentlihe Vollzug des Ehewilleng beiteht nach Dbt- 
gem in der thatjächlichen Vereinigung zur gemeinfamen Lebens- 
führung; der Ehemwille it dadurch bereits jo, wie e8 der jitt- 
(ichen Bedeutung der Ehe entipricht,, vollfommen verwirklicht. 
Aber in Beziehung auf den natürlichen Ziwed der Ehe, wornac) 
durch fie das göttliche Segenswort über Mann und Weib: „jetd 
fruchtbar und mehret euch“ in Erfüllung gehen joll, läßt fich als 
Vollzug des Chewilleng allerdings auch die nach vorausgeganz- 
gener Ehejchliegung erfolgende gejchlechtliche Vereinigung bezeich- 
nen, wie e3 durch den Sprachgebrauc) des fanonischen Rechtes 
gejchieht, indem diejes unter der consummatio matrimonii Die- 
fen Vorgang veriteht. 

Für die Beitimmung der Form der Ehejchliegung läßt 
das Wefen der Ehe der Sitte und dem Necht volle Freiheit; 
auch durch fein göttliches Gebot tft dieje Freiheit bejchräntt. 
Katurgemäß verfnüpfen Sitte und Necht Feierlichkeiten der 
Ehejchliegung mit dem Beginn der ehelichen Xebensgemeinschaft, 
und zwar auch dann, wenn fie jchon für die Verlobung bejtinmte 
Seierlichkeiten fordern, wie fie der Wichtigkeit auch diejer Wil- 
(enseinigung entiprechen. 

Die Entwiclungsgejchichte unjeres Eherechts in Beziehung 
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auf Begriff und Form der Ehefchliegung muß jest der nächite 
Gegenjtand ımferer Darjtellung jein. 


U. Die Gejchichte unjeres formellen Eheichliegungsrechts. 


EUSE 
Wie iiberhaupt, jo hat fich insbejondere auch in Beziehung 
auf die Beltimmung des Begriffs und der Form der Che- 
jchliegung unfer gemeines Ddeutjches Cherechht auf Grundlage 
des rezipirten Fanonifchen Nechts entwidelt. Wir werden uns 
daher hier zunächit dejjen Bejtimmungen über jene Bunfte ver- 
gegenwärtigen mitfjen, und dann varzuftellen haben, auf 
welcher VBorgejchichte fie beruhten, und wie aus ihnen das was 
jchlieglich bet ung als gemeines Necht galt, hervorgegangen ift.ı) 
ach) dem rezipirten fanontschen Recht tft zwijchen Schlie- 
Bung und Bollzug der Ehe zu unterjcheiden, jo daß noch nicht 
mit der Chejchliegung, jondern erit mit dem Bollzug der Ehe 
die volle Nechtswirtig derjelben eintritt, indem die Chejchlie- 
Bung, wie fte diejes Necht bejtimmt, nur eine umeigentliche ift. 
Geichlofjen wird die Ehe durch) sponsalia de praesenti2) zum 
Bollzug kommt fie durch die gejchlechtlicheBereinigung, Durech welche 
fie aber auch dann als jtillfchweigend gejchlofjen gilt, wenn 
diefelbe nur nac) vorausgegangenen sponsalia de futuro jtatt- 
gefunden hat.3) Zur kirchlichen Drdnungsmäßigfeit der Ehe- 
ihliegung und des Chevollzugs gehört es, daß jene oder daß 
doch -‚wenigjtens diejer nicht ohne vorgängiges firchliches Auf- 
gebot umd priefterliche Einfegnung erfolge. Aber die Gültig- 
1) Aus der umfangreichen neueften Literatur hierüber mögen hier 
genannt werden: Kriedberg, d. Recht der Chefchliefung in f. Hift. Ent- 
wicllung 1865. Sohm, d. Net der Chejchließung 1875. Friedberg, 
Verlobung und Trauung 1875. Sohm, Trauung und Verlobung 
1875. Skheurl, Entwidlung des firchl. Chejhließungsrehts 1877. 
(Nahträge Hiezu in Doves Zeitichrift f. E. NR. Bd. XV. ©. 65 ff.). 
Diedhoff, die Firchlihe Trauung 1878. — Meine Ausführungen in die= 
jem Buche fimmen nit durchweg mit den früheren in meinen obenange- 
führten Arbeiten überein. Daß dies der Fall ift, habe ich nirgends aus- 
drüdtih bemerkt, wohl aber immer zu erfennen zu geben gefucht, aus welchen 
Gründen fih meine Anfichten geändert haben. 
2) c. 31 X, de sponsalib. (4, 1. 
8) 6. 30 X. eod, 1 
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feit der Ehe ift von dem Hinzutreten diejer Firchlichen Hand- 
(ungen zu den sponsalia de praesenti nicht abhängig. Auch 
für Ddieje 1it feine beitimmte Form erforderlich ; fie fönnen in 
beliebiger Form, fie können auch ganz formlos abgeichlofjen 
werden; e3 genügt, wenn ein Mann umd ein Weib nur irgend 
wie dur) Worte oder Heichen ihre Willenseintgung (ihren 
consensus) darüber zu erfennen gegeben haben, daß von dem 
gegenwärtigen Augenblid an das Cheband (vinculum matri- 
monü) zwijchen ihnen beitehen jolld). Bon da an gelten fie 
al3 miteinander zur Ehe unauflöslich verbunden mit der ein- 
zigen Ausnahme, daß die Ehe noch bis zum Bollzug (bi8 zur 
consummatio) durch ein feterliches Steufchheitsgelübde und zwar 
auch eimfeitig, gelöjt werden fannd). Der wirkliche Antritt der 
ehelichen Lebensgemeinjchaft durch Bereinigung zum YJujammen- 
. wohnen (zur cohabitatio) hat fo wenig irgend welchen Belang 
für die rechtliche Entftehung der Ehe, daß das Nechtsverhält- 
niS der Ehe (abgejehen von der vollen Unauflöslichkeit) durch 
sponsalia de praesenti auch dann entfteht, wenn dieje mit 
dem Entjchluffe verbunden find, jene Vereinigung nocdy auf 
eine beitimmte oder unbeitimmte Zukunft zu verjchieben, oder 
auch auf diejelbe gänzlich zu verzichten, jo daß die Ehe ftet3 
eine geheime, nicht Durch ebeliche Lebensgemeinschaft jichtbar 
werdende bleiben joll, wie dies ja bei den viel beiprochenen 
„Winfelehen” des Mittelalters oft genug der Fall war. Spon- 
salia de futuro unterscheiden ji) von sponsalia de prae- 
senti dadurd), daß bei jenen nicht nur die eheliche Lebensge- 
meinfchaft, jondern auch das Eheband erit von einem zufünf- 
tigen Yeitpunkte an gewollt, für die Gegenwart aljo noch fich 
die Freiheit willfirrlicher Löjung des Berhältnifjes wenigstens 
durch beiderjeitige Hebereinfunft vorbehalten wird. 

Diejes Ehejchliegungsrecht der Defretalen tft aus dem 
römischen und dem altdeutjchen erwachjen, ohne mit dem einen 
oder dem andern völlig übereinzuftinmmnen ; jeine Eigentümlich- 
feiten beruhen auf jelbititändigen Firchlichen Anfchauumgen und 
daraus hervorgegangener kirchlicher Sitte. 


. 4) ©. die cc. u. dieta Grat. zu C. XXX qu. 5 u. T.X. 3 de cland. 
desp. (4, 3). - ? 
5) ec. 31 de spons. eit. vgl. mit ce. 23 u. 30 eod. 
6) ce 7 de conv. conjug. (8, 32). 
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Das römische Eheichliegungsrecht, welches in Geltung 
war, al das kirchliche fich zu entwickeln anfing, war folgendes. 

Die Ehejchliegung wurde in der Regel, wenn jchon nicht 
notwendig, durc) einBerlöbnis eingeleitet. Die römischen sponsalia 
waren an jich das gegenfeitige Berfprechen künftig eine Ehe mit 
einander einzugehen oder wenn jie von dem Vater des Weibes 
beziehungswetje mit dem Vater des noch in väterlicher Oewalt 
stehenden Mannes abgejchlojjen wurden, dejjen Berjprechen, Die 
Tochter dem Manne, den Sohn dem Werbe zur Ehe zu geben 
und das Berfprechen des andern Teils, fie als jeine Ehefrau 
 beimzuführen, beziehungsweife jih von dem Verlobten heim= 
führen zu lafjen. Die rechtliche Bedeutung des: Verlöbnifjes 
lag aber nicht jowohl in der Berpflichtung zur Erfüllung die- 
les gegenjeitigen Berfprechens, welche vielmehr durchaus umner- 
zwingbar fein jollte, als in dem Samtlienbande, welches dadurcd) 
al3 ein gegenwärtiges und als dauernd gedachtes zwijchen den 
Verlobten hervorgebracht wurde. E83 beitand zivischen ihnen 
vom Berlöbnifje an eine affinitas 7), welche für immer die Ehe 
eines jeden derjelben mit einem geradlinigen Verwandten des 
andern verwehrte 9), welche jo lange fie dauerte, die Injuriitung 
der Braut zu einer mittelbaren Injuriirung des Bräutigamg?) 
und defjen Verlobung mit einer andern Berjon zu einem infa- 
mirenden Bergehen machte 10), wie fie auch, nad) dem  neue- 
ven Nechte wenigjtens, bewirkte, daß Die von einer Braut mit 
einem Andern,verübte Unzucht al3 Ehebruch behandelt wurde 11). 
Das aus dem Berlöbniffe entjtehende Verhältnis war ein ehe- 
ühnliches Berhältnis, was natürlich nicht Darum weniger wahr 
üt, weil es willfürlich, auch einfeitig gelöft werden fonnte. 
' Denn dies war ja auch bei der Ehe ebenjv. Die Voritellung, 
' daß das römijche Verlöbnis ein bloßes pactum de contra- 
' hendo gewejen, tjt ganz unzutreffend und schief. 
| Die Ehejchliegung, wodurd) jich das BVerlöbnisverhältnis 
in das eheliche verwandelte und damit in demfelben völlig 
‚ unterging, erfolgte gewöhnlich unter Feierlichkeiten, mitteljt 


7) L.8 D. de cond. e.d.e.n.s. (12, 4. 
8) L. 12 8.2. 14 8. 3.de R. N. (23, 2). 
9) L. 15 $. 24 de injur. (47, 10). 

10) L. 1 D. de his, qui not. infamia (3, 2). 
11) L. 13 (14) $. 3 de adulteriis (48, 5). 
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welcher die Braut von dem Bräutigam al3 Ehefrau heimge- 
führt wurde. Diele Feierlichkeiten machten aber feine Be- 
dingung für die rechtliche Geltung der Eheichliegung aus, jon- 
dern dieje war bloß davon abhängig, daß das Zujammenleben 
des Mannes und des Weibes mit Dem consensus conjugalis 
jeinen Anfang nahın, oder mit andern Worten, daß durch Dieje 
TIhatjache Sich der geeinigte Wille beider, von jeßt an ein 
gemeinjameg Leben al3 Ehegatten mit einander zu führen, bethä- 
tigte. Bei vorausgegangenen Sponjalten mußte fich dadurd) 
die Verwandlung des consensus sponsalicius in den consensus 
nuptialis bethättgen. Der jih in folcher Weife bethätigende 
consensus (nuptialis) machte daS Verhältnis zur Che, nicht 
erjt die weitere Bethätigung Dejjelben durch den Berjchlaf: 
nuptias non concubitus, sed consensus facit 12). 

E3 tjt ein ganz entjchtedener Irrtum, wenn dag von mans 
chen auch heute noch ungeachtet der, wie es jcheint, fait ganz in 
Bergejjenheit gekommenen trefflichen Ausführungen von Haffe 
(Süterrecht der Ehegatten na) N. NR. 1824 ©. 96 ff.) jo ver- 


“ jtanden wird, als ob nach römtschem Necht die formloje Ein- 


willigung der beiden Teile für fi) zur Cheichliegung genügt 
hätte, jo daß aljo auch eine Erklärung derjelben durch Worte 
oder Zeichen ohne den Beginn der thatjächlichen Lebensgemein- 
Ichaft, bet Fortjegung getrennter Lebensführung die Entjteh- 
ung des Nechtsverhältnifjes hätte beivirken fünnen. Htevon läßt 
ich in den Dürellen auch nicht die lerjejte Spur nachweifen 13.) 
Geradezu widerlegt aber wird diefe Meinung durch L. 5 u. 
6.D. de Mtumupt. (23,2): 
Die eritere Stelle lautet: 

Mulierem absenti per literas ejus vel per nuntium 
posse nubere placet, si indomum ejus deduceretur, 
eam vero, quae abesset, ex literis vel nuntio suo 

| 
12) L. 15 D. de condic. (35, 1) u. L. 30 D. de R. J. (50, 17). 
13) Freilich Fonnte man eine folhe in der Aeußerung von Gajus in 


L. 4 D. de fide instr. (22, 4) finden: „et nuptiae sunt, licet testatio 


sine seriptis habita est“. Aber dem ganzen Zufammenhang nad foll 
damit nur gejagt werden, daß wenn bei der Chejchliegung durch Antritt 
der Lebensgemeinfchaft eine wörtliche Erklärung des Eheconfenfes vor Zeugen 
abgegeben wird, die Errichtung einer fchriftlichen Urkunde darüber zur Ent: 
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duci a marito non posse: deductione enim opus 
esse in mariti, non in uxoris domum, quasi in domi- 
eilium matrimonii. 

Wenn die Ehejchliegung nah R. N. dircch bloße wörtliche 
Erklärung des consensus hätte erfolgen fünnen, jo hätte die 
Ehe eben jo wohl durch eine mittelit Briefes oder Botens von 
Seiten des Verlobten an die abweiende Verlobte, alg von Sei- 


ten der Verlobten an den abwejenden Verlobten gerichteten: 


Willenserklärung abgejchloffen werden können. Aber das wird 
hier ganz bejttimmt und ausprüdlich verneint. E&3 muß Hinzu- 
fommen, wird gejagt, daß die Verlobte in das Haus des Ber- 
lobten eingeführt wird; und das fan nun freilich in Abiwes 
jenheit des Bräutigams von feinem Wohnftge auf feine Jchriftlich 
oder (durch einen Boten) mimbdlic) erteilten Auftrag hin geichehen. 
Aber e3 fanıı die Ehefchließung nicht erfolgen durch eine würt- 
fihe Willenserklärung der abwejenden Verlobten, weil Dieje 
nur den Auftrag zum Inhalt haben fünnte, daß der Bräutigam 
in ihr Haus als Ehemann einziehen jolle; der Ehewohnfig ift 
aber das Haus des Mannes. Nur der Einzug der Braut in 
diejes, um darin als Ehefrau zu Schalten und zu walten tft 
thatjächlicher Anfang der ehelichen Lebensgemeinichaft m folg- 
ich Entjtehungsgrund der Ehe. 

Hieraus wird dann in L. 6 eod. eine Folgerung gezogen; 
Denique: Cinna seribit: eum qui absentem accepit 
uxorem, deinde rediens a coena juxta Tiberim 
perisset, ab uxore lugendum responsum est. 


Sm Hufammenhang mit der vorausgehenden Stelle bejagt 
das: weil der in Nom fich aufhaltende Mann durch Einzug 
jeiner in der Heimat gebliebenen Verlobten in feiner Wohnung 
als Ehefrau und auf Grund jeiner Erklärung, daß er es wolle, 
ihr Ehemann geworden war, liegt ihr, nachdem er nun in Nom 
gejtorben ift, die Pflicht ob, ihn al3 jeine Ehefrau zu betrauern, 
und fie hat, wie L. 7 eod. fofort hinzufügt, dann auch eine 
Dos, obwohl fie thatfächlich Sungfran geblieben it. 

Die römische Nechtsregel: „nuptias consensus facit“ bejagt 
nur: die Ehe entiteht durch die Einwilligung ohne Beiichlaf 
und ohne Feierlichkeiten, aber nicht: fie entiteht durch Ein- 


willigung ohne die tatjächliche Lebensgemeinschaft. Ohne daß 
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dieje, wenigjtens mittellft Einzugs der Braut in die Wohnung 
des Bräutigams als dejfen Ehefrau begonnen hat, gibt es 
nah R. N. feine Ehe. DVBon den Vorschriften, welche Suiti- 
nian im Veovellen für die von Verjonen höheren Standes zu 
beobachteten Formen der Ehejchließung erlafjen hat, fanıı hier 
abgejehen werden, da jte-ohne allen Einfluß auf das fanontfche 
echt geblieben find. 

Jeach altveutihem Hecht beiteht das Wejen der Che- 
Ichließung darin, Vollzug einer vorausgegangenen Berlobung zu 
fein. Sie erfolgt urjprünglich mittelft der Trauung, Durch 
welche der Vater oder VBormund der Franensperjon jie zur 
Erfüllung des durch die Verlobung dem Bräutigam gegebenen 
Beriprechens diejem übergibt, damit er fie fortan als Ehemann 
in feinem Mundium habe, wogegen der Bräutigam jein Ver- 
lobungsverjprechen durch Heimführung der Braut und durch 
Erlegung des für die Hebertragung des Mundiums zu entrich- 
tenden Preifes an ihren bisherigen Mundwalt, nach der jchließ- 
lichen Entwiclung durch Beitellung einer Wittwenverforgung 
für die Braut erfüllt. Die Verlobung hat hiernach größere 
Bedeutung als nach dem römischen Necht, indem fie nicht eine 
bloße entbehrliche Vorbereitung, jondern die umentbehrliche 
Srundlage der Ehejchließung tit, wie dieje umgekehrt nicht eine 
freie Handlung, nicht ein felbitjtändiges Nechtsgeichäft für Tich, 
fondern num notwendiger Bollzug eines andern Nechtsgejchäftg, 

. nämlich eben des Nechtsgejchäftes der Verlobung tft. Auch) ist 
Sie als zwetjeitige Handlung zwtijchen Bräutigam und Braut, 
jelbjt jett deren freie Yuftimmung zur Verlobung erforderlich 
it, fo zu fagen verdeet durch die nur zwifchen ihrem Mund- 
walt md dem Bräutigam vor fich gehende Trauung. 
Dieje eigentliche Trauung, d. h. die Mebergabe der Braut 
aus dem Mumdium des Vaters oder VBormunds in das des 
Bräautigams wurde nach Abhchwächung der Beichlechtspormumd- 
Ichaft, und nachdem daher eine Joche Nebertragung des Num- 
Diums nicht mehr erforderlich war, um das eheliche Verhältnis 
hervorzubringen, zu welchem vordem wesentlich dag Mundium 
des Mannes über das Web gehörte, Doc) noch nachgeahmt. 
Die Eheichliegung wurde nun durc) eine Scheintrauung von 
irgend einem Dritten vollzogen, der mitteljt feiner Trauungs- 
yandlung nicht eine ihm eigene Gewalt über die Braut dem 
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Bräutigam übertrug, jondern nur ebenjo beide „zujanmens 
gab“ oder „zufammenfprach“, wie ehedem der bisherige Vor- 
mund der Braut mittelft ihrer Uebergabe an den Bräutigam 
beide zufammengegeben, d. h. ihre Ehejchliegung mit einander 
zum Vollzug gebracht hatte. Auch die Trauung aber genügte 
nur für die Entjtehung der wejentlichen Ehewirfungen. Für 
die volle Chewirkung Hinfichtlic) Des Vermögens mußte noch 
das Beilager hinzufommen, das aber zu Diefem Behuf zuweilen 
auch nur fymboltich vollzogen wurde !). 

Diefe beiden Unterjchiede des altdeutjchen Rechts vom vömie 


ichen: die Höhere Bedeutung der Verlobung und die dem Beiz. 


(ager beigelegte bejondere Bedeutung, das nach römtichem Necht 
von feinerlei rechtlichem Belang tit, beriihrten fich mit jelbitän- 
digen Firchlichen Anfchauungen und Sitten. 

Das chriitliche Bewußtjein von der Ehe ift durch und durch 
beherricht von dem Worte des Herrn: „jo find fie nım (Eher 
gatten nämlich) nicht zwet, jondern Ein Fleisch; was num Gott 
zujammengefügt hat, das joll der Menfch nicht jiheiwen“ , und 
von der Belehrung des Apoitel3, daß dieje göttliche ZYufam- 
menfügung des Mannes und des Werbes in der Ehe ihr Urbild 
in der Verbindung zwilchen Chriitus und feiner Gemeine hat, 
womit in engem Zujammenhang dejjen wiederholte Ermahnung 
jteht, die Ehen „im Herrn“ zu Schließen. 

E3 ergaben fich hieraus von jelbjt die beiden Gedanfen, 
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daß fürs Erjte au) die Verlobung auf einem höchjt ernften \. 
und jedenfall nur aus den wichtigjten Gründen widerruflichen 


Entjehluffe beruhen Jolle, und daß zweitens der Vorgang, wo= 


durch Mann und Verb auch phyfiich und jo im volliten Sinne 
des Wort „Ein Fleifch werden“ 12), von der bejonderen Bedeut- 
tung jet, daß gerade Dadurch die eheliche Verbindung exit umbe- 
dingt unauflöslich werde. 


14) Sohm Hat fich die größten Verdienfte um die Aufflärung des 
deutfchen, Eheichließungsrecht durch feine Darftellung desfelben in den oben 
angeführten Schriften erworben. Sr mwejentlichen Bunften aber it fie m. 
E. von Löning in feiner Gefchichte des deutjchen Kirchenrechts (1878) 
Bd. 2 ©. 569 ff. berichtigt worden. Im Terte bin ich in Diefen Punkten 
diefem Schriftiteller gefolgt. 


15) In diefem Cinne nimmt Baulus jenes Wort in 1 Kor. 6, 16. 
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Bon diefen Gefichtspunften aus mußte die Verlobung für 
die Kirche eine der Ehejchließung im römischrechtlichen Sinne 
nahefommende Bedeutung gewinnen, und konnte Doch auch ande- 
verjeit3 wieder der ihr folgende Bollzug der Ehe durch gejchlecht- 
liche Vereinigung eine die Bedeutung der Bereinigung zum 


bloßen YZujammenwohnen noch überragende Bedeutung ges 


winnen. 

Die Kirche fand auch für jene Anschauung von der Vers 
(obung, wie für diefe von dem Ehevollzug bejondere Anhalts- 
punkte in der hd. Schrift, nämlich zunächit in einigen Stellen 
de3 alten Tejtaments, dann aber auch in folchen des neuen 
Tejtament3, welche von der Ehe zwischen Sofeph und Marta 
handeln, indem darin einerjeits die Berlobte jchon als „Weib“ 
de3 Verlobten bezeichnet, und andererjeit3 von Sofeph berich- 
tet wird, daß er Jich noch für berechtigt hielt, Marta heim 
ih zu verlaffen, nachdem er fie bereitS, wie angenommen 
wurde, in -jein Haus aufgenommen aber noch nicht berührt 
hatte 16). 

Sener Anfhauung von der Verlobung als fer fie gewifjer- 
maßen Cheichliegung gab der e. 11 des Concil3 von Ancyra 
(314) Folge, indem er gebot, daß die von einem Andern ent- 
führte und jelbit von ihm vergewaltigte Braut ihrem Verlobten 
zurücgegeben werde, umd tn noch höherem Maße (weit Ipäter 
freilich) der c. 98 des Trullanischen Eoncil3 (692), indem Diejer 
für. die Ehefchließung mit der Braut eines Andern die Strafe 
des Ehebruchd androht. Die andere Anfchauung von der 
bedingten Löslichkeit der Ehe bis zu ihrem Bollzug gab fich in 
der Billigung der Aufhebung der Ehe wegen Impotenz, jowie 
in der Billigung der Trennung eines Gatten von dem andern 
nach) der Hochzeit, aber vor der Conjummation der Ehe zum Bes 

- Huf deg möndischen Lebens zu erfennen. 

Ferner führte die eritere Anschauung dazu, daß bereits 
für die Berlobung der Nat de3 Bilchof3 eingeholt, und daß 
dann auch wohl dazu Jchon Eirchlicher Segen gejpendet wurde, 
und die andere, daß jedenfalls priejterlicher Segen für den 


16) Bgl. die Etellen aus Kirchenvätern des 4. u. 5 SJahıh, in C. 
XXVII qu. 2. des Deeretum Gratiani und dazu meine Entwidlung des 
- firdliden Chefchliegungsredts ©. 15 ff. 


ui 
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unmittelbar bevorjtehenden Bollzug der Ehe begehrt und erteilt 


‚wurde, worauf wir jpäter noch genauer werden zu jprechen 


fommen. 

Sn emem eigentlichen ©egenjage ftehen diefe Anfchaus 
ungen zu einander injofern nicht, als te fich beide auf Die 
Borjtellung zurüdführen lafjen, der wir auch noch weit jpäter 
begegnen !%), daß die Entitehung der Ehe ein allmähliches 
Werden jei, dag mit der Verlobung beginne und mit der ehe- 
lichen Beimohnung zum Abjehluß gelange, jo daß die Ehe von 
jenem Heitpunfte an bi8 zu Ddiefem im Werden begriffen, aljo 
von dem VerlöbniS an bereit3 alS werdende aber auch nur 
als werdende, und erjt von der Konfummation durch die copula 
carnalis an al3 wirklich gewordene beitehe, ohngefähr in ähn- 
licher Wetje, wie das Sind von der Empfängnis an als Ems 
bryo nnd erit von der Geburt an als iprrfliches menschliches 
Individuum exitirt, oder wie jemand allmählich zum Btichof 
durch Wahl, Konfirmation und Konfefration wird, jo daß er 
al3 Sewählter werdender und doch exit wenn er fonjekrirt ift, 
wirklicher Biichof im vollen Sinne des Wortes ift. 

‚ Gleichwohl 1it jedenfalls der Schein eines Widerjpruchs 
zwifchen jenen beiden Anfchauungen infofern unvermeidlich, als 
an umd für ich gewifjfermaßen die eine das Verlöbnis, Die 
andere dagegen die gefchlechtliche Vereinigung der Verlobten 
als den wahren Eheanfang bezeichnet. Diejer anjcheinende 
Widerjpruch forderte zunächlt eine Löjung in Beziehung auf 
die unter der angedeuteten Vorausfegung unabweisliche Trage, 
ob ein zweites bejchlafenes Berlöbnis al3 vollfommene Ehe das 
erite einfache Verlöbnis aufhebe, oder ob das einfache Verlöbnis 
Ichon als Ehejchliegung jedes zweite Berlöbnis mit einer dritten 
Berjon zu einer Bigamie und defien Vollzug mitteljt Beischlafs 
zum Ehebruc mache? War jenes wahr, jo durfte die von dem 
zweiten Berlobten Bejchlafene nicht zum eriten Verlobten zurück 
fehren, fie mußte bet dem zweiten bleiben. War das andere wahr, 
jo mußte auch die von dem zweiten Verlobten Beichlafene zu dem 
eriten zurückehren, der erite Berlobte mußte Ste annehmen, 
over jich von ihr wegen ChebruchS durch Die Kirche trennen 


17) ©. c. 4 X. de translat. epise. (1,7) und dazu meine Bemerf- 
ungen in Dove Zeitichrift f. KR. Bd. XV ©,:89 f. 
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lafjen; auf feinem Fall durfte fie ohne weiteres bei dem 
zweiten Verlobten bleiben. 


Gerade um diejer beftimmten Trage willen juchte auch 
$ratianimDecretum (C. XXVII qu. 2) eine Löfung des Wider: 
Ypruch& zu gewinnen. Und er glaubte fie darin zu finden, 
. daß vom Berlöbnis an zwischen den Berlobten ein conjugium 
initiatum und erjt von dem Vollzug des Berlöbnifjes durch die 
copula carnalis ein conjugium ratum beftehe (diet. ad. c. 
34 ibid). Die Trage, wodurch die Ehe gejchhlofjjen werde, 
umging er damit, ganz dem oben angedeuteten Gedanken fol- 
gend, daß die Ehe im Grunde nicht durch einen bejtimmten 
Aft gejchloffen werde, fJondern nur durch einen allmähltgen 
Werdeprozek wahrhaft zu Stande fomme. Die Auffafjung des 
Berlöbnifjes als bloßer initiatio matrimonüi jchien e$ ihm aber 
möglich zu machen, der, wie wir jeßt wiffen, damals feftitehen- 
den Gewohnbheit der römischen Kirche fich anzuschließen, wor- 
nach die von dem zweiten Verlobten Bejchlafene als dejjen 
Ehefrau behandelt wurde. Nur ganz beiläufig erklärte er fich 
im dietum zu ce. 50 a. a. D. dafür, daß doch dann das erite 
noch unbejchlafene VBerlöbnis dem zweiten unbedingt vorgehe, 
wenn zu jenem bereit eine mit der Heimführung verbundene 
Einjegnung hinzugetreten jet. 


Petrus Lombardusg, dejjen Ehelehre in den Sententiae 
(Lib. IV. D. XXVI-XLO) unverfennbar auf einer SKritil des. 
Decretum Gratiani beruht, fand Ddieje Löjung unbefriegend. 
Er juchte fie durch die Unterscheidung von zwei Arten des Verlöb- 
niljes zu gewinnen: sponsalia de futuro und sponsalia de prae- 
senti. Die lebteren Sponjalten, lehrte er, jeten Ehefchließung; 
3 begebe fich dadurch jeder Teil völlig der Macht über Die 
‚eigene Perion, jo dag nach denjelben fowohl eine anderweitige 
Verlobung als eimjeitige Erwählung des ehelojen Lebens un- 
möglich, nicht blos unerlaubt jet: durch sponsalia de praesenti 
erfolge bereit3 die göttliche Zufammenfügung zu unauflöslicher 
Gemeinfchaft, e8 fomme dadurch Schon das Ehejaframent in der 
Art zum Vollzug, daß die jo gejchloffene Ehe die geiltige Lie- 
besvereinigung Chrifti mit der Kirche abbilde, während die durd) 
commixtio sexuum vollzogene Ehe Abbild der auf der Gleich- 
förmigfeit der Natur beruhende Bereinigung Ehrifti mit der 
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Gemeinde fer 13). M. a. W.: der wahre Eheanfang ijt das Ber - 
(öbnis de praesenti; nur das Verlöbnis de futuro tit noch 
nicht Eheanfang; die gejchlechtliche Vereinigung ift nicht An= 
fang, jondern nur Bollzug der Ehe (Dist. XXVI). 

Bapit Alerander II. hatte als Magister Rolandus die oben 
gedachte Gewohnheit der römischen Kirche gemißbilligt, und die 
Verlobung Schlehthin für Chejchliefung gehalten. Die Unter- 
Ihetdung des Petrus %. zwischen sponsalia de futuro und de, 
praesenti mußte ihm willfommen jein, weil er nac) derjelben 
an feiner Anschauung feithalten konnte, ohne ganz mit dem 
Brauche der römischen Kirche zu brechen, während zugleich die 
andere Unterjcheivdung zivtichen einer doppelten Art des Voll- 
zugs des Ehe-Saframents es ihm ermöglichte, Die hieraus von 
Betrus 8. nicht gezogene Folgerung zu ziehen, daß Doch Die 
durch sponsalia de praesenti gefchloffene Ehe bis zur Conjum- 
matton noch die einjeitige Scheidung mittelit Ablegung eines 
jolennen votum continentiae zulaffe. 

Er entjchied als Bapft mit der dadurch) erlangten Aufto- 
vität in der Defretale Licet praeter solitum (c. 2 X. de sponsa 
duorum 4, 6) die Hauptfrage jo, daß durch sponsalia de prae- 
senti die Ehe gejchloffen umd dadurd) eine anderweitige Ver- 
(obung unmöglich werde, durd) c. 7 X. de conv. conjug. 3, 32 aber, 
daß doch bis zur Konjfummatton durch copula carnalis jeder Teil 
noch einfeitig die Ehe mittelit Ablegung eines feierlichen Klofter- 
geliibves aufheben fünne, weil die göttlihe Zujammenfügung 
zur nnauflöslichen Gemeinschaft Doch nur durch Die copula car- 
nalis bewirft werbe. | 

Der Unterjchted ziwijchen sponsalia de futuro und spon- 
salia de praesenti wird jo angegeben, daß jene eine in fu- 
turum, Dieje eine in praesens concepta desponsatio fei, indem 


18) U. a. D©. Dist. XXVI a. €: Ut inter conjuges conjunctio est 
secundum consensum animorum et secundum permixtionem corporum, sic 
ecclesia Christo copulatur voluntate et natura, qua idem vult cum eo 
et ipse formam sumpsit de natura hominis. Copulata est ergo sponsa 
sponso spiritualiter et corporaliter i. e. caritate et conformitate naturae. 
Hujus utriusque copulae figura est in conjugio. Consensus enim conju- 
gum copulam spiritualem Christi et ecclesiae quae fit per caritatem, 
significat. Commixtio vero sexuum illam significat, quae fit per naturae 
conformitatem. 
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die forrefte Faflung jener (von Seiten des Mannes) accipiam 
te in uxorem, Ddiejer Dagegen accipio te in uxorem laute, jo daß 
dort ein auf die Yufunit, hier ein auf die Gegenwart gerich- 
teter Ehewille erklärt werde. 

Da Scheint e8 den freilich, als wären nıtr sponsalia de futuro 
eine Berlobung, sponsalia de praesenti dagegen feine Verlobung, 
d.h. fein Beriprechen, jondern lediglich Ausjage über einen 
gefaßten und jeßt eben zum Bollzug fommenden Entjchluß, oder 
mit andern Worten Ankündigung der hiemit erfolgenden Erfüllung 
des Berlobungsveriprechens. Wie fonnte man sponsalia de futuro 
und de praesenti als zwei Arten von Berlobung bezeichnen? 

Es wäre das unmöglich geweien, wenn man an dem Be- 
griff der Verlobung feitgehalten hätte, daß je gegenfeitiges VBer- 
jprechen künftiger Ehejchließung jei. Man mußte den Begriff 
der Verlobung anders fafjen, und offenbar hat man ihn jo 
gefaßt, daß Berlobung das Gelöbnis fei, einander Treue zu 
halten. Im Ddiefem Sinne tjt dann allerdings auch die Erflä- 
rung des auf die Gegenwart gerichteten Ehewillens Berlobung. 

Der wahre Unterfchied zwischen sponsalia de futuro und 
de praesenti tft hiernach der: durch jene wird gegenwärtige 
Berlöbnistreue und fimftige eheliche Treue, durch sponsalia wird 
gegenwärtige eheliche Treue verjprochen, und es wird dadurd) 
das Eheband (daS vinculum matrimoniü) gefnüpft. 

Die Worte: accipio tein uxorem und accipio te in mari- 
tum jollen jagen: wir wollen, daß fortan das Eheband, das 
vinculum matrimonii ziwijchen uns beitehe. Nicht aber follen 
fie jagen: wir wollen von nun an als Ehemann umd als Ehe- 
frau zujammenleben. Sponsalia de praesenti find vereinbar 
mit dem Willen, daß erit in Zufunft das eheliche Zufammen- 
leben beginnen foll, ja noch mehr, daß dejien Beginn auf eine 
ganz unbejtimmte Zukunft aufgeichoben oder daß darauf gänzlich 
verzichtet werden joll. Ehejchliegungen der legteren Art waren, 
wie jchon oben bemerkt wurde, die durch verba de praesenti 
heimlich vollzogenen, bet welchen gewiß jehr häufig gar nicht 
daran gedacht wurde, jemals jich zur Führung eines wahren 
Ehejtandes, einer individua vitae consuetudo, eines consortium 
omnis vitae zu vereinigen. ©anz gewöhnlich aber war c8 
fatholiicher Seit bi3 zum Trivdentinum, protejtantijcher Seits 


noch) viel länger, daß auf sponsalia de praesenti je das kird)- 
Scheurl’s Eheredt. 
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liche Aufgebot, dann die Trauung jolgte, und mit diejer exit 
der Antritt der ehelichen Lebensgemeinfchaft. Regelmäßig 
bezeichneten sponsalia de praesenti ven A nicht das Ende 
des Brautitandes. 


Die sponsalia de, praesenti waren alt an jich etwas 


ganz anderes, al3 der consensus nuptialis, wodurd) nach, römi- 
Ichem Necht die Ehe zu Stande kam; denn diejer bedeutete eben 
die auf jofort beginnendes Jufammenleben gerichtete Willensei- 
nigung. E38 war nur zufällig, wenn sponsalia de praesenti 
jenen Conjens ausdrücdten; fie thaten das nur, wenn, was 


eben feineswegs notwendig war, mit einer jolchen Berlobung fih 


der Wille verband, nicht bloß das vineulum matrimonü zu fnip- 
fen, jondern auch jofort das eheliche Zufammenleben anzutreten. 

Eben hieraus, aber auch nur hieraus, daß man annahın, 
e3 genüge zur Eheichliegung die bloße Willenseinigung über 
gegenwärtige eheliche Gebundenheit ohne den Willen gegenwär- 
tiger ehelicher Lebensgemeinfchaft erklärt fich, was Gregor IX. 
in c. 30 X. de sponsalib. vejcribirte : 

Is qui fidem dedit M. mulieri super matrimonio contra- 
hendo, carnali copula subsecuta, etsi in facie ecclesiae 
ducat alıam et cognoscat, ad primam redire tenetur, 
quia licet praesumptum primum matrimonium videatur, 
contra praesumptionem tamen hujusmodi non est pro- 
batio admittenda. Ex quo sequitur, quod nec verum, 
nec aliquod censetur matrimonium, quod de facto est 
postmodum subsecutum. 

Daraus allein, daß Berjonen, welche fich einander für Die 
Zufunft die Ehe verjprochen haben, mit einander den Beijchlaf 
vollziehen, fanın vernünftigerwetfe unmöglich gejchlofjen werden, 
daß fie von diefem Augenblid an die eheliche Lebensgemeinjchaft 
mit einander antreten wollen, wohl aber, daß fie von nın an 
eheliche Gebundenheit wollen. Nur wenn das zur Entjtehung 
der Ehe genügt, fann darauf, wie e8 Gregor thut, eine prae- 
sumptio juris et de jure für das Dajein der Ehe gebaut wer- 
den 19). ever römische Surift würde in entgegengejegter Werje 

19) Nur eine Präfumption diefer Artbehauptet Gregor als not- 
wendig; er will nicht eine Fiktion aufftelen. &3 follen nicht wegen des 
coneubitus sponsalia de praesenti fingirt, fondern es joll darin eine 
concludente Handlung für den consensus de praesenti gefunden werden. 
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entjchteden, er würde den Beiichlaf der Verlobten miteinander 
bei unterbliebener Heimführung der Braut für eine in recht- 
licher Beziehung ganz gleichgültige Ihatjache und die darauf 
gefolgte Ehejchliegung des Bräutigams mit einer anderen für 
vollgültig erklärt haben. AlS verwerflich erjcheint aber die 
Annahme, daß das bloße Verlöbnis durc Beischlaf zur Ehe 
werde, jchon vom nadt jittlichen Standpunfte aus: denn aufßer- 
halb der ehelichen Lebensgemeinschaft und vor ihrem Antritt 
läßt Jich der Beischlaf auch zwischen Verlobten nur als em 
Akt der Unzucht anjehen, der nicht als jolcher Entjtehungsgrund 
der Ehe jein fann, wenn man mit diefem Wort den vollen 
- Begriff verbindet, der ihm zufommt. Nichtig ift es Dagegen, 
die vem bloßen Berlöbnifje anhaftende Widerruflichkeit durch den 
Bollzug des Beifchlafs als aufgegeben zu denen. 

Der begrifflichen Unterjcheivung zwijchen sponsalia de fu- 
turo und sponsalia de praesenti fehlte e3 nach unferer bi$- 
herigen Darlegung an Schärfe feineswegs. Der Wille bloß jo 
gebunden zu jein, wie e8 aus dem Berjprechen künftiger Ehe- 
Ihließung folgt, tft ein ganz anderer, als der Wille, von num 
an durch das vinculum matrimoni gebunden zu jein. Aber 
da beiderler Sponfalten nicht mit beitimmt vorgeschriebenen 
Worten geichlofjen werden mußten, fondern in ganz beliebiger, 
formlojer Werje gejchlofjen werden konnten, jo mußte es aller- 
dings im einzelnen Falle oft fchwierig fein, zu erfennen, ob 
eine Verlobung al3 desponsatio de futuro oder de praesenti 
gemeint und. zu behandeln jei, während nach dem römischen | 
Ehejchiegungsrechte, ungeachtet e3 ebenfalls feine beitimmte Zorm 
der Eheichliegung vorjchrieb, jevdenfall3 die Unterjcheidung ziwis 
schen bloßem Verlöbnis und Cheichliegung deshalb feine jo 
große Schwierigkeit machen fonnte, weil die legtere die leicht 
erkennbare Thatjache des Zujammenlebens vorausfegte. 

Das fanonische Necht hatte mit dem Sabe, dag die Ehe- 
schliegung durch formloje sponsalia de praesenti erfolge, ver: 
meintlich den römijchen Nechtsjag jtch angeeignet: consensus 
nuptias facit, auf den es wiederholt wie einen in Geltung 
befindlichen fich beruft. Im der That hatte e3 damit etwas 
ganz anderes feitgejtellt, als was diejer Nechtiag wirklich be- 
jagte. E83 hatte damit aud) einen Nechtsbegriff von der Ehe 
aufgeftellt, der von dem römijchen wejentlich abwich. Denn es 
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ging von der Borausjegung aus, daß derjelbe durch die recht: 
liche Gebundenheit erjchöpft jet, und daß die individua vitae 
consuetudo nur ein unwefentliches Moment des. Chebegriffs 
jei, das nicht gewollt, wentigftens für die Gegenwart nicht 
gewollt werden fünne, indem die Ehe gewollt und bereits jebt 
gewollt werde. 

Wie fich das Defretalenrecht in Beziehung auf die Ehe- 
ichliegung mit dem altdeutjchen Nechte berührte, haben wir oben 
angedeutet. In der Hauptjache aber weicht e8 von diefem noch 
mehr ab, als vom römtjchen echt, indem e3, hierin mit diejem 
übereinjtimmend, die Eheichliegung als Nechtegejhäft von allen 
Tormerfordernifjen entbindet und der Verlobung als desponsatio 
de praesenti einen Sinn beilegt, den die altdeutiche Verlobung nie- 
mals hatte, wie denn auch dem altveutichen Necht eine Entitehung 
der Ehe durch Beischlaf zwifchen bloß Verlobten, noch nicht Ges 
trauten, und ein Dajein der Ehe bei fortwährend getrennter Le- 
bensfürhrung ftet3 völlig unbefannt und fremd geblieben war. Erit 
in Solge der Nezeption des fanontjchen Rechts wurde in Deutich- 
land auch im Bolte die Berlobung regelmäßig bereits als 
Ehefchliegung betrachtet. Die Nachweilungen SohmS in „Traus= 
ung und Verlobung” ©. 43 ff. in Verbindung mit dem von 
mir in meiner Entwicdlung des £. Eheichliegungsrehts ©. 132 ff. 
beigebrachten beweisen eg unmiverleglich, daß Dies der Fall war, 
feineswegs aber, daß nad) urjpriüinglicher deuticher Nechtsan- 
ichauung die Verlobung Schon als Eheschließung angejehen wurde. 

E3 mußte alles dies vorausgefchieft werden, ehe wir genauer 
auf die Entwicklung der Bräuche in Beziehung auf die Betei- 
ligung der Sırche an der Ehejchließung eingehen konnten. Shr 
Beritändnis hat die SKenntniß jenes Entwielungsgangs des 
ergentlichen Ehejchliegungsrechtes zur Vorausfegung. 

Sch glaube die Gefammtanschauung, wovon die kirchliche 
Sitte in der fraglichen Beziehung je und je geleitet wurde, 
al3 ein abgerundetes Ganzes nicht bejjer daritellen zu fünnen, 
als mit den folgenden Worten, welche ich der Abhandlung eines 
Theologen in der Zeitjchrift für Broteftantismus und Kirche 
BD. 69 (1875) ©. 69 entlehne. 

„Es gibt Feine göttliche Vorichrift, feinen neutejtament- 
lichen Befehl, daß. Chriften ihre Ehe nur vor der chriitlichen 
Gemeinde durch deren Hirten jchließen dürften, auch feine Aus- 
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Sage darüber, dak fie als Chriften des Segens der Ehe nur 
in der Form firchlicher Trauung oder Benedittion teilhaftig 
werden fünnten. Aber es ift eine ganz heilfame, dem Berhält- 
nis der Kirche zu dem einzelnen Gliede derjelben, inSbejondere 


auch dem exrzieherifchen, vollfommen entfprechende Einrichtung, 


daß öffentlich vor der Gemeinde befannt und gehandelt werde, 
was dem Abjcehlug und dem Beginn der Ehe jeinen chriftlichen 
Charakter aufprägt. Und weil es fich jo verhält, darum tit 
es gar nicht in das Belieben des einzelnen Öliedes der Stiche 
gejtellt, ob er zu diefem Firchlichen Afte bei feiner Eheichliegung 
lich jtellen, ihn vollziehen laffen und an feinem Zeile voll- 
ziehen wolle oder nicht. ES ift Sache der Kirche und der von 
ihr berufenen Hirten, denen, welche in den Stand der Ehe ein- 
treten wollen, den chriftlichen VBerjtand hievon zu vermitteln und 
dahin zu wirken, daß fie als Ehrijten in diejen Stand eintreten. 
Es 1it bei der eminenten Bedeutung der Ehe für das Wohl 
nicht 6103 der Einzelnen, fondern zugleich der chriftlichen Ge- 
meinde, welcher jie angehören, jachlich durchaus wohlbegrünndet, 
daß die Ehe nicht gejchlofjen werde, ohne dak die Kirche die 
Sottesiworte, auf denen der rechte chriitliche Verftand der Ehe 
beruht, den Segen, welcher nach Gottes Schöpfungs- und Öna- 
denwillen damit verbunden fein joll, in feierlicher Weife fund 
‚gibt, und daß andererjeitS das Bekenntnis zu Ddiefen Gottes- 
worten, der Wille, die Ehe in jolch chriitlihem Sinne zu füh- 
ven, ausgeiprochen wird. Db diejer heilfame und wohlbegrün- 
dete kirchliche Alt vor oder nach dem rechtlichen Abichluß der 
Ehe jtattfindet, it ohne wejentliche Bedeutung.“ 

Indem die Kirche alle Feterlichkeiten dazu für entbehr- 
li) erklärte, um der ECheichliefung rechtliche Wirkfjamteit 
zu verjchaffen, wollte fie damit feineswegs erklären, daß 
die bet dem Antritt der ehelichen Lebensgemeinschaft üblichen 
religidjen Feierlichkeiten unterbleiben fünnten, ohne daß da- 
Durch wichtige religiöje und Eirchliche VBerpflichtungen ver: 
legt würden. Niemals billigte die Kirche die unfeierliche Ein- 
gehung der Ehe; fie glaubte nur, nicht deshalb eine Che 
 auflöjen zu Dürfen, weil jie ohne die von ihr geforderten 
religiöjfen eterlichkeiten eingegangen worden. Es beiwog fie 
dazır der Glaube, daß Chriftug die Ehe zu einem Saframent 
erhoben habe, ohne jedoch auch eine Form für den Vollzug die= 
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ie Saframentes vorzujchreiben. Daraus folgte ihr, dag au) 
die formlos geichlofjene Ehe als Saframent und deshalb als 
unauflöslich anerfannt werden müfje. ES zeigte jich auf dem 
tridentinischen Coneil, daß in diefer Anjcyauung ein fait uns 
iiberwindliches Hindernis für die daran feithaltende Kirche lag, 
die Geltung der Ehe von der Beobachtung irgend welcher Jorm 
abhängig zu machen. 

Eben jene Thatjache, daß die Kirche feine Ueberlieferung 
über eine göttliche VBorjchrift für die Zorm der Ehejchliegung 
bejaß, hatte notwendig von Anfang an die Folge, daß fich die 
firchliche Sitte in Beziehung auf die mit der Eingehung der 
Ehe zu verbindenden religiöjen Teterlichkeiten ganz frei ent= 
wicelte und im Einzelnen manchfachen Wechjel erfuhr. 

Wie begründet auch Die Zweifel an der Echtheit des als 
Brief des Sgnatius an den Bolycarp überlieferten Schriftitüides 
jein mögen, jo gewiß tit es doch, daß e8 aus fehr alter Zeit 
herrührt. Was in dejjen 5. Kap. über die chriftliche Chefitte 
gejagt wird, it unjtreitig das ältelte Heugnis davon. Bon 
einer beitimmten eterlichteit jagt es nichts; es gibt nur der 
Vermutung Naum, daß wenn, wie es berichtet, e8 als gezie- 
mend galt, daß zu Verlobungen der Nat des Biichofs erholt 
werde, diejer bei der Billigung einer Berlobung auch feinen 
Segen dazu gejpendet haben werde, wie dann jedenfalls in der 
morgenländiichen Kirche die Einjegnung der Verlöbnifje feite 
Sitte wurde und blieb 20), 

Tertulltan fchreibt in der Schrift de pudieitia c. 4: 
penes nos oceultae conjunctiones, id est non prius apud 
ecclesiam: professae, juxta moechiam et fornicationen judi- 
cari periclitantur. In der hiemit bezeugten Sitte der Che- 
verfündigung an die Gemeinde ift der Keim des Firchlichen 
Aufgebot zu erkennen; über eine die Ehejchliegung begleitende 
seierlichfett läßt jich daraus nicht entnehmen. 


20) &3 bedeutet natürlich nicht einen Widerfprud Auguftins gegen 
das, was in der ep. Jgnatii gejagt wird, mern von ihm Poffidius in 
der vita Aug. c. 27 berichtet, er habe gewollt, daß der Priefter nicht Ver: 
löbnifje zu fiften unternehme, jondern erft wenn fie jhon gejchlojjen jeien, 
fie befräftige und fegne. E38 ift ja etwas ganz Anderes, erbetenen Nat 
bei einer benbfichtigten Verlobung erteilen, und „uxorem alicui poscere“, 
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Auch die befannte andere Stelle Tertullians aus dem 
2. Buch ad uxorem bietet nach ihrer jeßt allgemein als rich- 
tig anerkannten Zesart wenig Sicheres. Sie lautet: unde suf- 
fiiam ad enarrandam felicitatem ejus matrimonii, quod 
ecclesia conciliat, et confirmat oblatio et obsignatum angeli 
renunciant, pater rato habet? Nam nec in terris filii sine 
consensu patrum recte et jure nubunt. 

Soviel geyt daraus mit Beltimmtheit hervor, daß Die 
gejchlofjjene Ehe durch eine Opferung beftätigt zu werden pflegte, 
und daß jie in Folge davon als von Gott qutgeheißen betrachtet 
wurde. Da die DOpferung unter Fürbittegebeten im &emeinde- 
gottesdienjte vollzogen wurde, und der Abendmahlsfeier vor- 
herging, jo ergibt fich, daß wir hier den Urjprung der Kirche 
gangs Neuvermählter vor uns haben, bei welchem jie dur) 
die Opferung ihre. Eheichliegung Hffentlich vor der Gemeinde 
ihrerjeitS bejtätigten und fie durch Annahme ihres Opfers von . 
dem Wriejter fürbittend bejtätigen ließen, womit jich dann 
die Ölaubensgewißheit verband, daß Gott die Ehe gut heiße. 
Unter der conciliatio ecclesiae ijt wohl nicht anderes zu ver- 
jtehen, als die Billigung des Berlöbniffes von Seiten des 
- Btichofs und der übrigen Gemeindebeamten. 

Auf diefe wird auch die dritte oft angeführte Stelle Ter- 
tulians in ce. 11 de monogamia zu beziehen jein: qualis es 
id matrimoniam (nämlic; eine zweite Che) postulans, quod 
eis a quibus postulas non licet habere, ab episcopo mono- 
gamo a presbyteris et diaconis ejusdem sacramenti, a viduis 
quarum sectam in te recusasti? Wenn er dann weiterhin 
tadelnd jagt: et conjungent vos in ecclesia virgine, unius 
Christi unica sponsa, fo läßt fich auch hieraus mit Sicherheit 
nichtS anderes entnehmen, al3 was fic) aus der zweiten Stelle 
ergibt; ein conjungere anderer Art, al3 es jene Bejtätigung 
des Ehebündnifjes durch die Gemeinde und ihre Beamten beim 

Kirchgang it, läßt fich hierin nicht wohl erkennen. 
| Beitimmt ift von Einjegnung der Ehejchliegenden bei der 
Hochzeitfeier und Berhüllung der Braut durch den Priejter bei 
Ambrofius in der Ep. ad Vigilium und eben jo tft von jener 
Einjegnung in c. 13 des Cone. Charthag. IV. die Nede. 

Einen, wenn auch nicht Hinfichtlich der Einzelheiten voll- 
jtändigen, jo doch hinfichtlich der Hauptjachen jehr lehrreichen 
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Bericht über die in der römischen Kirche hergebrachte Hochzeit- 
feier befigen wir in dem Briefe des Papftes Nifolaus I an 
die Bulgaren von 866, von dem Öratian nur einen und 
zwar teilweife unrichtigen Auszug in das Deeretum c. 3 0. 
XXX. qu. 5) aufgenommen bat. 


Mansi gibt die treffende Stelle im XV. Teil feiner Con- 


ciltenfammlung ©. 401 ff. jo: 

Nostrates tam mares, quam feminae non ligaturam 
auream vel argenteam aut ex quolibet metallo compositam, 
quando nuptialia foedera contrahunt, in capitibus deferunt; 
sed post sponsalia, quae futurarum sunt nuptiarum promissa 
foedera, quaeque consensu eorum qui haec contrahunt, et 
eorum, in quorum potestate sunt, celebrantur et post- 
quam arrhis sponsam sibi sponsus per digitum .fidei a se 
anulo insignitum desponderit, dotemque utrique „placitam 
. sponsus ei cum scripto pactum hoc continente coram invi- 
tatis ab utraque parte tradiderit, aut mox aut apto tempore, 
ne videlicet ante tempuslege definitum tale quid fieri praesuma- 
tur, ambo ad nuptialia foedera perducuntur. Et primum quidem 
in ecelesia Domini cum oblationibus, quas offerre debent Deo, 
per sacerdotis manum statuuntur , sicque demum benedictio- 
nem et velamen coeleste suscipiunt ad exemplum videlicet 
quo Dominus primos homines in paradiso collocans benedixit 
eis dicens: crescite et multipliecamini etc. Siquidem et To- 
bias antequam conjugem convenisset, oratione cum ea Domi- 
num orasse desceribitur. — — Post haec autem de ecclesia 
egressi coronas in capitibus gestant, quae semper in ecclesia 
ipsa sunt solitae reservari. Et ita festis nuptialibus cele- 
bratis ad ducendam individuam vitam Domino disponente de 


cetero diriguntur. Haec sunt jura nuptiarum, haec sunt 


praeter alia, quae nunc ad memoriam non occurrunt, pacta 
conjugiorum solemnia: peccatum autem esse, si haec cuncta 
in nuptiali foedere non interveniant, non dieimus, quemad- 
modum Graecos vos astruere dicitis, praesertim cum tanta 
soleat arctare quosdam rerum inopia, ut ad haec praepa- 
randa nullum his suffragetur auxilium; ac per hoc sufficiat 
secundum leges solus eorum consensus, de quorum conjuncti- 
onibus agitur. 

Nikolaus beichreibt hier die gewöhnliche feierliche Form 
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der Ehefchliegung, deren Nichtbeobachtung er nur in dem Sinne 
nicht für jündlich gehalten wijjen will, weil fte nicht auf einem 
göttlichen Gebote beruhe, und in der Armut der Ehejchließenden 
der Grund liegen könne, weshalb fie nicht, wenigftens nicht voll- 
tändig eingehalten werde. Er unterjcheidet ihre Vorbereitung 
durch ein die Ehe für die Zukunft veriprechendes VBerlöbnis umd 
jelbit den Vollzug des Berlöbntfjes von Seiten des Bräutigams 
durch die dotatio, wie fie nach einer italienischen Trauformel des 
11. Zahrh. (bei Sohm, Recht der Ehejchliefung ©. 318 f.) 
bei der Trauung jtattfand, von dem nuptiale foedus, der Ehe- 
Ichliegung jelbit. Dieje erfolgt in der Sircehe innerhalb Der 
Brautmefje mittellft der Opferung von Seiten des Brautpaa= 
res und wird dadurd) zum Vollzug gebracht, daß der Briefter 
das Brautpaar mit jener Hand (zujammen) Stellt und ihm 
den Segen (und den Schleier) reicht nad) dem Berjpiel des 
Vorgangs, da Gott die erften Menjchen im Paradiefe zu ein- 
ander brachte und fie mit den Worten jegnete: jerd fruchtbar 
und mehret euch u. j. w. Wir haben aljo hier bereits ‚eine 
prieiterliche Gopulation vor uns, einen Bollzug der Ehe: 
Ichliegung durch den Briefter, welcher in der Darftellung der 
göttlichen Zujammenfügung des Ehepaares bejteht, indem da= 
dire Die unmittelbare göttliche Zujammenfügung des eriten 
Ehepaares nachgebildet wird. Nachher erit wird das Paar 
befränzt, um jo aus der Slirche in fein Haus zum Antritt 
der ungeteilten Lebensgemeinjchaft geleitet zu werden. Die 
priefterliche Copulation ift zugleich gottesdtenftlicher Abichluf 
der Eheichliegung und Einleitung in den Eheitand. 

Nach einer angeljächltichen Ehefchliegungsordnung aug dem 
10. Sadıh. (Sohm, Recht der Ehefchliegung ©. 315 ff.) Soll 
bei der Uebergabe der Braut von Seiten ihrer Bormünder an 
den Bräutigam der Mepprieiter zugegen jein und „mit Öottes 
Segen ihr Bündnis binden zu Aller Heil.” Nach der mittelft 
der Trauung erfolgten Ehejchliegung bekräftigt dieje alfo hier 
der PBriejter, indem er daS Bündnis der Brautleute mit dem 
göttlichen Segen gleichjam bejiegelt. 

Ebenjo finden wir e8 in den von Martöne uns überlie- 
feierten franzöftichen Sormularen der nächiten Sahrhunderte. 
Die an die vormundschaftliche Trauung fich anjchliegende Seg- 
nung, wie die zweite, welche in der darauffolgenden Brautmeffe 
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nach dem Sacramentarium Gregorianum vollzogen wird, tft 
von Gebeten begleitet, daß &ott das Paar (durch die eheliche 
Beimohnung) zujammenfügen wolle Die göttliche Zujam- 
menfügung, welche als dadurch gejichehend betrachtet wird, 
dag Mann und Weib im buchjtäblichen Sinne Ein Fleiich 
werden, wird als bevoritehend gedacht, und es wird nicht Dieje- 
nige Yujammenfügung des erjten Menjchenpaares durch Gott, 
wie fte die hd. Schrift berichtet, Durch den Priejter dargeftellt, 
wie er eg nach der Beichreibung des B. Nikolaus thut. 

Nach der restlichen Ehejchliegung, welche mitteljt der vor- 
mundschaftlihen Trauung erfolgt ift, tritt unmittelbar eine fie 
gottesdienftlich befräftigende priefterliche Copulation Hinzu, und 
e3 wird dann durch die zweite prieiterliche Benediktion die Con- 
jummation der Ehe jo zu jagen zum Voraus geheiligt. 

Jachdem, wie oben bemerkt wurde, in Folge der Abjchwäch- 
ung der Gefchlechtspvormundichaft, etwa vom Anfang des 
12. Sahrh. an die Hebergabe der Braut an den Bräutigam 
durch deren Mumdwalt ihre bisherige Bedeutung verloren hatte, 
und deshalb durch eine Scheintrauung — fie fan als Schein 
tranung bezeichnet werden, jofern fie nicht wirkliche Gewalt: 
iibertragung war — von Seiten eines beliebigen Dritten erjeßt 
zu werden pflegte, mußte es jtch von felbit als das Schielichite 
darstellen, daß diefe Trauung von dem PBriefter vollzogen werde, 
welcher bisher bei der vormundjchaftliden Trauung nur das 
Ehebindnis mit feiner Seguung bekräftigt hatte, jo daß er num 
traute und fegnete, oder wie man aud) e8 ausdrüden fann, 
die bisher von ıhm durch Segnung vollzogene Copulation jeßt 
zu einer Copulation mitteljt Zufammengebens oder Zufammen- 
Iprechens, und die Segnung aus einem Kopulationsaft zu einem 
beiondern, die Eopulation begleitenden Akte wurde. Daß jchon 
im 8. Sahrhundert die priefterliche Handlung bet der vormund- 
Ichaftlichen Trauung als copulatio bezeichnet wurde, beweijen 
die von Zöning (Öejchichte des deutjchen Kirchenrechts) Bd. 2 
S. 604 Anm. 1) angeführten Stellen. 

E3 fragt fih nun, was bedeutet denn eigentlich die von 
der Segnung abgejonderte priefterliche Trauung, wie fte ung 
anschaulich in einem Nitual von Nouen aus dem 14. Jahr). 
entgegentritt? 

E53 beginnt hier der Alt mit Fragen des Briejters an Die 
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zu Trauenden ob fie einander zu Ehegatten haben und einan- 
der Treue bewahren wollen, und deren Bejahung durch die 
Gefragten. Tune, heißt es, sacerdos det eam viro dicens ver- 
bis latinis: Et ego conjungo vos in nomine Patris et Filü 
et Spiritus sancti. Amen. 

Alto auf Orund der Erkiärung des übereinitimmenden Wil- 
(en3 der Eheichliegenden, einander zu Oatten haben und einander 
Treue bewahren zu wollen, oder nach dem Sprachgebrauch des 
Defretalenrechts auf Grund von sponsalia de praesenti gibt 
der Brieiter, wie wenn er ihr Vater oder VBormund wäre, die 
Braut dem Bräutigam zur Ehe und Spricht er es aus, daß er 
beide im Namen des Ddreieinigen Oottes miteinander verbinde, 
wie ehedem der Bater oder Bormund der Jungfrau durch deren 
Uebergabe an den Verlobten jte in Defjen eheherrliche VBor= 
mundjchaft gebracht und dadurch beide als Ehegatten miteinan- 
der verbunden hatte. Er thut im Namen des dreieinigen Gottes, 
was der Vater oder Bormund fraft eigenen (freilich auch ihm 
eigentlih als Stellvertreter Gottes zufommenden) Nechts 
gethan hatte. ai 

Die urjprüngliche väterliche oder vormundichaftliche Trau- 
ung war ein Vollzug der Ehejchliegung, tır welchem es hervor: 
trat, daß dieje nicht bloß auf dem eigenen perjünlichen Willen 
der Brautleute, Sondern zugleich auch auf dem höheren, väter- 
lichen Willen beruhe. Dieje prieiterliche Trauung tt ein Boll- 
zug der Eheichliegung, in welchem e3 hervortritt, und dur) 
welchen e8 bezeugt wird, daß die Ehejchliegung im legten Grunde 
auf dem göttlichen Willen beruhe. Die Worte: ego conjungo 
vos in nomine P. etc. find eine Berfündigung der göttlichen 
Katihabition der Ehe, der Zulammenfügung der Oatten von 
Bott felbit. Das Geben der Braut an den Bräutigam, oder 
vda3 Yujammengeben beider tft Daritellung der göttlichen Zus 
jammenfügung, Nachbildung dejjen, was Gott am erjten Ehe- 
paare unmittelbar gethan hat.* 

Die Scheintrauung durch einen dritten Laien, die j. Q. 
Latencopulation hatte im Grund denjelben Sinn, wenn er auch 
dabei nicht jo deutlich ausgedrückt wurde: es jollte jedenfalls 
auch Durch fie dies ausgejprochen und dargejtellt werden, daß 
die bindende Kraft der Eheichließung nicht bloß auf dem eige- 
nen Villen der Eheichliegenden, jondern auch, ja vornehmlich 
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auf einem höheren, über dem ihrigen ftehenden Willen berube. 
Die Eheichliegenden geben jich einander nach deutjcher Sitte 
nicht jelbit zur Ehe, fondern fie lafjen fich einander zur Ehe 
geben, weil jie wiffen over doch fühlen, daß ihre Bindung 
durch die Ehe nicht fowohl Wirkung ihrer perjönlichen Wil- 
lenseinigung als eines höheren Willens tit, dem fie durch ihre 
Einwilligung in die Ehe fich untergeben *°). 


Nechtlihe Bedeutung hat feimerlet Trauung mehr an. 


und für jih nad) fanonifchen Necht, jet diejes feitgeitellt 
hat, daß die Ehe Durch sponsalia de praesenti geichlofjfen ımd 
durch die copula carnalis conjfummirt, d. 5. unbedingt unaufldg- 
(ich) werde. Sie tft nur gottesdienftliche Belräftigung und 
feierliche Bollzug des Ehebündniffes, wodurd) aber an umd 
für fich deffen rechtlich bindende Kraft nicht veritärkt wird. 


Aber fie ift Die Solenniftirung des Ehebündnifjes, welche ord= 


nungsgemäß unmittelbar derjenigen Conjummation der Ehe vor- 
hergeht, wodurch dieje nach dem Defretalenrecht volllommen un- 
auflöglich wird. Bei ganz ordnungsgemäßen und regelmäßigen 
Hergang fällt die Conjummation der Ehe (im technischen Sinn) 
zeitlich fat ganz mit der Trauung zufammen. Die rechtlich 
bedeutende Konjummation der Ehe joll unmittelbar durch die 
Trauumg vorbereitet werden; es tjt gegen die Firchliche Drd- 
nung, wenn fie ihr fchon vorhergegangen tit, und es tjt etwas 
der Natur der Sache nach außerordentliches, jedenfalls zufäl- 
liges, wenn jie nicht bald auf die Trauung folgt. Smjofern 
hat doc die Trauung tmdireft rechtliche Bedeutung auch nach 
dem Dekretalenrecht. Daß fie nach demjelben ohne Direkte 


21) Die Verbote der Laiencopulation dur Synoden fommen jchon 
im Anfang des 13. Sahrh. vor, alio ehe e8 nadyweislich ift, Daß die prie= 
fterliche Copulation die Form der Trauung angenommen hatte. Damals 
hatten jene Verbote aljo wohl noch nicht die Bedeutung, daß fie jagen 
jollten, e8 fol der Priefter ftatt des dritten Laien trauen. Im 15. Jahıh. 
wurde das Verbot der LXaiencopulation damit begründet, daß Laien die 
Saframentsverwaltung gänzlich unterfagt fei: (Bgl. Sohm, Recht der 
Cheihl. ©. 70 Anm. 34). 8 hängt die mit der nie zum Dogma 
gerwordenen theologifchen Meinung zufammen, daß der Priefter bei den 
Ehefaframent der minister sacramenti fei. gl. Martene, de antiqu. 
ecel. ritib. p. 347 u. biezu Dove’3 Zeitfchrift f. Kirhenreht Bd. XV. 
©. 75. 
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rechtliche Bedeutung ift, läßt fich fchondaraus entnehmen, daß 
esin den Dekretalenjammlungen feinen eigenen Titel gibt, der 
von Benediktion und Copulation handelt, und daß ebenjo auch . 
Tancred in jeiner summa de matrimonio nur ganz beiläufig 
diefe Handlungen berührt. 

Auf jene indirekte rechtliche Bedeutung der Trauung zielt 
aber die rechtliche Borichrift, daß — nicht der Cheichließung 
durch sponsalia de praesenti — jondern der Trauung eine 
Unterfuchung über die firchenordnungsmäßige Statthaftigfeit 
der Ehe vorhergehen joll. Im diejer Hinficht behandelt doc) 
auch das Dekretalenrecht die Trauung al3 den Vollzug der 
eigentlichen, wahren Ehejchließung. 

E3 hatte Sich im Lauf der Zeit aus der von Tertullian 
erwähnten professio apud ecelesiam, die als folche wohl ein 
unmittelbarer Ausfluß der gettlichen Gemeinschaft der Einzel- 
nen mit der Slirchengemeinde war, das Nechtsinititut des 
firchlichen Aufgebots entwickelt. 

Ein Kapitular Karl’3 d. ©. v. 802 gebietet 22): ut omnes 
ommino episcopos et presbyteros suos omni honore veneren- 
tur in servitio et voluntate Dei, et ne incestis nuptiis et 
se ipsos et ceteros maculare audeant, conjunctiones facere 
non praesumant antequam episcopi presbyteri cum seniori- 
bus populi consanguinitatem diligenter exquirant et tune cum 
benedictione jungantur. 

Um blutichändertiche Ehen zu vermeiden, jollen die Luten 
fich nicht herausnehmen, fich zur ehelichen Lebensgemeinschaft 
zu vereinigen (conjunctiones facere), ehe die Biichöfe oder 
Priefter mit den Bolfsjenioren jorgfältig ihre etwaige Ber- 
wandtjchaft mit einander unterfucht und darauf hin fie einges 
legnet haben. Alfo eine Unterfuchung, ob nicht das Ehehinder- 
nis der Verwandtichaft entgegenstehe, joll der die Vereinigung 
zur Lebensgemeinschaft einleitenden Einjegnung vorausgehen. 
Die priefterliche Eopulation (im ältern Sinn) joll zugleich Die 
Beitätigung in jich tragen, daß der Ehe fein Ehehindernts 
entgegenftebe. 

E3 jcheint nur in Frankreich diefer Brauch ftetig einge- 
halten worden zu fein, fonft jich wieder verloren zu haben. 


22) Pertz, Leg. I p. 9%. 
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Deshalb erlieg Snnocenz II. auf dem IV. Lateranconcıl von 
1215 ein allgemeines Slirchengejeß (ce. 3 X. de cland. desp. 
4, 3.) worin gejagt wird: „specialem quorundam locorum con- 
suetudinem ad alia generaliter prorogando statuimus, ut quum 
matrimonia fuerint contrahenda, in ecclesiis per presbyteros 
publice proponantur, competenti termino praefinito, ut infra 
illum qui voluerit et valuerit, legitimum impedimentum im- 
ponat et ipsi presbyteri nihilo minus investigent, utrum ali- 
quod impedimentum obsistat. Quum autem apparuerit pro- 
babilis conjectura contra copulam contrahendam, contractus 
interdicatur expresse, donee quid fieri debeat super eo, 
manifestis constiterit documentis. 

Dffenbar tt hier der „contractus“ matrimonii nur dieje- 
tige desponsatio de praesenti, auf welche unmittelbar Hin 
die Trauung erfolgen joll. Die Trauung und copula wird 
unterfagt, che durch Eirchliches Aufgebot Gewigheit erlangt tft, 
daß fein gejeßliches Hindernis der Ehe im Wege ftehe. 

Die Ehe gilt als gejchloffen wenn auch nur eine außer: 
firchliche desponsatio de praesenti abgeichloffen worden ift; 
aber dem firchlichen eigentlichen contractus matrimonii joll dag 
firchliche Aufgebot vorhergehen. Sm S. 2 wird bejitimmt, daß 
der dem firchlichen contractus matrimonü, ohne daß das vor- 
geichriebene Aufgebot vorhergegangen tft, beimohnende PBfar- 
rer oder Negulare jedenfalls auf 3 Sahre ab oflicio juspen- 
dirt werde. 

E3 joll alfo nın durchaus die priejterliche Trauung zugleich 
die Bedeutung einer Anerkennung der Kirchenordnungsmäßigteit 
der Ehe in Sich tragen. 

Die unvermeidlich jo Häufig eintretende Ungewißheit, 
welche fich au3 der Beitimmung des Defretalenrechts, daß die 
Ehe auch durch ganz formlos und heimlich eingegangene spon- 
salia de praesenti entitehen fünne, darüber ergeben mußte, 
vb zwißchen bejtimmten Perfonen eine Ehe oder ein bloßes 
Berlöbnis beitehe, und ob demnach die von dem einen oder 
anderen Teile nac) den von der einen Seite behaupteten, von 
der andern bejtrittenen sponsalia de praesenti öffentlich ge= 
ichloffene Ehe gelten oder nicht gelten fünne, wırrde im Refor- 
mationgzeitalter jo allgemein als ein ımerträgliches Uebel 
empfunden, befonders aber auch von den Staatsgewalten, 
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welche dem Bapfttinm treu blieben, als jolches anerfannt und 
der Kirchengeivalt jo nachdrücklich vorgehalten, daß ich das 
triventinische Concil Doch endlich herbeilaffen mußte, durch ein 
in der 24. Sikung durch Stimmenmehrheit gefaßtes Dekret 
(ec. 1 de reform. matr.) wenigitens einige Abhülfe in diefer 
Beziehung zu Schaffen. 

Ste beitand aber nur darin, daß nun die Sültigfeit der 
Ehejchliegung von der Erklärung des Eheconfenfes vor dem zur 
tändigen Pfarrer und zwei oder drei Zeugen abhängen follte, 
und dadurch aljo einigermaßen die Beweisbarfeit des Dafeins 
oder Kichtvafeins einer Ehe zwischen beftimmten Berfonen er- 
leichtert und gefichert wurde. Freilich wurde zugleich die Pflicht 
eingefchärft, die Chen nur nach vorgängigem dreinaligem Auf- 
gebot und mittelit priejterlicher Trauung zu fehliegen, die Er- 
füllung diefer Pflicht aber nicht zucr Bedingung der Nechtsgül- 
tigkeit der Eheichliegung gemacht. 

Smmer noch fonnte der Eheconjens bloß bedeuten, daß 
don nun an das Eheband ohne eheliche LZebensgemeinschaft be> 
jtehen follte; aber es konnte nun nicht mehr das bloße VBer- 
löbnis (sponsalia de futuro) durch Beischlaf fich von felbft in 
eine Ehe verwandeln. Auch wurde nun doch meist die Traus 
ung begehrt, und hierbei der consensus de praesenti vor Pfar- 
ver und HBeugen erklärt, jo daß num Diefer consensus vegel- 
mäßig al3 consensus matrimonialis zu verftehen war. 

Uebrigens erklärte es das Koneil ausdrücklich für unzweis 
felhaft, daß heimlich gejchlofjene Ehen gültige und wahre Ehen 
jeien, fo lange die Kirche fie nicht Durch ein Gefeß für ungiil- 
tig erkläre, was dann auch mitteljt des von ihm gefaßten DBe- 
jchluffes feineswegs jchlechthin gejchehen tft; denn wo nicht der- 
felbe fpeciell publteirt jet, Jollten heimlich (d.h. ohne Erklärung 
des Eheconjenjes vor Pfarrer und HYeugen) gejchlofjene Ehen 
fortwährend vollgültig fein. 

Sm Gegenjage dazu wurde auf protejtantifcher Seite Die 
Anerkennung heimlich geichloffener Chen als vollgültiger 
grundfäßlich verworfen, andererjeitS aber feine bejtimmte 
Form der Eheihliegung für notwendig zu ihrer Nechtsgültig- 
feit erklärt. Exit jehr jpät gelangte das protestantische deutjche 
Eherecht dazu, die firchliche Trauung für diejenige Form der 
Ehejchliegung zu erklären, von deren Einhaltung die Necht3- 


64 1. Teit 1. Abfepn. IL 7. 


gültigfeit der Ehe abhängig je. ES war dies das Biel einer 
Entwiclung, zu welcher die von Anfang an aufgeitellten Grund= 
läte Hindrängten, die aber durch die Daneben ich behauptende 
Anschauung, dag in einem gewiffen Sinne die Ehe jchon durd) 
die Verlobung gejchloffen werde, aufgehalten wurde. 

E3 war dies, wie wir gejehen haben, die altfirchliche An- 
Ihauung, welche in Folge der Rezeption des fanontschen Wecht3 
auch in dem Deutjchen Volfsbewußtjein Wurzeln fahte, jedoch 
in der Art, daß daber die neuere Unterscheidung des Defreta- 
(enrechtS zwijchen sponsalia de praesenti und de futuro jehr 
zurücktrat. Quthers Urteil über diefe Unterjchetdung entiprad) 
vollfommen der in dem damaligen Ddeutjchen Nechtsleben jtch 
ausdrücdenden nationalen Bejammtanichauung; es tt nicht rich» 
tig, wenn man glaubt, wie es freilich lange, bis auf die neuejte 
Zeit allgemein angenommen war, jenes Urteil habe auf einer 
individuellen Meinung des Neformators beruht, welche nachher 
evit durcch fein perjönliches. Anjehen zu allgemeiner Oeltung ge- 
langt jet. 

Die Verlobung wurde damals in Deutjchland regelmäßig 
mit dem Willen abgeschlofjen, jtch unwiderruflich zu binden, umd 
daher auch als „Hetrat“ bezeichnet; die darauf gewöhnlich jehr 
bald folgende „Hochzeit“ oder „Verehelihung“ wurde nur als 
der feierliche Vollzug des bereit3 bejtehenden Ehebündnifjes be- 
trachtet, und die dabet ausnahmslos vorkommende Trauung — 
Laiencopulation oder priefterliche Copulation — nur als „Ein- 
leitung“ in den Eheitand, d. H. tr das eheliche Zufanmenleben 
der Schon durch die Verlobung ehelich gebundenen Berlobten 
angejehen. 

Bollfommen zutreffend war e8 befonders, wenn Luther 
in der Schrift „von Ehejachen" (Werte Erl. Ausg. ©. 102) 
nach jeiner derben Ausdrudsweise jagte: „jte (nämlich die deut- 
Ichen „Surtjten und Offizialen“) haben ein Narrenfpiel getries 
ben cum verbis de praesenti vel future. Damit haben fie 
auch viel Ehe zerriffen, die nach ihren Necht gegolten hat, und 
gebunden, die nicht gegolten hat. Denn Ddiefe Worte: „„ic) 
will dich zum Werbe haben“” oder: „„ich will dich nehmen, 
ich will dich haben, du follft mein fein“* u. dergl. haben fie 
gemeiniglich verba de futuro genennet und fürgegeben, der 
Mannsname follt aljo jagen: „„accipio te in uxorem, ic) 
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nehme dich zu meinem Weibe”, der Werbsname aljo: „„ı 

nehme dich zu meinem Chemanne””, und haben nicht es 
noch gemerkt, daß Dies nicht im Brauch it, deutich zu reden, 
wenn man de praesenti vedet, jondern das heißt de praesenti 
geredet: „„ich will dich haben“; ego volo te habere est prae- 
sentis temporis non futuri; darum redet fein deutjcher Mann 
von zufünftigem Berlöbnis, wenn er jpricht: „„ich will Dich 
haben oder nehmen“; denn man Spricht nicht: „,„ich werde Dich 
haben“”, wie fie gaudeln mit dem: aceipiam te; jondern 
accipio te heißt eigentlich auf deutjch: ich will dich nehmen oder 
haben und wird verjtanden de praesenti, daß er igt mit jol- 
chen Worten Sa jpricht und feinen Willen darein gibt. Sa ich wüßte 
jelbit nicht wohl, wie ein Sinecht oder Magd jollten oder fünn- 
ten im deutjcher Sprache per verba de futuro Sich verloben; 
denn wie man ic verlobet, jo laut’S per verba de praesenti 
und jonderlich weiß der Böbel von folcyer befonder Granıma- 
tifa nichts, daß aceipio und accipiam zweierlei jei; er fähret 


| daher nach unferer Sprachen Art und Ipricht: nn1c) will dich 


haben, ich will dich nehmen, du jollft mein jein ıc.“" Da ift 
ist die Stunde Ja gejagt ohne weiter Aufzug oder Bedenken.“ 

Das gejchriebene fanontiche Necht jelbit trifft diejer Vor 
wurf Luthers nicht; venn nach c. 31 X. de sponsal. foll die 
Srage, ob der consensus de praesenti jet, feineswegs bloß 
darnacı) entjchteden werden, ob bet der Berlobung gerade dieje 
Worte: accipio te in meum (meam) oder: accipiam te in meum 
(meam) gebraucht worden feien, fondern etwa alia verba con- 
sensum exprimentia de praesenti; e8 war alfo in Wider- 
pruch mit diefer gejeßlichen Beitimmung, wenn man bet Deut- 
ichen Verlobungen das entjcheidende Gewicht auf den Gebrauch 
des Präjens oder Suturum legte. Allen die „Surtiten md 
Dfficialen”, welche Luther bejchuldigt, werden ohne Yiveifel 
lic) das was er ihnen vorwirft, wirklich oft genug haben zu 
Schulden fommen lafjen. 

Dagegen feßte fih Luther jelbit in Widerfpruch mit dem 
gejchriebenen Necht, wenn er dann jede bedingte Verlobung 
al consensus de futuro und jede unbedingte Verlobung als 
consensus de praesenti behandelt wifjen wollte; denn nach dem 
Defretalenrecht können auch sponsalia de praesenti unter Be- 


dingungen und sponsalia de futuro unbedingt ELEREN wer: 
Sheurl, Eheredht. 
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den 3). Aber die nationale Nechtsanichauung der Zeit hatte 
er auch daber gewiß für fi. 

Demzufolge blieb das nun auch bei den deutjchen Prote- 
jtanten, indem te fortfuhren zwijchen sponsalia de praesenti 
und de futuro zu umterjcheiven, die herrichende Lehre: spon- 
salia de praesenti find alle unbedingten Berlobungen, und alle 
bedingten (wozu man auch als ftillfchweigend bedingte die spon- 
salia impuberum rechnete) find sponsalia de futuro. 

Unter der doppelten Borausjegung nun aber, daß eriteng 
eine „rechte” Verlobung eine „öffentliche” und daß fie zweitens 
eine unbedingte fein müfje, erklärte jich Luther wiederholt mit 
aller Entjchiedenheit für den (im Wesentlichen alfo dem fano- 
- nischen Nechte entiprechenden) Sab: wo ein rechtes Ver- 
[öbnis zu Stande gefommen ift, ift es eine redhte 
Ehe vor Öott und der Welt. ; 

Jratüirlich bejtimmte ihn dazu nicht die Auftorität des 
päpitlichen Nechts, das ja für ihn feinerlei Auftorität befaß; 
e3 bejtimmte ihn dazu die von ihm allein als Auftorität aner- 
fannte d. Schrift; in ihr traten ihm Stellen entgegen, welche 
er jo veritehen zu müffen glaubte. Er führt a. a. D. ©. 119 
zuerjt Soh.3, 29 an: „wer die Braut hat, it der Bräutigam“, 
hinzufügend: „weil nım der erite verlobte Mann die Braut 
hat, und ift Bräutigam, fan fie jtch mit feinem andern her- 
nach verloben, noch der Bräutigam mit einer andern.” Dann 
beruft er fi) auf 5. Mof. 22, 23, welche Stelle ihm zu beiwei- 
> fen jcheint, „daß eine vertrauete Braut eine Ehefrau heißt in 
der Schrift”. Endlich führt er Matth. 1, 20 an; wo der En 
gel zu Sojeph Ipreche, da ihm PDiaria vertrauet (d.h. verlobt) 
war: Sojeph, du Sohn David fürchte dich nicht, dein Gemahl 
oder Ehefrau Maria zu div zu nehmen. 

Gerade jene beiden erjteren biblischen Eitate aber zeigen 
num auch jofort, daß jene Aussage Luthers, wo eine rechte 
Berlobung jtattgefunden habe, beitehe auch jogleich eine vechte 
Ehe vor Gott und der Welt, feineswegs den abjoluten Sinn 
hat, den fte nach dem Wortlaut zu haben jcheint: te bedeutet 
nur, daß in Beziehung auf Hebundenheit das Verhältnis 


23) &3 ift Died don mir neuerdings (gegen Sohms Wideripruch) 
nachgemwiefen worden in Doves Zeitjehrift f. KR. Bd. XIV ©. 279 ff. 
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zwißchen Verlobten der Regel nach der Ehe gleichzuachten fet, 
aber fo, daß dieje Regel, wie Luther unmittelbar beifügt, auch 

wohl eine Ausnahme zulaffe. Daß die bloße, wenn auch ms 
bedingte Verlobung noch nicht eine Ehe im vollen Sinn des 
Worts jet, jondern daß dazu noch die Vereinigung zur wirk- 
lichen ehelichen Xebensgemeinjchaft gehöre, hat Quther jehr wohl 
eingejehen, und es auch im derjelben jeiner Hauptichrift von 
der Ehe wiederholt bejtimmt genug ausgeiprochen. 

©. 106 a. a. D. jchreibt er: „Diefer Spruch (Weatth. 19, 
6: was Gott zujammengefüget hat u. |. w.) gehet eigentlich 
auf diejenigen, die bereit bei einanderjigeninder&he. 

- Wir handeln aber hie von dem heimlichen Berlöbnis, da noch 
feine Ehe und nicht zujammenfommen tft“, — was ja 
natitrlich auch bet dem öffentlichen unbedingten Berlöbnifje ala 
jolchem nicht anders fich verhält; denn die Deffentlichkeit des 
Berlöbnifjes fann an fich nicht das „Beteinanderfigen in der 
Ehe” bewirken. Wenn er daher audh am Schluffe desjelben 

- Artifels jagt: -„jo jei num dies der endliche Befchluß Diejes er- 
jten Artikels, daß heimliche Verlöbnts, weil da noch feine 
Ehe im Werk ift — Soll gänzlich verhindert und für feine 
Ehe gehalten werden“, jo beweilt auch diefe Stelle, daß Luther 
doch nur die „in’3 Werf gefeßte Ehe" als eine voll- 
fommene Ehe betrachtete, und nicht Fchon das direch eine uns 
bedingte, wenn auch öffentliche Berlobung eingegangene Ver- 
hältnis, jondern daß er unter leßterem, wenn er e8 eine „rechte' 
Ehe” nannte, nur ein das Eheband begründendes Verhältnis 
verstand. 

Zunächjt haben wir noch zuzujehen, was er fich unter der 
von ihm geforderten und zwar auf Grund „göttlichen Nechts" 
geforderten „Deffentlichfett“ der Verlobung dachte. 

Vor allem meinte er damit, wie fih aus ©. 119 ff. a. a. 
D. ergibt, daß das BVerlöbnis nicht gejchehen dürfe „hinter 
Wiffen und Willen derjenigen, jo die Oberhand haben und die 
Ehe zu tiften Necht und Macht haben, als Vater, Mutter und 
was an ihrer Statt jein mag“; denn das laufe dem Gebot zu- 
wider: Ehre Vater und Mutter. Dann aber meinte er damit 
auch, daß ebenjorwohl felbjtitändige Berjonen jich nur „mit Yeu- 
gen, die jolches beweilen fünnen“ verloben dürfen, weil Gott 
ipreche (Matth. 18, 16): alle Sachen jollen bejtehen in zweier 
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oder dreier Zeugen Mamd, und weil die Ehe als „öffentlicher 
Stand“ auch öffentlich vor der Gemeinde folle angenommen 
und befannt werden. Man fteht beionders hieraus, wie nahe 
ichon Luther Daran war, in der Trauung oder doch fonit ei- 
nem im eigentlichen Stnne dffentlichen Akt den allein recht3- 
gültigen Ehejchliegungsakt zu finden, und wie er jedenfalls mit 
diefem Ausspruch bereitS den Grund zu umferem fchließlichen 
gemeinen Eheichließungsrecht gelegt hat. | 

Die Frage, wie Zuther die Bedeutung der Trauung in 
Beziehung auf die Ehefchliegung auffaßte, ift leicht aus feinem 
Traubüchlein und der darin von ihm vorgejchlagenen Trau- 
form im Yufammenhalt mit den -vben von ihm angeführten 
Aenferungen zu entnehmen. 

Jeach diefen konnte fie ihm nicht der Cheichließungsaft, 
fondern nur der feierliche, gottesdienftliche Akt fein, mit welchem 
‚ die geichloffene Ehe „in’s Werk gejegt” werden jolle. 

Er joll durch ein Aufgebot vorbereitet werden, wobet der 
Gemeinde verkümdigt wird, daß die Verlobten „nach göttlicher 
Drdnung zum heiligen „Stand der Ehe“, d. H. aljo zur ehe- 
lichen LZebensgemeinfchaft, „greifen“ wollen. 

Bei der Trauung jollen die Verlobten gefragt werden, ob 
fie einander „zum ehelichen Gemahl haben wollen“, d.h. alfo 
wieder, ob fie dag, was fie de jure Schon find, num auch de 
facto werden wollen. | 

Auf ihre Bejahung diefer Fragen joll der Geistliche „ite 
die Trauringe einander geben laffen, und ihre beiden rechten 
Hände zufammenfügen”, d. h. er joll jte ihre Verlobung feter- 

(ich bejtätigen laffen und fie jymboliich zujfammengeben 2°) und 
dann Iprechen: | 

„as Gott zufammenfüget, jol fein Mensch fcheiden“. 

Darnacd) fol er „für allen ingemein“, d. h. an die Vers 
jammlung (zunächit die ver Trauzeugen) ftch wendend, fprechen: 
„Weil denn Hans N. umd Greta N. einander zu der Ehe be- 
gehren (d. H. die eheliche Lebensgemeinschaft mit einander ein= 
gehen wollen), und folches hie öffentlich vor Gott und Der 


24) Auch die merfwiürdige, von Sohm im Recht der Ehefchließung 
©. 210 ff befprocdhene Straßburger Agende von 1598 nennt fehon Die 
Berlobungsbeftätigung ein „Zufammengeben.” 
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Welt befennen, darauf fie die Hände und Trauringe einander 
geben haben: jo jpreche ich jie ehelich zufammen im 
Kamen des Baters und des Sohn8 und des heiligen 
Beiftes. Amen.“ | 

Damit it die Trauung vollendet, die nach allem dem vor- 
nehmlich eine Vergewifjerung davon fein foll, daß die ehe- 
liche Verbindung der Beiden, welche damit nun in’3 Wert ge- 
jeßt und zu einer Bereinigung für das eheliche Jufammenleben 
gemacht wird, „göttliche Zufammenfügung“ jet. E83 wird da- 
mit feierlich bezeugt, daß die Verbindung zwijchen beiden von 
num an diejenige tit, worauf der Spruch Chrijti Matth. 19, 6 
fich eigentlich bezieht. Die Erklärung: „ich fpreche fie ehelich 
zufammen im Namen u. j. w.,” will jedoch jo wenig „Effet- 
tuirung“ der göttlichen Zufammenfügung jein, daß fie nachher 
ganz gut im Conchrdienbuch mit: „jam ego vos pronuntio con- 
juges in nomine ete.“ überjeßt werden fonnte. 

ES ijt feine andere Bedeutung der Trauung, welche in 
 Süddeutjchen Trauformeln, 3. B. der Nürnberg-Brandenburgi- 
chen in der Art ausgedrict wird, daß hier der Getitliche die 
Trauung mit den Worten vollzieht: „Die eheliche Pflicht, Die 
ihr da vor ©ott und jeiner Gemeine gelobt habt, beftätige 
ich aus Befehl der chriitlichen Gemeine im Namen u. j. w.“, 
und jte.danı mit den Worten jchließt: „Was Gott zufjanmen- 
gefügt hat, joll fein Meenjch jcheiven.“ Das „Zujammenfpre- 
chen” vergegenwärtigt es nur beffer und direkter, daß die Traus 
ung eine VBergewifjerung von der göttlichen Zujammenfügung 
und eine Darjtellung derfelben jein joll. Smmer tft die Trau- 
ung zugleich feierliche „Einleitung in den Ehejtand”, für Dejjen 
Beginn eben jene Vergewifferung zur Befriedigung Des echten 
veligiöfen Bedürfniffes erforderlich ift. 

&3 1jt oben jchon betläufig erwähnt worden, daß Luther 
die Negel, wornach er das öffentliche unbedingte Verlöbnts in 
Beziehung auf Bindung als Cheichliegung behandelt willen 
wollte, nicht als ausnahmslos betrachtete. Er lehrt a. a. D. 
©. 121, das noch) unbejchlafene öffentliche Berlöbnis habe dem 
bejchlafenen heimlichen Verlöbniffe zu weichen, d. h. aljo e83 
habe diefen gegenüber nicht die Kraft ehelicher Bindung. Er 
meint, daS erfordere die „Billigkeit”, d. h. billige Rüdficht auf 
die erite Verlodte, welche ihren höchften Schat, die jungfräuliche 
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Ehre verloren habe. Hieraus folgt zweierler: einmal, daß er 
doch das Hffentliche unbedingte Berlöbnts nicht als eigentliche, 
vollfommene Ehejchliegung angejehen hat; denn jonjt hätte ihn 
feine Billigfeitsrücjicht beitimmen können, es als auflöslich zu 
behandeln, und jodanı, dag er ebenjowenig mit dem fanonijchen 
echt dafür hielt, al3 ginge das Verlöbnis durch Berschlaf von 
jelbit in eheliches Verhältnis über; denn jonjt hätte er es nicht 
bloß für eine Forderung der Billigfeit erklären können, daß 
dem bejchlafenen heimlichen VBerlöbniffe das folgende öffentliche, 
noch unbejchlafene weichen jolle; würde das Bejchlafen aus dem 
Berlöbniffe ein matrimonium consummatum machen, jo wäre 
das folgende öffentliche unbedingte VBerlöbnis nichts anderes, 
als Bigamie. Luther darf nicht dafiir verantwortlich gemacht 
werden, daß jpäter auch in der protejtantifchen Doktrin und 
Praxis jener Saß des fanonischen Nechts wieder Anerkennung 
fand. 

Luthers gefammte Theorie vom Berlöbniffe und von der 
Entjteyung der Ehe entbehrt durchaus nicht der Folgerichtigfeit, 
die man darin gewöhnlich jo jehr vermißt. Sie hat nur darum 
ven Schein der Inkonjequenz an fich, weil Luther von dem 
Wort „Ehe” einen fo zu jagen unvorfichtigen Öebraucd) gemacht 
hat. Hätte er fich jo ausgedrücdt, wie er e3 eigentlich meinte: 
Die Ehe entjteht Durch Die Vereinigung zur ehelichen Lebens- 
gemeinschaft; aber es ift Schon die öffentliche unbedingte Ver- 
lobung in der Negel ebenjo bindend, als wenn fie Ehejchliegung . 
wäre, jo wäre jener Schein von Ineonjequenz völlig verhütet 
worden. 

Hauptjächlich dadurcd), daß in der Folgezeit Die protejtan- 
tifche Doftein und PBraris zwifchen der Anhänglichkeit an das 
fanonifche Necht und der Beachtung der Lehre Luthers hin und 
her jchwanfte, wober man dann in le&terer Beziehung oft zu 
einjeitig an einzelne Ausjagen des Neformators ohne Erwä- 
gung ihres inneren Zufammenhanges mit feiner ©ejammtan- 
Ihauung jich zu halten siebte, ift eine gefunde Entwiclung des 
protejtantischen Ehejchliegungsrechts jo lange aufgehalten iwor- 
den. Abgeholfen wurde erjt dadurch, daß eS S. 9. Böhmer 
vermöge des Anjehens, dag er bejaß, gelang, jeine auf das 
römische Necht jich jtügende und das fanonische Necht ganz bei 
Seite jegende jcharfe Unterscheidung zwiichen Berlöbnis und 
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Eheichliegung zu allgemeiner Anerkennung zu bringen, wobei 
nur frerlich auch von der altprotejtantichen und dem deutjchen 
Sittlichfeits- und Mechtsgefühl entiprechenden Strenge in Be- 
handlımg des unbedingten Verlöbnifjes Hinfichtlich jeiner bin- 
denden Kraft zu viel nachgelaffen wurde. retlich hatten jchon 
ECHypräug de jure connubiorum (1605) und Johann ©er- 
hard in jenen locis ebenfall3 jenen wejentlichen Unterfchied 
zwiichen VBerlöbnis und Eheichliegung richtig hervorgehoben; 
fie waren aber damit nicht Durchgedrungen; e8 hatte befonders 
das unverdiente Anjehen, daS Carpzov’S jurispr. eccl. 
zu Teil wurde, die alte Verwirrung neu befeitigt. 

Seitdem aber jeßt unter Chejchliegung wieder die Berei- 
nigung zur wirklichen ehelichen Lebensgemeinjchaft veritanden 
wurde, mußte num notwendig die Trauung als Ehefchliegungs- 
aft betrachtet werden, und da e8 jegt längjt zur feiten und all- 
gemeinen Bolksjitte geivorden war, für den Beginn des Ehe- 
Itandes die Firchliche Trauung zu begehren, jo ergab jich von 
 jelbjt der Nechtsjaß, der ein gemeimrechtlicher utcht Durch ©e- 
jeßgebung wurde, den aber dann einzelne Zandesgejeße fürm- 
lich Janktionirten: Die Ehe fann rehtsgültig nur mit- 
teljt firchliher Trauung gejchlojjen werden. 

Bei diejer erhielt nun die Bejahung der Traufragen Die 
Bedeutung des consensus matrimonialis im egenjag zum 
consensus sponsalicius, und die Traumorte des ©eiftlichen er- 
hielten die Bedeutung eines die Eheichliefung zum Bollzug 
bringenden Ausjpruchs. Die Trauung war jeßt gottesdienit- 
licher Alt und Nechtsgefchäft zugleich, während fie nach Yuthers 
Meinung ein ven gottesdienstlicher Akt fein jollte. Sie war 
auch in jofern nicht mehr „Einleitung in den Chejtand“, als 
jeßt die Ehejchliegung jo verjtanden wurde, daß jte zugleich 
jelbit Die gegenwärtige Vereinigung zur ehelichen Lebensgemein- 
chaft bedeutete; jedenfalls aljo war num die Trauung nur als 
Eheichließungsakt, und indem fie Ehejchliegungsatt geworden 
war, nebenbei auch Einleitung in den Ehejtand. — 

Wir fünnen jeßt das Endergebnis der ganzen Entwiclung 
de8 gemeinen Ddeutjichen Cheichliegungsrechtes jo zujammen- 
tajjen: 

Die Cheichliegung fann rechtsgültig nur in der Form ei- 
ner Erklärung der Einwilligung in die Ehe vor einem Diener 
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der Sirche erfolgen, welcher darauf Hin auch, nachdem 
jener Erklärung em Ddreimaliges Firchliches Aufgebot vor- 
ausgegangen tft, dag Baar trauen fol. Notwendig it aber 
die Trauung zum rehtsgültigen Vollzug der Eheichliegung nur 
bei den Proteitanten; bet den Katholiken fann fie unterbleiben; 
e8 genügt, daß der zuftändige Pfarrer und wenigitens zwei 
Zeugen die Eheconjengerklärung vernommen haben. | 

Die Trauung fommt aljo nach fatholiichem Cherecht nur 
zu der Chejchliegung Hinzu; Diefe tft immer bereit$ vor der 
Trauung vollendet. Nach proteftantifchem Cherecht aber ge- 
hört fie zur Ehejchliegung; Diefe fommt nur durch die Be- 
jahung der Traufragen und die Trauung zu Stande. 

Jeicht3dejtoweniger aber bleibt auch nad) dem protejtantt- 
ichen Cherecht die Chejchliegung Vertrag. Die Trauung ift 
nur eine Witwirktung des Geistlichen zum Adjchluffe diejes Ver- 
trags, welche ihn im Namen Öottes beitätigt, und dadurd ftill- 
jchweigend die Ehejchliegung im Namen der Kirche für eine 
firhenordnungsmäßige erflärt. Diejfe leßtere Erklärung tt 
felbjtverjtändlich auch bet den Katholifen in ver Trauung enthal- 
ten, während die nach fatholischem Kirchenrecht hinreichende AS fi- 
jtenz des Pfarrers fie an jtch nicht in fich jchließt, Jondern 
mie injofern fie ganz freiwillig geleitet wird, als eime jolche 
jtillfchweigende Erklärung gedeutet werden Tann. 

E3 tt Durch den Abichluß, zu welchem unfer gemeines 
protejtantiiches Chejchliegungsrecht aelangt ijt, zweierlei 
völlig erreicht worden, worauf die ganze Entwicklung des Che- 
Ichließungsrechts — aber bisher ohne genügenden Erfolg abge- 
zielt hatte; einmal die Wiederheritellung des richtigen, dem 
Velen der Ehe wahrhaft entiprechenden Ehejchliegungsbegriffg, 
und jodanı die Feititellung einer die wirklichen Bedürfnifje wahr- 
haft befrienigenden EChefchliegungs form. Den richtigen Be 
griff von der Ehefchliegung, von dem das fanonifche Necht 
abgewichen, und zu dem auch das tridentintjche Coneil nocd 
nicht, wenigiteng nicht deutlich genug zurücdgefehrt war, hatte 
das römische Necht jchon gehabt; aber an der richtigen Form 
derjelben hatte es ihm gefehlt, und es hatte auch die triventi- 
niiche Neformatton des fanonischen Nechts in diefer Beziehung 
noch bei Weitem nicht das geleijtet, was jte hätte leisten jollen, 
und was eben erit durch jene legte Entwicklung des deutjchen 
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proteitantiichen EherechtS geleijtet worden tit. Denn die tri- 
dentinische Ehejchließungsform, d.h. die von dem tridentintschen 
_ Eoneil für genügend befundene Chejchliegungsform befriedigt 
nur einigermaßen das eine Bedürfnis der leichten Erweislichkeit 
der Ehe, wogegen die Trauform der Chejchliegung, wie fie das 
nenejte proteftanttsche Eherecht für notwendig erklärt, zugleich 
auch dag andere Bedürfnis befriedigt, daß die Form der Ehe- 
Ihliegung zugleich der Berbürgung ihrer materiellen Gültigkeit 
diene; denn der Getitliche, ohne dejjen Mitwirkung bei diefer 
Jorm die Cheichließung nicht zum Bollzug gelangen fann, er- 
Icheint eben dadurch zugleich als verpflichtet, Diefe Pitwirkung 
nicht zu gewähren, ohne daß er fich von dem VBorhandenjein 
der Bedingungen fir die Gültigkeit der Eheichliegung nad) 
Ihunlichfeit überzeugt hat. 

ES wird ihm Dies Durch das num jogleich genauer zu be- 
Iprechende Aufgebot ermöglicht, welches freilich das tridentintjche 
Dekret auch) fordert, jo aber, daß es Ddiefe Forderung fofort 
wieder fallen laffen muß, indem eg beftimmt, daß das bloße 
Bernehmen des Ehefonjenjes durch Pfarrer und Zeugen Die 
allein notwendige Eheichliegungsfornt fein joll. 


II. Bas bisherige gemeine dentiche Eheichliegungsrecht. 


A. Aufgebot. 


Se 


Um rechtsungültige oder Nechte Dritter verlegende Che- 
Ihliegungen zu verhüten, ift eS zwedmäßig, daß dem Vollzug 
derjelben eine öffentliche Aufforderung vorhergehe, etwaige Ehe- 
hinderniffe anzuzeigen. Huerjt ijt Diejes, wie oben erwähnt 
wurde, durch ein allgemeines Kirchengefeß von dem unter 
Sunocenz II. gehaltenen lateranenfilchen Goncil von 1215 
vorgeschrieben !), dann auf Grund defjelben mit genaueren Be- 
ftimmungen von dem tridentinischen Concil ?), wie durch Die 
evangelischen Siechenordnungen eingeichärft worden und es hat 
fich Hiernach folgende ziemlich gleichmäßige Uebung des Lird)- 


1) e. 8 X de clandest. desp. (4, 2). 
2) Cone Trid. S. XXIV de reform, matr, c. 1. 
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lichen Eheaufgebots vder der firchlichen Eheproflamation bei 
Katholifen und PBroteitanten ausgebildet. _ 

Es ift vor dem Vollzug der feierlichen Eirchlichen Ehe 
ichliegung an drei auf eimander folgenden Somm- oder Felt- 
tagen während des Gottesdienjtes von dem eigenen Wfarrer 
der Berlobten mit genauer Angabe ihres Namens umd Standes 
und der Kamen ihrer Eltern deren Vorhaben der Gemeinde 
befannt zu machen, mit der Aufforderung, daß wer da wolle 
und fünne 3), vor dem Abichluß der Ehe gejegliche Ehehinder- 
nisse zur Anzeige bringe. Dieje Aufforderung hat die Bedeutung 
einer Ediktalcitation (daher der Ausprud dafür: bannum eccle- 
siastieum); wer ein ihn zustehendes Einfpruchsrecht gegen die 
Eheichliegung binnen der ihm dadurch eröffneten Frtit jchuld- 
hafter Werfe gehörig geltend zu machen unterläßt, geht Dadurd) 
dejielben verluftig. ES ergibt fich daraus, daß diejes Aufgebot 
feinem Hauptzwed nad) ein Nechtsakt, nicht eine geistliche Anıtg- 
handlung ift, woran es nichts Ändern fanı, daß nach evan- 
gelischem Stirchengebrauch damit eine Fürbitte für die Verlobten 
verbunden zu werden pflegt *). 

Das Necht zu Diefer Handlung ift in dem Barochialvecht 
enthalten; e3 fommt aljo dem Pfarrer zu, in dejjen Pfarrei. 
die Verlobten ihren Wohnfig Haben, der aber die Ausübung 
dejjelben natürlich jedem übertragen kann, welchem er die Ab- 
haltung des Gottesdienftes zu übertragen befugt it. Haben 
die "beiden Berlobten in verschiedenen Bfarreien ihren Wohnfiß, 
jo muß in jeder Derjelben das Aufgebot vollzogen werden; 
meiit ift vorgejchrieben, daß es außerdem auch da vollzogen 
werde, wo jie bis vor kurzen gewohnt Haben. Soll et ©eift- 
licher trauen, der nicht jelbit die erforderliche einzige Protla- 
mation vollzogen hat, jo darf er nur trauen, wenn ihm über 
die notwendigen, von Anvdern vollzogenen Broflamationen 


3) „qui voluerit et valuerit* e. 3 X. eit. 

4) Form ded Aufgebots in Zuthers Traubücdlein: „Hans N. und 
Greta N. wollen nad göttliher Ordnung zum 5. Stand der Ehe greifen, 
begehren des ein gemein chriftlich Gebet für fie, daß fie es in Gottes Na- 
men anfangen und wohl gerate. Und hätte jemand was darein zu fpre- 
hen, der thue e3 bei Zeit oder fchweige hernad). Gott gebe ihnen feinen 
Segen. Amen.“ 
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Beugnifje (}. g. Ledigjcheine) vorliegen, welche beitätigen, daß 
darauf fein Ehehindernis befannt geworden tft.” Wo nicht eine 
abweichende Beitimmung gilt, darf die Trauung früheitens am 
nächiten Tage nach dem legten Aufgebot vorgenommen werden. 

Sit dem zuftändigen Pfarrer das auch nur wahricheinliche 
Borhandenfein eines rechtlichen Ehehindernifjes durch die ihm 
nach Thunlichkeit obliegende Ermittlung oder auch nur duch 
die Angabe einer einzigen glaubwindigen Berfon 5) bekannt 
geworden, jo muß jedes weitere Verfahren eingeitellt werden, 
613 die Vermutung des Ehehindernifjes entfräftet, oder die da- 
von nachgejuchte Dispenjation erteilt tft. Weber ein bejtrittenes 
Einjpruchsrecht it die rechtskräftige richterliche Entjcheidung 
abzuwarten. Wegen eines jonitigen zweifelhaften Chehinder- 
niffes ijt an die vorgejegte Stirchenbehörde zu berichten, deren 
einjtweiliges Berbot der Ehefchließung dann ein jelbjtjtändiges, 
jedoch nur aufjchtebendes Ehehindernis begründet: das f. q. 
interdietum oder vetitum ecclesiae ®). 
| Der Zwed des Aufgebots fordert jeine Wiederholung, wenn 
nach demjelben ee längere (gemeinrechtlich durch richterliches 
Ermeijen zu beitimmende) Yeit vertrichen tft, ohne daß Die 
Traviung erfolgt war. Dispenfatton vom Aufgebot überhaupt 
oder von einer Der Drei vorgeichriebenen Broklanationen fan 
gemeinvechtlich in der Negel nur der Stirchenobere erteilen; nur 
in wahrhaft dringlichen Fallen, wie wenn bei anjcheinender 
Todesgefahr mitteljt jchleuniger Trauung die Legitimation von 
Kindern bewirkt werden Joll, darf das Aufgebot ohne Dispen- 
fation unterbleiben; e3 it aber immer, wo ohne alles Aufge- 
bot getraut werden joll, eine feterliche Verficherung der Ehe- 
Ichließenden zu verlangen, daß jte weder durch VBerlöbnts, noc) 
Ehe mit Dritten gebunden jeten, für welche bei Fürmlicher Dig- 
‚penjation die Eidesform vorgejihrieben tft (}. g. jusjurandum 
de statu libero). 

Snoejien hat die Unterlaffung der Beobachtung aller das 
Aufgebot betreffenden Borjchriften niemals die Ungültigfeit der 
Ehe zur Folge; fie joll num für den trauenden Öeiftlichen, nach 
fatholischem Eherecht auc, für die Ehejchliegenden, Strafen nad) 
fich ziehen, und es joll (nach) e. 3X. de cland. desp.) daS unge- 

5) c. 27 de sponsal. (4, 1). 

6, Tit. X. de matr, contr. contra interdietum ecel, (4, 16). 
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rechtfertigte gänzliche Unterbleiben des Aufgebot jedenfalls 
die Behandlung der Ehe als Butativehe und nad) einem Be- 
ichluffe des trid. Concils (S. XXIV. de reform. matr. c. 5) 
auch die Hoffnung auf Dispenjatton von dem Berwandtjchafts- 
Dindernifje ausschließen. 

Mit dem Aufgebot jteht das S. g. Brauteramen in Ber- 
bindung, welches wie in der fatholischen, jo auch in der pro= 
tejtantischen Kirche ehemals ziemlich allgemein vorgeschrieben 
war: e8 jollte vor dem Aufgebot, oder doch vor der Trauung 
ver Vfarrer die Brautleute über ihre Neligtonstenntnifje prüfen, 
und fie vaber über die Ehehindernijfe und die, ehelichen Pflich- 
ten belehren. Der Hauptzwed diefer Einrichtung fonnte in 
neuerer Yeit Dadurch für erfüllt erachtet werden, daß die Braut- 
leute behufs der Trauung Schulentlaß- beziw. Konftrmations- 
zeugnifje vorzulegen hatten. Jedenfalls hat der Pfarrer ein 
Recht der Citation zu diefer Prüfung nicht, ohne daß es bejon- 
ders hergebracht ift, und erjcheint e8 al geraten, eS dem 
jeelforgerlichen Exrmejjen zu überlaffen, ob und wie im einzel- 
nen Fall diefe Einrichtung ihrem wahren Sinne nach gehand- 
habt werden folle. 


B. Die Ehejhliegung nach fatholiichem Eherent. 


8.9. 


Jac) dem tridentintjchen Dekret tft wohl zu unterfcheiden 
zwischen ver Form, in welcher die Ehe gejchloffen werden joll, 
und derjenigen, in welcher jie gejchlojjen werden fann. 

Die eritere bejteht darin, daß nac) vorausgegangenem 
dreimaligen Aufgebot auf Befragung des eigenen Vfarrers der 
Kontrahenten von Ddiefen im Beifein von zwei oder Drei Die 
chriitliche Gemeinde Darjtellenden Zeugen und regelmäßig in 
einer Kirche — „in facie ecclesiae* der Chefonfens erklärt, 
und danı von dem Pfarrer mit den Worten: ego vos in ma- 
trimonium conjungo in nomine Patris et Filii et spiritus 
sancti oder anderen landesüblichen Worten die Trauung voll- 
zogen Wird. 

Die zweite, worauf man Sich aber nur dann bejehränfen joll, 
wenn bei vollftändiger Beobachtung der eriteren eine bögliche 
Berhinderung der Ehefchliegung zu befürchten wäre, ohne daß 
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jedoch der Wirklichkeit Diejes Beweggrundes für die Kichtbeob- 
achtung der ordentlichen Korm entjcheidendeg Gewicht beigelegt 
wird, beiteht darın, daß Lediglich die Sonjenserklärung vor dem 
zuftändigen Diener der Stirche und wenigitens zwei Zeugen abge- 
geben wird, um Durch deren Ausfagen bewiejen werden zu 
fönnen. 

Hiernah it für die Nechtsgültigfeit der Ehefchließung 
hauptjächlih die Zuftändigfeit des Slicchendieners, vor 
welchem die Gonjenserklärung abgegeben wird, entjcheidend. 
Diefe fann aber nach ausprüclicher Bejtimmung des Dekrets auch 
durd Ermächtigung von Seiten des eigenen Pfarrers der Kton- 
trahenten oder ihres Btichofs begründet werden. Nur qui ali- 
ter, quam praesente parocho vel alio sacerdote de ip- 
sius parochi seu ordinarii licentia et duobus vel 
tribus testibus matrimonium contrahere attentabunt, Schließen 
ihre Ehen vechtsingültig. ES wird bloße „licentia“, aljo Er- 
mächtigung, ©ejtattung, ‚nicht Auftrag des Pfarrers oder 


- BtichofS gefordert. Der jo Ermädtigte foll aber Briejter jet, 


— was der den Konjens vernehmende Pfarrer nicht zu fein 
braucht —, und da er als Stellvertreter des urfpringlich 
zuftändigen Pfarrers den Conjens vernehmen joll, jo muß 
er Diejen dafür zu vertreten gewillt jein; es ift von jener 
Seite freie Annahme der Ermächtigung erforderlich, wo te nicht 
verınöge jeiner Stellung zu dem in die Ausübung feines 
Nechts Auftragenden Blicht für ihn tft. Die Ermächtigung 
braucht übrigens wicht auf eine bejtimmte Berjon, jondern fie 
fann auch auf jede unbejtimmte geeignete Berfon ‚geitellt jein, 
die jich ihrer bedienen will. Weber die genauere Kajuijtif hin- 
fichtlicd der Erforderniffe für die Yuftändigfeit des die Kon- 
fenserklärung vernehmenden ©eiitlichen, mag bier auf Schul- 
tes Eheredt ©. 56 ff. veriwiefen jein. Das Traurecht jchließt 
das Necht auf die Stolgebüren in ftclh; gegen deren Entrich- 
tung darf fich der trauberechtigte Pfarrer nicht weigern, den 
Entlaßichein auszuftellen, durch welchen ev einen andern 
geeigneten Geiftlichen, vor dem die Stontrahenten ihre Conjeng- 
erklärung abgeben wollen, zu feiner Stellvertretung ermächtigt. 

Unjchädlich it für die Nechtsgültigfeit der Eheichliegung 
die völligite Baffivität der Affiitenz des zuftändigen Oeiftlichen; 
worauf e3 dafür allein anfommt, das tit lediglich, daß er und 
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die Zeugen die Erklärung wirklich in der Art vernehmen, 
damit fie nachmals als glaubwürdige Beweiszeugen fiir diefe 
Erklärung dienen fönnen. ES ergibt jich daraus inSbejondere, 
daß die nach dem Defret erforderliche Mitwirkung eines Slir- 
chendieners zur Ehejchließung jo erreicht werden fanır, daß 
diefen nicht die geringfte Verantwortlichkeit für feine Mitwir 
fung dazu trifft; man fann jte fich von ihm unbejchadet der 
Nechtsgültigkeit der Ehe mit Lilt oder Gewalt verschafft haben, 
in welchen Zällen er dann natürlich von jeder Schuld frei tft, 
wenn er zu einer noch jo jehr zu mißbilligenden Eheichliegung 
mitgewirkt hat. E83 mangelt nicht an Entjcheidungen der Congre- 


gatio Interpretum Concili T. — wie fie nad Schultes 
Anführungen nachgejehen werden fünnen —, die dies beitimm- 


tejt bejtätigen. 

Sit die Ehe in der ungehörigen, aber zuläfligen Form 
einer jolchen bloßen Confenserkflärung vor Pfarrer und Zeus: 
gen gejchloffen worden, jo jollen vor ihrer Konfummation Die 
firchlichen Aufgebote nachgeholt werden, fo daß aber ihr Erlaß 
in das freie Exrmejfen des Bischofs geitellt if. Ermahnt 
werden die Stontrahenten von dem Coneil, jedenfalls nicht eher 
das Zufammenwohnen in demfelben Haufe zu beginnen, ehe 
fie von dem zuitändigen PBrieiter eingefegnet find. Die Ein- 
legnung tt in der Negel eine Doppelte: eine unmittelbar an 
die Trauung fich anfchliegende und eine zweite feterliche in der 
Brautmeffe. Die lebtere joll bei zweiten Ehen, wentgitens bei 
zweiten Ehen von Frauensperjonen, und es joll jede Benedit- 
tion bei allen gemifchten Ehen wegfallen. 

Für die Confenserklärung tft übrigens durchweg Stell- 
vertretung zuläfitg nach e. ult. de procur. in VIt (1, 9). 
Kur muß Ddiefe auf dem jpeziellen Auftrag beruhen, Die 
Conjenserflärung im Namen des Beauftragenden aegenüber 
der bejtimmten dritten Berjon abzugeben, und es darf Diejer 
Auftrag nicht im Augenblik der Conjenserklärung widerrufen 
fein. Genau genommen ift der Stellvertreter hier nicht eigent- 
licher procurator, jondern bloßer nuntius; nicht für die Ehe- 
ichliegung, jondern für die bloße Erklärung des Chejchliegungs- 
willens vertritt er feinen Auftraggeber. 

Die Zeugen, welche neben dem Pfarrer der Abgabe der 
Confenserflärung beiwohnen müffen, bedürfen feiner andern 
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Eigenfchaften, als der für taugliche Beweiszeugen erforder: 
lichen; auch ihre noch jo nahe Verwwandtichaft mit den Kontra- 
henten it unjchäolich, weil es jtch- bet der allenfalls von ihnen 
zu leiftenden Beugenausjage nie bloß um ein befonderes Inte 
rejfe der Kontrahenten Handeln fanır, fondern dabei ftet3 vor- 
zugswetle das öffentliche Interefje an der Gewißheit der Ehe- 
Iohliegung in Betracht fommt. Auch kann ihre Anwejenheit 
eine völlig zufällige oder erzwungene jein. 

Aber nicht bloß durch die Anwesenheit des Pfarrers und 
zweier Heugen bei der Ehejchließung Soll deren Erweislichkeit: 
gejichert fein; das Coneil verlangt auch, daß der Pfarrer den 
Vorgang mit Angabe der Namen der Eheichließenden und der 
Zeugen, jüwte des Tages ımd Drtes der Ehefchließung in ein 
jorgfältig aufzubewahrendes Buc) eintrage. ES enthält Dieje 
Borichrift den Uriprung der allgemeinen Einführung der Stir- 
chenbücher oder Bfarrmatrifeln, welche dann jtaatsjeitig zugleich 
als Eivilitandsregijter benüßt wurden, indem durch genaue 
Beitimmungen ihre Tauglichkeit hiefür gefichert, zugleich aber 
ihnen öffentlicher ©laube beigelegt wurde. 

Wie wenig das tridentintsche Defret vermochte, — fo lange 
die Staaten bet ihrer Sorglofigkett in diefer Hinficht verharr- 
ten —, dem Unfug heimlicher und doch firchlich gültiger oder 
wenigitens den Schein firchlicher Gültigkeit an ich tragender 
Ehejchliegungen zu fteuern, und welche Uebelftände dieje S. g. 
Gewifiensehen dann im ©efolge hatten, ft von dem Bapite 
Benedikt XIV. in der Bulle Satis vobis vom 17. Nov. 1741 }) mit 
beredten Worten ausführlich .gefchildert worden. Derjelbe fuchte 
in diefem Gejee dem Lebel einigermaßen abzuhelfen, indem er 
den Bilchöfen gewiffe VBorfichtsmaßregeln vorfchrieb, welche bei 
der Geftattung folcher geheimer Ehen (secreta, nicht clande- 
stina matrimonia) angewendet werden follten, ihnen zugleich 
einjchärfend, zur Öeftattung derjelben iiberhaupt mr in den 
dringenditen Fällen jich herbeizulaffen; er felbit macht als 
einen folchen den nambhaft, da es gelte, VBerjonen, die, inSge- 
mein für Ehegatten angejehen, in geheimem Sonfubinat leben, 
zur Verwandlung desjelben in eine gültige Ehe zu verhelfen, 


1) Abgedruckt im Anhang zu Richters und Schultes Ausgabe der 
Canones et Decreta Conc. Trid. (1853) ©. 546 ff. 
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ohne jedoch, wie er Hinzufügt, ihn allein gelten laffen zu wol- 
len. Die Borfichtsmaßregeln follen Hauptjächlich darin beitehen, 
daß Die geheim zu haltende Ehefchliegung in einem eigenen, 
un der bijchöflichen Kanzlei verjchloffen aufzubewahrenden 
Buche eingetragen, und es ven EChefchließenden zur Beding- 
ung, unter welcher allein das Geheimnis bewahrt werde, 
gemacht werden joll, daß fie die Geburt und Taufe der aus 
ver Ehe hervorgehenden Kinder binnen 30 Tagen anzeigen, 
damit Durch den entjprechenden Eintrag in ein ähnliches bejon- 
veres Buch denselben die Erweiglichfeit ihrer legitimen Geburt 
gefichert werde. — 

Das tridentiniiche Dekret hat, wie es jelbjt ausdrücdlic) 
beitimmt, nu Geltung, fofern e8 in einer Barochie jeit 30 Ta- 
gen pubäiceirt it; außerdem foll aljo noch das fanonische Recht gel> 
ten, wwornach die Ehe durch sponsalia de praesenti völlig formlos 
gejchloffen werden fann. Weil aber das Dekret feine bejondere 
Form der Bublifation fordert, jo tft angenommen worden, daß e8 
zu jeiner wirkjamen Öeltung auch hinreiche, wenn nur in einer 
Didcefe und Pfarrer die Beltimmungen dejjelben objervanz- 
mäßig gehandhabt werden, mit der zu Grund liegenden NechtS- 
anschauung, daß dies vom Triventinum vorgejchrieben jet 2). 
Hiernach wird kaum für irgend einen Teil des deutschen Neiches 
nachgewwiejen werden fünnen, daß darin auch jekt noch das 
vortridentinische fanonische Ehejchliegungsrecht (kirchliche) Sel- 
tung habe. 


C. Die&hefhliegung nahproteitantiichem Eheredt. 
8. 10. 


Kach dem proteftantiichen deutjchen Eherechte Joll nicht 
bloß, jondern muß die Eheichliegung mittelft Trauung durd) 
- einen Öeiftlichen vollzogen werden; außerdem entbehrt fie jed- 
weder Nechtsgültigteit. 

Die Form der Trauung tft bei den PBroteitanten im We- 
jentlichen diefelbe geblieben, wie fie vor der Reformation in 
Uebung war, umd wie fie demzufolge auch durch den tridenti- 
nischen Beichluß vorgejchrieben wurde. Doc it, wie dies jchon 
oben berührt wurde, in der protejtantifchen Trauung, werigs 


2) Shulten. a. D. ©. 71. 
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jtens nach dem neuejten Recht, das Berhältntis der eigentlichen 
Trauhandlung des eiftlichen zur Conjenserflärung der Ehe: 
Ichließenden vom jurifttichen Standpunfte aus anders aufzus 
faffen, al3 in der fatholifchen Trauung. Die proteftantifche Ehe- 
ichließung fann nicht, wie die fatholiiche es muß, al3 mit der 
Conjenserflärung für vollendet angejehen werden, jondern fie 
fann erjt durch Die auf die Eonjenserklärung folgende Traus 
handlung des G©eiitlihen zur Vollendung kommen; jene it 
nur die Vorausfegung für diefe. Nach Tatholifchem Cherecht 
wiirde inmer die Ehe bereits durch die Konfenserflärung vor 
dem Pfarrer und den Zeugen gejchlojlen fein, wenn auch Die 
Trauhandlung durc) den Öeiftlichen aus irgend welchem Grumde 
unterbliebe. Nach protejtantiichem Cherecht Dagegegen wäre 
der ganze Alt nichtig und ohne alle rechtliche Wirkung, wenn 
auf die Bejahung der Traufragen des Geiftlichen nicht Die 
von demjelben darauf Hin zu vollziehende TZrauhandlung folgte. 

Ueber das Traurecht gelten gemeinrechtlich diefelben Be- 
ftimmungen bei den Broteitanten, wie bet den Katholiken. Aber 
e3 ijt nach proteitantischem Eherecht nicht die Nechtsgültigfeit, 
fondern nur die Ordnungsmäßtgfeit der Eheichliegung davon 


abhängig, daß der Eopulator das Traurecht, jet es nun in 


uriprünglicher, oder abgeleiteter Art hat, jondern es tjt für die 
Nechtsgültigfeit der Tranımg nur erforderlich, daß er die allge- 
meine Befugnis befibt, Liturgishe Handlungen zu vollziehen. 
Ach it dazu nicht die Zuziehung von HYeugen erforderlich. 
Dagegen ftimmen wiederum Hinfichtlich der Beurkundung des 
Trauaftes im Wejentlichen die Beitimmungen ‚des proteitan- 
tischen Cherecht3 mit denjenigen des fatholiichen itberein. Die 
Stellvertretung für die Conjenserklärung wird nur da für 
zuläffig gehalten, wo jte in regierenden Häufern hergebracht 
it. Die Einjegnung fällt weder bei der zweiten, noch bet der 
gemischten Che weg. 

Unter einer „Sewiljensehe" wurde bei den PBroteitanten 
nie eine insgeheim in Errchlich vorgejchriebener Form gejchlofjene 
Ehe, jondern immer nur eine ohne Trauung eingegangene 
Verbindung verstanden, die aber von den Eingehenden als eine 
ie ©eiwiffen wie eine Che bindende Verbindung betrachtet 
wurde. Ohne nachgejuchte und erlangte Dispenjation ließ jich 
dann eine folhe Berbindung rechtlich nur > Konfubinat 

Scheurl, Eheredt. 
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betrachten. Sndem aber die Dispenjationsmact der protejtan- 
tifchen Landesherren in Ehejachen als nur dadurd) eingejchränft 
betrachtet wurde, daß fie nicht von göttlichen Geboten dispenfiren 
fönnten, die proteftantische Kirche aber alS folche nie ein göttliches 
Gebot der Trauung angenommen hat, jo ließ fich nicht mit 
Grund bezweifeln, daß protejtantische Yandesherren von Der 
Trauung Dispenfiren und dadurch) Sewiljensehen in jenem 
Sinn rechtliche Geltung beilegen fünnten, woraus man dann 
ferner Schloß, daß diejelbe den von ihnen jelbit eingegangenen 
Gewifiensehen ohne weiters zufomme, weil dabet angenommen 
werden mie, daß fie fich felbft von der Trauung haben dig- 
penjiren wollen. &8 Tanın jeßt diejer Punkt füglich) als ein 
(ediglich den Nechtsantiquitäten angehöriger behandelt werden !). 
Auch wenn der Zwang zur bürgerlichen Chejchliegung wieder 
aufgehoben werden follte, würde bet den heutigen Nechtsan- 
Ihauungen von den Grenzen landesherrlicher Dispenjattons- 
macht eine Selbitdispenfatton von der gejeglichen Ehejchließungg- 
form gewiß feinen Verteidiger mehr finden. 


IV. Abänderung dur) das Neichsgejeh. 
$. 11. 


Der Nechtsgrundjag ausnahmslofer Notwendigkeit Firch- 
ficher Mitwirkung zur Ehefchliegung jest zweierlei voraus: 
einmal, daß das hu enthaltende Cherecht nur für Solche 
Staatsangehörige ©eltung habe, welche zugleich Kirchenglieder 
find, und fodann, daß jein Inhalt wentgitens hinfichtlich der 
Huläfftigkeit der Ehejchließung vollfommen mit den kirchlichen 
Ueberzeugungen hierüber vereinbar jei. Mangelt e$ an der 
eriteren Borausfegung, jo wird durch jenen Nechtsgrundjaß 
den feiner vom Staat anerkannten Kirche Angehörigen ver 
unerträgliche Ywang auferlegt, zu ihren Eheichliegungen eine 
Mitwirkung nachzufuchen, die fie nicht mit gutem Gewifjen nach= 
uchen und am wentgiten ohne ihrem Gewifjen Gewalt anzuthun 
erlangen können. Mangelt e$ an der zweiten Borausfegung, jo 
wird die Kirche ihre Wetwirfung zu allen von dem Gejeße 
erlaubten, aber von ihr gemißbilligten Ehejchließungen vers 


1) Vgl. hierüber Richters Kirchenrecht $. 283 Anm. 15 umd die dort 
Angeführten. 
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weigern, und e3 werden dann diejelben gegen den Willen des 
Sefjeßes verhindert werden, oder e8 wird der Staat fuchen 
müfjen, um das Ehegejeb aufrecht zu erhalten, von der Kirche 
ihre Deitwirkung zu jolchen Eheichließungen zu erzwingen. Es tft 
zu allgemein befannt, um eines bejonderen Nachweijes zu 
bedürfen, daß in Deutjchland bereits fett längerer Zeit jene 
beiven Vorausjeßungen, Die zweite wenigitens in Beziehung 
auf Chegejeggebungen, welche weite Gebiete beherrichen, mehr 
und mehr abhanden famen, wodurc denn auch das Bedürfnis 
immer einleuchtender werden mußte, jedenfalls neben der firch- 
lichen Ehejchltiegungsform eine bürgerliche einzuführen. Wie 
diefenn Bedürfniffe nach und nad) in manchfacher Weife 
durch deutiche Landesgejeße abgeholfen wurde, tit für die Zeit 
bis zum Sabre 1865 genau und ausführlich im dem damals 
erichienenen Buche Friedbergs: „Das Vecht der Ehejchließung 
in feiner gejchichtlichen Entwidlung“, und bi8 auf die jüngjte 
Zeit überfichtlih von Hinfhtus in feinem Slommentar zum 


e Neichsgejeß über die Beurkundung des Berjonenitandes u. |. w. 


(zweite Auflage 1876 ©. 3 ff.) angegeben; es fann hier genü- 
gen, auf diefe Angaben zu verweisen. 

Das Bedürfnis jchten in ver zugleich vollitänpdigiten umd 
einfachiten Art da befriedigt zu fein, wo nach den Vorgange 
der franzdfichen Oejeßgebung die bürgerliche Ehejchliegungsform 
als’ die allgemein und notwendig anzumendenve, oder two, nach 
dem üblich) gewordenen Ausdruck die obligatorische Civil- 
che eingeführt worden war, fodaß es nım lediglich dem Gewifjen 
der Einzelnen überlafjen blieb, ihrer bürgerlichen Ehejchliegung 
eine religiöfe Ergänzung durch firchliche Eimfegnung folgen zu 
(affen. Zudem hatte die deutjche Nationalverfammlung im 
3. 1848 im 8. 20 der „Örumdrechte” dieje Art von Einführung 
der bürgerlichen Ehejchließung gefordert, indem jie die volljtän- 
dige Trennung von Staat und Kirche als zu erjtrebendes Hiel 
vor Augen hatte, ein jegt freilich ziemlich allgemein aufgege- 
benes Ziel, welchem aber das andere verwandt tt, das neuer- 
dings um jo ausgebreiteteren Beifall gefunden hat und das 
ebenfalls zu jener Forderung zu führen fcheint, das nämlich, 
es zwar bei der Verbindung zwifchen Staat und Kirche zu 
belaffen, aber fo, daß dabei der Staat über die Kirche herricht, 
fie ihm nur, foweit er e8 will, dient, und er bet Gejtaltung 

6* 
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der bürgerlichen Nechtsordnung von der Zugehörigkeit Der 
Staatsangehörigen zu einer bejtimmten Kirche völlig abjieht. 

Sp fam es, daß Schließlich auch die Neichsgejehgebung Jich 
für die allgemeine Einführung der bürgerlichen Eheichließungs- 
form entjchted. 

Durch den $. Al des Neichsgejebes vom 6. Tebr. 1875 
die Beurkundung des PBerfonenjtandes und die Ehejchliegung 
betr. wurde feitgejeßt: 

„Snnerhalb des Gebietes des deutjchen Neichs kan 
eine Che rechtsgültig nur vor dem Gtandesbeamten 
gejchloffen werden.“ 

Hierin tft eine Umbildung des bisherigen gemeinen deut- 
chen Nechts in Beziehung auf die Form der Eheichließung ent- 
halten, die in der That- ein Umsturz deffelben zu nennen ift. 

Eine Eheichlteßung, welche in der nach diefem Rechte bisher 
notwendigen kirchlichen Form allein vollzogen wäre, witrde fortan 
jeder rechtlichen Oeltung entbehren ; eine der deutjchen Volfsfitte 
völlig fremde, ja widerjtrebende Korm der Eheichliefung muß 
von Allen angewendet werden, wenn eine vechtsgültige Ehe zu 
Stande fommen joll. Eine wirkflicde Eheichliegung in der 
zur fejtgewurzelten deutichen Bolksfitte geivordenen Form tft 
fortan unmöglich. Kaum jemand leugnet die Vöblichkeit Diejer 
Boltsfitte; nicht weil fie tadelnswert wäre, hat die Bejeß- 
gebung, welche e8 doch fonit als ihre Aufgabe anerkennt, löb- 
liche Volksfitten zu pflegen, die fernere Uebung diejfer Sitte 
unmdglic) gemacht; nur durch Gründe Außerlicher Art hielt 
fie fich dazu für genötigt. 

Eine Prüfung und Beurteilung diefer Oründe liegt nicht 
in der Aufgabe Ddiefes Buches. Doch wird es mit derjelben 
nicht unvereinbar fein, hierüber Folgendes zu bemerfen. Unbe- 
Itreitbar tft es, daß bier nicht eine organtiche Fortbildung des 
bisherigen deutjchen Nechts, Sondern ein Bruch mit jeiner Ent- 
wiclung vorliegt. Hätte man diejen vermeiden und den Spi- 
ren der gejchichtlichen Entwiclung folgen wollen, jo würde man 
nur den Ywang zur ficchlichen Eheichließung aufgehoben, nicht 
einen neuen Zwang zur bürgerlichen Ehefchliegung an deilen 
Stelle gejeßt, jondern vielmehr volle Freiheit gewährt haben, 
die Ehe entweder in der hergebrachten frrchlichen oder in einer 
neuen bürgerlichen Form zu fchliegen. Sener Zwang mußte 
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aufgehoben werden, joweit er wirflihd nun als Zwang fi) 
fühlbar machte, was aber doch nur in verhältnismäßig wenigen 
Füllen jich wirklich behaupten ließ; der andere Zwang zur bür- 
gerlichen Ehejchließung, der bei der Feitigkeit und Allgemeinheit 
der Sitte firchlicher Ehefchließung jehr vielen fühlbar werden 
mußte, hätte meines Dafürhaltens vermieden werden follen, 
und ohne Berlegung irgend wirklicher jtaatlichen Snterefjen 
jehr wohl vermieden werden fünnen. Denn’ dieje Interejjen 
bejtehen nur darin, daß die Ehefchliegung unter Mitwirkung 
eines mit Öffentlicher Autorität befleiveten Organs und daß 
te nur nach jorgfältiger Feititellung des Vorhandenjeins der 
aus jtaatlichen Nüchichten fir die Statthaftigfeit der Che- 
ichliegung aufzuitellenden Exforderniffe vollzogen werde. Das 
erite Snterejje bleibt unverlegt, wenn eS frei gegeben wird, 
mitteljt firchlicher Trauung die Ehe zu Schließen, aber nur mit- 
telit Trauung eines mit öffentlicher Autorität befleideten Gerit- 
lichen. Und das zweite Interefje bleibt daber umverlegt, wenn, 
wie e3 3. DB. jchon durch die baterische Gejeggebung von 1868 
bejtimmt war, die Erlaubtheit und ©ültigfeit der firchlichen 
‚Trauung von Beibringung des HYeugnifjes einer jtaatlichen 
Behörde abhängig gemacht wird, daß die beabfichtigte Ehe- 
Ichliegung eine nac) dem bürgerlichen ©ejeße jtatthafte jei. Die 
Beurkundung der Ehejchliegung, wie des Berjonenjtandes iiber- 
haupt konnte immerhin auf ftaatliche Beamte übertragen wer- 
den; e8 mußte nur bei Freigebung der kirchlichen Ehejchliegung 
vorgejchrieben werden, daß ihre bürgerliche Geltung von der 
Beurkundung durch den zuftändigen Standesbeamten bedingt fei. 

Es ift eine grundloje Behauptung, daß durch fafultative 
Einführung der Civilehe der Staat ausdrücdlich der bürger- 
gerlichen Zorm der Ehejchliegung gleichen Jittlichen Wert mit 
ver kirchlichen beilege, während ex bei der obligatorischen Ein- 
führung der Civilche im ©egenteil ausdrüdlich zu erfennen ge- 
ben könne — wie e8 auch im Neichsgejeg von 1875 gejchehen 
jet, — daß er der firchlichen Trauung immer noch einen befonderen 
veligiöfen Wert beilege. Denn er jagt in beiden Fällen durch) 
jein Gejeß nichtS anderes, als daß ihm für die bürgerliche 
Nechtsgeltung der Ehejchliegung die bürgerliche Form derjelben 
genüge; auch bei der fakultativen Einführung derjelben enthält 
er fich eines jeden eigenen Urteils über den fittlichen Wert der 
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beiden Formen; er unterläßt aber zu jagen, was er Durch Die 
 obligatoriiche Einführung der, Civilehe deutlich genug jagt: Die 
Beobachtung der Firchlichen Form genügt mir nicht, den in 
diefer Form ausgejprochenen Willen erfenne ich nicht an; und 
gerade das it jchwer verjtändlich, wenn daneben der hohe reli= 
gröje Wert der kirchlichen Geremonie anerfannt werden fol. Wenn 
dDiejer anerkannt wird, warum fol fie dann nicht auch als Korm 
für Erklärung des Ehejchliegungswilleng gewählt werden Dür- 
fen, jondern wenn fte gewählt wird, dieje Erklärung ungültig 
jein? - 

Ebenjo grumndlos it die Behauptung, daß Die Staatliche 
Sejeßgebung, wenn fie der firchlichen Trauung bürgerlich-recht- 
liche Wirkung beilege, dadurch) in VBerfuchung komme, ihre Bes 
dingungen in einer Art zu bejtimmen, welche die Stirche wieder 
nötigen würde, die Trauung auc) dazu gewähren, wo jte nad) 
threr Ueberzeugung jte nicht gewähren joll. Den vernünftiger 
Weile fann der Staat immer nur beitimmen wollen, unter 
welchen Borausjegungen die Kirche zur Ehejchliegung nicht 
mitwirken Darf, nicht aber, unter welchen Borausjegungen Jie 
dazu mitwirken muß, wenn er für alle Fälle, in welchen die 
Kicche nicht mitwirken zu können glaubt, die bürgerliche Form 
der Ehejchließung frei jtellt. 

Die Koteivilehe it den gegenwärtigen Verhältniffen nicht 
entjprechend,, weil fie doch immer noch bei einem gewiffen 
Hwang zur fichhlichen Ehejchliegung verharrt. Auch fanın fie 
zu großen Beläjtigungen der Einzelnen führen, wo «8 zweifel- 
haft ıjt, ob die firchliche Trauung erlangt werden fan oder 
nicht, jodaß darüber vielleicht die Entjcheivdung mehrerer Ins 
tanzen abzımvarten wäre, und liberdies feßt fte danır in jedem 
einzelnen Fall, ti welchem die Kirche die Trauung verweigert, 
dieje gehäfitgen Urteilen aus, wie fie andererjeitS dann Die 
trogdem in bürgerlicher Form vollzogene Ehejchließung als 
einen Triumpf des einzelnen Slirchenglieds über die Kirchen- 
gewalt, der es als jolches unterworfen ift, ericheinen läßt. 

Endlich fan eben deshalb bei der Noteivilehe die Kirche faum 
je eine nachträgliche feierliche Bejtätigung und Einjegnung der 
geichlojjenen Ehe gewähren, während dies bet der fafultativen 
Civilehe jehr wohl geichehen fann, wo e8 bet erfolgter Stnnes- 
anderumg oder weil die bürgerliche Form zur Beichleunignug 
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der Ehejchließung gewählt worden war, nachträglich begehrt 
wird und Die objektiven Exrfordernifje dafür gegeben find *) 
Das Oejanmmtergebnis der durch das Neichsgejeß erfolgten 


obligatortichen Einführung der Eivilehe tft Ddiejes, daß num fir 
alles, was in Hinficht auf die Form der Ehejchließung um 
“ ihrer Nechtsgültigfeit willen zu beobachten ift, die Beitim- 


mungen des NeichSgejeges hierüber ausschließlich) maßgebend, 
und dafür das bisherige deutjche Eherecht nur injoweit noch) 
von Bedeutung jein joll, als jene an diejes anfnüpfen, wäh- 
vend jedoch andererjeitS für die Erfüllung der Firchlichen Ber: 
pflichtungen in Beziehung auf Trauung, die nach ausdrüd- 
licher, freilich jelbitverjtändlicher Ausjage des S. 82 de3 Ges 
leßeS durch Dieles nicht berührt werden, immer noch dus bis- 
herige gemeine Cherecht, joweit eS zugleich Eirchliches war, 
im Oanzen als firchliche Eheordnung vollfommen anwend- 
bar geblieben ijt, obwohl jeine Anwendung gewiljfen Mlodififa- 
tionen unterliegt. 

Es werden daher im Folgenden zuerit Die en 


des Neichsgejeges über die FJorm der Ehejchliegung anzugeben 


und zu erläutern, und es wird dann zu unterjuchen und dar= 
zustellen fein, wie daneben in dem kirchlichen Gemeinleben das 
bisherige gemeine Eherecht noch anzumenpden jet. 


V. Die hentige Form der Eheichliegung. 
A. Sm Öanzen. 
g. 12. 
Der Hauptzwed der VBorichriften des NeichSgejeges von 
1875 über die Form der Chejchliegung 1jt Derjelbe, wie 


derjenige der bisherigen gemeinrechtlichen Borjchriften Hie- 
rüber: eine Deffentlichfeit jeder Ehejchliegung, vermöge 


‚welcher te tm Angejicht der grogen Werjonengejammtbeit, 


*) Noch im %. 1873 hatte ich mich in meiner „Sammlung Firdhen 
rechtlicher Abhandlungen” S. 570 ff. gegen jede andere Einführung der 
bürgerlihen Ehejchliegung, außer derjenigen, weldhe man al® Notcivtlehe 
zu bezeichiien pflegt, erflärt. Weitere Meberlegungen haben mich inzwifchen 
zu der oben dargelegten Anficht beftimmt. In den mefentlichen Punften 
hege ich noch immer die dort ausgefprochenen Weberzeugungen, 
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innerhalb deren Dieje Ehe dadurch entjtehen joll, zu vollziehen 
it, und wodurch zugleich deren Bemweisbarfeit für alle Zus 
funft gejichert werden joll. 

Daz Mittel für diefen Ziwed foll aber nunmehr ein allen 
Ehejchliegenden in gleicher Weile zugängliches jein. Des- 
halb joll die Ehejchliegung nicht mehr vor einem Stirchendiener, 
. jondern vor einem vom Staate angeitellten „Standesbeamten“ 
vollzogen werden, wie es der Schon angeführte S. 41 des ©e- 
jeßes bejtimmt. 

Standesbeamte find nach S. 1 des Gejebes vom Otaate 
beitellte Beamte, Durch welche ausschließlich die Beurkundung 
des Perionenjtandes, d. H. aller Geburten, Hetraten und Sterbe- 
fälle erfolgt. Alle weiteren, genaueren Beitimmungen des Öefebes 
iiber das-Snititut der Standesämter gehören nicht Dem Cherecht, 
welches ein Teil des Privatrechts ijt, fondern dem öffentlichen 
Necht an, umd fünnen daher nicht hier ©egenftand der Exrdr- 
tevung jein. * | 

Ein wichtiger Nebenzwec jener Eheichliegungsform, welchen 
fie auch mit dev bisherigen gemeinrechtlichen teilt, beiteht dann 
aber darin, daß fie joviel al3 möglich gejegwinrige und recht$- 
ungültige Ehejchliegungen verhüten joll, inden der Beamte des 
Gemeinwejens, vor dem die Ehejchliefung zu vollziehen tft, 
verpflichtet ift, ehe er zu einer jolchen feine Mitwirkung leiht, 
fich die Ueberzeugung zu verjchaffen, daß derjelben fein gejeß- 
liches Ehehindernis im Wege ftehe. Deshalb joll, wie bisher 
der Firchlicden Ehefchließung ein frrchliches Aufgebot vorherzu- 
gehen hatte, deifen Yived vornehmlich darin bejtund, die Anzeige 
etwaiger Ehehindernijje zu veranlafjen, jo nunmehr nach S. 44 
des NeichSgejeßes der bürgerlichen Ehejchliegung zu dem gleichen 
Ywede em bürgerliches Aufgebot vorhergehen. 

E3 ijt Daher nun in den folgenden Baragraphen zunächit 
von dem Ehejchließungsafte vor dem Standesbeamten ımd fet= 
ner Beurkundung durch denselben, hernach aber auch von dem 
bürgerlichen Aufgebote ausführlicher zu handeln. Hierauf erjt 
werden wir die religiöfe Ergänzung der bürgerlichen Ehejchließung 
durch Firchliche Handlungen zu beiprechen haben. 


RER EU IN N Re N 


Chejchließungsaft $. 13. 89 
B. Der Ehejhliegungsaft und feine Beurfundung. 
Ki  & 


Wie der Akt der Ehefchließung jelbit vor fich gehen müffe, 
bejtimmt $. 52 des Neichsehegejeges mit folgenden Worten: 
„vie Ehejchliegung erfolgt in Gegenwart von zwei BZeugen 
‚Durch die an die Verlobten einzeln und nad) einander gerich- 
teten Fragen des Standesbeamten: 

ob fie erklären, daß fte die Ehe mit einander eingehen wollen, 
durch Die bejahende Antwort der Berlobten und den hierauf 
erfolgenden Ausspruch des Standesbeamten, daß er fie nım- 
mehr fraft des Gejeges für rechtmäßig verbundene Eheleute 
erkläre”. 

Die Ehe tit hievnach hi Ihon Durch Die Bejahung der Fra- 
gen, welche der Standesbeannte an die Verlobten richtet, gejchlofjen, 
jondern erjt durch den hierauf- erfolgenden Ausipruc) der Stan- 
desbeamten. Nicht aber darf deshalb die Eheichliegung als 
eine einjeitige Handlung des Standesbeamten betrachtet werden, 
welche jene die Conjenserklävung der Eheichließenden enthal- 
tende Bejahung nur zur Borausjegung hätte Vielmehr ift 
die Ehejchließung wejentlih em Werk der Berlobten, das ste 
nur unter der beitätigenden Wettwirfung des Standesbeamten 
durch) ihre Bejahung jener Sragen, ob jie die Ehe miteinander 
ichliegen wollen, und dadurch, daß fie die Ehe von dem Stans- 
desbeamten für gejchloffen erklären lafjen, vollziehen. Dem 
wejentlichen Sinne nach gilt noch immer der Saß: consensus 
facit nuptias; der Confens der Berlobten ijt der eigentliche 
Entjtehungsgrund der Ehe, und das Hinzufommen des beitä- 
tigenden Ausjpruchs des Standesbeamten tt nur jeßt Die 
-gejegliche Bedingung für die rechtliche Wirkjamfeit der Con- 
iengerflärung Nicht der Standesbeamte jchließt Die Ehe, 
obwohl freilich gejagt werden kann, daß er die Ehejchliegung, 
„vollziege”, jondern die Verlobten jchliegen jie vor ihm, aber 
allerdings auch injofern durch ihn, als ohne feinen bejtä- 
tigenden Ausipruch ihre Comjenserklärung der rechtlichen 
Wirkfamteit entbehren würde, jo daß denn auch die Ehe nicht 
als entjtanden betrachtet werden darf, ehe Diefer Ausfpruch 
erfolgt üt. 

Im Augenblid der BVBollendung diejes Ausipruchs aber 
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bejteht num auch das Nechtsverhältnis der Ehe ziviichen Den 
Verlobten — vorausgejebt, daß fein rechtliches trennendes Ehe- 
hindernis im Wege jteht — mit voller Nechtswirtung, und 
muß e83 von jedermann als beitehend anerkannt werden. Die 
Ehefchliegung vor dem Standesbeamten it nicht eine bloße 
desponsatio de praesenti tm. Siune des fanonijchen Nechts. 
Auch tt fie nicht in dem Sinne eine Cheichliegung bloß vor 
dem Standesbeamten, wie nach dem Tridentinum die Eingehung 
eineg ratum matrimonium Chejchliegung lediglich vor dem 
Pfarrer fein kann. Denn während nach diefem Kirchengejet 
der Pfarrer fich daber völlig Jchweigend und unthätig verhalten 
fann, wide es, wie gejagt, gar nicht Ehejchliegung im Sinne 
des NeichSgejeßes fein, wenn der Standesbeamte die Conjens- 
erklärung nur vernähme. ES kommt dazu noch, daß der Bfar- 
ver nach jenem Slirchengejeß nicht die Conjengerflärung zu vers 
anlafjfen braucht, wie dies nach dem Neichsgejeß der Standes- 
beamte thun muß. 

Es ift diefe heutige gefeßliche Seltaltung des Eheichliegungg- 
afteg eine getreue Nachbildung des kirchlichen Trauaftes, wo- 
durch derjelbe nur von allem veligiöjen Oehalt entkleidet wor- 
den it. Sniofern wäre e8 nicht unrichtig, Ihn eine „bürger- 
(iheTrauung“oder „Kiviltrauung”zunennen, jelbjt wenn 
nah Sohms Anficht e3 das Wejen der Trauung ausmachte, 
Einleitung in die eheliche Lebensgemeinfchaft zu jein; denn au 
das foll der heutige bürgerliche Ehejchließungsakt jein, und eben 
deshalb ijt er etwas ganz Anderes, al was im Mittelalter 
sponsalia de praesenti vor einen Notar waren. Der Aus: 
Ipruch des Standesbeamten jchließt Die Einführung oder Ein- 
jeßung in den Cheitand in fich, freilich, wie fi) von felbit 
verjteht, ohne eine Nötigung für die nun ehelich VBerbundenen zu 
bezweden, daß fie den Ehejtand auch wirklich fofort antreten 
jollen, ehe fie auch noch firchlich getraut find. Aber nachdem 
jeit Sahrhunderten die VBorjtellung eines tirchlichen Aktes mit 
dem Ausdrud: Trauung unzertrennlich verbunden it, muß 
es deshalb für unpafiend erachtet werden, von einer Civil- 
trauung zu Sprechen. 

Die VBorfchrift, daß die Eheichließung vor dem Standes- 
beamten in Gegenwart von zweit Jeugen erfolgen joll, läßt fich 
als dem triventiniichen Defret iiber die Form der Ehejchliegung 


 Ehefohließungsatt $. 18. S 91 


entlehnt betrachten. Sie find daher, wie die von diejem Gejeß 
geforderten HYeugen nach der Ujualinterpretation defjelben als 
Deweiszeugen anzujehen, womit e8 feineswegs in Widerfipruch 
jteht, daß nach S. 53 Verwandtichaft und Schwägerfchaft zwi- 
chen den Beteiligten und den Yeugen oder zwilchen den Beu- 
gen unter einander veren Zuztehung nicht entgegen jtehen foll; 
denn dies gilt auch von den tridentinischen Zeugen, weil, wie 
Schulte (Eheredt S. 12) richtig bemerft, e3 jich hier nicht um 
eine Barteifache Hanbelt. 

Das Neichsgejeß enthält außer Ddiejer negativen Beltinmt- 
ung über die Fähigfert für die hiev in Betracht kommende 
Beugichaft nur noch die Borjehrift, dag „als Zeugen nur 
Srofjährige zugezogen werden Jollen". Dieje Ausdrudsweije 
läßt ertennen, dag die Oropjährigteit der Zeugen nicht Beding- 
ung der Oültigkeit der Ehejchließung, jondern nur ein jolches 
Erfordernis jein Joll, dejien Auferachtlaffung von Seiten des 
Standesbeamten nach) S. 69 jtrafbar jein würde. Da ferner 
nach S. 34 3. 5 des Neichsitrafgejegbuchs die Aberfennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte nur die Unfähigfeit bewirkt, Heuge 
bei Aufnahme von Urkunden zu fein, zu dem Ehejchliegungs- 
afte jelbit aber nicht die Aufnahme einer Urkunde gehört, jo 
dürfen zu demjelben auch Berjonen, welchen die bürgerlichen 
Ehrenrechte auf eine bejtimmte Zeit aberfannt find, während 
diejer HYeit zugezogen werden, wie nach der Njualinterpretation 
des triventintschen Defvets auch Ereonununicirte und Infame 
als fähige Zeugen bei der Ehejchließung vor dem Pfarrer gel- 
ten. Dagegen würde, wie nach dem Kirchenrecht dieje, jo auch 
nac dem jegigen bürgerlichen Necht die bürgerliche Ehejchlie- 
Bung ungültig fein, wenn nicht die beiden zugezogenen Zeugen 
die natürliche Fähigkeit Hätten, die vor ihnen vollzogene Ehe- 
ichliegung zu jehen, zu Hören und zu begreifen. Nogation der- 
jelben aber it nicht erforderlich. 

Dem proteitantischen Eherecht, welches nur allgemeine Be- 
fugni3 des trauenden ©eiftlichen zu Iiturgifchen Handlungen, 
nicht Slompetenz vdejlelben zur Beringung der Gültigkeit des 
Trauaftes macht, jchließt fi Das Neichsehegejeß au, indem e8 
$. 42 Abj. 2 jagt: eine nad) den Borjchriften diefes Oejeßes ge- 
ichlofjene Ehe fann nicht aus dem Grumde angefochten werden, 
weil der (die Ehefchliegung vollziedende) Standesbramte nicht 


92 I. Zeil. LAbjhn. VB. 
der zujtändige gewejen iit. Doch wıll es allerdings Yultän- 
digkeit defjelben, und bejtimmt fie tm Abj. 1 des S. 42 mit den 
Worten: „Zuftändig iit der Standesbeante, in Ddejjen Bezirk 
einer der Verlobten feinen Wohnftg hat oder fich gewöhntic) 
aufpält. Unter mehreren zujtändigen Standesbeamten haben 
die Verlobten die Wahl.” Das Gejeß folgt darin wieder Der 
Ufualinterpretation des tridentiniichen Defret2. 

Jeoch ift zu bemerken, daß die von dem Neichsgejeb vor- 
gejchriebene Form der Ehefchliegung nicht nur die von dem fa= 
nonischen Necht zugelafiene Abgabe der Eonjenserklärung Durch 
einen Stellvertreter, welche e3 nach 8.72 Abf. 2 nur den Lanz 
desherren und den Mitgliedern der landesherrlichen Familien, 
iowie der fürftlichen Familie Hohenzollern objervanzgemäß ge- 
Stattet — jondern auch die ebenfalls nach jenem Nechte mög- 
liche bedingte Eingehung der Ehe ausijchließt. 

Das neuere Fatholische Kirchenrecht läßt Ddieje noch jelbit 
dann zu, wenn die Ehe durch prieiterliche Trauung gefchloffen 
wird, wo dann doch die feierliche Bejahung der Traufragen 

bei diefem Akte unbedingt erfolgen muß, indem angenommen 
wird, daß wenn die verabredete Bedingung nur unmittelbar 
zuvor dem Pfarrer und den Zeugen Fund gegeben worden fei, 
in der umbedingten Bejahung der Traufragen fein Verzicht 
auf die Bedingung gefunden werden dürfe. Dies darf nicht 
verleiten, zu glauben, e3 könne auf ähnliche Weife auch die 
Ehejchliegung vor dem Standesbeamten die Wirkung einer bloß 
bedingten Eingehung der Ehe erhalten. Denn e3 wird von 
der katholischen Nechtslehre und Brarıs vorausgejeßt, daß der 
Pfarrer durch bifchöfliche Erlaubnis ermächtigt worden jei, fich 
den Eheconjens (vor der Trauung) bedingt erklären zu laffen. 
Einem Standesbeamten aber fünnte von Niemanden eine ähn- 
liche Ermächtigung erteilt werden. Wenn heutzutage VBerlobte 
über eine Bedingung übereinfämen, unter welcher allein ihre 
Ehefchliegung vor dem Standesbeamten gelten jolle, jo würde 
durch den Bollzug diejer Ehefchliegung vor dem Standesbean- 
ten jene Verabredung jede rechtliche Wirkfamfeit verlieren ; 
durch die in der vorgejchriebenen Form erfolgte Ehefchliegung 
wäre fie von jelbit aufgehoben. 

Wie nach dem bisherigen gemeinen Nechte die Beurfun- 
dung der Ehejchliegung durch Eintragungen über die Trauung 
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(bezw. die Conjenserflärung vor Pfarrer und Zeugen) in das 
Kirchenbuc oder die j. g. Pfarrmatrifel erfolgen mußte, jo 
hat te jeßt durc Eintragungen über den bürgerlichen At in 
das jtandesamtliche Heiratsregiiter zu erfolgen, worüber 8. 54 
des N®. beitimmt, dag Ste enthalten jollen: 1) Vor- und Fa- 
miltennamen, Religion, Alter, Stand oder Gewerbe, Geburts- 
und Wohnort der Eheichlieenden; 2) Bor- und Familiennamen, 
Stand oder Gewerbe und Wohnort ihrer Eltern; 3) Bor- und 
Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohnort der 
augezogenen Zeugen; 4) die Erklärung der Cheichließenden; 5) 
den Ausspruch des Standesbeamten. i 

Da mit diefem Ausspruch jelbft die Ehefchliehung bereits 
vollzogen ift, fo ergibt es fih, daß die hier vorgejchriebene 
Eintragung in das Heiratsregifter fein Beitandteil deS Aftes 
der Ehejchließung, und folglich zwar von größter Wichtigkeit 
für die Erweislichfeit derjelben, aber nicht Bedingung ihrer 
Nechtsgültigfeit it. Die Ehe befteht von Nechtswegen vor der 


Eintragung in das Heiratsregifter und ohne diejelbe; auch fanıı 


die Ehejchließung nicht nur durch Ddiejfe Eintragung oder Die 
nad) dem Schlußfag des S. 54 über die erfolgte Ehejchließung 
den Eheleuten jofort auszujtellende Beicheinigung, jondern durch 
jedes jonitige Beweismittel dargethan werden, welches die volle 
Ueberzeugung zu verichaffen im Stande it, daß die Ehelchlie- 
Bung in der gejeßlich vorgeichriebenen Form vor fi) gegangen 
jetz aber auch nur durch ein folchegs, nicht mehr durch ein 
pfarramtliches Trauzeugnis, al3 welches nur eine, freilich in 
der Negel jehr gewichtige Vermutung zu begründen vermag, 
daß der darin bezeugten Trauung die bürgerliche Ehejchliegung 
in gehöriger Art vorausgegangen fei, aber feine rechtliche Ge- 
wißheit. 
©. Das bürgerliche Aufgebot. 
8. 14. 

Die Handlung der Eheichliegung als feierliche Einführung 
in die eheliche Lebensgemeinschaft joll nicht ohne die möglichite 
Gewißheit darüber vollzogen werden, daß der zu jchließenden 
und anzutretenden Che feinerlei vechtliches Hindernis entgegen- 
Itehe, zumal fein fjolches, welches die Wiederaufhebung der Ver- 
bindung des Baares miteinander nötig machen oder wenigitens 
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veranlafjen fünnte. Wie daher nach dem bisherigen gemeinen 
echte der Trauung durch einen Diener der Slirche ein firdh- 
liches Aufgebot vorbergehen jollte, wodurch der Slirchengemeinde 
das Vorhaben der Eheichliegung verfündigt wurde, um jedem 
innerhalb derfelben, der rechtliche Hinderniffe diejer Ehe anzus 
geben wüßte und wollte, elegenheit und Aufforderung hiezu 
darzubieten, jo foll auch nad) dem neuen Neichgeherechte Die 
Ehejchliegung vor dem Standesbeamten durch ein bürgerliches 
Aufgebot mit gleichem Zwed als Befanntmachung des Vorha- 
bens derjelben an die bürgerliche Gemeinte vorbereitet werden. 
S. 44 des NO. beitimmt: 

„Der Eheichliegung joll ein Aufgebot vorbergehent. 

Für die Anordnung defjelben ift jeder Standesbeanmte zu> 
jtandig, vor welchem nach S. 42 Abf. 1 die Eye geichloffen 
werden kann“, d. b. alfo, in dejfen Bezirk einer der Verlobten 
jeinen Wohnfig hat, oder Jich gewöhnlich aufhält. 

Hwedlos witrde das Aufgebot fein, wenn jchon befannt 
wäre, daß es an einem gejeglichen Erfordernifje der beabfich- 
tigten Ehefchließung fehle Deshalb verordnet S. 45: „Bor Anz- 
oronung Des Aufgebots find dem Standesbeamten die zur Ehe: 
Ihliegung gejeglich notwendigen Erfordernifje als vorhanden 
nachzuweisen. 

Snsbejondere haben die Verlobten in beglaubtgter Form 
beizubringen: 

1) ihre eburtsurfunden, 

2) die zuftimmende Erklärung derjenigen, deren Einwilligung 

nach dem ©ejeße erforderlich tit.“ 

Denn vor Allen muß die Chemimdigfeit der Verlobten bezw. 
die Dispenjation von Ddiefem Erforderniffe feititehen, und wo 
Heiratsfähige ihres Alters halben der Einwilligung Dritter 
ichlechthin oder doch unter befonderen Vorausjegungen bedür- 
fen, daß dieje ihnen erteilt wird. 

Doch fügt das Gefeß fofort Hinzu, daß der Standesbeamte 
die Beibringung diefer Urkunden erlaffen fann, wenn ihm Die 
Thatfachen, welche durch diejelben feitgejtellt werden jollen, 
perjönlich befannt oder font glaubhaft nachgemiejen find, daß 
er auch von unbedeutenden Abweichungen der Urkunden abjehen 
fann, und berechtigt it, den Verlobten die eidesjtattliche Ber: 
ficherung über die Thatfachen abzunehmen, welche durch Die 
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beigebrachten Beweismittel ihn nicht als hinreichend feitgeitellt 
ericheinen. 

Erjt wenn dem Standesbeamten durch die Erfundigungen, 
welche ex jelbjt anjtellen fann und joll, fein Ehehindernis be- 
fannt geworden tft, und er demnach vermuten darf, daß ein 
jolches nicht vorhanden jet, joll, damit Doc etwa vorhandene 
rechtzeitig zu feiner Kenntnis fommen fünnen, nach S. 46 das 
Aufgebot befannt gemacht werden 1) in der Gemeinde oder in 
den Gemeinden, wofelbjt die Berlobten ihren Wohnfit haben; 
2) wenn einer der Berlobten feinen gewöhnlichen Aufenthalt 
außerhalb feines gegenwärtigen Wohnfiges hat, auch in der 
Gemeinde feines jebigen Aufenthalts; 3) wenn einer der Ver: 
(obten feinen Wohnfiß innerhalb der leßten jechs Monate ge- 
wechjelt hat, auch in der Gemeinde jeines früheren Wohnfites. 
Die Belanntmachung hat die VBor- und Familiennamen, den 
Stand oder daS Gewerbe umd den Wohnort der Berlobten 
und ihrer Eltern zu enthalten. Site ift während zweier Wo> 
‚chen an dem Nats=- over Gemeimdehaufe oder an der fonftigen, 
zu Befanntmachungen der Oemeindebehörde beitinmten Stelle 
auszuhängen. Bejonvdere Borichriften enthält S. 47 für den 
Fall, daß einer jener Orte im Auslaude belegen tit.*) 

Wenn in Folge der Befanntmachung des Aufgebots, oder 
auch auf anderem Wege Ehehindernifje zur Slenntnis Des Stanz 
desbeamten fommen, bat er jelbitveritändlich nach S. 48 Die 
Eheihliegung abzulehnen. Nur, daß er Dies nicht zu thun 
hat, tt die Solge des Unterbleibens von Einfprachen oder von 
lonftigen Anzetgen vorhandener Ehehinderniffe innerhalb der 
Befanntmachungsfriit des Aufgebot und bis zur Eheichliegung ; 
ausgeichloffen tit weder durch den Ablauf der Frift, noch (in 
Beziehung auf trennende Ehehindernifje) durch den Vollzug der 
Eheichliegung irgend welche Jonit ftatthafte Geltendmachung 
ehehindernder Thatlachen. 

Soll die Ehe vor einem andern Standesbeamten, als dem- 
jenigen gejchloffen werden, welcher das Aufgebot angeordnet 


*) Weber die nach der f. g. Clausula Bavarica de8 NG. $. 74 für 
den baierifhen Staat vorbehaltene Art des bürgerlichen Aufgebots |. 
Sicherer, Perfonenftand und Ehefchließung in Deutfchland, Erläuterung 
des RS. u. f. w. (1879) ©. 435 ff. 
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hat, jo hat nach S. 49 der leßtere eine Bejcheinigung dahin 
auszustellen, daß und wanıı das Aufgebot vorfchriftsmäßig er- 
folgt tt, und daß Ehehinderniffe nicht zu jeiner Kenntnis ges 
fonmen find. 

Jeach S. 50 Iteht die Befugnis zur Dispenfation von dem 
Aufgebot nur dem Staate zu, und haben über die Ausübung 
dDiefer Befugnis die Landesregierungen zu beitimmen. Wird 
eine lebensgefährliche Krankheit, welche einen Aufichub der Ehe= 
Iohließung nicht gejtattet, ärztlich bejcheintgt, fo Tann der zur 
Anordnung des Aufgebots zuftändige Standesbeamte auch ohne 
jolches die Ehejchliegung vornehmen. 

Das erfolgte Aufgebot verliert nach S. 51 feine Seraft, 
wenn jeit dejfen VBollztehung jech8 Monate verftrichen find, 
ohne daß die Ehe gejchloffen worden tit. ES hat Dieje, der 
Hauptjache mac) auch aus dem bisherigen gemeinen Necht nur 
herübergenommene Bejtimmung ihren von felbit einleuchtenden 
Grumd darin, daß ein jeit längerer Zeit vollzogenes Aufgebot 
nicht mehr hinreichend den wejentlichen week diejer Einrichtung 
zu erfüllen vermag. 

Daß wie nach dem bisherigen gemeinen Nechte das Ffirch- 
fiche, fo auch nad) dem jeßigen das bürgerliche Aufgebot und 
jein vorjchriftsmäßiger Vollzug nicht Bedingung dev Nechts- 
bejtändigfeit, jondern nur der Dronungsmäßigfeit der Che: 
Ichlteßung fein fol, it durch Das Gejeß genügend damit ange- 
deutet, daß es im 8. 44 nur jagt: Der Eheichließung Soll, 
nicht e8 muß ihr ein Aufgebot vorhergehen. Aber jelbitver- 
tändlich tt gleichwohl mit bejonvderer Strenge auf genaue Be- 
obachtung der das Aufgebot betreffenden VBorjchriften zu halten, 
und würden erhebliche Verfehlungen eine8 Standesbeamten 
dagegen die im S. 69 des Gejetes angedrohte Beitrafung zur 
solge haben müfjen, weil davon in befonderem Maße die Si- 
cherheit abhängig tit, daß nicht rechtsungültige Eheichliegungen 
vorfommen und die möglicherweife höchjt machteiligen Folgen 
nach jich ziehen, welche daraus entjtehen fünnten. 
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VI ®Bie hentige Anwendung des Firchlichen Eheichliehungse 
rechts. 


A. Sm Allgemeinen. 
Sul 


Ueber die weitere Anwendung des bisherigen Eherechts in 
Betreff der Form der Chejchliegung als firhlichen Nechts 
enthält das NeichSsgejeg jelbit zweierlei Beitimmungen. 

Erjtens die negative, welche im S. 82 enthalten tft, indem 
diejer jagt: 

„Die kirchlichen Berpflichtungen in Beziehung auf Taufe 
und Trauung werden Durch diejes Gejeb nicht berührt.“ 

Hweitens die pofttive Beitimmung im $. 67: 

„Ein ©etitlicher oder anderer Neligionsdiener, welcher 
zu den religiöjen Seterlichfetten einer Ehejchliegung fchret- 
tet, bevor ihm nachgewiejen tit, dag die Ehe vor dem 
 Standesbeamten gejchlojfen fei, wird mit Gelditrafe bis 
zu 300 Mart oder mit Oefängnis bi8 zu 3 Monaten 
beitraft.“ 

Die negative Ausjage des $. 82 bejtätigt, was fich, wie 
Ihon gejagt, auch ohne fie von jelbjt verjtehen würde, daß Die- 
jes ©ejeh als bürgerliches das Firchliche Ehejchliegungsrecht als 
ein die Kirchenglieder in diejer ihrer Eigenschaft verpflichtendes 
unangetaitet lafje, diejes kirchliche Necht alfo im kirchlichen ©e- 
meinleben jeine Anwendbarkeit an und für Jich bebalte. Yu 
gleich it darin eine Anerkennung der rechtlichen Freiheit der 
Kirchen eingejchlofjen, zur Erfüllung der kirchlichen Verpflichtungen 
in Beziehung auf die Trauung als kirchliche mit den ihnen zu= 
ftändigen Mitteln nach freiem Ermeffen anzubalten. 

Die pofitive Beitimmung des S. 67 aber jchränft die fer- 
nere Anwendbarkeit jenes Firchlichen Nechtes in fofern ein, als 
fie eine Berfügung über Die Zeitfolge trifft, in welcher Die 
Borichriften des bürgerlichen Gejeßes und diejenigen des firch- 
lichen Nechts über den Vollzug der Eheichliegung zur Anwen 
dung fommen jollen, fo daß nämlich die legteren nur nad) Be- 
obachtung der eriteren zur Anwendung kommen dürfen. 

Die innerhalb diejer Schranfe fernerhin jtattfindende An- 


wendung des kirchlichen Necht3 erfordert eine De: 
Sheurl, Eheredt. 
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trachtung hinsichtlich des Fatholiichen und des protejtantischen. 
Ehe wir in dieje eintreten, werden zuförderit die Beitimmungen 
des S. 67 des Neichsgejeges, welche im Wejentlichen für Die 
katholische und die proteftantiiche Kirche von gleicher Wirkung 
find, näher zu beleuchten jein. 

Die Strenge, womit das Gejet hier Geiftlichen oder 
anderen Neligtonsdienern, welche zu den religiöjen TFeterlich- 
feiten einer Ehejchließung jchreiten würden, bevor ihnen nad)- 
geiviefen wäre, daß die Ehe vor dem Standesbeamten gejchloj- 
fen worden fei,“ eine ©elditrafe bis zu 300 Mark oder Gefüng- 
nisitrafe androht, tit darın begründet, daß nachdem die bür- 
gerlich rechtsgültige Schließung der Ehe nicht mehr durd - 
jolche Feierlichkeiten joll erfolgen können, ihre Vornahme durch 
einen ®etitlihen oder andern Neligionsdiener vor der bür- 
gerlichen Ehefchließung, wenn auch nicht abjichtlicher Mebergriff 
in ein fremdes Amt, jo doch jedenfalls dem Erfolg nach ein 
das öffentliche WoHl gefährdendes Unternehmen wäre. Denn 
e3 wiirde dadurd) eine wenigjtens dem Anjchein nach religiös 
bindende Vereinigung der Beteiligten — nach der Lehre der 
fathohiichen Kirche mut der Bedeutung des Ehejaframents — 
vollzogen werden, welche doch der ©eltung al3 Ehe nach dem 
bürgerlichen Nechte entbehrte, und vielleicht auch nicht einmal 
durch nachträglichen Vollzug der bürgerlichen Ehejchliegung fie 
noch erhalten fünnte, woraus denn unbeilvolle VBerwirrungen 
und Berwiclungen entjtehen müßten oder doch könnten. 

Ganz trrig aber wäre e3, wenn man darin, daß das Ge- 
jeb im einzelnen Fall religiöje Feierlichkeiten der Cheichließung 
nicht eher zuläßt, al3 nach dem erfolgten bürgerlichen Bollzug 
derjelben eine Herabwürdigung jener Teierlichfeiten finden 
wollte; in Wahrheit liegt darin vielmehr eine Anerfennung 
des hervorragenden fittlichen Wertes, der ihnen zufommt, weil 
e3 ja die naturgemäße Ordnung bei aufeinander folgenden 
Handlungen tft, daß man von dem Vollzug der minder wich- 
tigen zu dem der wichtigeren aufiteigt. Gerade dadurch, daß 
vorher dag Nechtsgeichäft der Eheichließung völlig erledigt, und 
dann erit zu religidjen Feierlichkeiten derjelben gejchritten wird, 
jpringt e8 in die Augen, wie in diefen der ganze Vollzug et= 
ner in richtiger Gefinnung erfolgenden Ehejchließung gipfelt, 
oder mit anderen Worten feinen Höhepunkt erreicht. Die um- 
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gefehrte Aufernanderfolge wirrde fäljchlich den birrgerlichen Boll- 
zug der Ehejchliefung als das Höhere erjcheinen laffen. 

Der Buchitabe des Gejebes würde e3 nicht verwehren, 
dag der zuftändige katholische Bfarrer fich zum Bernehmen der 
GConfenserflärung vor der bürgerlichen Ehejchließung freiwillig 
herbeilteße; denn man fanıı nicht jagen, daß er damit zu „re 
ligiöjen Seierlichkeiten einer Ehejchließung jchreite.“ Aber gegen 
den Sinn des Gejeßes wirde er handeln, weil er dann behitlf- 
lich wäre, daß ein matrimonium ratum non legitimum gejch[oj- 
jen würde, was zu verhindern nach dem eben Sejagten unver- 
fennbar der eigentliche HYwed des Gejehes tft. Daß er dazu 
ficchlich verpflichtet jet, wo es etwa in bejomderen Fällen zur 
Sewifjensberuhigung der beteiligten, feiner Seelforge befohle- 
nen Barochianen dienen fünnte, läßt jich deshalb nicht behaup- 
ten, weil er vielmehr dann die Gewifjen durcch die Belehrung 
zu beruhigen hätte, daß vor Gott der Wille al That gilt, 
wo jeine Ausführung wegen äußerer Htndernifje unmöglich ift. 

Vebrigens tit hervorzuheben, daß das Gejeß nicht nur da-= 
für Strafe androht, daß zu religiöjen Tseterlichfeiten der Ehe- 
Ichlteßung gefchritten wird, ehe die Ehe vor dem Standesbeam- 
ten gejchlojien tft, jondern auch dafür, daß ein Neligionsdiener 
dazu jchreitet, ehe ihm Ddiejes nachgewiefen it. Die That- 
jache der: erfolgten Ehefchliegung macht nach dem Wortlaut des 
Sejeßes ein jolches Vorgehen, ehe auch der Nachweis derjelben 
erbracht ıft, nicht ftraflos. Nur über die Art des Nachweifes 
beitimmt das Gejeb nichts, und e3 ift aljo auch nicht erforder- 
ih, daß er durch eine jtandesamtliche Beicheinigung erbracht 
jei, objchon Dies jelbjtverjtändlich als die regelmäßige und 
jicherjte Art des Nachweijes zu betrachten ift. 

Weder dem Sinn, noch dem Wortlaut nach verwehrt die 
fragliche Gejeßesbeitimmung die Vornahme des kirchlichen Auf- 
gebotS vor der erfolgten bürgerlichen Ehefchliegung. Denn die- 
es Aufgebot gehört nicht zu den religiöjen Feierlichkeiten der 
Eheichliegung, jondern e3 dient nur zu deren Vorbereitung, 
und es fann, wenn nur bei demfelben ftehen geblieben wird, 
bi die bürgerliche Eheichliegung vollzogen ift, daraus nie der 
Schein entitehen, al3 ob bereit3 ein ratum matrimonium zu 
Stande gefommen wäre. 


7* 
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Sn der katholischen Kirche bezieht fih die firchliche VBer- 
pflichtung Hinfichtlich der Trauung zunächjt auf die von Dder- 
jelben angenommene Saframentseigenjchaft der Chriftenehe. 
Katholische Ehriiten jollen die Eheichliegung al3 Empfang eines 
Saframents betrachten. &3 gehört aber zur rechten Ehrung 
diefes Saframents (ad decorem et solemnitatem sacramenti 
pertinet), daß die Eheichliegung durch prieiterlihe Trauung 
vollzogen wird). Darin liegt Der allgemeine Grund, aus 
welchem Katholifen firchlich verpflichtet find, fich trauen zu 
 Iaffen. Wo der Beichluß des tridentinischen Coneil3 nicht in 
Geltung it, und alfo noch das vortridentintiche fanontfche 
echt gilt, wornach die Ehe durch jede Art von Erklärung des 
Eheconfenfes gejchloffen wird, find fie jchon durch die bürger- 
liche Ehejchließung jaframental mit einander verbunden; aber 
fie follen zur Ehrung des Sakraments die Schließung der Ehe 
auch noch durch priejterliche Trauung eonjummiren laffen. Wo 
der tridentintiiche Beichluß gilt, Jind Katholiten jchon deshalb 
firchlich verpflichtet, die bürgerlichen Ehejchliegungen wenigitens 
durch Conjenserflärung vor dem zujtändigen Pfarrer und zwei 
Zeugen zu ergänzen, weil dann nach jenem Bejchluffe erit da> 
durch ihre Verbindung ratum matrimonium, d.h. faframentale 
Ehe werden fann. Denn das Dekret jagt ausprüdlich: Qui 
aliter, quam praesente parocho vel alio sacerdote de ipsius 
parochi seu ordinarii licentia et duobus vel tribus testibus 
matrimonium contrahere attentabunt, eos sancta synodus ad 
sie contrahendum omnino inhabiles reddit, et hujusmodi con- 
tractus irritos et nullos esse decernit, welches Lebterer nun 
freilich bloß auf die kirchliche und gewifienbindende Gültigfeit 
der Eheichliegung bezogen werden fann. Aber auch wenn durch 


ee 


1) Petrus Lomb. Sent. L.IV D.XXVIII $. 2. In hujus sacra- 
menti celebratione sicut in aliis, quaedam sunt pertinentia ad substan- 
tiam sacramenti, ut consensus de praesenti; qui solus sufficit ad con- 
trahendum matrimonium; quaedam vero pertinentia ad decorem et so- 
lemnitatem sacramenti, ut parentum traditio, sacerdotum benedictio et 
hujusmodi, 
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eine jolche Eonjenserflärung vor Pfarrer und Zeugen die biir- 
gerliche Ehejchliegung ergänzt wäre, um fie jaframental und 
firchlich gültig zu machen, wide noch immer jene andere 
kirchliche Verpflichtung übrig bleiben, zur Ehrung des Safra- 
ments die priejterliche Trauung nachzufuchen. 

Wenn die fatholtische Kirche, wie fie es thut: und von ihrem 
Standpunftte aus es thun muß, fortfährt, bei ihrer Trauung 
die Kormel zu gebrauchen: ego vos in matrimonium con- 
jungo, jo jpricht jie damit feineswegs eine Nichtanerfennung 
der vorausgegangenen bürgerlichen Ehefchliegung aus, weil fie 
hiebei unter matrimonium dag matrimonium ratum, die jafra- 
mentale, dem Sirchengejeß entiprechende Che verjteht, welche 
zur Entjtehung zu bringen die bürgerliche Eheichliegung nicht 
beanjprucht. Dieje will und joll nur zur Entjtehung bringen, 
. was die franzöjiiche Surisprudenz und Theologie den contract 
social, den „bürgerlichen (Ehes) Vertrag” nennt: Die Che als 
bürgerliches Nechtsverhältnis, nicht als ein Saframent. Der 
Eheabjchluß in der tridentinijchen Form nad) vollzogener bür- 
gerlicher Ehejchliegung tt reiner Saframentsvollzug, Erhebung 
der bürgerlichen Ehe zum Saframent, und daher mit der bir- 
gerlichen Ehejchliegung nach deren voller gejeglicher Bedeutung 
unzweifeldaft volllommen vereinbar. 

Auch ihr Aufgebot darf und muß die fatholifche Kirche 
ganz in der bisherigen Zorm und Bedeutung beibehalten, in= 
dem fie dadurch die Anzeige aller etwa beitehenden Ehehinder- 
niffe und vornehmlich der jpezifiich Ficchlichen bezivedt, um 
welche jich der Standesbeamte nicht zu fümmern, die aber Der 
trauende Geiftliche nach wie vor in der Art zu beachten hat, 
daß ein jedes derjelben e8 ihm verwehrt, die Trauung zu voll- 
ziehen. Das bürgerliche Aufgebot fann und joll die Zwecke 
des firchlichen nicht erfüllen; e8 fann daher nicht im mindeiten 
davon die Nevde jein, daß es dag firchliche Aufgebot überflüffig, 
gejchweige denn unjtatthaft machen jollte. 

C. Sn der proteftantifchen Kirche. 
S.S17, | 

In der protejtantifchen Kirche ift die firchliche Berpflich- 
tung in Beziehung auf die Trauung zunächjt ebenjo, wie in 
der fatholiichen al3 eine Verpflichtung aufzufafien, der Ehe Die 
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ihr gebührende Ehre zu erweifen; aber nicht als einem Safra- 
mente, jondern als einer der Schöpfungsordnung angehörigen 
Sottesitifttung. Als jolche fommt fie nach protejtantijch Firch- 
licher Anfchauung im einzelnen Falle bereit durch die bürger- 
fiche Eheichließung zum Vollzug, es find durd) dieje die Ehe- 
[eute von ®ott zujammengefügt, denn die Ehe tft als weltliches 
Ding der weltlichen Obrigfett unterworfen, und wie Dieje die 
Form der Eheichliegung ordnet, jo begründet fie die Ehe als 
eine nicht bloß auf menfchlichem Willen beruhende, jondern auf 
Gott zuriczuführende Zujammenfügung, indem ja auch Die 
weltliche Obrigfeit für all ihr berufsmäßiges Handeln göttliche 
Bollmacht Hat. Werl aber bei der bürgerlichen Eheichliegung 
e3 nicht ausgejprochen wird, daß ihr Bollzug Fraft göttlicher 
Vollmacht erfolge, und überdies dabei die Ehe nur als eine‘ 
Snftitution des bürgerlichen Gejeßes, nicht als eine Gottesitif- 
tung behandelt wird, jo ijt es Pflicht eines jeden Gliedes der 
evangelifchen Kirche als jolchen, und joweit eS von evangelijch- 
chriftlicher Gefinnung bejeelt it, it eg auc) fein Bedürfnis, 
nach der bürgerlichen Ehejchliegung noch die Trauung nachzu= 
juchen, zunächft um dadurch fich Öffentlich und feterlich zu dem 
Glauben an die göttliche Stiftung der Ehe zu befennen, Die 
geichtoffene Ehe fich als göttliche Zufammenfügung von der 
Stirche bejtätigen zu laffen, und ihre Führung im Bewußtfein 
diejer ıhrer Bedeutung und dem göttlichen Willen gemäß’ zu 
geloben, jodann aber auch für den Antritt des Chejtandes 
und vor demjelben den gejchloffenen Ehebund wie es der Ehrift 
bei jedem Gottesgefchöpf, ) das er in Gebrauch nimmt, thun 
joll (1. Tim. 4, 3—5) durd) Gottes Wort und Gebet fich zu 
heiligen, beziehungsweife jich heiligen zu lafjen. Sm diefem 
Sinn tjt es Pflicht und Bedürfnis des evangelifchen Chriiten, 
der eine Ehe bürgerlich gejchlojjen hat, weil es das Gejeß, dem 
er Gehorjam jchuldet, fordert, nach: diefer Chejchliegung noch 
Trauung und Einjegnung zu begehren. 

Als Cheihliegung fan die protejtantifche Kirche die dem 
bürgerlichen Akte folgende Trauung nicht betrachten, weil fie 
nicht zwischen bürgerlicher und firchlicher Nechtsgültigfeit der 
Ehe, nicht jatramentaler und jaframentaler Ehe unterjcheiden 


1) „Iäv zrioue 9600“ : ein folhes ift auch die Che. 
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fann, wie die katholische Kirche es thut. Die Bedingungen der 
rechtlichen Gültigkeit jelbititändig zu bejtimmen, kann jich die 
protejtantifche Kirche nicht anmaßen wollen; fie fann die An- 
erfennung der rechtlichen Gültigkeit einer nach dem bürgerlichen 
Sejeß gejchlojjenen Ehe nicht von fich ablehnen. Aber fie fann 
nicht nur, jondern fie muß den Bollzug der Eheichliegung 
durch den Ausipruc des Standesbeamten als einen fir die 
Ehejchliegenden als Kirchenglieder einjeitigen, noch unvolljtän- 
digen, noch einer religiöfen, Eirchlichen Ergänzung bedürftigen 
betrachten; fie fann und muß ihre Trauung al zweiten, er- 
ganzenden Bollzug der Ehejchließung behandeln, wodurch Die 
Ehejchliegung zwar nicht exit zu einer vechtsgültigen, aber zu 
einer wahrhaft chriftlichen werden folle. Die Ehe felbjt wird 
nicht erjt durch die Trauung und durch diefe an jich niemals 
chriitlich; ihre Chriftlichkeit ift nur von ihrer ZJuläfjigfeit und 
Führung nach der chriftlichen Lehre abhängig, nicht von irgend 
welcher Form ihrer Eingehung. Auch tft die bürgerliche. Ehe- 
Schließung an jich nicht unchriftlich. Aber die willfürliche Be- 
ichränfung auf die bürgerliche Ehejchliegung tt unchritlich, 
und injofern wird die Ehejchliegung erjt dadurch eine chrilt- 
liche, daß wo e3 gejchehen fann, ihr Bollzug vor dem Stande3- 
beamten durch den Vollzug mittellft Eirchlicher Trauuhg ergänzt 
wird. 

Sit nun zu folder Ergänzung die Trauung in ihrer 
bisherigen Form geeignet, oder muß fich die Kirche, weil fie 
num bloß die Jchon erfolgte Ehejchliegung lediglich zu jenem 
Zwede ergänzen fann, mit Aufgebung der eigentlichen Trauung 
auf bloße Einjegnung der Ehe bejchränten ? 

So muß die Frage geitellt werden; fie darf nicht jo ges 
jtellt werden: ijt der Staat berechtigt, von der Kirche zu for= 
dern, daß fie die Form ihrer Beteiligung bei der Eingehung 
der Ehen ihrer lieder ändere? Denn mit diejer Stellung 

wird der Erwägung, um die es jich hier handelt, eine völlig 
Ächiefe Richtung gegeben. Der Staat hat fein Necht, der Kicche 
für die Einrichtung ihrer Liturgischen Formen Borjehriften zu 
erteilen, und e8 hat demgemäß auch das Neichsgejeß über Die 
- Eheschließung fich jeder Beitimmung hierüber enthalten; es läßt 
der Klivche volle Freiheit hinfichtlich der Form der bei der Ehe- 
ihliegung zu vollziehenden religiöjen Feierlichkeiten; die Kirche 
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fann dieje ganz nach ihrem freien eigenen Ermefjen bejtimmen. 
Ebern deshalb tt e8 auch ganz unzutreffend, wenn man die 
stage, welche hier vorliegt, durch die Schlußfolgerung erledigen 
will: weil der Staat der Fatholtichen Kirche feine Aenderung 
ihrer Trauung zumutet, darf auch der proteitantiichen Sieche 
eine jolche Aenderung nicht zugemutet werden. 

E3 fragt jich lediglich darum, ob nicht die protejtantijche 
Kirche darum, weil ihr Bewußtlein von dem Wejen der Ehe 
und von der Stellung des Staates zu Derjelben von der Ans 
ihauung wejentlich verichieden tft, welche die katholische Kirche 
hierüber hat, aus fretem innerem Antrieb in diefer Beziehung 
anders verfahren muß, als die Fatholifche Kirche es thut? 
Könnte die protejtantitche Kirche wirklich auch glauben, daß die 
vor dem Standesbeamten gejüplojjene Ehe ein bloßer Kontrakt 
ohne religiöje Bedeutung und daß die firchlicde Mitwirkung 
notwendig fei, um aus diejem Stontraft eine göttliche Zujam- 
menfügung zu machen, dann verjtünde es fich freilich von felbit, 
daß fie an der Form ihrer Mitwirkung zur Cheeingehung 
ebenjowenig etwas zu ändern hätte, als die fatholiiche Kirche. 
Das fann aber eben die protejtantische Kirche nicht glauben, 
und deshalb ijt es feinesiwegs felbitverjtändlic), daß Jie eben- 
jowenig Orund hat, ihren liturgischen Akt bei der Ehejchliegung 
zu ändern, als die fatholtiche Kirche. 

Allerdings darf auc) das Gegenteil nicht als von vornherein 
jelbjtverjtändlich betrachtet werden, daß nämlich die proteftanttiche 
Kirche ihrem liturgischen Akte bei ver Hochzeitfeter ihrer Ölteder wes 
gen der vorausgegangenen bürgerlichen Ehefchliegung eine andere 
Gejtalt geben müjfe, jondern e8 tjt das eben nur emegrage, ob 
er, wie er herfömmlicher Were geitaltet ıft, auch zu einer bloßen 
religidjen Ergänzung der Ehejchliegung fi eigne? ES fann 
jogar jcheinen, daß diejfe Frage deshalb zu bejahen jet, weil er, 
wie es ftich aus der obigen gefchichtlichen Daritellung ergibt, 
nach feiner urjprünglichen Auffafjung die Bedeutung einer 
Confummatton, d. 5. eben Ergänzung der Ehefchließung hatte. 
Aber wir werden uns auch jofort daran erinnern, daß die 
Ehejchliegung, welche damals durch die Trauung ergänzt wer- 


ven jollte, regelmäßig etme umeigentliche war, welche bloß 


das Eheband ohne Die eheliche Lebensgemeinjchaft begriindete, 
während jich Dies von der heutigen Eheichliegung vor dem 
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Standesbeamten nicht jagen läßt. Dieje begründet jtet3 auch das 
beiderjeitige Necht auf Die jofortige Herbeiführung der ehe- 
lichen Zebensgemeinschaft; die ihr folgende Trauung fan die- 
es Necht den Gatten nicht mehr geben, weil fte es fraft der 
bürgerlichen Eheichliegung bereit3 haben. Die kirchliche Traus 
ung tft auch in ihrer urjprimglichen Bedeutung nach der bür- 
gerliden Ehejchliegung nicht mehr möglih. Sie ıft mad) Ddie- 
jer mu möglich, indem fie in einem auch von ihrem urjprüng- 
lichen Sinne verjchiedenen Sinme genommen wird. 

Hiernach geitaltet fih unfere Frage jo: welchen Sinn 
fann die kirchliche Trauung jest noch haben, und tft eine Uen- 
derung Ihrer Form dazu nötig, damit fie diefen Sinn mit ge- 
nügender Deutlichfett ausprüde? Denn daß Liturgiiche Fors 
meln deutlich den Sinn ausdrüden müffen, in welchen fie ver= 
standen werden jollen, das wird fich nicht bejtreiten Lafjen. 

Hierin liegt die Schwierigkeit der Frage, die man jich 
nicht verbergen darf, jondern die man Jich Lar vor Augen 


halten muß. 


Die kirchliche Trauung kann jet — für PBrotejtanten — 
nur nocd) den Sinn haben, daß fie mittellt der Bergawifjerung 
der Ehegatten von ihrer göttlichen Zufammenfügung in der Ehe 
und mitteljt der Betätigung derjelben als einer der chrütlichen 
Lebensordnung entiprechenden Ehe den Gatten einen wahrhaft 
chriitlichen Gebrauch ihres Nechts auf thatjächliche Bereinigung 
zur gemeinjamen Lebensführung ermöglicht. Diejes Recht ha- 
ben fie; aber die Chriftlichfert jeiner wirklichen Ausübung ift 
dadurc) bedingt, daß fte fich die bürgerliche Ehejchliegung evt 
noch durcch den firchlichen Alt der Trauung religiös (nicht ju= 
viitisch) ergänzen lafien. ES ift ihre kirchliche Verpflichtung, 
fich ihres Nechts zur thatjächlichen ehelichen Bereinigung nicht 
eher zu bedienen, als bis jte auch firchlich getraut find. Die- 
jen Sinn aljo muß jeßt die Trauformel, welche der Geiftliche 
Ipricht, haben, daß er ihnen dadurch im Namen Gottes die Ver- 
fichevung gibt, jich jeßt mit gutem ©ewiffen und der chrit- 
lichen Lebensordnung gemäß zur ehelichen Lebensführung mit 
einander vereinigen zu fünnen. 

Wird nun diefer Sinn Deutlich genug durch die Worte 
ausgedrückt: „ich Spreche euch'ehelich zujammen im 
Kamen des Baters u. f. w.”, oder liegt nicht eben jo nahe, 
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ja etwa noch näher die andere Deutung verjelben, daß der 
Seijtliche dadurch ihre Verbindung mit einander evit zur Ehe 
mache? — Das tft die Trage. 

Gerade die leßtere Deutung war bisher die richtige und 
notwendige; denn jene Worte gehörten zum Abjchluß der Ehe- 
Ichliegung, alfo zur rechtlichen Entjtehung der Ehe. Freilich it 
dieje Deutung jegt für Diejenigen ausgejchlofjen, welche, indent Sie 
jene Worte vernehmen, fich dejien Har bewußt find, daß fte bereits 
ehelich miteinander verbunden find. Aber werden fie nicht gerade 
hieran trre gemacht Durch jene Kormel, die jte bisher jo gedeutet 
hatten und deuten mußten, daß jte Abichluß der Ehejchliegung 
jei? Und wird nun der gemeine Bolksverjtand fogleich Die 
jeßt notwendige und richtige Deutung der Kormel finden? 

Gewiß find Dieje Yweifel jehr begründet, und weil fie e8 
find, Scheint e8 mir unumgänglich, daß wenigjteng eine jolche 
Aenderung der Formel vorgenommen werde, die aufmerkjan 
darauf mache, daß jte jeßt anders, als bisher zu deuten jet. 
E3 Scheint mir aber dazu genügend zu jein, daß das Wort: 
„ehelich" weggelajjen, oder daß es durch die Worte: „alg Ehe- 
leute“ erjeßt werde. Denn dieje leife Aenderung der Formel 


weilt darauf hin, daß jie jeßt auch einen andern Sinn habe, 


als den fte bisher hatte, und daran fann dann die Firchliche 
Belehrung über die richtige Deutung der Formel anknüpfen. 
Aber Ddieje tjt freilich notwendig, fie braucht nur nicht in 
die Faljung des Itturgischen Aftes jelbjt aufgenommen zu iver- 
den. Hat diefe Belehrung das richtige Verjtänonis zum Öe- 
meingut de Bolfes gemacht, dann fanın man wohl auch zur 
herfömmlichen vollitändigen Safjung ver Formel zurückehren. 
Denn allerdings tt fie auch in diefer Fafjfung Der jet nötigen 
Deutung fähig. Die Worte: „ich Ipreche euch ehelich zufam- 
men im Namen des Baters u. j. w." lafien jehr wohl die obige 
Deutung zu. E3 hat einen ganz guten Sinn, wenn nach dem 
die Eheichließung vollziehenden Ausipruc, des Standesbeamten, 
daß er das Baar für rechtmäßig verbundene Eheleute erkläre, 
der ©eiitliche ie nun auc) „im Namen des dreieinigen Gottes“ 
ehelich zulammen pricht in der Abficht, daß er damit erflärt, 
fie jeten nicht bloß Fraft des bürgerlichen Gejeges, jondern auch 
fraft göttlicher Yufammenfügung ehelic) verbunden, und e8 
damit beitätigt, daß ihre Ehe eine nicht bloß der bürgerlichen, 
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jondern auch der Firchlichen Eheordnung entjprechende ei. Das 
eheliche Zujammensprechen kann an fich ebenjowohl bloß ehebe- 

jtätigende als die Eheichliegung vollziehende Bedeutung haben. 
| Die Hauptjache it eine jolche Kaljung der Traufragen, 
daß Ste fi) als eine Wiederholung der von dem Standes- 
beamten gejtellten Fragen darjiellen und ihre Bejahung als 
eine Wiederholung der Erklärung de8 Ehejchliegungswil- 
lens, wie jte durch Die Bejahung der Tragen des Standesbe- 
amten vor Diejem abgegeben worden tft, mit einem Yufjate, der 
nun zugleich das Belenntnis de8 Olaubens an die göttliche 
Stiftung der Ehe und das Gelöbnis chrütlicher Eheführung 
ausdrüct. ©erade dadurd) wird am beiten Die richtige Deut- 
ung des Yufammensprechens im Namen des Dreteinigen Öot- 
te3 vermittelt; denn es joll diejes ja nichts anderes, als Er- 
füllung des durch die Bejahung der Traufragen zu erfennen 
gegebenen Begehrens jein, Wenn e3 erfolgt auf eine Wieder- 
holung der Confenserklärung hin in Berbindung mit jenem 
Belenntnifje und ©elöbnifje, jo ergtebt Jic) von jelbit, vaß es 
ein ehebejtätigendes und ein vie Ehe als göttliche Zujammeıı- 
fügung und als eine ver chriitlichen Lebensordnung ent- 
Iprechende Ehe bejtätigendes Yujammensprechen tt. 

Kommen die neuen Eheleute, richtiger Ordnung gemäß, 
am gleichen Tage, an welchem fie die Ehe bürgerlich gejchlofjen 
haben, zur Trauung, jo tit vorauszujegen, daß die Braut no) 
thatjächlich Sungfrau jet, obwohl fie bereitS die mit threm 
Bräutigam rechtmäßig verbundene Ehegattin it, wie jieja auch 
als ihm firchlich angetraute Gattin eben Jowentg von felbjt 
aufhört, thatjächlich noch Jungfrau zu jein. Und fo mag fte 
dann wohl bei der Trauung aucd als „Sungfrau“ angeredet, 
und wenn fie ja auch mit einem Jamiliennamen, nicht bloß 
mit ihrem, für eime liturgiiche Handlung eigentlich allen paj- 
enden Taufnamen benannt werden joll, noch mit ihrem ange- 
borenen Samiltennamen benannt werden. &3 wäre Eleinliche 
Vedanterie dies jo anzujehen, ala wolle ihr damit ihr bürger- 
licheg Hecht abgeiprochen werden, bereitS den Familiennamen 
des Mannes zu führen. As wahre Ergänzung der bürs 
gerlichen Ehejchliegung joll jich die Trauung daritellen, objchon 
al3 bloß religtöje; darum darf und Soll die SKlirche bei Der 
Trauung mit der Anrede der Braut als Ehefrau zurüdhalten, 
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E3 handelt jih hier um fuhlide Shidlidhfeit. Wird eg 
Doch auch im gejellichaftlichen Berfehr als unjchielich betrachtet, 
eine Kenvermählte an dem Hochzeitstage jchon als „Frau“ 
anzureden, jo daß es wohl immer nur fcherzweile zu gejchehen 
pflegt. 

Für die echt evangelische Auffaffung des Wejens des firch- 
lichen Aftes bet der Hochzeitfeter ericheint al3 bejonders beach- 
tengwert die bekannte Stelle aus der von Brenz verfaßten 
Württembergiichen Kirchenordnung von 1553 (Nichter, Die 
evang. KOD. Bd. 2. ©. 139): 

E3 ijt wohl und chriftlich bedacht, daß die neuen Ehe- 
leut in der Kirchen vor der ©emeinde verfündiget und 
eingejegnet werden. Dann wiemwohl der ehelich Kontrakt 
möcht auch wohl auf den Nathäufern oder andern gemei- 
nen Öffentlichen, ehrlichen und bürgerlichen Orten verrichtet 
werden, jedoch, Dieweil in der eriten Ausbreitung des hei- 
ligen Evangeliong Chriftti nach der Apojtel Zeit jich viel 
funden haben, jo den ehelichen Stand für ein unbeiligen 
Stand, mit dem die Kirch Chriftt nicht zu thun haben 
follt, gehalten, auch jich durch Anrichtung Satans, der 
aller göttlichen Ordnung fernd 1jt, den Cheleuten in ihrem 
Stand allerlei Unrichtigteit begegnet, darin die Berges 
wiiferung ihrer göttlichen Yufammenfügung ihnen in 
ihrem Gewijjen nötig, jotit es zur Befjerung der Kir- 
chen fait nüglich, daß die neuen Eheleut in öffentlicher Ver- 
jammlung der Kirchen eingejegnet werden, damit mäns 
niglich daraus ermahnet werde, daß der Eheitand an 
ihm jelbit ein ehrlicher und gottgefälliger Stand jet, 
daß auch die Eheleut, fo ihnen was Unglüds begegnet 
dadurdh) zur Beduld und Anrufung ©ottes 
bewegt werden mögen. 

| Hieraus ergiebt ih nun auch, daß die Trauung zwar 
nach Eicchlider Ordnung dem Antritte des Chejtandes vor- 
hergeben joll, daß jie aber auch, wenn Derjelbe gegen die 
firchliche Ordnung Jchon zuvor angetreten worden tft, ohne Ver- 
anderung ihres Wejens nachfolgen fann, um num für die Fort- 
jeßung des ehelichen Zujanımenlebens den Öatten dag zu gewähren, 
was fte freilich jchon vor jenem Anfang hätten begehren jollen. 
Aber es ergibt jich daraus weiter auch, daß das Wejentliche 
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nicht die eigentliche Trauung, fondern die Einfegnung mit 
Borhaltung der die Ehe betreffenden Schriftworte ift, wie de3=- 
halb auch Jchon in den Kirchenordnungen der Neformationszeit 
nicht jelten der Trauakt jchlechthin als „Einjegnung“ der Ehes 
leute bezeichnet wird. &3 tt in der Benediktion und Lektion 
alles Weientliche enthalten, was die religiöfe Ergänzung der 
Ehejchliegung leiften joll, und die Copulation ift nur ein befon- 
ders deutlicher Ausdruck für die göttliche Zufammenfügung der 
Gatten in der Ehe, und jozujagen eine unmittelbare Darftel- 
(ung derjelben. Die Bergewifferung davon liegt auch in der 
Benediktion und Lektion. Weil e3 aber offenbar eine gejunde 
Entwicklung der Form für die firchliche Beteiligung an der 
Hochzeitfeter war, daß zu der Benediktion auch die Eopulation 
hinzutrat, Deshalb erjcheint es nicht al3 geraten, dieje jebt 
aufzugeben, wo fie herfümmlich geworden ift. Denn es ift 
durchaus an dem Örundjaße feitzuhalten, daß Kiturgische For- 
men nicht ohne Not geändert werden dürfen. Und demnach ift 
‚gar nicht3 an der Trauformel zu ändern, 100 Ste bisher jchon 
auf „Betätigung“ ftatt auf „Yufammensprechen“ gelautet hat, 
und tt Diefes nur wo e8 hergebracht tft, beizubehalten. Bejtä- 
tättgung im Kamen de3 Dreieinigen Gottes drückt ganz eben 
jo gut die wahre Bedeutung der firchlichen Trauung aus, als 
v8 „Hujammenfsprechen im Itamen Öottes des Baters u. j. m.“ 
da auch diejes nur zur Vergewifferung davon dienen joll, daß 
Gott die Eheleute zujammenfüge. — 

Kenerdings tjt mehrfach Die Unverträglichkeit eigentlicher 
Trauung nad vorausgegangener bürgerlicher Ehejchließung 
behauptet worden. Dies halte ich für ganz unrichtig. 

Diedhoff namentlich hat einen unverjöhnlichen Gegenjah 
zwißchen bürgerlicher Chejchliegung und, kirchlicher Trauung 
Ihon in jeinem Buche „Die firchliche Trauung. Noftod 1878" 
behauptet imd ihn noch fchärfer neuerlich in der Schrift: „Civil- 
ehe und firchliche Trauung. NRojtoc 1880" nachzuweisen gejucht. 

Er. gründet feine Behauptung, darauf, daß die firchliche 
Trauung ftets die Bedeutung eines Chejchliegungsaftes gehabt 
habe, und eine andere Bedeutung gar nicht haben fünne, und 
folgert daraus dann weiter, daß wenn eine firchliche Trauung 
jtatthaben jolle, der bürgerliche Alt nicht als Chejchliegung 
aufgefaßt werden Diürfe, 
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Jun kann allerdings in einem gewijfen Sinne zuge 
geben werden, daß die kirchliche Trauung jtets Cheichließungs- 
akt war, und es jtet3 jein muß. Aber Diejes eben nur, indem 
Ehejchliefung im vollen Sinne des Wort genommen wird, 
wornac) fie die Vereinigung zur vollen Lebensgemeimjchaft auf 
Srumd gegenfeitiger Einwilligung in die Ehe bedeutet, und indem 
die Trauung al8 Handlung des Kirchendieners feierlicher 
Bollzug der Chejchließung in diefem Sinne ift. 

Das fann aber die Trauung auch dann fein, und das ijt 
jie auch dann, wenn ihr die Cheichließung im engeren, rein 
rechtlichen Sinne vorausgegangen ift. Sie tft dann eben relis 
giöfe Ergänzung diejfer Ehejchließung, um fie jo, wie e8 die 
veligtöfe Bedeutung der Ehe erheifcht, zur vollen Eheichließung 
zu machen. Kir das chriftliche Bewußtfein it die Ehe nicht 
ern bloßes Nechtsverhältnis d. h. ein folches, Dejfen Bedeutung 
ji) mit der bloßen Nechtmäßigfeit deckte, jondern vor allem 
eine heilige Gottesordnung, die ebenjo in wejentlicher Bezteh- 
ung zu dem Neiche Ehrifti auf Erden, wie zum bürgerlichen 
emeinwefen fteht. Infofern fie Nechtsverhältniz ijt, was jie 
ja doch immerhin auch fein foll, fan das chriftliche Bewußt- 
jein jte wohl durch den bürgerlichen Akt als gejchloffen betrach- 
ten, jo daß fie num für alle eigentlichen Nechtswirkungen der 
Che bereits beiteht. Aber infofern fie num auc) noch zu einer 
der heiligen ottegordnung entiprechenden Lebensgemeinjchaft 
werden, und e3 zur vollen Eheichliefung, d. 5. zur Lebens- 
vereinigung auf Grund der rechtlichen Ehejchliegung fommen 
joll, verlangt das chrüitliche Bewußtjein noch zuvor einen firch- 
lichen Akt, welcher diefe Ehejchliegung zum feierlichen Vollzug 
bringe, und das tft eben die Trauung. 3 ijt ein anderer 
feierlichen Vollzug der Eheichliegung, welcher vor dem Stan- 
desbeamten erfolgt ift, und ein anderer für die bürgerliche 
Rechtsordnung entbehrlicher, fir die Firchliche Lebengordnung 
aber mwejentlicher feterlicher Vollzug der Chefchliegung, welcher 
durch die Trauung vor fich geht. Weil beide Arten des Ehe: 
ihließungsvollzugs in folcher Weije verschiedene „Ehejchliegun- 
gen“ find, (das Wort „Eheicheichliegung” nämlich als gleichbedeu- 
tend mit „feierlichem Ehejchliegungsvollzug“ oder mit Solen- 
nifirung der Einwilligungserklärung genommen) jtehen jie nicht 
im Oegenjage zu einander, jondern find jte mit einander wohl ver- 
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träglich. Niemand wird darin etwas Widerfinniges finden, 
daß ein bereits rechtsgültig in formlojer Weife evrichtetes 
Nechtsgeichäft wiederholt in feierlicher Korm errichtet wird, um 
dadurch ein befieres Beweismittel für dasjelbe zu gewinnen. 
Ebenjowenig tft e3 widerfinnig, wenn nac) der rechtsgültigen 
bürgerlichen Eheichließung der feterliche Kirchliche Vollzug der 
Ehe durch Trauung vorgenommen wird, um das religiöje Be- 
Dürfnis zu befriedigen und eine firchliche Berpflichtung zu 
erfüllen. Auch Hat man nie Anftoß daran genommen, bei 
gemischten Ehen der fatholischen Trauung die proteftantijche 
nachfolgen zu laffen. Auch bier fand dann nicht eine zweite 
Eheichließung im eigentlichen, juriitiichen Stun ftatt, fondern 
ein zweifacher Vollzug der Eheichließung. 

Allerdings fann ferner der rechte Ehrift jeine Ehe auch 
in ihrer Bedeutung als bürgerliches Nechtsverhältnis nur „vor 
und mit Gott” Schließen, wie e8 Diedhoff ausprüdt. Aber 
nichts hindert ihn, dies auch dann zu thun, wenn er fie vor 
dem Standesbeamten fchlieft. Denn es fann dabei doch nur 
darauf anfommen, daß es im eilt und in der Wahrheit, nicht 
bloß Außerlich gejchteht. Die Außerliche öffentliche Bezeugung, 
daß er feine Ehe vor und mit Öott jchlteße, kann er fich für den 
Trauakt, mitteljt deffen er die volle eheliche Lebensgemeinjchaft ein- 
gehen will, vorbehalten, und außerdem it fie bereits in einem 
gewilien Sinne vor dem bürgerlichen Akte erfolgt, wenn ein 
Paar vor demfelben die firehliche Eheverfündigung hat voll- 
ziehen lafien; damit hat es ja jchon vor der chriltlichen Ges 
meinde fich dazu befannt, daß es jeine Ehe mit und vor Gott 
Ichliegen wolle. 

Kill man fich den Unterjchted zwiichen der Ehejchließung 
vor dem Standesbeamten und der Ehejchließung mittelft der 
firchlichen Trauung, der als Unterjchted noch nicht ein Gegen 
laß jein muß, und es auch nicht 1it, recht Klar machen, jo 
fommt es num darauf an, ich genau zu vergegenwärtigen, 
welche verjchtedene Zivede diefe beiven Akte haben. 

Durch die Ehejchliegung vor dem Standesbeamten joll das 
Nechtsverhältnis jeiner vollen bürgerlichen Bedeutung nach her 
vorgebracht werden. Mann und Weib follen dadurch, wie 
e3 die Erklärung des Standesbeamten bejagt, rechtmäßig ver- 
bundene Ehegatten werden. Db fie nun auch jofort fich zur 
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vollen ehelichen Zebensgemeinschaft thatjächlich vereinigen wollen 
oder nicht, das tft der bürgerlichen Rechtsordnung ganz gleich- 
gültig. h 

Durch die Trauung joll die Zufammenfügung des Man- 
nes und des Weibes zur gemeinjamen Lebensführung, welche 
hiernady an jich in ihrer Verbindung als rechtmäßige Che: 
gatten noch nicht enthalten tft, zum feierlichen Bollzug gebracht 
werden. Sie jollen dadurch außerdem, daß jte rechtmäßig ver- 
bundene Ehegatten find, wozu fie bereit die bürgerliche Ehe- 
Ichliegung gemacht hat, num auch zur wirklichen gemeinjamen 
Lebensführung verbundene Ehegatten werden. 

Ein wirklicher Öegenjaß zwijchen der bürgerlichen Che: 
Iohltegung und der kirchlichen Trauung beitünde nur danır, wenn 
jene eine Nötigung zur fofortigen wirklichen Lebensvereinigung 
in ich Schlöffe, oder wenn die wirkliche Vereinigung zur ehes 
lichen Lebensgemeinschaft nach jchon erfolgter Verbindung der 
Beiden zu rechtmäßigen Ehegatten etwas Bedeutungslofes 
wäre, während doch in Wahrheit jie das tit, was das Paar 
erit zu Ehegatten im vollen Sinne des Wortes macht. 

Sndem Sohm in feiner neulich erjchienenen Schrift: „Die 
obligatorische Eivilehe und ihre Aufhebung (1880)" ebenfalls (in 
Wiverjpruch mit feiner früheren Auffafjung) die Unverträglich- 
feit einer eigentlichen Eirchlichen Trauung mit einer boraus- 
gehenden bürgerlichen Eheichliegung behauptet, jtüßt er Dieje 
Behauptung darauf, daß nach der Firchlichen Lebensordnung 
das eheliche Yujammenleben die Eirchliche Trauung vorausjegt, 
dieje aljo nächjtvem, daß jie Beitätigung der Ehe als einer 
chriftlichen tit, zugleich als Bedingung für die Erlaubthett des 
ehelichen Yufammenlebens aufgefaßt werden muß, andererjeits 
aber die bürgerliche Ehejchliegung beiden Teilen das Recht 
gibt, einander auch vor der Trauung und ohne Trauung zum 
ehelichen Gemeinleben zu nötigen. Deshalb glaubt er, jet nad) 
der bürgerlichen Eheichliegung eine etgentliche Trauung nicht mehr 
möglich, und wenn eine folche doch vollzogen werde, darin not= 
wendig eine Beitreitung der Nechtsfraft des Civilaftes enthalten. 
) Dies ıit aber unrichtig. Die Trauung fanı nur al DBe- 
 Dingung für die fittliche, nicht für die rechtliche Erlaubtheit 
des ehelichen Jufammenlebens aufgefaßt werden; und die Necht3= 
fraft des Civilaftes bejteht andererjeitS nur darin, daß fie dag 


Proteftantiiche Trauung $. 17. #19. 


Necht zum fofortigen Antritt des ehelichen Zıurlammenlebens 
gewährt. Wer alfo nach dem Givilaft fich trauen läßt, um 
diefen Antritt in fittlich erlaubter Weife vollziehen zu fünnen 
und weil er es für unfittlich Hält, ihn vor der Trauung zu 
vollziehen, bejtreitet damit feineswegs die Nechtsfraft des Civil- 
aftes, jo wenig, wie der, welcher von einer gejeßlich gewährten 
Scheidungsfreiheit aus fittlichen Rücfichten Gebrauch zu machen 
unterläßt und dies ausdrüdlich erklärt, damit die Nechtsgültig- 
feit des bürgerlichen Scheidungsgefeßes beitreitet. 

Sedenfalls verwehrt es die bürgerliche Ehejchließung ven Ehe 
gatten nicht, freiwillig diefen Antritt noch aufzufchteben, bis die 
firchliche Trauung nachgefolgt tft. Sind die Ehejchliegenden darit- 
ber miteinander ausdrücdlich oder ftillichweigend übereingefom- 
men, jo fann darauf jo lange die Trauung nicht vollzogen tft, mei= 
nes Crachtens jelbjt eine von dem Ehegericht anzuerfennende Ein- 
rede gegen die Klage auf Herftellung des ehelichen Lebens 
geftübt werden. Nur eine Uebereinfunft, daß die eheliche Le- 
bensgemeinjchaft nie angetreten, oder daß ihr Antritt aus rein 
willfürlichen Gründen aufgejschoben werden folle, wirde als 
unfittlicher Vertrag der rechtlichen Wirkfamfett entbehren; ein 
Bertrag, daß aus fittlichen Beweggründen derjelbe noch aufge- 
ichoben werden joll, würde felbjt da, wo die Chefchliegung durch) 
firchliche Trauung vollzogen würde, rechtlich zuläfjig und wirk- 
jan jein. 

Aber wenn nım auch angenommen werden müßte, daß die 
rechtliche Wirkjamfeit eines jolchen Vertrags durch die biürger- 
liche Ehejchliegung ausgejchlojien werde, bliebe es gleichwohl 
immer noch wahr, daß die bürgerliche Eheichließung fein Hin- 
dernis dafür jet, jich noch trauen zu laffen, um von dem Rechte 
auf eheliche Lebensgemeinjchaft den jet erit wahrhaft jittlich 
erlaubten Gebrauch machen zu fünnen, und daß wer dies thue, 
damit nicht die Nechtsfraft des Eivilafts verneine, weil in dem 
Berzicht auf jofortige Ausübung eines Nechtes niemal3 eine 
Berläugnung diejes Nechts liegt. ES würde dann nur folgen, 
daß jeder der beiden Teile bet dem richtigen Bewußtjein von 
der Bedeutung der Trauung umd von feiner kirchlichen Ber- 
pflichtung, nicht ohne fie in die eheliche Xebensgemeinjchaft ein= 
zutreten, jich wohl vorzujehen habe, daß er fich vor der bür- 
gerlichen Ehejchließung die moralische Gewißheit 2% der Öe- 
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netgtheit des andern Teils verjchaffe, die Trauung auf den 
Sivilalt vor dem Begehr der wirklichen Bereinigung zur Xe- 
bensgemeinschaft folgen zu laffen. Wird übrigens der bürger- 
fihe Alt nur nach vorausgegangenem firchlichem Aufgebot 
abgejchloffen, jo kann ohnehin jeder Teil ziemlich gewiß fein, 
daß der andere fich nicht weigern wird, der bürgerlichen Ehe- 
ichließung die Tranumg folgen zu Laffen. 

Aus diefen Gründen muß ich die Unverträglichfeit einer 
‚wahren kirchlichen Trauung nach) dorausgegangener bürgerlicher 
Ehejchliegung beftreiten. Dagegen gebe ich vollfommen zu, 
daß gerade die Gejtaltung der firchlichen Trauung zum vollen 
Cheichliegungsakfte, wie fie durch die Schließliche Entwiclung 
de3 proteftantifchen Cherecht3 erfolgte, einen Fortjchritt bedeu- 
tete, womit dag eigentliche Ziel der ganzen Entwidlung erreicht 
war, und daß daher ihre Behandlung als bloße Ergänzung 
der Eheichliegung für den Antritt der ehelichen Lebensgemein- 
ichaft ein Nückfchritt tft, defjen Notwendigkeit man bedauern 
muß. Auch infofern aljo wäre e8 in der That zu wün- 
ichen, daß das in der Entjtehung befindliche bürgerliche Neichg- 
gejegbuch die Freiheit, durch firchliche Trauung die Ehe zu 
ichließen, jenem weitaus größten Teile des VBoltS zurücgäbe, 
für den fein Bedürfnis befteht, die bürgerliche Zorm der Ehe- 
ichließung zu wählen. 

Ueber das Firchliche Aufgebot it übrigens in Beziehung 
auf die proteftantifche Kirche nichts anderes zu jagen, als was 
im dorigen Paragraphen darüber in Beziehung auf die fatho= 
fische Kirche gejagt worden ift. 


Zweiter Abjchnitt. 


Die matertellen Srforsernifle Ser Gbe- 
fehließung und Öte Ehebinderniffe. 
I. Allgemeines. 
8. 18. 


Aus dem Begriff der Eheichliegung ergeben ftich von jelbft 
gewilje pofitive Erfordernifje für ihre Statthaftigfeit und Giül- 
tigfeit, welche die Nechtsjagung nur genauer zu beftimmen hat. 
 Erjt unter der VBorausfegung, daß hieran für eine beafichtigte 
Ehejchliegung nichts fehlte, fünnte dann eigentlich von Ehe- 
hinderdernifjen die Nede fein, indent darunter bejondere Unt- 
ftände verstanden witrden, welche ungeachtet der vorhandenen 
allgemeinen rechtlichen Möglichkeit der Ehe bejtimmen jollten, 
von der Schließung derjelben abzujtehen, oder fie wentgitens noch 
aufzuschteben. 3 liegt aber nahe, Diefen engen Begriff der 
Ehehindernifje jo zu erweitern, daß darunter auch) alle Män- 
gel an jenen pofitiven Erforderniffen für die GStatthaftigfeit 
und Gültigkeit der Ehejchliegung mit inbegriffen werden, denn 
e3 muß jelbitverjtändlich auch jeder folche Mangel, two er bereit3 
offenbar tit, als ein Hindernis firr die Statthaftigfeit der Che- 
Ichlteßung, und er muß oder fan wenigstens, wo er erjt nac) 
diejer offenbar wird, als ein Hindernis ihrer Nechtsbeitändig- 
fett erjcheinen. Sniofern läßt jich aljo wohl, wie e8 auch üblich 
geworden tt, alles, was jowohl über die pofitiven Erforder- 
nilje einer ftatthaften und gültigen Ehefchließung, als über die 
etgentlichen Ehehindernifje zu jagen ift, in eine einheitliche Lehre 
von den Chehindernifien im weiteren Sinne diejes Wortes 
zujammenfaffen. Nur erjcheint es dann als angemeffen, bei der 
Erörterung der uneigentlichen, nur auf Mängeln an pofitiven 
Erforderniffen der Ehejchliegung beruhenden Ehehindernifien, 
die Darlegung diefer Erfordernifje voranzuftellen, auch damit 
die Lehre von den Ehehindernifjen überhaupt zu beginnen, umd 
hieran die Erörterungen über die aus Mängeln an jolchen Er- 

8* 


Bar IR 4 


ESEND., I. Zeil. I. Win. 1 51 


fordernifjen jich ergebenden Ehehindernifje nur anzujchliegen, 
. während bei den eigentlichen Ehehinderniffen es im Gegenteil 
als unnatürlich erjcheint, die Abwejenheit eines jeden einzelnen 
verjelben als ein bejonderes Erfordernis für die Statthaftig- 
feit oder ©ültigkeit der Ehejchliegung zu behandeln. 

Für das Neich3gejeg von 1875 war die Zujammenfaj- 
jung aller teil3 die matertellen Erforderniffe für die Statt- 
haftigfeit und Gültigkeit der Ehejchliegung, teild die Ehehin- 
dernifje betreffenden Verfügungen in einem Abjchnitt unter der 
Ueberichrift: „Erfordernifje der Chefchliegung“ dadurch veran- 
laßt, daß es durch diefe Verfügungen hauptjächlich den Stan- 
vesbeamten Anwetfung erteilen wollte, was fie als erforderlich 
zu betrachten hätten, um im einzelnen Fall ihre Mitwirkung 
zum Vollzug der beabjichtigten Eheichliegung zu leilten. Eben 
deshalb konnten daher in dtefem Abjchnitte folche Ehehinderniife 
ganz unberührt bleiben, oder doch nur beiläufig erwähnt wer- 
den, welche nur oder doc fajt nur nach erfolgter Eheichließung 
zur Sprache fommen fönnen. Als für die bürgerliche Rechts» 
ordnung ftillichweigend aufgehoben dürfen daher jolche Ehe- 
Hinderniffe nur in joweit angejehen werden, als jte die Bedeut- 
ung von „Beichränfungen des Rechts zur Ehejchliegung” Hatten, 
und fie deshalb durch den $. 39 des Gejeges ihre bürgerlich» 
rechtliche Geltung verloren haben; denn diejer $. jagt nur, daf 
diejenigen Borjchriften aufgehoben jeien, welche dag Recht 
zur Eheschließung weiter bejchränfen, als es durch das 
eichsgeieh gejchteht. Namentlich) wird eS Deswegen einer 
beionderen, unten anzujtellenden Unterjuchung bedürfen, ob und 
in wiefern das im Neichsgejeg nicht erwähnte Chehindernts 
der Smopotenz als nicht mehr geltend zu betrachten jet. 

Zäkt das Eherecht die beim Entgegenftehen eines bejtimmten 
Erfordernifjes erfolgte Eheschließung gleichwohl gelten, indem 
e3 höchitens die wiljentliche Nichtbeachtung des Hindernifjes 
mit einer Strafe belegt, jo wird das Ehehindernis ein bloß 
aufjchtiebendes (impedimentum matrimonii tantum impe- 
diens) genannt, indem man fi) dann als den eigentlichen Stnn 
des bezüglichen Verbotes der Chejchliegung denft, daß es 
nur den Aufichub derjelben bis zu erfolgter Hebung des Che- 
hinderntfjes wolle. 

Macht dagegen das Eherecht ein bejtimmtes Erfordernis 
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zur Bedingung ver Rechtsbeitändigfeit der Ehejchliegung, jo 
daß jene Ermanglung bei der einzelnen Chejchliegung deren 
Ungülttgtett zur Folge haben joll, jo wird das in feiner Er- 
manglung liegende Ehehindernis ein trennendes (impedi- 
mentum matrimonii dirimens) genannt, weil ein folches Ehe- 
Hindernis immer Grund einer richterlichen Ungültigfeitserklär: 
ung werden fann, wodurch die thatjächlich beitehende Ehe 
getrennt wird. 

Sniofern dann die NRechtsfagung jolche Erfordernijie als 
aus dem Wejen der Ehejchliegung oder der Ehe mit Notwen- 
digkeit jich ergebende betrachtet, oder je geradezu wegen Der 
Beziehung der Ehe zum &emeinwejen aufitellt, muß jie die 
Geltendmachung der aus ihrer Ermanglung entftehenden Ehe- 
hindernifje als ein Anliegen des Gemeinweiens, als ein öffent- 
liches SInterefje behandeln und fann jte daher nicht dem Be- 
lieben Eıinzelner überlafjen. -Iniofern fie dagegen jolche Erfor- 
dernifje nur zum Schuge der individuellen Sreiheit aufitellen 
zu jollen glaubt, wird fie die Öeltendmachung ihrer Ermangelung 
als eine Brivatjache der Einzelnen behandeln, um deren 
willen fie viejelben aufitellt, jo daß fie es diejen anheim gibt, 
ob jie deshalb die Ungültigfeitserflärung der Ehe herbeiführen 
wollen, oder nicht. Hierauf beruht die Unterjcheivung zwischen 
öffentlichen Ehehindernijjen (impedimenta matrimonii pu- 
blica) und Brivat-Ehehindernijfen (impedimenta matri- 
monii privata). Der heutige Sprachgebrauch nennt den 
Antrag auf Ungültigfeitserflärung wegen eines Öffentlichen Ehe- 
hinderniffes Nichtigfeitstlage, wegen eines Privatchehin- 
derniffes Ungültigfeitsklage. 

Kur von untergeordneter Bedeutung tt die dritte Ein- 
teilung der Chehindernifje in abjolute, d. h. jolche, welche 
jede Eheichliegung, und in relative, welche nur die Ehe- 
Ichliegung zwijchen bejtimmten Berjonen verwehren. 

Die trennenden Brivatehehindernifje haben eine unverfenn- 
bare Aehnlichfeit mit den Ehejcheidungsgründen, wenigjtens joweit 
fie nur von den Ehegatten jelbit geltend gemacht werden fün- 
nen. Denn jedes folches Ehehindernis ijt gleich einem Schei- 
dungsgrunde eine Thatjache, die einem Ehegatten das jeinem 
freien Gebrauche anheimgeftellte Recht gibt, die Auflöfung einer 
Berbindung zwiichen ihm und dem andern Gatten zu erwirten, 
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welche bisher die vollen Nechtswirfungen der Ehe gehabt hat, 
und fie außerdem auch ftet3 behalten würde. Doch find Die 
trennenden Brivatehehinderniffe darin von den Scheivungsgrün- 
den verschieden, daß fie notwendig auf einem den Urjprung 
der Ehe begleitenden Thatbejtande beruhen, während die Scheiz. 
dungsgrümde ftetS eine erit nach der Entjtehung der Ehe eingetre- 
tene neue Thatjache vorausfegen ; es ift mit anderen Worten bei 
jenen die urfprüngliche Beichaffenheit der Ehe, bei diejen dagegen 
ein Wechjel, der, vamit vorgeht, worauf das Necht, ihre Tren- 
nung zu eriwirken, beruht. Hieraus ergibt jich, dag wenn ein 
Eherecht das Prinzip der Unftatthaftigfeit der Ehejchetdung, fei 
es num als ein ausnahmglofeg, oder als ein bejtimmte Ausnahmen 
zulafjendes aufitellt, und diejes Prinzip darauf gründet, daß 
die Ehe (regelmäßig wentigitens) nicht nur durch feinen Wechjel 
der Neigung, jondern auch durch Teinen Wechjel der äußeren 
Umjtände lösbar werden joll, e&$ Dadııcd) feineswegs gehindert 
it, die Löfung der Ehe durch Öeltendmachung von trennenden 
Brivateyehindernifjen zuzulaffen,, indem e3 bei deren Anerfen- 
nung eine Solche ursprüngliche Bejchaffenheit der Ehe annimmt, 
vermöge welcher fie von vornherein mit einer bedingten Nichtig- 
feit behaftet gewejen Jet. „Nefcijjibel” Tann freilich nach einem 
jolchen Eherecht — umd ein jolches it das rezipirte fanonifche 
ımd unfer heutiges gemeines Eherecht — die Ehe nicht fein; aber 
wohl ein in der Art jchwebendes NKechtsverhältnis, daß es ich 
durch die Erklärung beftimmter Beteiligter oder deren Unterblei- 
ben entjcheiden joll, ob die Ehe nichtig oder gültig jei. 

Im Öegenteil ift e3 begreiflich, daß dem römijchen Eherechte, 
welches die volle rechtliche Freiheit der Chejcheidung anerkannte, 
der Degriff von trennenden Privathindernifjen fremd war; es 
behandelte jolcye Thatjachen, welchen das moderne Eherecht diefe 
Bedeutung beilegt, als wahre Ehejcheidungsgründe, von welchen 
nur jtet3 Gebrauch gemacht werden fonnte, ohne daß dadurd 
die auf willfürliche Chejchetdungen gejegten VBermögensnachteile 
herbeigeführt wurden. 

E3 ıjt aber wohl zu beachten, daß indem die Geltend- 
machung der trennenden PBrivatehehinderniffe der Willfür der 
Öatten anheimgegeben ift, das Motiv ihrer Geltendmachung 
im einzelnen alle leicht ein fittlich verwerfliches fein fann, 
indem e8 lediglich auf einem felbitfüchtigen Gelüften, fich von 
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dem Ehebande frei zu machen, beruht, während shne ein Er- 
wachen diejes ©elititeng die urjprüngliche mangelhafte Bejchaf- 
jenheit der Ehe fie nicht bewogen hätte, ihre Trennung berbeizu- 
führen. Demnach) tit es Aufgabe ‚des Nechts, in der Aufftel- 
lung von trennenden PBrivatehehindernifjen mit jolcher Behut- 
jamfeit zu Werfe zu gehen, daß dadurcd) nicht ohne hinreichenden 
Grund jenem an jich unvermeidlichen Mißbrauche Borjchub 
geleijtet werde. ES 1jt namentlich der Srertum über bloße 
 Eigenjchaften der andern Berjon, dem deshalb nur in engiter 
Begrenzung die Bedeutung eines trennenden Brivatehehinder- 
nijjes beigelegt werden darf, weil er außerdem nur zu leicht 
zu Ehemgültigkeitserklärungen führen fann, die in Wahrheit 
nichts anderes, als willfürliche Ehejcheidungen find. 

Uebrigens vermögen jelbjt die öffentlichen trennenden Ehe- 
binvernifje nach unjerm Cherechte feine vollfommene Umwirk- 
jamfeit der Ehdejchliegung zu bewirken, weil nach vemjelben 
auch fie die Trennung der Ehe nur mittelit richterlichen Urteils 
herbeiführen können. Infofern hat die formrichtige Ehefchliegung 
jelbjt bei dem VBorhandenjein eines öffentlichen trennenden Ehe- 
hindernijjes vie Nechtswirkung, daß die durch fie geichaffene 
Verbindung zwijchen den Ehejchliegenden jo lang als rechts- 
gültige Ehe behandelt werden muß, bis fie durch‘ ein recht3- 
fräftiges richterliches Urteil für nichtig erklärt tft. Das Auseinan- 
dergehen von Berfonen, welche eine Ehe vechtsförnlic) gefchlofjen 
haben, der ein öffentliches trennendes Ehehinvdernis, wie 3. B. 
das ver Verwandtichaft, entgegenjteht, und vollends ihre 
Schließung anderer, Eyen ijt rechtlich unerlaubt, bi$ auf eine 
Kichtigkeitsflage die von ihnen fo gejchloffene Eye durch ein 
rechtsfräftiges Erkenntnis für nichtig erklärt ijt; dies fünnte 
nicht der Fall fein, wenn ihre Ehe im ftrengen Sinne nichtig, 
d. h. wenn ihre Verbindung mit einander an und für ich ein 
aller rechtlichen Geltung entbehrendes Verhältnis wäre. Ber- 
möge jenes eherechtlichen Grundjages, daß auch die Trennung 
einer in richtiger Form gejclofjener Ehe, welcher ein üffent- 
liches trennendes Egehindernis entgegenjteht, nur durch ein 
tichterliches Urteil vollzogen werden fann, ijt der Eheichliegung 
an fich, wenn fie nur dem äußern Anjchein nach gültig ut, 
eine gewifje unbedingte rechtliche Wirkjamfeit beigelegt. Steine 
fraft einer jolchen Ehejchliegung „beitehende Ehe“ it ein völ- 
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figes rechtliches Unding; fie Hat immerhin ein gewifjes rechtliches 
Dajein, vermöge dejjen fie fein Dloßer leerer Schein tit, wie etiva 
das durch ein wahrhaft nichtiges Nechtsgejchäft vermeintlich 
erivorbene Eigentum. 

An dieje allgemeinen Bemerkungen über die Ehehindernifje 
wird jih nun noch eine Erörterung der Frage anzureihen 
haben, unter welchen Borausfegungen das gemeine Recht über 
diejelben anzuwenden jet. 

Die Meinungen gehen hierüber, wenigjtens binfichtlich 
eines Teils der Ehehindernijje jehr auseinander. Aber über- 
wiegende Gründe jprechen dafür, durchweg auf die Ehehinder- 
nijje das am Wohnitt des Ehemannes geltende Necht al3 an- 
wendbar zur betrachten, und folglich das gemeine Recht dann, 
aber auch nur dann, wenn an diejem Orte gemeines Necht gilt. 
Denn der Wohnfit des Ehemannes tft auch der wahre Sif 
der Ehe, und die Ehehindernifje jind durchaus HDindernifje der 
Nechtmäßigfeit des auf die Ehe gerichteten Willens. Hieraus 
folgt, daß das am Wohnfit des Ehemannes geltende Recht da- 
rüber entjcheiven muß, nicht nur, ob, jondern auch in welcher 


Art und mit welchen rechtlichen Wirkungen ein gewifjer Um 


Itand bei diefer Ehe alg Ehehindernis zu gelten habe. 

Man bejtreitet dies Hinfichtlicd) der auf Mangelbaftigfeit 
der Einwilligung beruhenden Ehehindernijje, und behauptet, es 
jet auf diefe dag Necht des Ortes anzumenden, an welchem die 
Erklärung des Chejchliegungswillens abgegeben werde, weil 
die Anwendung des Rechts, dem die Ehe unterliege, die Ehe- 
Ichliegung vorausjege. Aber die Trage, um welche e3 jich bei 
der Beurteilung der Wirkung eines jolchen Chehindernifjes 
handelt, iit jo zu itellen: tit die durch die Erklärung eines jo 
und jo beichaffenen Willens hervorgebrachte Verbindung Ehe 
oder nicht? Und da nun Ddiefe Berbindung als „beitehende 
Ehe" am Wohnjig des Mannes beiteht, jei es nun al3 gültige 
oder ungültige Ehe, jte aber als jolche dem Nechte diejes Orts 
unterworfen tit, jo wird die Frage nad) diefem Necht beant- 
wortet werden müfjen, nicht nach dem Necht des Ehejchliegungs- 
ortes, das nur für die Form der Ehejichliegung maßgebend 
jein fann, nicht aber auch für die Wirfjamfeit, welche der in 
dDiejer Form erklärte Wille vermöge feiner Bejchaffenheit nicht 
am Ehejchliegungsort, jondern am Sig der Ehe äußern joll. 


- F7 er 


Bon den Ehehindernifien überhaupt $. 18. 121 


Ehenjo verhält es fich mit den Ehehinderntfjen, welche die 
rechtliche Fähigkeit der Berjonen betreffen, eine Ehe überhaupt 
oder mit einander, beziehungswetie jeßt und unter den im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt gegebenen Umständen zu jchliegen. Auch 
hier ift die Frage immer eigentlich die: tjt die von beitimmten 
Berjonen thatjächlich geichlofjene Ehe vermöge der beitimmten 
Dejchaffenheit derjelben oder des bejtimmten Verhältnifjes ziwi- 
chen ihnen gültig, beziehungsweife ift der auf fie gerichtete 
Wille rechtlich erlaubt oder nicht? Dieje Frage fanın nur nad) 
dem Rechte des Sites der Ehe beantiwortet werden. Daraus, 


. daß 3. DB. eine Perjon nach dem Nechte ihres jegigen Wohn- 
.ortes fähig tit, eine Ehe die an diejem Drte geführt werden 


joll, ohne elterliche Einwilligung zu jchliegen, läßt fich nicht 
folgern, daß eine von ihr ohne elterliche Einwilligung gejchloj- 
jene Ehe au dem andern Drte, an welchen fie geführt werden 
joll, als gültig anzuerkennen jet. Und ebenjowenig ließe ich 
daraus, daß eine Frau eine zweite Ehe an ihrem Wohnorte 
jofort nach Auflöjfung der vorigen Schließen dürfte, wenn die 
folgende auch an diefem Drte geführt werden jollte, jchliegen, 
daß ihr dies auch erlaubt jei, wenn die folgende Ehe an einem 
Drte geführt werden joll, nach dejjen Necht eine Wartezeit ein- 
zubalten tft. Um eine Ehe gültig und erlaubter Weile zu 
Ichliegen, müfjen die am Siß der Ehe gültigen materiellen 
Nechtsvorjchriften beobachtet werden, und treffen die ohne deren 
Beobachtung gejchloffene Ehe die Dort darauf gejegten Folgen 
der Ungültigfeit oder Unerlaubtheit. Und wenn umgekehrt am 
Sit der Ehe die Gültigfeir derjelben von elterlicher Einwilli- 
gung bezw. ihre Erlaubtheit von der Einhaltung einer Warte- 
zeit unabhängig tit, fann es der Gültigkeit bezw. Erlaubtheit 
der Ehe nicht Ichaden, daß wenn fie dort gültig oder erlaubt 
jein follte, wo die Ehejchliegenden bisher ihren Wohnort hat- 
ten, jte nicht ohne elterliche Bewilligung oder ohne Einhaltung 
der Wartezeit hätte gejchlofjen werden Dürfen, diejes aber doc) 
geichehen tit. 

Man fann den leitenden Grundjag auch jo ausprüden: 
wenn ein Gejeßgeber die Bedingungen der Nechtmäßigteit bezw. 
Drdnungsmäßigfeit von Ehejchliegungen und die Folgen ihrer 
Ermangelung bejtimmt, jo fann jeine Abjicht immer nur Dda- 
vauf gerichtet jein, daß jeine Borjchriften für Diejenigen Che- 


122 I. Teil. II. Abfn. I. $. 18. 


Ihltegungen maßgebend fein follen, aus welchen in feinem ®e- 
biete, nicht für fjolche, aus welchen in einem fremden ebiete 
Ehen zu rechtlicher Wirfjamteit gelangen follen. 

Hiernach werden num auch bei gemischten Ehen die Wirs 
fungen der Ehehindernifje durchaus ac) dem gemeinen prote- 
Ttantifchen Cherechte zu beurteilen jein, wenn am Wohnfite 
des Ehemanng das gemeine Necht gilt, und niemals nach den 
Nechte des Chejchliegungsortes over de Ortes, vo eines der. 
beiden Eheteile zur Zeit der Eheichliegung jeinen Wohnfig hat. 

Wenn oben gefagt wurde, daß die Geltendmachung von 
Brivatehehinderniffen immer nur eine Privatberechtigung jet, 
jo darf dies nur jo verjtanden werden, wie e8 auch Dort aus= 
gedrückt wurde, daß jte nicht zur Erwirkung der Ehetrennung 
von Amtswegen geltend gemacht werden fünnen. Wohl aber 
dürfen, ja müfjen auch jie.bei ver Ehejchliegung von Anıtswegen 
berückfichtigt werden; das Drgan des Oemeinwejens, welches 
eine Ehejchließung vollziehen joll, hat die Pflicht, dies zu ver- 
weigern, jo lange auch nur ein blopges Brivathindernis, wovon 
er Wiffenjchaft hat, der Zuläffigfeit der Cheichliegung im Wege 
Itebt. 

E3 ijt durch den oben angeführten $. 39 des NO. feinem big- 
herigen&hehindernifje die Bedeutung, welche es in Beziehung aufdie 
Kircehenordnungsmäßigfeit einer Ehejchliegung hatte, genommen. 
E3 ijt ganz den Slirchen überlafjen, ob und in welchem Um- 
fange fie diefelben noch mit den ihnen zuftändigen Mitteln auf- 
recht erhalten wollen. Selbjtverjtändlich it e8, Daß Dies nie 
durch Verweigerung der Anerkennung des Nechtsbeitandes einer 
bloß firchenordnungswidrig gejchloffenen Ehe gejchehen Tann. 
Und injofern läßt jich jagen, daß alle von dem Neichsgejeß 
nicht anerfannten Ehehinderniffe des Stirchenrechts nun jeden- 
falls nur die Bedeutung bloß aufjchiebenvder Ehehindernifje ha- 
ben fünnen. Doch fann es der fatholifchen Kirche nicht ver: 
wehrt werden wegen eines von Ihr noch anerfannten, obwohl 
für die bürgerliche Nechtsordnung nicht mehr geltenden Che- 
hindernifjes treimender Art, eine Ehe fraft der ihr zujtehenden 
rein geistlichen Oerichtsbarkeit in Ehejachen für ein matrimonium 
non ratum zu erklären. 
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II. ie pofitiven Erforderniffe der Eheihliegung und Die 
Darans fich ergebennen Ehehindernifie, 


A. Die Einwilligung der Ehejchließenden. 
8. 19. 


Das vornehmite Erfordernis für die Gültigkeit einer in 
gehöriger Forın- erfolgenden Eheichliegung tt die Wirklichkeit 
der Einwilligung der Ehejchliegenden (ihr consensus). Dieje 
befteht aber darin, daß 1) die Erklärung einer jeden der bei- 
den eheichliegenden Perjonen wirkliche nicht bloß jcheinbare 
Henferung des von ihr erklärten Willens tt, d. h. des Willens, 
als dejjen Aeugerung er nach den Wortlaut der Erklärung fich 
daritellt, und 2) daß der von der einen Berjon erklärte Wille 
denjelben Snhalt mit dem von der andern erklärten Willen hat 
(Uebereinjtinnmung des beiverjeitigen Willens). Da e3 jedoch 
Ion zur gehörigen Form der Chejchliegung erforderlich ift, 
daß Die beiverjeitigen Erklärungen genau übereinjtimmen, fo 
it bei einer in gehöriger Tzorm erfolgenden Ehejchliegung not- 
wendig die Uebereinjtimmung des beiderjeitigen Willens fchon 
danı gegeben, wenn nur bei jeder der beiden ehejchließenden 
Perionen ihre Erklärung durch den von ihr erklärten Willen 
bewirkt tt. . 

Die von einer Berjon erklärte Einwilligung in die Ehe 
mit der andern tit ein bloßer leerer Schein, jowohl wen die 
Erklärung überhaupt nicht Willenswirtung, als wenn fte nur 
nicht Wirkung des Willens tt, als dejfen Aeußerung fie fich 
darstellt. ’ 

Beides ijt notwendige Folge der gegenwärtigen vollen 
 Willensunfähigfeit der Berfon. Deshalb fan die Eheichlie- 
Bung Wahniinniger (jofern fie eg im Augenblic der Ehejchlie- 
Bung find) !), in hohem Grade Betrunkener ?) und noch nicht 
fiebenjähriger Kinder ?) nicht gültig fein. 

E3 fann aber auch eine willensfähige Berjon ihre Ein- 
willigung in die Ehe mit einer andern erklären, ohne daß dieje 


1) e. 26 C. XXXII qu. 7; c. 24 de sponsalib. (4, 1.) 
DC DOSXV gu 1, 
8) ec. 12, 13 X. de despons. impub, (4, 2). 
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Erklärung Wirkung des von ıhr erklärten Willens ıft, indem 
diejelbe nämlich überhaupt eine umwillfürliche Körperbewegung 
ift, wie eine in Herjtreutheit ausgejprochene Erklärung — ein 
freilich bei einer in gehöriger Form erfolgenden Eheichliegung 
nicht wohl denfbarer Fall —, oder indem die Erklärung zwar 
eine Willensäußerung, aber nicht- Neuerung des Willens ift, 
al3 dejjen Ausdrud fie Jich daritellt. 

Manche im Allgemeinen bei rechtlichen Willenserklärungen 
mögliche Fälle diefer Art find bei ver ti jolcher feterlicher Form 
erfolgenden Ehejchließung, wie fte das bisherige gemeine umd 
auch das neneite Neichg-Eherecht vorjchreibt, nicht oder doch nur 
als jehr fjeltene Borkommniife denkbar, während fie bei der dem 
fanonischen Nechte genügenden Sorm der sponsalia de prae- 
senti leichter vorfommen konnten, nämlich die Fälle, in wel- 
chen die Erklärung der Einwilligung in die Ehe mit diefer an- 
dern Berjon Wirkung des Willens it, einen Scherz zu machen, 
oder zu jptelen (bei der Aufführung eines Schaujpiels) oder 
ein Lehrbetipiel zu geben, und aljo nicht Wirkung des dem Wort- 
laut nach erklärten Willens. | 

Dagegen tjt e8 auch bet der feterlichen Ehefchliegung leicht 
denfbar, daß die Eimvilligungserflärung nur Wirkung des 
Willens ijt, ven fallchen Schein eines Nechtsgeichäfts hervor- 
zubringen und alfo nicht des Willens, der erklärt wird, Diejes 
Nechtsgeichäft abzufchliegen; wie vieles bei der verabredeten 
Simulation gejchieht. 

Sie bejteht bei der Cheichließung darin, daß Die beiden 
Ehejchliegenden einander die Einwilligung in die Ehe erklären, 
indem fie damit eime von ihnen getroffene Webereinfunft aus- 
führen, hiedurch in einem Dritten oder mehreren Dritten Die 
faliche Borftellung zu erregen, als wollten jie eine Che mit 
einander Schließen. Durch diefe Abficht ijt ihre wirkliche Ein- 
willigung in eine mit einander zu jchliegende Ehe ausgejchloj- 
jen; deshalb fan die Erklärung diejer Einwilligung feine Gelt- 
ung haben: simulatae nuptiae nullius momenti sunt. L. 30 
D. des N (23,27. 

Dasjelbe jcheint der Fall bei ver Mentalrejervation 
zu jein Hinfichtlich der Cinwilligungserflärung der WBerjon, 
welche fie mit einer Mentalrefervation abgibt. Nach der all- 
gemein angenommenen Begriffsbejtimmung der Nientalrejervation, 
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daß te im heimlichen Feithalten des dem zur Erklärung foms- 
menden Willens entgegengejegten Willens bei der Willenger- 
flärung bejtehe, würde bier in der That die alleinige wahre 
Urfache der Erklärung die Abficht fein, die Perfon, welcher 
die Einwilligung erklärt wird, zu täufchen, und nicht die Ab- 
ficht, die Ehe mit ihr zu Schließen. ©leichwohl wird allgemein 
angenommen, daß eime mit bloßer Mentalrejervation — aljo 
nicht auf Grund verabredeter Simulation — erfolgende Che- 
Ichließung (wie jedes mit Mentalrejervation errichtete Nechts- 
geichäft) vollgültig jet, und es gehen nur die Meinungen liber 
den Grund auseinander, aus welchem Diele Ausnahme von der 
allgemeinen Negel, daß die Gültigkeit rechtlicher Willenserklärs 
ungen von der Wirklichkeit der erklärten Abficht abhängig jet, 
fich erklären laffe. Exit neuerlich it die Frage aufgeworfen 
worden, ob man e3 bei der Unwirfjamfeit der Mentalrejerva- 
tion wirklich mit einer Ausnahme von diefer Negel zu thun 
habe? | 

Meines Erachtens tft diefe Frage in der That zu ver- 
neinen. Sch will das zu begründen juchen, indem ich mir zu 
zeigen vorbehalte, daß und wie auch dann, wenn fie bejaht 
werden müßte, die hrernach anzuerfennende Ausnahme von der 
Tegel wohl zu rechtfertigen wäre. E38 fcheint mir gerade Die 
Eheichliegung ein Fall zu jein, beit dem die wahre Natur der 
Mentalrejervation und die Notwendigkeit ihrer Unwirkjamfeit 
bejonders leicht erfannt werden fann. Auch it ihre beiondere 
Beiprechung bei der Ehejchliegung jchon deshalb unvermeidlich, 
weil fie gerade bet thr in einer berühmten oder vielmehr be= 
rüchtigten Stelle des fanonischen Rechts al3 Grund der Nic): 
tigkeit der Eheichließung behandelt zu werden fcheint. 
| Man muß hierbei, glaube ich, von folgender Betrachtung 
ausgehen. 

Sch will oder beabfichtige nicht nur einen Erfolg, den ic) 
begehre, jondern auch einen vorauszujehenden Erfolg, dejlen 
Gegenteil ich zu begehren aufgebe, wobet ich mich berubige. 
Für das rechtliche Wollen tft e8 gleichgültig, ob es ein Wollen 
jener oder diefer Art tft; in der Nechtswelt genügt immer jchon 
dieje zweite Art des Wollens. Ber dem befannten Ausfpruche 
de8 PBaulus: quamvis si liberum esset, noluissem, tamen 
coactus volui (L. 21 $.4D. quod metus c. 4, 2) fann offenbar 
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unter dem Wollen nur ein bei jeinem ©egenftande fich beruhi- 
gendes, nicht ein ihn begehrendes Wollen gemeint jet. 

In diefem Sinne wird aber von zivei Berfonen die gegen: 
wärtige Entitehung des Nechtsverhältniffes der Ehe zwischen 
einander gewollt, wenn jede von ihnen fich dabei beruhigt, daß 
Die andere fie zum Ehegatten haben will. Dielen Willen der 
andern Berion muß nun eine Berfon vorausfegen, wenn fie 
auf deren Verlangen the bewußter Weije und mit der Abficht, 
Glauben dafür bet ihr zu finden die Erklärung abgibt, von 
jegt an ihr Ehegatte fein zu wollen; fie muß fich diefen Wil- 
len der andern Berfon als Erfolg der ihr jo abgegebenen Er- 
flärung vorstellen. Durch die ihr twoifientlich und abfichtlich 
abgegebene Erfärung bethättgt fie ihre Beruhigung Dabet, daß 
die andere Berfon fie zu ihrem Oatten haben wolle. Das 
wirkliche Begehren des Gegenteil8 müßte fie notwendig von der 
Abgabe jener Erklärung an die andere Berjon abhalten, jo gut 
als mein wirkliches Begehren, daß eine mir in einiger Entfer- 
nung gegenüber jtehende Berjon in demjelben Raum verharre, 
mich notwendig davon abhalten müßte, ihr zuzurufen: komme 
zu mir! 

Hieraus ergibt fih, Ddak die Mentalrefervation bei einer 
rechtlichen Willenserklärung, wie e8 die Einwilligungserflärung 
in die Ehe mit einer andern Berfon ift, fich in dem Sinne gar 
nicht denfen läßt, daß man dabei heimlich den dem erklärten 
Willen entgegengejegten Willen Habe, fofern man nämlich, wie 
man e3 nach Obtgem bet einer rechtlichen Willenserklärung thun 
muß, jich unter dem Wollen des Nechtserfolgs nur das Nicht- 
mehrbegehren feines Öegenteil3 vorjtellt. Der heimliche sentge= 
gengejegte Wille fanın nur bi3 zu dem Augenblid der Erflär- 
ung vorhanden gewejen jein und etiva auc) unmittelbar hernac) 
wieder aufleben; im Augenblick der Erklärung jelbft muß er 
erlojchen jein; jonft hätte die Erklärung nicht fo erfolgen fün- 
nen, wie fie erfolgte. | 

Allerdings wird man jcheinbar mit Necht folgendes ein- 
wenden fünnen. Wer die Einwilligung in die Ehe mit einer 
Meentalrejervation erklärt, fann freilich troßdem nicht dag Un- 
mögliche wollen, daß die andere Berion, welcher er die Erflär- 
ung gibt, dadurch nicht veranlaft werde, fich zu dem Willen, 
ihn zum Ehegatten zu haben, für berechtigt zu Halten. Aber er 
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fann ja doch immerhin wollen, daß fte dazu nicht berechtigt fet. 
Und gerade darum handelt e3 fich, ob er nicht wirklich den 
Willen habe, daß fie dazu nicht berechtigt jet, d. h. eben, daß 
aus diefer fürmlichen Ehejchließung fein eheliches Nechtsverhält- 
nis zwijchen ihm und der andern Berjon entjtehe. 

Allein hieraufantworte ich: wer fich mit meinem Willen 
fiir berechtigt gegen mich Hält, der ift gegen mich wirklich ‚be- 
vechtigt. Sch will, daß du berechtigt jein jollit, mich zu deinem 
Ehegatten zu haben, das läßt Sich nicht von dem Willen unter: 
Icheiden, daß du berechtigt feielt, mich zu deinem Ehegatten ha= 
ben zu wollen. 

Sch farnn e8 ) nicht anders anfehen, alg daß die 
Mentalrefervation, wenn fie Feithalten eines Willens fein foll, 
der dem, welcher einem Andern wifjentlic) und willentlich er- 
Elärt wird, gerade entgegengejeßt wäre, eine piychologifche Un- 
möglichkeit tt. | 

Kann man fich aber davon nicht überzeugen, und hält man 
alfo die Unwirkfjamfert der Mentalrefervatton für eine wirkliche 
Ausnahme von der Negel, daß die Erklärung der Abftcht eines 
Nechtserfolgs unwirffam it, wenn dabet die Abficht auf Diejen 
Nechtserfolg nicht gerichtet tft, fo ergibt ft; m. E. die Jiot- 

- wenpdigfeit diefer Ausnahme einfach daraus, daß, wenn auch 
bei einer mit Mentalrejervation abgegebenen Willenserklärung 
der heimliche entgegengejehte Wille beiweisbar wäre, doch der 
Beweis dejjelben nicht zugelafjen werden dürfte, wel man jelbit 
der Behauptung defjelben fein Gehör jchenfen diirfte. 

Denn das bewußte Selbitzeugnis einer Berfon über ihr 
eigenes auf Beichränfung ihrer Freiheit gerichtetes Wollen, wie 

 e3 durch eine hier vorausgejegte Erklärung abgelegt wird, muß 
im Nechtsverfehr als das abjolut jicherite Mittel der Erfennt- 
nis von dem Dafein jolchen Wollens behandelt werden, weıl 
außerdem überhaupt eine Oewißheit hierüber unmöglich zu 
erlangen wäre. ES darf daher jchlechthin nichts für glaub» 
würdiger gehalten werden, als jenes Selbitzeugnis; es fann 
folglich fein VBerfuch, jene Unglaubwürdigfett darzuthun, zuges 
laffen werden. Behauptet man, es fünnte das Gelbitzeugnis, 
welches in der (mit Mentalrejervation) abgegebene Willens- 
erklärung Liege, Durch den Nachweis eines andern Oelbitzeug- 
nifjes Dderjelben Berjon entfräftet werden, wenn diejelbe näm- 
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lich „anderwärts fchriftlich oder vor andern Berjonen den ent- 
gegengejeßten Willen als ihren wahren eigentlichen Willen aus 
geiprochen habe”, fo bedenft man nicht, Daß dies nur vor oder 
nach der zur Errichtung des Nechtsgeichäfts abgegebenen Wil- 
lenserflärung gejchehen fünnte. eschieht eg vorher, jo faun 
ja immerhin dev Wille im Augenblik diefer Erklärung fic) 
geändert haben. Gejchteht es aber nachher, jo fann es darauf 
beruhen, daß fich inzwifchen der Wille geändert hat. Es kann 
alfo nie ein jolches anderweitiges Selbitzeugnis dasjenige ent- 
fräften, welches in der zur Errichtung des Nechtsgeichäfts 
abgegebenen Willenserklärung vorliegt. | 

Man will die Unwirkfamteit der Mentalvejervation jest am 
liebiten aus der Unfittlichfeit der Berufung auf diejelbe erfläs 
ven. Aber gerade bei der Eheichliefung fünnte fich ja, um 
nachher ihre Nichtigkeitserklärung zu erwirfen, der andere 
Zeil, welcher durch die Eimiwilligungserflärung getäufcht iver- 
den jollte, auf die Mentalrefervattion berufen, indem er fi) 
für überzeugt davon erklärte, daß jein Gegenteil bei jeiner 
Willenserklärung wirklich heimlich den entgegengejegten Willen 
hatte, oder e3 fünnte ftch der Staatsanwalt auf die Wental- 
vefervation berufen, indem er jie bewerten zu fünnen glaubte. 
Sn Ddiefen Füllen wäre die Berufung auf die Mentalrejervas 
tion nicht umfittlich; Hier müßte man fie alfo zulafjen und wenn 
man den Beweis für erbracht bielte, die Nichtigkeitserflärung 
aussprechen, wenn die Mentalvejervation nur aus jenem 
Grunde unwirkjam fein follte. 

Das Schon berührte c. 26. X. de sponsalib. (4, 1) |cheint 
allerdings zu jagen: eg muß eine Chejchliegung fir nichtig 
erklärt werden, wenn bewiejen werden fanıı, daß der eine Teil 
nur mit einer Mentalvefervation die Einwilligung in die Ehe 
ertläart Hat) 

Aber in der That jagt es das nicht; denn e8 jegt in dem 
Falle, dejfen Enticheidung es enthält, voraus, daß der nicht 
vorhanden geiwefene consensus auch nicht erklärt worden Jet, 
während er bet einer Meentalvejervation nur nicht vorhan- 
den, aber erflärt fein müßte. Der PBapjt begründet feine 
Enticheidung, daß aus dem Faktum, wie es ihm vorgetragen 
worden, nicht auf dag Dajein einer Ehe geichlofien werden 
ditrfe („non debet ex illo facto conjugium judicari“) mit den 
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Worten: „quum in eo nec substantia conjugalis contra- 
ctus (d. H. der consensus), nec forma contrahendi conjugium 
valeat inveniri (d. h. die Erflärung des consensus). Und 
dazu gelangt er offenbar mittelit Beachtung des Umftandes, 
daß nach dem ihm vorliegenden Berichte der Betrüger zu der 
Frauensperjon gejagt hatte: te „Joannes“ desponsat, während 
“er nicht Sohannes hieß, und alfo dem Wortlaute nach nicht 
gejagt hatte, daß er, jondern daß ein gewifier Dritter Namens 
Sohannes ihr die Ehe verfpreche. Daß der Betrüger fie nicht zu 
feiner Gattin haben ‚wollte, nimmt der Bapit auf die Berfich- 
erung des anfragenden Biichofs Hin als gewiß an, indem er 
diejem freilich dabei jagt: „quod qualiter tibi constiterit, non 
videmus“. St das gewiß, will er jagen, dann fonnte jene 
Erklärung nur bedeuten: „nicht ich, Jondern ein Dritter (So-> 
Hannes) veripricht dir die Ehe”; und dann war aljo nec sub- 
stantia conjugalis contractus, nec forma contrahendi- 
. conjugium vorhanden. 

retlich bleibt die Entjcheidung unrichtig; denn die Worte 
de8 Betrügers durften vom Nichter nur jo verjtanden werden, 
wie fie die Empfängern der Erklärung unter den gegebenen 
Umständen veritehen mußte. ES lag eine Mentalrejervation 
vor, der Conjens mußte angenommen werden. Aber Suno- 
cenz II. hat, wie gezeigt wurde, eine Weentalvejervation nicht 
angenommen, und erift aljo von dem Vorwurf frei zu fprechen, 
grundjäglic, eine Mentalvejervation als wirffam anerkannt zu 
haben; es trifft ihn nur der Borwurf, eine Mentalrefervation 
-als nicht vorliegend angenommen zu haben, wo fie in der Tat 
vorlag; d. h., wie tch jagen würde: der Betrüger hatte eine 
Confenserklärung abgegeben, womit er zugleich die Frauens= 
perfon und fich jelbit betrügen wollte, fich jelbit nämlich, 
indem er jich glauben machen wollte, er habe auch in Ddiejem 
Augenblic die Ehe nicht gewollt, in welchem er doch fein Wol- 
(en derjelben  bethätigte; und weil er jomit die Ehe wollte 
und zu wollen erklärte, hätte Iunocenz II. ihn für ehelich 
gebunden erklären jollen. Oder er hätte wenigftens den angeb- 
lich erbrachten Beweis de3 dissensus fir unzuläfjtg erklären 
‚ jollen, jtatt ihn für erbracht anzunehmen, und er hätte des= 
halb für den Beitand der Ehe entjcheiden jollen. 

Als erjtes „Erfordernis der Eheihließung“ le auch 
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das Neichsgefet im 8. 28 die. „Einwilligung der Ehefchliegen- 
den“, indem e8 damit unftreitig nur das gemeine Necht bejtä- 
tigen will. Die Folgen des gänzlihen Mangels diejer Ein- 
willigung will es laut S. 36 nach dem Landesrecht beurteilt 
wiljen, und aljo wo gemeines Necht gilt, nach diefem. Nach 
gemetem Necht tit aber dDiefer Mangel, jo lange er beiteht, öffent- 
(iches trennendes Ehehindernis. Die thatjächlich beitehende 
Ehe tit jo lange rechtlich betrachtet, feine Ehe; nur durch nach- 
trägliche beiderjeitige Einwilligung könnte fie eine -rechtsgültige 
Ehe werden; es würde Dazu 3. DB. nicht genügen, daß der 
Teil, welcher in ©etjtesabwejenheit die Eiwilligung erflärt 
bätte, nachher bet vollem Bewußtjein die Ehe zu wollen erklärte, 
wenn mım der andere Teil fie nicht wollte. 

Doh ijt ein mir privates trennendes Ehehindernis der 
Mangel der Einwilligung danır, wenn er, wie es nach dem 
fanontjchen und dem heutigen Fatholtichen Eherecht vorfommen 
fann, auf der Ermanglung einer der Eimwilltgungserklärung 
beigefügten Bedingung beruht (impedimentum condieionis appo- 
sitae). Nur der Tetl, welcher jener Eimwillitgungserkflärung 
die Bedingung beigefügt bat, kann dann, weil es bei der Er- 
manglung der Bedingung am wirklichen Conjenje fehlt, auf 
Jeichtigfeitserklärung der Che antragen. Für die bürgerliche 
Nechtsordnung tt diejes Ehehindernis, wie jchon oben Darges 
than, durch das Neichsgejeß jttllichweigend aufgehoben; nad) 
protejtanttichem Eherecht Hat e8 nie gegolten; welche Bedeutung 
es im fatholiichen Eherechte hatte, und in der rein geiitlichen 
Ehegerichtsbarfeit der Fatholischen Kirche noch haben fann, dieje 
Stage joll nun noch in Kürze erörtert werden 3). 

ach dem fanontichen Recht fann auch die Ehe, nicht bloß 
das Berlöbnts bedingt gejchlofien werden %); aber das Ermans 
geln der dem Chejchliefungsvertrage beigefügten Bedingung 
hindert die Nechtsbejtändigfeit der Chejchliegung; der Teil, 
welcher das Dajein einer bejtimmten Ihatjache zur Bedingung 
jeiner Eimwilligung in die Ehe gemacht hat, fanır, wenn das 


3) Vgl. hierüber meine Abhandlung in Doves Zeitfchrift f. KR. 
Bd. XIV. ©, 279 ff. 

4) ©. Tit. Deer. de condieionib. appositis in desponsatione (4, 5), 
insbefondere daS ce. 7 diejes Titel3. 
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Jeichtvafein diefer Tatjache gewiß oder ihr Nichteintritt ent- 
Ichteden tft, auf Annullation der gejchloffenen Ehe antragen: 
die deficiens condicio tit ein privates impedimentum dirimens, 
das dann aber offenbar den jeßt gewiffen völligen Mangel der 
Einwilligung zum Orunde hat. E3 ft ivrig, wenn man Ddiejes 
Ehehindernts unter die aus „mangelhafter“ Einwilligung erwach- 
jenden Chehindernifje ftellt. Eine bedingte Emmwilligung tt 
als jolche nicht eine mangelhafte. 

Kach römischen Necht hätte eine bedingt erklärte Einwil- 
ligung in die Ehe nur als Verlöbnts ausgelegt werden fünnen. 
Denn jedenfalls hätte fie nicht Ehejchließung im Stmme Diejes 
- Nechts fein fünnen, weil dasjeibe dazıı Ausführung der Ein- 
willtgung durch fofortige Bereinigung zur ehelichen Lebensge- 
meinschaft voraussegte, und jelbit ein Jufammenleben von Per- 
jonen, Die einander nur umter einer Bedingung die Einwilltg- 
ung in die Ehe erklärt hätten, jo lange die Bedingung jchwebte, 
nicht als eheltiche Lebensgemeinschaft hätte betrachtet werden 
fünnen, weil jo lange nur eine spes matrimoniüi bejtanden hätte, 
wie bet bedingtem &eldverjprechen pendente condicione nur 
spes est, debitum iri. 

Das fanonische Necht aber konnte deshalb eine bedingte 
Ehejchliegung zulaffen und als wahre, d. hd. jofort bindende Ehe- 
ihliegung behandeln, weil eS sponsalia de praesenti als Ehe- 
Ichliegung gelten ließ, aljo, wie oben gezeigt wurde, einen Ver- 
trag, der lediglich Den gegenwärtigen Willen ehelicher Gebunz 
denheit zum Snhalte hat, womit willfürlicher Aufjchub der that- 
lächlichen ehelichen Lebensgemeinjchaft verträglich it. Spon- 
salia de praesenti förnen mit Beifügung einer Bedingung 
eingegangen werden, weil dabet jedenfalls die Konjummatton 
der Ehe durch copula carnalis bi3 zu erfüllter Bedingung auf- 
geichoben werden fann, und gleichwohl beide Teile jchon von jebt 
an ehelich gebunden fein follen, fofern nur nachher die Bedingung 
wirklich erfüllt wird. Dadurch namentlich unterjcheiden Jich 
bedingte sponsalia de praesenti jelbit von umbedingten spon- 
salia de futuro, daß leßtere durch beiderieitige Hebereinfunft 
wieder aufgehoben werden fünnen, während dies bei bedingten 
sponsalia de praesenti weder während de3 Schwebens Der 
Bedingung, noch nach ihrer Erfüllung möglich üt. 

Allerdings aber ift in der bedingten Ehejchliegung, wie 

| ge 
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jte das fanontjche und das heutige Fatholische Eherecht auffaßt, 
immer der Wille als enthalten zu denfen, die Konjummation 
der Ehe durch copula_carnalis bi3 zu erfüllter Bedingung auf- 
zuschieben. Denn es steht feit, daß durch Vollzug des Bei: 
ichlafs, während die Bedingung jchwebt, die bedingte Ehejchließung 
zur umbedingten wird. Der darauffolgende Nichteintritt Der 
Bedingung fanın nun nicht mehr die Berechtigung gewähren, 
auf Annullation der Ehe anzutragen; der Vollzug des Bei- 
ichlaf3 wird al8 Berzicht hierauf betrachtet. Doch muß eine 
bedingt gejchlofjene Ehe jelbit noch nach erfolgter Confıımma- 
tion wegen Nichterntritt3 der Bedingung auf Berlangen defjen, 
der die Bedingung feiner Einwilligung beigefügt hatte, für nic)- 
tig erklärt werden, wenn er den Beifchlaf nach der Deficienz 
der Bedingung, ohne ihre Defictenz zu fennen, vollzogen, 
hat, weil durch die Thatfache der Defictenz der Bedingung 
das Nichtdafein der Ehe entjchteden worden tft, und fie von 
da an nur durch eime neue wirkliche Einwilligung entjtehen 
fonnte. 

Man jollte glauben, daß die katholische Kirche fett Ein- 
führung der tridentintschen Ehejchliegungsform bedingte Che- 
ichließungen nicht mehr hätte für zuläfltig halten jollen, weil 
doch nun jonjt wieder jchärfer zwischen Erklärung des Ehe- 
conjenjes und bloßem Berlöbnts unterjchteden wurde. Aber im 
Gegenteil tft gerade jeitdem erjt die Lehre von dem Ehehinpder- 
niffe der ermangelnden Bedingung zu voller Ausbildung 
gelangt, und durch eine conftante Praxis befeftigt worden; 
gerade in Diejer Beztehung hat man entjchteden daran feitge- 
halten, daß der vor Pfarrer und Zeugen zu erflärende Che- 
conseng fich nicht von den sponsalia de praesenti des Defre- 
talenrechtS unterjcheide. Man pflegt nur bejondere bifchöfliche 
Erlaubnis zu fordern, damit ein Pfarrer fich freiwillig zur 
Bernehmung einer bedingten Eheconjenserklärung herbetlaffen 
dürfe. ES muß dem Pfarrer und den Beugen bet oder 
unmittelbar vor der Confenserklärung befannt gegeben wer- 
den, daß fie nur bedingt gemeint jet; jonst wirde die Abficht, 
die vor dem Pfarrer und den Zeugen pure abgegebene Er- 
färung nur als eine bedingte gelten zu lafjen, eine 
Mentalvefervation jein, und deshalb feine Wirkung haben 
fönnen. 
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Jatürlich aber will das fatholifche Eherecht, indem eg im 
Allgemeinen bedingte Eheschließungen als zuläfftg anerkennt, 
feinesiweg3 jede beliebige Bedingung bei der Ehejchließung als 
zuläffig und wirkan anertennen. 


Als unzuläfftig müfjen vor Allem joldhde Bedingungen be- 
trachtet werden, welche mit dem Wejen der Ehejchliegung unver- 
einbar jind (condiciones contra substantiam matrimonii). Ganz 
richtig hat Gregor IX. entjchteven, daß wegen der Beifügung 
older Bedingungen der Ehevertrag felbit aller Wirkjamfeit 
entbehre; denn eine nur unter einer derartigen Bedingung 
gewollte Verbindung dürfte nicht als Ehe, ein Wille Diejes In- 
halt dürfte nicht alg wirklicher Ehewille betrachtet werden. 
Dem Wejen der Ehe widerjtreitend wäre es aber au), wenn 
die Einwilligung in die Ehe mit Beifügung wgend einer Ne= 
lolutivbedingung erklärt würde. Denn dadurch würde der 
Beltand der Ehe von einer willkürlich bejtimmten Ihatfache 
abhängig gemacht, während doch vermöge ihres Wejens ihr 
Beitand weder ummittelbar, noch mittelbar von der Willkür 
der Gatten abhängen kann. Es 1jt jchwer begreiflich, wie 
Schulte dazu fommen fonnte, in jenem Eherecht ©. 139 
Nejolutivbedingungen als wirffame Bedingungen der Ehejchlie- 
Bung anzuerkennen, zumal da ja jedes mit einer Nejolutivbeding- 
ung errichtete Nechtsgejchäft als umbedingtes zu gelten hat, 
folglich auch eine rejolutiv bedingte Eheeinwilligung unbedingte 
Eheichliegung wäre, nıır mit dem Vorbehalt, jte bei dem Ein- 
tritt einer gewiffen Thatjache als ungejchehen zu behandeln, bei - 
welchen Vorbehalt dann aber eben die Eimwilligung in Die 
Ehe mit einem inneren Wideriprucch behaftet wäre, durch den 
fie jtch jelbjt jofort wieder aufheben würde. 


Folgerichtig müßten auch Ehejchließungen mit beigefügten 
unfittlichen und unmöglichen Bedingungen aller Geltung ent- 
behren, weil der unter eimer umfittlihen Bepdingung erklärte 
Wille jelbft ein offenbar unfittlicher, und der unter einer un- 
möglichen erklärte Wille ein fich jelbit verneinender ist. Gre- 
gor IX. hat aber der römtjcherechtlichen Begünjtigung derar- 
tiger legtwilliger Verfügungen folgend, zur Begünitigung der 
Ehe feitgejeßt, daß unfittliche (nicht dem Welen der Che 
wideritreitende) und unmögliche Bedingungen bei Ehefchließungen 
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für nicht beigefügt erachtet, dieje jelbit folglich als unbevingt 
erklärte behandelt werden jollen. | | 

Die Praris hat fich dafür entjchieden, daß, was nach dem 
gejchriebenen Necht: bezweifelt werden könnte, auch condiciones 
in praesens aut praeteritum collatae bei Chejchliegungen ' 
zuläffig fein und die Wirkung haben jollen, daß vermöge ihrer 
die Ehe von Anfang an als volllommen vechtsbejtändig over 


nichtig zu behandeln jet, je nachdem fich Ipäter das Dafein . 


oder Nichtdajein der vorausgejeßten Thatjache ergebe. Wenn 
während der Ungerwißheit hierüber der Betjchlaf vollzogen wird, 
joll dies als Verzicht auf die Bedingung angejehen werben. 

Für das proteftantifche Eherecht war die Möglichkeit 
bedingter Ehefchliegung von vornherein dadurch ausgejchlofjen, 
daß e8 gerade Die Berfügung einer Bedingung bei der Exrklär- 
ung der Eimwilligung in die Ehe jtets als untrügliches Stenn- 
zeichen des bloßen Berlobungswillens betrachtete. Bollends 
aber wurden nach proteftantifchem Necht bedingte Ehejchliegungen 
unmöglich, jeit die Ehe nur Durch Trauung gejchloffen werden 
fonnte. &3 hätte bet der protejtantischen Auffaffung der Trau- 
ung jtet3 für widerfinnig, ja frevelhaft angejehen werden miüj- 
len, auf Orund einer bedingten Eheconfenserklärung zu trauen. 

Da aber nach der katholischen Auffaffung ein ratum ma- 
trimonium nicht Schon Durch die bürgerliche Ehefchließung, jon- 
dern erjt durch Ehejchließung in tridentinischer Form zu Stande 
fonmt, fo fan nach fatholifchen Cherecht immer noch im 
kirchlichen Sorum das Ehehindernis der ermangelnden Beding- 
ung als privates trennendes EhehinderniS behandelt. werden. 
Die Oatten können nach vollzogener bürgerlicher Ehejchliegung 
ihre Einwilligung in eine firchlich gültige Ehe vor dem PBfar- 
ver und den Beugen (wenigjtens nach erlangter biichöflicher 
Erlaubnis) bedingt erklären, und e3 fann dann, wenn die Be- 
dingung Defteirt, vor dem geistlichen Gerichte auf Annullation 
der Ehe angetragen werden, nur freilich ohne daß dadurd) Die 
bürgerliche Gültigkeit der Che aufgehoben werden fanı. Es 
läßt jich aber dadurch in Füllen einer von Seiten des welt- 
lichen Chegerichts vechtsfräftig erkannten Auflöfung der Ehe 
die Eingehung eines neuen matrimonium ratum bei Lebzeiten 
des andern Eheteiles ermöglichen. 


135 


B. Die Freiheit der Einwilligung der Ehe 
Ihließenven. 


1) Allgemeines. 
h 8:20. 


Kach dem reinen, oder wenn man lieber will, ftrengen 
Nechtsbegriff von der Freiheit gehört zur Freiheit des Wolleng 
nicht mehr, als daß dadurch eine bewußte Wahl zwijchen zwei ent- 
gegengejeßten Entjchliegungen getroffen worden it; von den 
augeren Beweggründen, welche diefe Wahl bejtimmt haben, 
it daber völlig abzufjehen, jo jehr fie auch etwa im gegebenen 
Fall es verhinderten, daß jie mit derjenigen Wahl identisch war, 
welche die Berjon getroffen hätte, wenn fie nur ihrem inneriten 
Zriebe folgend, und nicht von den Borjtellungen befangen, die als 
Beweggründe auf ihre Wahl einwirften, dieje zu vollziehen im 
Stande gewejen wäre. Auch it in der Wirklichkeit der in rechtlichen 
Willenserklärungen fich äußernde Wille nur jehr jelten, wenn 
jemals, veinerAustluß des innerjten Herzenstriebeg, bejonders da, 
mo er auf eine gewifje Aufopferung gerichtet tft, er ift immer, oder 
doch fait immer von äußeren Beweggründen fo bejtimmt, daß 
die Wahl nicht ohne einen gewifjen Kampf mit Herzenstrieben 
und Herzensneigungen erfolgt. Und nicht am wenigjten it 
dies, wie jchon oben betläufig erinnert wurde, bei der Ehe- 
Ihltegung der Sal. Die Einwilligung in die Ehe ijt als eine 
abjolut freie, wozu ja gehören würde, daß jie auch nicht durch 
Leidenschaft oder durch irgend welche trrige Borjtellungen über 
Eigenschaften der andern Berjon beitimmt wäre, faum denkbar. 
Sleichwohl Jcheint e8 gerade das Wejen der Ehe zu fordern, 
daß bei ihr die Einwilligung eine nicht bloß im juriftiichen, 
jondern auch im moralischen Sinne möglichft freie, d. h. von 
außerem HYwang und trriger VBoritellung unbeeinflußte jei, 
wie denn auch in den gemeinvechtlichen Quellen öfters bei der 
Ehe ausdrüklihd und nachdrüdlic) „Freie Eimpilligung“ 
„liber consensus* verlangt !), und jogar das Borhandenfein 
de3 consensus, wo auch nur piychologischer Yivang zu denjel- 


1) ©. 3,8. c. 5 X. de condie. app. (4, 5) Cone. Trid. S. XXIV 
c. I de reform. matr. 
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ben in Mütte Liegt, jchlechthtin verneint wird 2). Andererjeits 
aber hat fich das fanonische Necht und auch noch das neueite 
darauf beruhende Deutjche Eherecht, das protejtantifche, wie 
das Fatholtiche Doch jehr wohl gehütet, wie wir hernad) jehen _ 
werden, bet Beurtetlung der zur Gültigkeit der Chejchliegung 
erforderlichen Freiheit der Einwilligung einen zu idealen, iiber: 
Ipannten Maßitab anzuwenden, und überdies wo es bloß an 
der Freiheit der Einwilligung gemangelt hat, nie, wie bei vül- 
liger Ermanglung Dderjelben ein öffentliches, jondern tmmer 
nur ein privates trennendes Ehehindernis anerfannt, oder mit 
andern Worten jtet3 das Necht, den Mangel der Freiheit als 
Grund der Ehentchtigfeit3-Erflärung geltend zu machen, als 
ein nur der in ihrer zSreiheit beeinträchtigt gewejenen Berjon 
zultehendes und frei verzichtbares behandelt. 

Hieran hat auch das Neichsgeje nichts geändert. Denn 
obwohl in den Motiven zum Negterungsentwurf ©. 24 gejagt 
wird: „Betrug, Zwang und Srrtum schließen die Ciwilligung 
aus“, wornach fte dann etgentlich öffentliche trennende Ehehin- 
dernifje fein müßten, jo erklärt doch S. 36 des Gejebes jelbit 
ausprüdlich, daß Hinfichtlih des „Einfluffes des Yiwangs, 
. Srrtums und Betrugs" das Landesrecht, beziehungsweije aljo 
das gemeine Necht maßgebend bleiben jol. Es fanın nur als 
ein Berjehen im Ausprucd betrachtet werden, wenn Dort Die 
Einwilligung als durch Betrug u. }. w. „ausgejchloffen“ bezeich- 
net wird, während ja in Wahrheit Betrug u. j. w. immer nur 
Mittel find, wodurch eine wirkliche, aber nicht Hinveichend freie 
Einwilligung bewirkt wird. 


2) Das Ebebindernis des Biwangs. 
Sb 


Wo durch mechanischen Ywang die Einwilligung ausge- 
Ichloffen wäre, wiirde, weil dann die Erklärung jelbjt nicht mehr 
die Bejchaffenheit einer Handlung hätte, jondern lediglich die 
einer umivillkürlichen Körperbewegung — wie dies freilich bei 
der gemeinrechtlich längjt notwendigen Eheichliegungsform faum 


2) ec. 14 X de spons. verbis: „quum locum non habeat consensus, 
ubi metus vel coactio intercedit“. 
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denkbar ift —, das öffentliche trennende Ehehindernis der 
gänzlich fehlenden Eimmilligung gegeben jein. Das in unjerem 
 Eherecht als Brivathindernts behandelte Chehindernis des Awangs 
jeßt einen folchen Zwang voraus, der zu wirklicher Einwillig- 
ung mittelft Zurchterregung beivogen hat: compulfiven Zivang. 
Sit Dabei Entführung im Spiel, jo kommen eigentümliche ©e- 
fichtspunfte in Betracht, von welchen fpäter zu handeln jein 
wird: hier tft daher von den Fällen des durch Entführung 
vermittelten Ywangs zur Ehejchliegung noch völlig abzufehen. 
Fur die hiernach übrig bleibenden Fälle läßt das fanomtfche 
echt den Zwang ganz unter denjelben Borausfegungen als 
Ehehindernis gelten, unter welchen ev nach dem römischen Necht 
teil8 die actio quod metus causa, teil3 den Anspruch auf Wie- 
dereinjeung in den vorigen Stand zur Folge hat, zwei Arten 
der Nechtshülfe, die bet der Ehe unanwendbar wären. Das 
römische Necht gewährte hier die Freiheit der Selbithülfe durch 
Scheidung. Da Dieje das fanonische Necht nicht zulaffen wollte, 


jo war c8 genötigt, bet der Ehe den nach) R. N. jene Nechts-. 


‚mittel begrümdenden HYwang als Hindernis der Nechtsbejtän- 
digkeit der Ehe zu behandeln, wober es jedoch injowert fich 
auch wieder ganz an das Rt. N. anjchloß, daß es wegen com= 
pulfiven HYwangs, wie gedacht, nicht eine von Amtswegen gel- 


tend zu machende NVichtigfeit der Ehefchliegung, fondern nur | 


eine von dem Willen der gezwungenen PBerfon abhängende 
_ Anfechtbarfeit derjelben annahm. Die durch Furchterregung 
erziwungene Ehejchliegung hat volle Beltung, wenn die gezwuns 
gene Berjon jte nicht anficht; auch wenn fie es nie thun fann, 
darf Niemand ftatt ihrer auf Nichtigkeitserflärung antragen; 
nur wenn ste jelbjt den Entichluß faßt und erklärt, die Ehe- 
Schließung nicht gelten zu laffen, darf fie vom Richter als nicht 
erfolgt behandelt werden. &3 tjt ganz faljch, wenn man jchlecht- 
Hin jagt, im Falle des Jwangs komme feine wahre Ehefchliegung 
zu Stande. | 

Damit aber auch nur jene Folge.eintrete, muß, indem das 
fanonifche Necht jich wie gedacht, die Bejtimmungen des N. R. 
aneignet, die durch Zwang erregte Furcht eine folche fein, 
welche vermöge der Erheblichfeit des Uebels, dejjen Yufügung 
oder Fortdaner angedroht wird, und vermöge der die Verwirk- 
lihung der Drohung wahricheinlich machenden Umftände auch 


\ 
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einen jtandhaften, nur nicht außerordentlich tapfeın Mann au 
einem Entjchluffe bewegen könnte, den er außgerdent nicht fafjen 
würde 1), und fie darf nicht Durch berechtigte Androhung eines 
‚ Uebel8 erregt fein. Deshalb ijt der durch Erwedung des me- 
tus reverentialis geübte Zwang nicht Ehehindernts, injofern 
er bloß Durch Androhung des elterlichen Unwillens wegen 
hartnädigen Ungehorjams geübt wird, wober aber dann fret- 
lic) vorausgejegt werden muß, daß nicht nach Zage des Falls 
gerade der Ungehorjam, wegen dejjen der Horn angedroht 
wurde, Jich als gerechtfertigt darftellt. Es kann immerhin 
ein derartiger Zwang Wüßbilligung verdienen; aber er fann 
nicht, wein er wirklich nur durch) Erwedung des mietus reve- 
rentialis die Einwilligung bewirkt hat, deren rechtliche Anfecht- 
barfeit begründen. ?) Dagegen it es bei dem wirklich jchlecht- 
Hin unftatthaften Ywang völlig gleichgültig, von wem er aug> 
gegangen tjt, und ijt e3 namentlich nicht erforderlich für feine 
‚ehehindernde Bedeutung, daß der andere Teil, dem die erzwun- 
gene Eimwilligungserklärung gegeben wurde, auch nur als 
mitjehuldig an dem Durch den HBiwang. verübten Unrecht, zu 
betrachten jet. 

Daß der Jwang nur als Brivat-Hindernts behandelt wird, 


erjcheint noch bejonders in der Hinficht als gerechtfertigt, daß jehr 


wohl die Durch Ywang veranlaßte Berbindung nachmals zu 
einer von dem gezwungenen Zeil jelbjt gern gewollten werden 
fanı, in welchen Salle danır ihre Auflöjung grumdlos erfolgen 
plirde. 

Eine bejondere Beranlafjung zu ihren Beitimmmungen über 
diejes Ehehindernis fand die Kirchengejeggebung in dem, wie 
fi aus einem tridentinischen Dekret (8. XAIV. de reform. 
matr. cap. 9) ergibt, noch im 16. Sahrhundert nicht felten 
vorgefommenen Mißbrauch der obrigfeitlichen Gewalt zur Er- 
zwingung von Heiraten, der freilich ganz bejonders häufig um 

1) e. 14. 15. 23 X. de sponsalib. (4, 1). 

2) L. 22 D. de ritu nupt. (23, 2) möchte ich nicht mitteljt Annahme 
eine® metus reverentialis erflären: e8 fol bier m. E gejagt: werdei, 
dag dem allgemeinen Prinzip gemäß die Ehe gültig jei, weil die Ehe doch 
lieber gewollt wurde, als das "(von dem Vater) angedrohte Uebel. Das 
römische Recht braudte den Zwang nit als Ehehindernis zu behandelır, 
weil e3 völlige Scheidungsfreiheit gewährte. 
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früheren Mittelalter verübt wırrde, wie aus den in Schultes 
Ehereht ©. 119 Anm. 2 angeführten Gejegen zu erjehen ift. 
Bon felbft leuchtet ein, daß dırcch die neueren Beitimmungen 
über die Ehefchliegungsform die Wiöglichteit von Ehejchließungen, 
Die wegen Ywangs ungültig wären, erheblich vermindert ift. 


3) Pas Ebebindernis des Ärrtums. 
5.122, 


Daß der bei der Ehejchließung jtattfindende Srrtum über 
die Spentität der gegenüberitehenden Berjon (error in persona) 
ganz eben jo, wie der Ywang ein trennendes Brivatehehinder- 
nis bildet, iteht vollflommen fejt und tft nie bezweifelt worden, 
obwohl dafür nur das dietum Gratiani zu C. XXIX qu. 1 
eitirt werden fan. Auch tt in der That in einem jolchen 
Fall der erklärte Wille ein jo unvolllommener, e8 mag num 
der Irrtum durch Betrug oder durch bloßen Zufall bewirkt 
fein, daß es offenbar eben jo gerechtfertigt ift, die Berfon, . 
welche in jolchem Irrtum die Eimwilligung in die Ehe mit 
der andern erklärt bat, durch diefe Erklärung für nicht gebuns= 
den zu erachten, wenn fie nach erfanntem Srrtum nicht jelbit 
dadurcd) gebunden jein will, wie eine Berjon, die zur Che- 
ichliegung mit einer andern im eigentlichen Sinne gezwungen 
worden war, umd nicht nach aufgehobenem Zwang freiwillig 
die gejchloffene Ehe als rechtsbejtändig anertennt. 

Gewöhnlich aber wird angenommen, daß wie auch Öra- 
tian a. a. D. e3 ausdrüct, Durch den Srrtum über Die 
Soentität der gegenüberjtehenvden Berjon der Eonjens ausge 
ihloffen, alfo nicht eime bloße Unvollfommenbeit dejjelben 
herbeigeführt werde.  Snsbejondere jet Savigny jcharf 
unterscheiden gelehrt hat zwilchen Sertumsfällen, in welchen 
der Irrtum als Beweggrund wirkt, — welde Savıgıy Die 
Fälle echten Srrtums nennt — , und in welchen der Irrtum 
die Uebereinftimmung ziwifchen der Erklärung und dem Willen 
ausschließt — Fällen unechten Irrtumg, — hat man nad) jeinem 
Borganag (Syitem Bd. 3 ©. 270. c.) unjeren Fall allgemein 
den ımechten Srrtumsfällen beigezählt; exit in neuelter Beit 
it die Nichtigkeit diefer Anficht beitritten und behauptet wors 

den, daß der Irrtum über die Identität der andern PBerjon 


ui 
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bet der Ehefchließung zwar allerdings als ein wejentlicher, aber 
doch nur als Beweggrumd wirkender anzırjehen jei!). | 

E3 it diefe Berjchtedenheit der Ansichten praktifch wichtig. 
Denn wenn der Irrtum über die Spentität der gegenüberjteh- 
enden PBerfon hier wirklich die Uebereinjtimmung zwifchen der 
Erklärung und dem Willen ausjchlöffe, jo müßte er unbedingte 
Jeichtigkeit der Ehefchliegung zur Kolge haben; er müßte als 
öffentliches trennendes Ehehindernis behandelt werden, und es 
müßte aljo dann namentlich auch die Berjon, über deren Sden- 
tität die andere fich geirrt hatte, wenn fie nicht betrügertich 
den Srıtum erzeugt oder benüßt hätte, eben jo qut, als Die 
andere, und auch gegen deren Willen Trennung der Ehe ver- 
langen fünnen. | 

Folgende Erwägungen werden zu der Heberzeugung füh- 
ven, daß der Irrtum über die Identität der Berfon, welcher 
die Einwilligung in die Ehe erklärt wird, nur ein als Beweg- 
grund wirtender anzujehen tt. 

Bergegenwärtigen wir uns emen beitimmten all Ddiejer 
Art, wie ihn Gratian a. a. OD. vorausjeßt: die A hat dem 
abwejenden B die Ehe verjprochen ; e8 Stellt ich ihr nun C als B 
dar, und darauf vollzieht fie mit C dieC&heichliegung. Kann fie 
bei der Erklärung, womit jte das thut, die Abficht Haben, die 
Ehe mit dem B umd nicht mit dem C zu fchliegen? Die Bor- 
jtellung hat fie allerdings, daß die Ehejchließung, welche jte 
hiemit vollzieht, Chejchliegung mit dem B fer, weil fie den C, 
den fie vor fich fieht, für den B hält. Aber ihre Abficht fann 
in diefem Augenblid des unmittelbaren Ueberganges des Wil- 
leng in das Thun und Vollbringen nur Die jein, die Ehe mit 
der wirklichen Berjon zu jchliegen, welche jte, wie fie ihr jebt 
gegenwärtig tt, als diejenige bezeichnet, mit welcher fte die 
Ehe jchliegen wolle Yu dem Willen, mit C die Ehe zu 
Ichliegen, nicht zur bloßen Erklärung Ddiejes Willens wird fte 
durch die Boritellung bejtimmt, daß C der B jei, mit welchem 
Tte fich vorgenommen hatte, in die Ehe zu treten. Der Irrtum 
in diefer Borjtellung tit aber eim höchit wejentlicher, weil ex 


1) gl. Windfcheid, Pandeften 5. Aufl. Bd. 1 $. 76 Anm. 6 und 
die dort Angeführten; und jebt befonder8 Zitelmann, Jrrtum uud 
Nechtsgeihäft (1879) ©. 435 ff. 
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die Wejenheit der Berjon, d. hd. die Gejammtheit ihrer Eigen 
- jchaften betrifft, umd deshalb muß es alfo ihrer freien Ent- 
chetvung überlaffen werden, ob fie, wenn fie fich ihres Irrtums 
bewußt wird, ihre Eintilligungserflärung gutheigen will oder 
nicht, damit es fich Dadurch exit entjcheide, ob te als gültig 
oder ungültig anzujehen jet. 

Diejelbe Wirkung hatte nun nach den von Gratian zu 
C. XXIX qu. 2 beigebrachten Entjicheidungen und nad) dem 
Tit. Deer. de conjug. serv. (4, 9) der nicht mehr bei uns 
mögliche error condicionis, d. d. über den Freiheitsftand der 
andern PBerfon. Er wurde mit Recht für ein gleich oder doc) 
- fat gleich wefentlicher Srrtum gehalten, wie der error in per- 
sona, weil die Unfreiheit eine unvollfommene Fähigteit für 
die individua vitae consuetudo oder das volle consortium vitae 
mit jich brachte und folglich ohne Kenntnis Diefes Mangels 
die Einwilligung der freien Berfon in die Ehe mit der umnfreien 
ebenfall3 nur als eine fjehr unvollfommene Einwilligung be- 
trachtet werden konnte Wenn Schulte (Chereht ©. 119) 
die Sleichjtellung Ddiejes error condicionis mit den error in 
persona damit rechtfertigen will, daß jener Srrtum doch auch) 
ein Irrtum über die Spentität fer, nämlich über die „der rein 
rechtlichen Berjon”, jo tit Dagegen zu jagen, daß dem ein iwill- 
firrlicher und unhaltbarer Begriff von Sdentität zu Grunde liegt. 

Dagegen ift in der That ein Irrtum über die Identität 
der |. g. error qualitatis in personam redundans; er tit fein 
error qualitatis, d. h. über eine bloße Berfoneneigenjchaft, jon- 
dern über die Berjon jelbit. 

Man verjteht darunter den Irrtum über eine Eigenschaft, 
die nur einer Berfon, nicht mehreren zufommen fan, aljo 
iiber eine indivtouelle, nicht generelle Eigenschaft, wie 3. B. 
die, der eritgeborne Sohn eines beitimmten Mannes zu fein, 
jo daß alfo durch Ste die Werjon, welche jte bejigt, jelbit be= 
zeichnet werden fanıı. Hieraus folgt, daß wenn einer anmejen- 
den Berion diefe Eigenschaft trrigerwetie beigelegt und um 
deswillen der Wille erklärt wird, mit ihr eine Ehe Schließen zu 
wollen, jener Sertum eigentlich die Bedeutung der Borltel- 
fung hat, fie jet diejenige andere wirkliche Berjon, welcher dieje 
Eigenschaft in Wahrheit zufommt. Der Erklärende wird dann 
zur Einwilligung in die Che mit der gegenüberjtehenden Per= 
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fon nicht Sowohl Durch den Irrtum, daß fie dteje beitimmte 
Beichaffenheit habe, bewogen, als vielmehr durch den Srrtum, 
daß ie jene bejtimmte andere Berjon felbjit jei. ES findet 
aljv dann in der That Verwechslung einer wirklichen Berjon 
mit einer anderen wirklichen Berjon ftatt, und das ıjt ja eben 
error in persona ?). 

Dadurch alfo, daß die Kanoniften ftets auch diefen Srrtum 
al3 trennendes Privatimpediment anerkannten, traten fie nicht 
in Widerfpruch mit dem Grundjaße des fanontichen Nechts, 
daß, abgejehen von dem, wie gezeigt wurde, einzigartigen error 
condicionis fein Srrtum über eine, wäre es auch noch jo Ypid)- 
tige einzelne Perjoneneigenschaft ein trennendes Privatche- 
Hindernis beivirken fünne. 

Diele Strenge des fanontischen Necht3 tit aber auf ven 
vollfommen richtigen Gedanken zurückzuführen, daß bet Der 
Ehejchliegung erfahrungsmäßtg in der Negel die Nüchficht auf 
die Berfönlichkeit in ihrer Totalität bejtimmend ift, und daß 
e3 auch vermöge des Wejens der Ehe jo fein joll. Daraus 
folgt dann, wenn es ganz genau fejtgehalten wird, von felbit, 
daß bier nur der Irrtum in der Berfon als ein wejentlicher, 
und jeder Srrtum, der bloß eine-einzelne Etgenjchaft der ‘Ber- 
jon betrifft, al3 ein unwejentlicher Irrtum anzufehen it. 

Snvefjen läßt fih nicht laugnen, daß es einzelne Berjon- 
Eigenschaften Schlimmer Art gibt, welche für fich allein die 
bet der Eheichliegung bejtimmende Neigung zu der Berjön- 
lichkeit in ihrer Totalttät wohl völlig auszuichliegen vermögen 
wenn fie, ehe der Entichluß gefaßt und erklärt wird, befannt 
werden. Und diefe Erwägung hat das proteftantische Eherecht 
von jeher bewogen, doch auch die Unbefanntichaft mit jolchen 
Eigenschaften als trennendes Brivatehehindernts gelten zu laffen. 
Die fatholifche Eherecht3-Tehre und Braris tft demjelben Be- 


2) 3 ift ein offenbarer Irrtum, wenn Stahl in feiner Commentatio 
de matrimonio ob errorem rescindendo (1841) p. 1 es für einen error 
in personam redundans hält, falls ein Frauenzimmer einen Schindler 
heiratet, der ihr unbekannt ift, indem fie ihn für einen gar nicht eriftiren: 
den Grafen von X. hält, weil, wie er jagt, „nobilitas hie personam 
designat“. Der Adel Fann eben nicht personam designare, weil er eine 
generelle, nicht eine individuelle Eigenichaft it. 


0,8 RU) NA m UNE rer Ar Be Vo Dr 2.00 ER A REES u U N HACE 
DU DE Sa A See % Eu I AIR NE A ae BAT 
EN TREE TEN TE DE a a RE SREN RNLL e 
” KR LET RIED, se De RL nt ps) IA? [ n 
U ART a 2 } 


Krtum 22148 


dürfnis zuweilen auf dem bedenflichen Ummege entgegengefom: 
men, daß fie für Jolche Fälle die Ermanglung einer jtillichwet- 
genden Bedingung ver Einwilligung annahm, und aljo dann 
fie wegen des impedimentum deficientis’ condicionis (appositae) 
als ungültig behandelt wifjen wollte. Diejes ISmpediment tjt 
aber wie fchon bemerft wurde dem fatholifchen Eherechte aus- 
tchlieglich angehörig, und von dem protejtantifchen Eherechte 
nicht anerkannt. | 

Mo e3 fich num um eine dem fatholifchen .Eherecht unter- 
worfene Ehe handelt, wird man, jo lange nicht ein allgemein 
gültiges Ehegefeß anders beftimmt, feinen Irrtum, der bloß eine 
Eigenschaft der Berjon zum Gegenftande hat, al8 Ungültigfeits- 
grund betrachten dürfen. Aber tvo proteftantifches Eherecht 
anzumenden ift, muß auch ein derartiger Srrtum als ein zum 
Antrag auf Ungitltigfeitserklärung berechtigender anerkannt 
werden, wenn die Eigenschaft, welche ev betrifft, eine für Die 
Ehe wejentliche ift, wenn auch weniger wejentlih, als ver 
nicht mehr praftijche error. condicionis. 

E3 ijt dies genauer jo zu beitimmen, daß der unbelannt 
gebliebene Weangel für das eigentümliche Wejen der Che von 
jo enticheidender Bedeutung Jein muß, daß jedermann nur 
durch außerordentliche Beweggründe bejtimmt werden Fönnte, 
in die Ehe mit einer Berjon zu willigen, von welcher ihm 
befannt wäre, daß fie mit einem folchen Mangel behaftet fet. 
E38 Läßt fich dann mit Sicherheit annehmen, daß der in Unbefannt- 
Ichaft damit erklärte Eheconfens ein wejentlich ungehörtig be> 
Itimmter, unvollfommener gewejen tft, und ohne den ihn 
begleitenden Srrtum verweigert worden wäre. Hiernach it 
der Srrtum, in welchem ver Eheconfens einer Frauensperjon 
erklärt worden tit, Die von einem Dritten Fchwanger tit (nicht 
einer Srauensperjon, die nur früher einmal fich mit einem 
Dritten vergangen hat), oder die bisher Beifchläferin eines 
Dritten war, ferner einer Berfon männlichen oder weiblichen 
Gefchlechts, die mit immer wiederfehrender Geijtesfranfheit 
behaftet tft, oder an einer edelhaften unheilbaren körperlichen 


Krankheit leidet, oder ich eines schweren entehrenden Vergehens 


Ihuldig gemacht hatte, unbedenklich als trennendes Brivatim- 
pediment zu behandeln. Auch der Irrtum über die förperliche 
Fähigkeit des andern Teils zur gefchlechtlichen Bereinigung it 
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als wejentlicher Irrtum anzujehen, und muß daher als tren- 
nendes Ehehindernis geltend gemacht werden fünnen, wenn 
auch die Smpotenz nicht an und fir fich als jolches anerfannt 
it. Wir werden darauf unten im $. 25 genauer einzugehen 
haben. 

Es fnüpft fich hieran von jelbit die Trage an, ob nicht 
überhaupt Gründe abfoluter oder relativer Heiratsunfähigfeit, 
welche das bisherige gemeine Eherecht, insbejondere das firche 
liche, alS jolche anerfannt hatte, foweit fie durch das Neichsgejeh 
für die bürgerliche Nechtsordnung als jelbititändige Ehehinder- 
nijfe aufgehoben find, Doch auch jeßt noch, wenn jie Oegen- 
fände eines Srrtums bei der Ehejchliegung find, unter diejem 
Gelichtspunfte wenigjtens eine bedingte vechtliche Bedeutung zu= 
fomme? Wenn z.B. jeßt eine Ehe gejchlofien wird, welche nad) 
dem bisherigen gemeinen Nechte wegen Gebundenbeit des. einen 
Teils durch ein feierliches Gelübde der Kleufchheit, wegen tllegiti- 
mer Affinität (ex fornicatione) in gerader Kinte, oder wegen Ne= 
(igionsverschiedenheit unbedingt nichtig gewejen wäre, joll eine 
folche Ehe nicht jeßt, obgleich fie an fich gültig ift, immer noch von 
dem Teile angefochten werden fönnen, welchem jene ©e- 
bundenheit des andern Teils oder die Thatjache jeiner Nicht: 
zugehörigfeit zur chriftlichen Kirche oder jene Affinität bei Ein- 
gehung der Ehe unbekannt war, wegen wejentlichen Sretums 
angefochten werden fünnen? Man wird diefe Trage bejahen 
müffen, wo die Meberzeugung gewonnen werden fanın, daß der 
Eheteil, welcher in einem folchen Falle die Ungültigfeitsflage 
erhebt, bei richtigem Bewußtjein des wahren Sachverhalts 
jeine Einwilligung in die Ehe verjagt haben würde). Und 
man \pird Die auch da unbedenklich behaupten dürfen, wo 
fatholisches Eherecht anzuwenden tft. ES entjpricht dem Geiite 
defjelben, daß vergleichen von ihm bisher als jelbititändige 
Ehehinderniffe anerkannte Mängel nunmehr wentgitens als 
Gegenstände wejentlichen Srrtums behandelt werden. 


3) Bol. Beterfen in Haufers Zeitfcehrift für Neichs- und Landes- 
recht Bd. 2 (1875) ©. 248 f. 
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Wo das Necht einen Irrtum als wejentlich gelten läßt, 
it es jelbitverjtändlich für dejfen ehehtndernde Wirkung voll 
fommen gleichgültig, wie er verurjacht, und namentlich aljo, 
ob er im beitimmten Falle durch eine abfichtlide Täufchung 
herbeigeführt, beziehungsmwetle argliftig zur Bewirkung der Ein- 
willtgung benüßt worden, oder ob er zufällig entjtanden ift, 
und ohne fremdes Yuthun die Berfagung der Eimwilligung 
verhindert hat. Nur wo ein von dem Nechte fiir ummwejentlich 
erfärter Irrtum durch Betrug erzeugt oder zur Erlangung der 
Emmwilltgung mißbraucht wird, fann es in Frage kommen, ob 
nicht der Betrug als jelbjtjtändiges Ehehindernis zu gelten 
‚habe. 

Das fanvnifche Necht itbergeht Dieje Frage mit völligem 
Stilljchweigen, woraus, da jte doch jo nahe Liegt, gejchloffen 
werden muß, daß e8 den Betrug nicht als Chehindernts gelten 
lafjen will. 

war hat man immer wieder Das ua, oben in einem 
andern HZujanmenhange bejprochene c. 26 X de sponsalib. 
(4, 1) als Beweis für das Gegenteil benüßt; e$ war das aber 
jtet8 nur vermöge einer entjchtedenen Begriffsperwirrung mög- 
ih. Denn es ift hier nicht von einem Betrug die Nede, wie 
er bei der Frage zu denfen ift, ob der Betrug trennendes Pri- 
vat-Ehehindernis jei, weil dDiejer Betrug die VBerlettung des 
andern Teils zur Einwilligung in die Che zum Ywed haben 
müßte. Hier jollte aber der durch Annahme eines faljchen 
Kamens veribte Betrug nicht die TFrauensperfon bewege, 
in die Ehe mit dem Betrüger zu willigen, was er jelbjt gar 
nicht wollte, jondern er follte fie nur bewegen, feine Erklärung: 
“ te Joannes desponsat für die Erklärung der von ihr gewünfch- 
ten Einwilligung in die Ehe mit ihr zu halten. Est aljo ein 
handgreifliches Nikverftändnis, wenn man meint Snnocenzlil, 
habe hier den Betrug als jelbititändiges Ehehindernis aner- 
fannt, und zwar in der Höchit abjurden Art, daß der Betrüger 
jelbit eS geltend machen dürfe gegen den Willen des betroges 
nen Teils. 


Daß nach) fanontschem Necht Bea der Ep: als tren= 
"Scheurf, Eheredt. 
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nendes Ehehindernis gelten müffe, weil e8 mehrfadh G. DB. in 
c. 1 de eo, qui duxit 4, 7) anerkennt, der Betrug dürfe dem 
Betrüger feinen Vorteil bringen, tft gleichfalls eine völlig 
grundlofe Behauptung, indem fie vorausfeßt, daß das Weten 
der Ehe bloß darin beitehe, den Gatten Vorteile zu gewähren 
und ihnen zur Selbftbefrievigung zu dienen. 3 müßte dann 
der Betand der Ehe auch davon abhängig jein, daß Tte Diefe 
Vorteile fortwährend wollten; jte müßte ftets wentgjtens durch) 
beiderjeitigen Verzicht auf die gegeneinander erivorbenen Nechte 
wieder aufgelöft werden fünnen. 

Freilich hat man in der eben angeführten Stelle (e. 1 eit.) 
auc eine direkte Ausfage finden wollen, daß der Betrug felbft- 
ftändiges Ehehtndernts fer. Aber e3 beruht Dies auf einem 
Mikverjtändnts der darin enthaltenen Entjcheivung Alerans 
der I. 

Sie lautet vollitändig jo: 

Propositum est nobis, quod vir quidam (O) uxorem 
habens, sibi aliam hujusmodi rei insciam copulavit (de qua 
plures filios habuit); sed prima mortua nititur discedere 
a secunda, (asserens quod uxore sua vivente eam non licuit 
sibi copulare). Licet autem in canonibus habeatur, ut 
nullus copulet (in) matrimonio quam prius polluerat adul- 
terio, et illam maxime, cui fidem dederat uxore sua vi- 
vente, vel quae machinata est in mortem uxoris: quia 
tamen praefata mulier erat inscia, quod ille aliam haberet 
uxorem viventem, nec dignum est, ut praedietus vir, qui 
seienter contra canones venerat, lucrum de suo dolo repor- 
tet: consultationi tuae taliter respondemus, quod, nısi 
(praedicta) mulier divortium petat, ad petitionem viri non 
sunt aliquatenus separandi (quum ex suo delicto videre- 
tur commodum reportare). 

Die zunächlt und allein eigentlish zu entjcheidende Frage 
war die, ob der Mann, welcher die Frau [08 zu werden winichte, 
diefen Wunsch dadurch jollte erreichen fünnen, daß er in Be- 
ziehung auf die mit ihr gejchloffene Ehe das trennende Ehehinder- 
nis des Ehebruchs geltend machte. Dieje Frage verneint der 
Bapit, weil fein gemeinjam begangenes Verbrechen des Ehe: 
bruch8 vorlag; der Ehebruch war Berbrechen nur von Seiten 
des Mannes, nicht auch von Seiten der Frau, welche von der 
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Ehe des Mannes mit einer Andern nichts wußte, und nur 
durch den Betrug des Mannes, der ihr jene eheliche Gebun- 
denheitt mit einer Andern verheimlichte, verleitet wurde, fich 
mit ihm einzulafien; wenn dem Antrag des Mannes auf Ehe- 
nichtigfeitserklärung aus diefem Grunde jtatt gegeben worden 
wäre, hätte darin eine Begünjtigung jeines doppelten Verbrechens, 
des Ehebruchs und Betrugs, gelegen. Zugleich aber deutet der 
Bapit an, daß allerdings die Frau berechtigt wäre, auf Jeich- 
tigfeitserklärung der Ehe anzutragen, ohne daß er aber den Grund 
nambaft macht, auf den fie diejen Antrag jtügen könnte Man 
nimmt nım meijt an, Ddiefer Grund jet der Betrug des Manz 
ne3. Aber dazıı wäre man nur berechtigt, wenn nicht ein 
anderer Grund erfindlich wäre, aus dem fte auf Nichtigfeitser- 
Härung hätte antragen förnen. Ein Jolcher war aber in der 
That vorhanden : die Ehe war nach begangenem Ehebruch noch bei 
Lebzeiten der eriten grau gejchlofien worden, e8 konnte alfo auf 
Nichtigkeitserklärung auch wegen des impedimentum ligaminis 
angetragen werden. Freilich Itumd es jeßt der Fortjegung der Ehe 
nicht mehr im Wege, nachdem die erite Frau inzwijchen geitorben 
war; aber die Fortjegung der Ehe mußte jet von beiden Teilen 
gewollt werden, wenn jie beitehen jollte; der Mann durfte fie 
nicht verweigern; aber die Frau durfte fie verweigern, umd 
£onnte aljo ihrerjeits allerdings mit Erfolg Trennung der Ehe 
als einer gegen das Verbot der Bigamte gejchlojjenen verlan- 
gen. Wenn, das EhehindernisS der Gebundenheit durch noch 
bejtehende Ehe mitteljt Auflöjung Ddiefer Ehe weggefallen ift, 
jo verliert e8 dadurch, wenn es nicht mit dem Ehehindernig 
de3 gemeinfam und unter erjchwerenden Umständen begangenen 
Ehebruchg zufammentrifft, Hinfichtlih der Möglichkeit der 
Fortjeßung des ehelichen Verhältniffes als eines von nun an 
vechtsgültigen die Bedeutung eines öffentlichen Ehehindernifjes 
(ec. 8 de eo qui duxit), e8 bleibt jedoch als PBrivatimpediment 
für den Teil beitehen, der die bigamifche Ehe unbewußt, daß 
fie eine jolche jet, eingegangen hat. 

Aber allerdings ift der Zweifel nicht jchlechthin abzumeten, 
vb e8 nicht als ein Mangel an Folgerichtigkeit anzujehen jet, 
daß nachdem das fanonische Necht den compulfiven Zwang ala 
Ehehindernis anerfannt hat, es nicht ebenjo den Betrug,als ein 
jolches gelten läßt, da doch Betrug und Zwang in gleicher Üeife 

10* 
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unzweifelhaft und unbedingt unfittliche Mittel der Exwirkung 
des Eheconfenfes find. 

Doch läßt jich hierauf entgegnen, daß es infofern nicht als 
eine Logische Notwendigkeit betrachtet werden fan, den Betrug 
ebenfo, wie den Zwang als Ehehindernis gelten zu laffen, weil 
mit viel größerer Sicherheit bei einem Zwang, wie ihn das fanv- 
nische Recht vorausjegt, darauf gejchlojien werden fann, daß 
ohne denfelben die Eimmwilligung in die Ehe nicht erteilt wor- 
den wäre, als bei dem Betrug. Denn die Verübung eines 
Hwangs jener Art ft faum denkbar, ohne daß dazu ein von 
Seiten. der Berjon, gegen welche er verübt wird, zu erfennen 
gegebener entjchiedener Widerwille die bejtimmte Ehe zu 
ichliegen veranlagt, während der Betrug meiit nur angewen- 
det werden wird, um eine wirkliche Geneigtheit zu der beitimm- 
ten Ehe zu befördern, oder doch eine Geneigtheit zu derjelben 
zu erzielen, die neben der betrügerifch hervorgerufenen oder 
mißbrauchten faljchen Borftellung noch andere mehr oder weni- 
tiger jtarfe Beiveggründe hat, jo daß e8 oft eine jehr gewagte 
Vermutung fein fan, e8 wide die Einwilligung ohne den 
verübten Betrug nicht gegeben worden fein. Dieje Erwägung 
fann den Gejeggeber wohl beitimmen, nur den Zwang und 
nicht auch den Betrug als Ehehindernts gelten zu lafjen. 

E3 ijt daher den fatholifchen Kirchenrechtslehrern, welche 
jich für ftreng an das fanontsche Necht gebunden erachten, un= 
bedingt beizupflichten, wenn fie den Betrug nicht als felbjtjtän- 
digeg Ehehindernis gelten lafjen. 

ALS fraglich faın es aber allerdings erjcheinen, ob er nicht 
nach gemeinem protejtantifchem Eherecht als jolches zu gelten 
habe. Denn in der proteftantischen Doktrin und Praxis hat 
fi) von Anfang an bis auf die neuefte Zeit viele Neigung 
gezeigt, hierin von dem fanontfchen Nechte abzugeben, deilen 
Strenge man auch in Ddiefem Bunfte auf die Lehre von der 
Saframentsnatur der Ehe zurüdführen zu jollen, und deshalb 
mit Ddiejer verwerfen zu dürfen, oder zu müfjen meinte. &8 
it aber eben, wie ich durch die obigen Ausführungen dargethan 
zu haben glaube, eine irrige Meinung, daß die Lehre von der 
Saframentsnatur der Ehe beivogen habe, den Betrug nicht 
als jelbitjtändiges Ehehindernis gelten zu lafjen: es läßt jtch 
dies vielmehr jehr wohl aus andern Beweggründen erklären: 
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und es hätte außerdem das Saframentsdogma auch abhalten 
müfjen, ven compuljiven Hwang als EhehinderniS anzuerfennen. 
Kerr Scheinbar tft auch die Uebereinstimmung der meijten protejtan- 
tischen Eherechtsiehrer in der Anerkennung jenes Chehinder- 
nifjes; denn jehr oft wird doch nur die Ungültigkeitserflärung 
von Ehejchliegungen wegen Srrtums über wejentliche PBer- 
joneneigenjchaften dantit verteidigt, daß fie betrügerisch erzeugt 
oder benüßt zu werden pflegen, ohne daß auch der Betrug in 
Beziehung auf den Srrtum über unwejentliche, wenn auch 
erhebliche Eigenjchaften als Chehindernis anerfannt wird; es 
liegt alfo daber nur Unflarheit über den eigentlichen Ungültig- 
feitsgrund der Ehejchließung vor, nicht der Ausdruck eimer 
Ueberzeugung, daß der Betrug an fich als Chehindernis anzus 
erfennen jet. &3 kann daher nicht von einem protejtantischen 
Sewohnheitsrecht diejes Inhalts Die Nede fein, wodurch dem 
fanonischen Necht derogirt worden wäre. 

Dies erkennt jelbit der eifrigite und Icharfjinnigite Bertet- 
diger des vermeintlichen Ehehindernifjes des Betrug Bartels 
(Ehe und Berlöbnts ©. 108 ff.) an, umder jtügt fich daher nur 
darauf, daß das Fittliche Wejen der Ehe nötige, jenes Ehe- 
Hindernis gelten zu laffen. „Sehen wir”, jagt er ©. 110, „don 
dem Begriffe ver Ehe aus, als einer heiligen Gottesordnung, in 
der Gott felbjt die Seelen verbindet, jo tt eS unmöglich anzu= 
nehmen, daß da eine Ehe entjtehen fünne, wo der eime Teil, 
die Anforderungen der Moral außer Augen jegend, unter Ver: 
leßung von Treue und Olauben dieje Seeleneinigung mit den 
Andern herbeizuführen jucht. Die Ehe fol Ev xvolo nad) dem 
Apostel gejchloffen werden. Das it nimmermehr der Fall, 
wo die volle Freiheit ver Selbitbejtimmung, welche diejer innige 
Bund der Herzen fordert, durch moralwidriges Verhalten der 
Segenjeite gejtört worden tit“. 

Damit wird aber ein Prinzip für die Ehehindernijje auf 
geftellt, welches viel weiter Führen witrde, als nur zur Aner- 
fennung Ddiejes Ehehindernifjes. Dann wirrde es auch ven 
Kechtsbeftand der Ehefchliegung hindern müffen, daß erweis- 
Lich dabei der eine Teil e3 bloß auf das Geld oder die fürper- 
fichen Reize, nicht auf die jittlichen Eigenschaften des andern 
abgejehen hätte. Gewiß und handgreiflich wäre ja auch dann 
die Ehe nicht „im Herrn“ gejchloffen. E3 joll jede Ehe im 
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Herin gejchloffen werden; aber ihr Nechtsbeftand fanın nicht 
davon abhängen, daß Diefe Forderung wirklich erfüllt it. Die 
bindende Kraft der Ehe beruht nicht auf der Sittlichfert des 
beierjeitigen Ehewillens der ehejchliegenden Individuen, jon- 
dern auf dem göttlichen Willen und dem Willen des Gejebes, 
nach welchem auch die aus unfittlichen Beweggründen, wenn nur 
wirklich geiwollte Ehe unlöslich fein foll. 

Soll jedoch das eigentlich entjcheidende das jein, daß der 
Betrug die volle Freiheit der Selbitbeitimmung hindert, wie es 
eben viejes tjt, was in Wahrheit den Zwang zum Ehehinvder- 
nifje macht, jo kommt es einzig und allen auf die Wejent- 
lichkeit des Srrtums, den der eine Teil erregt oder mißbraucht 
hat, an, und damit ergibt ich dann eben, daß nicht der Be- 
trug an fich, jondern der betrügertjich erregte oder migbrauchte 
Srrtum das wahre Ehehindernis tt. 

Die praftiiche Frage tft Hauptjächlich die, ob dem Antrag 
auf Ehe-Ungültigkeitserflärung wegen Betrugs auch damı jtatt- 
gegeben werden joll, wenn er nur auf jolche Umjtände wie die 
VBermögensverhältnifje oder den Stand der Berjon fich bezogen 
hat. Und da ift e8 dann gerade in Nüdjicht auf das fittliche 
elen der Ehe jehr bedenklich, zu behaupten, e8 gehöre zu 
der für die Nechtsgültigkeit der Ehejchliegung erforderlichen 
reiheit der Selbitbeitimmung auch ein vollfonmen richtiges 
Bewußtjein über derartige Beichaffenheiten des andern Teils. 
Wer jeine Ehe im Herin jchließt, wird nur auf die Berfönlich- 
feit des andern Teils in ihrer Totalität jein Augenmerk vich- 
ten, und ihre VBermögens- oder Standesverhältniffe werden 
bei jeiner Willensbeitimmung von untergeordneter Bedeutung jein. 

E3 beiteht mithin fein zwingender Grumd dafür, den DBe- 
trug an fich als EhehinderniS gelten zu lafien; und am ive- 
nigiten tft eg ein jtreng fittlicher Ehebegriff, der dazu nötigt. Man 
fann nur jagen, daß, wo bei einem wejentlichen Srrtum Betrug 
im Spiele tt, dejjen Geltung als Ehehindernis als bejonders 
gerechtfertigt evicheint. Meift wird e3 auch wirklich der Fall 
jein, daß dabei Betrug im Spiele ift. 

Sedenfalls muß eine EChegejeßgebung, welche den Betrug 
als jelbititändiges trennendes PBrivatehehindernis anerfennen 
will, genau die Borausjegungen beftimmen, unter welchen er 
als jolches joll geltend gemacht werden fünnen, damit nicht 
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auf Diefem Wege unter dem lügenhaften Borwande mangeln- 
der Einwilligung frivole Chejcheivungen ermöglicht werden. 
Und eben darum, weil es fir dag gemeine deutsche Eherecht 
zur geit noch an jolchen Beitimmungen fehlt, fan der Betrug 
im Bereich Des gemeinen Nechts als ein Jelbititändiges Ehehin- 
dernis m. ©. nicht gelten. 

AS eine befondere Frage läßt es fi) allerdings betrachten, 
ob nicht wentgitens in folchen Fällen der Betrug als trennen- 
des Ehehindernis zu gelten habe, wo vor der Ehejchliegung 
ausdrüclic eine bejtimmte Thatjache zur Bedingung der Ein- 
willigung gemacht, und dann durch betrügerische Borjpieglung 
diefer Ihatfache wie 3. DB. des Belibes eines bejtimmten Ver- 
mögeng, over der Hujtimmumg eimer dritten Berjon, die Ein- 
willigung evwirft worden wäre. ES fünnte nämlich dann als 
völlig gewiß ericheinen, daß die Eimwilligung ohne diefen Be- 
trug nicht erklärt worden wäre. Aber bei genauerer Erwäg- 
ung wird man Doc auch diefe Meinung nicht feithalten fön- 
nen; denn e3 bleibt auch in folchen Fällen immerhin denkbar 
dag man eine derartige Bedingung Doch nachher hätte fallen 
lafjen, wenn man vor dem entjcheivenden Augenblick das vich- 
tige Bewußtjein ihrer Tüchtegiftenz geivonnen hätte. Deden- 
falls darf die Einwilligung im folchen Fällen nicht darum als 
eine bedingte betrachtet werden, weil fie zuvor mu bedingt zu- 
gejagt war: indem umd weil die Exiftenz der Bedingung geglaubt 
worden war, tt jte nachher unbedingt erfolgt. Daß fie auch 
ohne Diejen Olauben unbeningt erfolgt wäre, fanır jehr ummwahrs 
Icheinlich fein; aber für unmöglich wird e3 faum irgend je 
gehalten werden Dürfen. 

E3 fommt hier auch noch Folgendes in Betracht: 

Glaubt man den Betrug als jelbititändiges PBrivatimpe- 
Diment anerkennen zu müffen, fo ift dabei jedenfalls die Bor- 
ausjegung nötig, daß die dadurch erregte oder benüßte trrige 
Borstellung im bejtimmten Falle für die Eimwilligung in die 
Ehe entscheidend gewefen jei. Dies wird fich aber nur 
behaupten lajjen, wo diefe Borjtellung eine fir den Entichluß 
zu Ddiefer Ehe jehr erhebliche Bedeutung hatte. Dies fönnte 
nun allerdings auch da der Fall jein, wo te nicht eine Eigen- 
ichaft der andern Perfon, jondern einen Außeren Umftand zum 
Gegenstand Hätte, wie 3. B. den dringenden Wunfch eines 
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Dritten, daß dieje Ehe gejchlojien werde, auf welchen die betro- 
gene Berfon bejondere Nüdficht zu nehmen hätte. Man könnte 
daher auch einen hierauf fich beziehenden Betrug als Privat- 
impediment gelten laffen wollen. Aber eben bei diejer Aug- 
Dehnung des Smpedimentes würde dejjen Bedenklichkeit Ddejto 
auffälliger werden. Denn es muß doch einleuchten, daß Die 
Annahme, ohne die irrige Borjtellung von dem Dajein eines 
folchen äußeren Umjtandes wide die Einwilligung in die Ehe 
nicht erfolgt fein, in jehr vielen Fällen unzutreffend wäre. Es tft 
gewwiß anzunehmen, daß erhebliche andere Beweggründe für Diele 
Einwilligung vorhanden fein müflen, wenn eine Derartige irrige 
Boritellung den Ausschlag geben joll; und wer möchte dann 
verneinen wollen, daß doch jene Beweggründe allein die Einmil- 
(igung bewirkt Hätten, wenn auch noch vechtzeitig der mit- 
wirfende Srrtun gehoben worden wäre? ES wird dem Che- 
richter zu viel zugemutet, wenn man von ihn die Entjcheidung 
itber Solche Thatfragen verlangt, wie jte als gewiß vorausge- 


jeßt werden müfjen, wen der Betrug jelbjtitändiges Ehehin- 


dernis fein fol. Nımmt man es aber mit jenen Borausjeguns 
gen nicht höchit genau, jo tft die Anertennung diefes Impedi- 
ments als eines jelbititändigen fir den Beitand der Ehe allzu 
gefährlich. | 

Wenn Bartels (a. a. D. ©. 376) jogar behauptet, daß 
der Betrug Öffentliches trennendes Chehinvernis jet, wo er 
fi) als ein „wider die Öffentliche Nechtsordnung verübter” dar- 
itelle, indem 3. B. die Mitwirkung eines Hffentlichen Organs 
zur Ehejchliegung durch die VBorlegung gefälfchter Urkunden 
erlangt worden jet, jo fanırich auch) das nicht zugeben. Das 
von ıhım dafür angeführte e. 7 X de sent. et re jJudic. (2, 27) 
bejagt nur, daß ein auf falichen thatjächlichen Vorausjegungen 
berubhendes Annullationgerfenntnis wieder aufzuheben jei. Da- 
raus läßt Jich nicht folgern, daß eine Ehejchliegung darıım nich- 
tig jet, weil dazu die Weitwirfung einer Behörde oder deren 
Heugnis, daß ste jtatthaft fer, Durch Betrug erjchlichen worden 
jei. Wenn die Ehejchliegung nicht aus einem andern Orunde 
nichtig it, — was dann freilich Leicht der all jein fann, — 
jo darf fie m, E. aus dDiejem Örumde nicht angefochten werden. 
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4 C. Ehemindigfeit. 
8. 24. 


 Nächjt der freien Einwilligung der Ehejchliegenden tt aud) 
deren Ehemimdigteit jelbjtverjtändliches Erfordernis für Die 
HBuläffigteit der Eheichliegung; es fann fich nur darum fragen, 
was unter Chemimdigfeit zu verftehen jet. 

Das Tanonische Necht !) veriteht darunter in Weberein- 
timmung mit dem römischen das Alter des zuricdgelegten vier- 
zehnten Lebensiahrs bei dem männlichen und des zuricge- 
legten zwölften Lebensjahrs bei dem weiblichen ©ejchlecht. 
Ka Erreihung Diejes Alters gejchlojjene Ehen find jeden- 
falls gültig, auch wenn die SeichlechtSreife noch fehlen Jollte; 
es joll dann jedenfalls die für die Fühigkert zur Einwilligung | 
in die Ehe erforderliche geistige Neife als vorhanden gelten; 
vor jenem Alter joll wentgitens der Mangel der Gejchlechts- 
‚reife und mithin der körperlichen Fähigkeit für die Ehe ver- 
mutet werden; die geijtige Neife für eigentliches, bloßes 
Berlöbnis (sponsalia de futuro) joll Schon vom zurücdgelegten 
ftebenten Lebensjahre an als vorhanden gelten 2). Demnad) 
jolfen sponsalia de praesenti, welche von mehr als fiebenjäh- 
rigen, aber noch nicht vierzehn- beziehungsweie zwölfjährigen 
Verjonen oder von ihren Eltern mit ihrer Zuftimmung für 
te abgejchloffen werden, al3 sponsalia de futuro gelten, von 
welchen fein Teil zurictreten fann, bis beide dag Mündig- 
feitSalter erreicht haben. Nachher joll der, welcher zulegt mindig 
getworden tit, das Enticheidungsrecht darüber haben, vb von jebt 
an das Verhältnis al3 Ehe gelten, oder durch einen Richteripruch 
aufgehoben werden joll. Bon felbit joll nicht, wie nach dem 
römischen Necht, das Verhältnis jeßt in eine Ehe übergehen; 
aber e3 convalescirt jegt von nun an, wenn bi jeßt beide 
Teile die Fortdauer ihres Ehewillens zu erkennen gegeben 
haben. Auch wenn nur ein Teil bei Eingehung der Ehe un- 
mindig war, muß der andere jeine Miündigfeit abwarten und 
vann diefem die Entjcheidung überlafjen ?). 


9; Tit. Deer. Gr. XI. und in Vlto de despons. impub. (4, 2). 
2) 4 X.h.t. und ce. un. in. VIto h. t. 
3) c.7.8X.h.t, c. un. in. VIto h. t. 
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ar erweislich bet der von einer eheunmindigen Berfon 
furz vor dem Miündigfeitsalter eingegangenen Ehe ausnahns- 
weile die ©ejchlechtsreife und Die wentigitens fir das VBerlöb- 
nis erforderliche geiftige Neife bereit3 vorhanden gewesen, jo tit 
die Ehe gültig Y); es kann auch der Bilchof aus dringenden 
Gründen einer ehemimdtgen Berfon, wenn er von ihrer aus- 
nahmswetje jchon vorhandenen Gejchlechtsreife und Einwillig- 
ungsfühigfeit überzeugt tft, die Eingehung einer Ehe erlauben ?); 
e3 1jt dies nicht als Dispenfation von dem indispenjabeln Ehe- 
Hindernis der wirklichen mit dem Mangel geistiger Neife fir 
die Einwilligung verbundenen Ehennmindigfeit zu betrachten. 
Dur) die copula carnalis (nur nicht dirceö den bloßen nisus 
ad copulam) geht jedenfall3 das Berlöbnisverhältnis jchon 
vor Erreichung des MimpdigfeitSalters in eine vechtsbeitändige 
Ehe über 9). 

Dieje lebte Beitimmung gilt nach fatholifchem Eherecht Jeit 
.vem Concilium Tridentinum, wo die von diejem vorgeschriebene 
Ehejchließungsform beobachtet werden muß, nicht mehr; es joll 
da überhaupt die wegen Eheunmimdigfeit ungültig gejchlofiene 
Ehe mir durch) Anwendung diefer Form gültig werden fünnen. 

AlS gemeines protejtantisches Eherecht gilt in Beziehung 
auf Ehemündigkert ganz das vortriventinische fanontsche Necht, 
mit Ausnahme der Beitimmung, daß aus befonderen Gründen 
einer ehemündigen Perjon unter der eben angegebenen Boraus- 
jeßung eine Eheichliefung zum voraus gejtattet werden fann. 
E3 gilt auch, feitdem nach Diefem Eherecht die Ehe durch Trau- 
ung geichlofien werden muß, immer noch, daß eine von einer 
eheummindtgen Berfon im Ddiejer Form gefchloffene Ehe durch 
die copula carnalis oder durch Beharren beider Teile bei dem 
Ehewillen bi8 zu erreichter Chemündigfeit von felbit con- 
valescitt 7). K 

Durch Ddeutjche Landesgejege tft nun aber häufig jchon 
(ängjt bejtimmt worden, daß zur Ehemiümdigfett ein reiferes 
Alter erforderlich Jet, und jegt tft es Neichsrecht in Folge der 

4) e. 14 X.h. cc. 

5) c. 2 eod. 

6) c. 8, 10 X eod, 

7) ©. Bartels, Ehe u. Verlöbnis ©. 278. 
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Beltimmung des NO. von 1875 im S. 28 Abj. 2, daß die 
Ehemindigkeit des männlichen Gejchlechts erjt mit dem voll- 
endeten zwanzigiten Lebensjahre, die de weiblichen Gejchlechts 
erjt mit dem jechzehnten Lebensjahre eintritt, wobei jedoch das 
GSejeg beifügt: „Dispenjation it zuläflig“. 

E&3 liegt hierin feine bloße „Erweiterung“ des gemeinrecht- 
lichen Erforderniffes der Chemündigkeit, jondern es hat ver- 
möge Diejer Beitimmung jenes Erfordernis einen wejentlich 
anderen Charakter, als das gleichnamige Erfordernis des ge- 
meinen Nechts. ES tft damit gemeint, daß für die Ehejchliegung 
nicht mehr die förperliche Neife für die Ehe und die geiftige 
Reife für die Fähigkeit zur Einwilligung im diefelbe genügen, 
jondern auch die für ihre Führung erforderliche fittliche Neife 
notwendig fein joll; denn jene beiden eriten Arten von Neife 
für die Eheichliegung müfjen doch immer fchon in einem etwas 
früheren Alter vermutet werden. Hieraus folgt, daß nicht ohne 
weiteres angenommen werden darf, eS jolle im Bereich des 
gemeinen Nechts eine blos wegen Nichtvorhandenfein des jo 
bejtimmten Erfordernifjes der Ehemimdigfeit unftatthafte Che- 
Ihliegung, wenn fie dennoc) in gejeßlicher Form vollzogen 
worden jet, Durchiweg die Folgen haben, welche bisher nach ges 
meinem echt eine wegen Eheunmündigtett ungültige Che- 
Ihliegung gehabt hatte. 

Wirrde freilich) eine Ehe von Berjonen,, von welchen we- 
nigitens Die eine im gemeinrechtlichen Sinne eheunmindig wäre, 
in der gejeßlich vorgejchriebenen Form geichloffen, was jedoch 
faum denkbar tt, jo würden darauf tim Bereich de3 gemeinen 
Nechts allerdings unbedenklich dejjen Beitimmungen anzuivenden 
fein. Wo aber bei der Eheihliegung der männliche Teil nur 
noch nicht zwanzig, aber bereitS über vierzehen, der weibliche 
Teil nur noch nicht über jechzehen, aber bereit8 über zwölf 
Sahre alt wäre, würde es jehr gewagt fein, diefe Eheunminz- 
digkeit als ein Öffentliches trennendes Ehehindernis zu behan- 
deln; jedenfalls läßt jich durchaus nicht behaupten, daß dafür 
die gleichen inneren Gründe jprächen, wie für die Behandlung 
der gemeinrechtlichen Eheummindigteit als eines derartigen 
Ehehindernifjes: es läßt fich gewiß nicht behaupten, daß 3. D. 
die von einem neunzehnjährigen Süngling eingegangene Ehe 
wegen anzunehmenden Mangels fürperlicher Reife für die Ehe 
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nicht als eine wahre Ehe betrachtet werden könne, und deshalb 
von Antswegen getrennt werden müffe. 

Allerdings läßt fich behaupten, daß vermöge der gemein- 
rechtlichen VBorjchrift, wornach alle gejeglich verbotenen Necht3- 
gejchäfte im HYweifel als nichtig zu behandeln jtnd (L. 5 C. de 
legib. 1, 14) im Bereich des gemeinen Nechts alle von Ehe- 
miündigen im Sinne de3 NeichSgejeges vollzogenen Eheichließ- 
ungen als nichtig behandelt werden müfjen. Aber diefer Vor- 
Jehrift wird genügt, wenn der Mangel der rveichSgefeglichen 
Ehemümdigfeit al3 Grund bedingter Nichtigkeit der Eheichliegung 
oder mit andern Worten als trennendes Brivathindernis be- 
handelt wird, jo daß dann der eheunmündige Teil, jo lange 
die Ehe noch nicht confummirt und er noch eheunmündig tt, 
auf Ungültigfeitserklärung antragen fann, keineswegs aber die 
Staatsanmwaltjchaft berechtigt oder verpflichtet tit, jenen Mangel 
durch eine Nichtigfeitsflage geltend zu machen. Sit die Ehe 
conjummmirt, oder ohne daß dies gejchehen ijt, bi8 zur erreichten 
Ehemümndigfeit fortgejegt worden, jo darf auch eine Ungültig- 
feitsflage nicht mehr zugelaffen werden; die Bedingung der 
Jichtigfeit der Ehejchliegung it Dann weggefallen. &83 fann 
dann auch, wo fatholisches Eherecht anzuwenden tt, nicht eine 
neue Ehejchliegung in gejeßlicher Form gefordert werden, jon- 
dern e3 1jt lediglich dem Sewiljen der Ehegatten anheimzuftellen, 
ob fie, um ihre Ehe zu einem ratum matrimonium zu machen, 
die Conjenserflärung in der tridentinischen Form erneuern zu 
miüffen glauben, was aber natürlich gerade vom firhlichen 
Standpunkt aus dann zu vernemen tt, wenn die Ehe mac) 
Erreichung des gememrechtlichen HeiratSalters eingegangen, und 
damals jchon der Konfens in der tridentinischen Form erklärt 
worden var. 
| Die im Neichsgefeß vorbehaltene Dispenfation darf: gewiß 
nur da für zuläfftg gehalten werden, wo bloß die reichSgejeß- 
(iche, nicht, wo jogar die gemeinrechtliche Ehemimdigfeit bei 
einem Zeile noch nicht vorhanden tit; denn in diefem Fall ift 
die Eheichließung jure naturali unzuläffig, es müßte denn 
indiviouelle Frühreife vorhanden fein; auf eine Unterjuchung 
hierüber würde man aber doch faum bei jtaatlicher Dispenjation 
jich einlafjen können oder wollen. 

Schlieglih fragt e8 fi) nun aber noch, wann bei den 
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Einzelnen die für die Ehemimdigfeit durch das Neichsgejeb ges 
forderten Lebensjahre al3 vollendet zu gelten haben? Gewiß 
will das Gefeh, daß im ganzen Neiche biefür diejelbe Berech- 
numgsart angewendet werde. Und da es nichts ausdrücdlic) 
darüber bejtimmt, welche angewendet werden folle, jo tft anzus= 
nehmen, daß e3 die nach preußiichen Necht geltende Berech- 
 nungsart wolle; denn wo das Neichgejeg einer nach diejem 
Necht geltenden Beitimmung die Geltung entziehen wollte, tt 
dies jtet3 ausdrüdlich geichehen. ES tit alfo anzı nehmen, daß 
die Ehemimdigfeit mit dem Anfang des Kalendertages beginne, 
an welchem die einzelne Berjon vor 20, bezw. 16 Jahren ge- 
boren worden tit; denn Diejes tt nach Förtter, Theorie und 
Brarıs I. ©. 94 und Dernburg, Lehrbuh Bd. 1 ©. 129 
die preußische Altersberechnung 9). 


D. Körperlicde Sähigfeit für die Ehe. ea 
| niS der Impotenz). 


8. 2. 


Die körperliche Fährgfeit für die Ehe, beitehend in Der 
Fähigkeit zum Vollzug derfelben durch gefchlechtliche Vereinig- 
ung, fan, wo fie nicht al3 notwendige Vorausfegung der 
geiftigen und Sittlichen Fähigkeit für die Ehe in Betracht fommt, 
nicht als umbedingtes Erfordernis fir die Zuläfligfeit und 
Gültigkeit der Ehefchliegung angejehen werden. Die Gejchlechts- 
veife tft nur darum unbedingtes Erfordernis zuläfjiger Ehe- 
Ihließung, weil ohne fie auch die erforderliche geijtige und 
fittliche Neife für die Ehe nicht vorhanden fein fann. Würde 
aber die Nechtsjagung auch bei Ehemimdigen jene körperliche 
sühtgfeit Schlechthin als Bedingung der Nechtsgültigkeit Der 
Che behandeln, jo läge darin eine Berfennung des fittlichen 
Charakters der Ehe, vermöge deffen e8 zu geniigender Befrie- 
digung dircch Diejelbe nicht wejentlich gehört, daß fie auch durch 
die copula carnalis vollzogen werden fünne: die gegenjeitige 
geistigsfittliche Ergänzung der gejchlechtlichen Einfeitigfeit in 
einheitlicher Lebensführung ijt ein Gut, deffen Wert wohl be- 
timmen fanın, mit Bewußtjein auf diefe Art des Ehevollzugs 


8) Vgl. Sicherer, Perfonenftandsgefek ©. 150. 
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zu verzichten, wo die natürliche Beschaffenheit eines oder beider 
Teile ihn ausschließt. Hierauf beruht vor allem die vollfom- 
mene ©ültigfeit der Greijenehe, die man durch die Bejchränt- 
ung der Abficht auf dag mutuum adjutorium zu rechtfertigen 
pflegt, wober dann aber, wenn darunter bloße gegenfeitige 
anßerliche Unterftügung und Hülfeletftung verjtanden wird, Die 
Nittliche Bedeutung der Ehe zu niedrig tarirt wird. Die Bes 
denfen, welche zu große Ungleichheit des Alters bet der Ehes 
Ihliegung erregen fanın, wird die Nechtsjabung, wie es aud) 
das gemeine Necht thut und jtetS gethan hat, der ndividnellen 
Erwägung anheimftellen können. 

Db umd in welcher Art der Mangel förperlicher Tüchttg- 
feit für die Ehe als Hindernis des Nechtsbeitandes einer Ehes 
Ihliegung behandelt werden joll, kommt hauptjäkhlih da in 
Stage, wo Ste bei Ehemimbdigen ft) als em bejonderes Ö e- 
brechen daritellt, das ihr Unvermögen bewirkt, mit irgend einer 
Werjon des andern Öefchlechts, oder Doch mit Diejer beittinmten, 
ven Berichlaf zu vollziehen. Selbjtverjtändlich tft diefe abjolute 
oder relative impotentia co&undi wohl zu unterscheiden von 
bloger Zeugungsunfähigkett oder Unfruchtbarkeit; daß Diejer 
Mangel nie, weder geradezu, noch als Gegenstand eines wejent- 
lichen Srrtums ein Ehehindernis begründen fünne, ift von Der 
gemeinrechtlichen Doftrin jtet8 als unzweifelhaft betrachtet 
worden. | | 

Das römische Necht hatte unterjchteden, ob jenes Unver- 
mögen durch Berftümmelung oder auf andere Were entjtanden 
jet: Slaftraten behandelte es al3 unfähig, eine gültige Ehe ein- 
zugeben; andere ISmpotente als fühtg Hiezu!). Aber es jollte 
bet ihnen die Smpotenz unter gewilfen Borausjeßungen den 
andern Teil zu einer jtraffreten Scheivung berechtigen 2). 

Anfänglich) und bis zur Mitte des 12. Jahrhunderts be= 
trachtete auch die Kirche eine jolche Impotenz nicht alg Ehe- 
Hindernis, fondern noch ganz in Gemäßheit des römtjchen 
Nechts al3 Grund der Auflöfung eines vechtsgültigen Che- 
bandes, welche fie deshalb für ftatthaft erachtete, weil fie Die 
noch nicht confummirte Ehe gar nicht als eigentliche Ehe — als 


1) L. 89 8. 1 D. de jure dotium (23, 3). 
2) L. 10 C. de repud. (5, 17) Nov. 22 c. 6, Nov. 117 c. 12. 
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ratum matrimonium — jondern nur al3 ein Berlöbnisverhält- 
nis anjah, oder wie Gratian fie bezeichnete, als initiatum 
conjugium 3). Unter die Ehehindernifje ift die Impotenz erit 
im Defretalenrechte aufgenommen worden, nachdem fchon bloße 
sponsalia de praesenti al Entjtehungsgrund eine ratum 
matrimonium anerfannt worden waren. - Um mum doch nod) 
wegen Impotenz eine völlige Auflöjfung der Ehe zulaffen zu 
fünnen, ohne Berlegung des Grundjages der Unmöglichkeit 
einer eigentlichen Ehejcheidung, mußte fie al8 Hindernis voller 
Kechtsbeftändigfeit der Ehe aufgefaßt werden, und es gefchah 
dies, wie aus dem Titel der Defretalenfanmlung Gregors IX, 
de frigidis et maleficiatis et impotentia co&undi (4, 15) zu 
- erjehen tit, in folgender Weile. 

Die Smpotenz, nahm man an, hindert die Eingehung einer 
gültigen Ehe nicht, wenn ftch die Gatten nır al3 Gejchwilter 
haben, d.h. wenn jte mit wohlüberlegtem Verzicht darauf, daß 
die phyftsche Gejchlechtsgemeinschaft Grundlage ihrer fittlichen 
Lebensgemeinschaft jet, ihre Abficht nur auf dieje richten. Dieje 
Unvollfommenheit ihres ehelichen Berhältniffes, in welche fie 
ih mit Bedacht ergeben, ift dann fein Hindernis für Die 
Nechtsbeitändigfeit der Ehe. Wer aber eine Ehe mit einer 
impotenten Berfon eingegangen hat, ohne eS zu wiljen, daß 
jtie impotent jet, joll, wenn fich dies nachher ergibt, zu jenem 
Verzicht nicht genötigt werden, fondern Aufhebung der Ehe als 
einer bloßen Scheinehe erlangen fünnen. 

Hiernach) ift e8 weder genau richtig, daß, wie eS meist von 
katholischen Kanontiten behauptet wird, auch die dem andern 
Teil bei der Eingehung der Ehe befannte Impotenz nad) fano- 
ntiichem Nechte Ehehindernis jet, noch daß, wie e8 meist von 
proteitanttichen Sanonisten behauptet wird, Unbefanntjchaft da= 
mit bei Eingehung der Ehe Bedingung fir die Geltendmachung 
der Impotenz als Ehehinderniffes jei. Sie fann nach fano- 


3), Sm Hinblid auf c. 29 C. 27 qu. 2, c..18 C. 32 qu. 7 u cl 
C.33 qu. 1 dürfte die volle Nichtigkeit der Behauptung Aleranders II. 
in der p. d. des c. 2 X. de frigidis 4, 15), daß die römifche Kirche 
bisher Ehetrennungen wegen Impotenz nicht zugelaffen Habe, zu bezweifeln 
und in Gemäßheit von e. 4 eod. dahin zu berichtigen fein, daß man bei 
vorhandener Geneigtheit, eine Gefchwifterehe zu führen, nicht trennte, 
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nischem Rechte unbedingt als folches geltend gemacht werden, 
wenn fie dem andern Tetl bet der Ehejchliegung unbefannt 
war; im entgegengefeßten Falle jedoch nur, wenn die Ehe nicht 
mit wohlüberlegtem Verzicht auf die phyitiiche Seichlechtsgemetn- 
Icehaft eingegangen worden tft. &8 würde aber auch nach dem 
proteitantifchen Eherecht gegen die Einrede, daß dem auf Aır= 
nullation Elagenden Teile die Smpotenz des belangten bet Eins | 
gehung der Ehe befannt gewejen jet, die Gegeneinrede zuges 
lafjen werden müfjen, daß es dabei an einem wohliüberlegten 
Entjchluffe, die Ehe folle nı als Gejchwilterehe geführt werden, 
gemangelt habe. &8 it hieber auch zu bedenfen, daß dem 
Mangel Des Beiwußtjeins von der Thatjache der Smpotenz ver 
Mangel des Bewußtfeins von der Bedeutung eines Verzichts, 
wie er hier erforderlich ift, wejentlich gleichfommt. An jtch it 
nach dem wahren Sinne des fanonischen Nechts und nach der 
Katur der Sache die Unwiffenheit von der Impotenz des andern 
Theils weder genügend noch notwendig dazu, daß Diejelbe als 
trennendes Ehehindernis geltend gemacht werden kann. 

Seht ift nur aus dem Gefichtspunkte der Ungültigfeit 
wegen wefentlichen Srrtums die Anfechtung einer Ehe auf 
Grund der Impotenz eines Eheteil3 möglih. Denn als jelbit- 
jtändiges Chehindernis fann die Impotenz jet nicht mehr 
geltend gemacht werden, da dag NeichSgejeg unter den Erfor- 
derniffen der Ehefchliegung die phyfische Tüchtigfeit fiir Die 
Ehe nicht mit aufzählt, und demnach eine Behandlung der 
Impotenz als Grundes rechtlicher Unfähigfert, eine unanfecht- 
bare Ehe zu jchließen, dem $. 39 des Gejeges zunviderlaufen 
würde, nach welchem alle Vorjchriften, welche das Necht zur 
Eheichliegung weiter beichränfen, al8 es ducch das Nerchsgejeß 
gejchteht, für aufgehoben erklärt find. 

Dagegen kann. nichts im Wege ftehen, daß da, wo eine 
PBerfon eine Ehe mit einer andern eingegangen hat, die vers 
möge eines Gebrechens zum Vollzug des Beischlafs überhaupt 
oder wenigjteng mit diefer bejtimmten Berfon unfähig war und 
es wegen Unbheilbarfeit des Gebrechens geblieben tft, in Uns 
fenntnis von diefem Gebrechen (wie ja das ohnehin der regels 
mäßige Fall fein wird), fie um diejes ihres wejentlichen Srrs 
tums willen die Ungültigfeitsflage erhebt. Und man wird nad) 
dem oben Bemerkten auch anzuerfennen haben, daß unter Ums 
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tänden diefem Irrtum der Mangel des Bewußtfeing von der 
Bedeutung des Entjchlufjes, eine ©ejchwifterehe zu führen, 
gleichzuitellen jet. Auch da, wo das katholische Eherecht anzu= 
wenden tft, muß Diejem Irrtum jegt die Geltung eines tren- 
nenden Brivatimpediments beigelegt werden. Denn da nach die- 
jem Eherecht die Impotenz (wie eS wenigitens die jebt in der 
Doktrin und Praxis herrjchende Anficht it), Itets felbit dann 
zum Antrag auf Annullation berechtigen joll, wenn fie dem 
darauf antragenden Cheteile bet Eingehung der Ehe befannt 
war, jo würde es widerjinnig jein, wenn man behaupten wollte, 
e3 Ditrfe jeßt, wo dag fatholtiche Eherecht anzuwenden ift, nicht 
einmal dann, wenn die Impotenz dem andern Teile damals 
unbefannt war, demjelben der Antrag auf Annullation geitattet 
werden, nur damit der Orumdjag jenes Eherechts nicht verlegt 
werde, daß der Irrtum über eine bloße Qualität nicht alg Che- 
hindernis zu gelten habe. Weberdies fordert nach dem oben 
Bemerkten das fanontjche Necht für die Nechtsbejtändigfeit 
einer Ehe, wenn ein Teil impotent tjt, eigentlich einen bejon- 
deren Snhalt des Eheconjenjes, den nämlich, daß er Einwillig- 
ung in eine Öejchwilterehe jei. Sit die Impotenz dem andern 
Teile bei der Eingehung der Ehe unbekannt, jo tjt ver Conjens 
deshalb nothwerdig ein mangelhafter, weil er dann eben nicht 
diejen bejonderen Inhalt haben fann. Es würde aljv das 
fanonische Necht, wenn e3 jo wie das Neichsgejeß es thut, Die 
Smpotenz jelbit gar nicht unter die Ehehindernifje aufgenommen 
hätte, offenbar die Unbefanntichaft damit ebenjo als einen iwes 
jentlichen Srrtum haben gelten lafjen, wie den über Die con- 
dicio servilis. 

Andererfeit3 fünnte man freilich meinen, e3 jet dag Ehe- 
hindernis der Impotenz als jelbjtjtändiges Ehehindernis deS- 
halb Durch S. 39 des NeichSgejeges nicht (itilljchwergend) aufge- 
hoben, weil diefer Baragraph, wie gedacht, nur alle Borfchriften, 
welche das Necht zur Ehejchliefung weiter bejchränfen, 
als e3 durch das NG. gefchieht, aufhebe, alfo nicht auch Vor- 
Icehriften, welche nur Nechte zur Anfechtung einer Ehe gewähren, 
und zwar nicht wegen eines mangelnden Nechts zur Ehefchlich- 
ung, jondern wegen bloßer thatjächlicher Unfähigkeit für die 
Ehe, wie denn freilich dadurch gewis nicht der jelbitverjtänd- 
liche Nechtsfag als aufgehoben gelten fanıı, daß eine jcheinbar 

Scheurl!, Eheredt. 11 
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geichloffene Ehe nichtig jein müffe, wenn fich ergeben wirde, 
daß beide Teile deffelben Gefchlechtes feien, der eine Teil fich 
betrügerifch Für eine Berfon anderen Gejchlechts ausgegeben 
habe. Allein die Smpotenz macht für die Ehe nicht jo abfolut 
unfüchtig, daß e8 nicht erit einer pofitiven Nechtsvorichrift be- 
dürfte, um ihr die Bedeutung eines jelbitftändigen Ehe- 
hinderniffes zu verichaffen; der Inhalt Diefer Nechtsvorschrift 
wird fich dann aber jtet3 notwendig als eine Bejchränfung des 
Jechts zur Eheichliegung darftellen. Nur wenn fie bloß als 
Dbjeft eines zur Anfechtung der Ehe dienlichen Srrtums in 
Betracht fommen joll, wird dadurch das Necht zur Eheichliegung 
nicht berührt. | 
Der oben hervorgehobenen Anschauung des kanonifchen 
Kechts folgend, daß bet vorhandener Impotenz die Ehe nur 
dann als wahre Ehe gelten fan, wenn fie als Gejchwifterehe 
gl wird, hat B. Sirtus V. dich ein Motuproprio von 
22. Juni 1587 %) die Kaftratenehe verboten, oder eigentlich nur 
das römischerechtliche Verbot derjelben erneuert, indem er aug- 
drüclich vorausfegte, daß fie nicht als Bejchwifterehe, Jondern 
zu einer verwerflichen Befriedigung unfittlichen Gelüftens ge- 
wollt werde, und e3 pflegte von den proteftantifchen Suriiten 
diejes Berbot als ein wohlbegründetes anerfannt zu werden). 
Als eigentliches Verbot, welches das Necht zur Ehejchliefung 
pofitiv bejchränft, wird e8 aber nun durch die angeführte Be 
ftimmung des NeichSchegejeges als aufgehoben betrachtet werden 
ke I 
Sn anderen Fällen behaupteter Smpotenz muß, damit fie 
al3 Ungültigkeitsgrund der Ehefchliegung geltend gemacht werden 
fann, ihr Vorhandenfein jchon am Anfang der Ehe umd die 
Unmöglichkeit ihrer Heilung ohne Xebensgefahr für.den impotenten 
Zeil gewiß jein. Hinfichtlich des zur Erlangung diefer Ge- 
wißheit erforderlichen Berfahrens find jet ausschließlich die - 
Beitimmungen der Neich8-Civilprozekordnung (ingbejondere der 
58. 577 u. 581) maßgebend. Es fünnen diefen gegenüber die 
bejonderen für den Beweis der Impotenz durch das fanonifche 
Recht aufgejtellten Regeln feine Geltung mehr in Anfpruch 


4) Richter, Canones et Decreta Cone. Trid. p 555 sqgq. 
5) Dal. 3. 9. Böhmer, J.E.P. Tom. IV.L.IV.T.XV 88.5-19, 
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nehmen. Yu diejen gehört aber namentlich auch die Borfchrift 9), 
daß wenn das auf Augenschein ftch gründende Urteil der Sac)- 
verftändigen zu unbejtimmt lautet, um darauf umd auf den 
Eid der Gatten (mit Eideshelfern) Hin definitiv entfcheiden zu 
fünnen, die Brobe dreijährigen Zufammenlebens der Gatten zu 
 derlangen jei. Denn es jchließt fich diefe Vorfchrift zwar an 
die römtscherechtliche Beitimmung an, daß nur nach dreijährigen 
Bujammenleben der Öatten die Trennung wegen Impotenz ers 
(aubt jein follte, die Demnach dem materiellen Nechte angehörte 
und nicht eine prozefjuale VBorjchrift war; fie hat aber im 
fanonischen Rechte die Bedeutung einer folchen gewonnen, wie 
jic) Dies daraus ergibt, daß dafjelbe zugleich ausdrücklich be- 
jtinmt hat, eine Ehe fünne auch jchon vor dreijährigen Beltande 
wegen Smpotenz getrennt werden, wenn dieje als antecedens 
et perpetua impotentia auf andere Wetje zur Gewißheit ge- 
bracht werden fünne. Anch enthält der S. 16 des Einführungs- 
gejeßes zur Neichscivilprozegordnung feine Bejtimmung, wo- 
Durch fich auch jeßt noch die richterliche Anordnung jener drei- 
jährigen Probezeit rechtfertigen ließe. 

Der Sühneverfuch hat bei Klagen auf Ungültigfeitserklär: 
ung einer Ehe wegen Impotenz zur Aufgabe, daß man den 
Elagenden Teil zu bewegen jucht, die Ehe, wenn die Behaup- 
tung unbeilbarer (abjoluter oder relativer) Impotenz Des andern 
Teils richtig fein jollte, alg Bejchwilterehe fortzujegen, wie Dies 
namentlich durch protejtantifche Kirchenordnungen- ausdritclich 
vorgejchrieben, aber auch jchon durch Stellen des fanonijchen 
Nechts wenigitens angedeutet tft. 

Das gemeinrechtliche Verbot, daß wenn durch richterliches 
Erkenntnis die Ehe wegen abjoluter Impotenz eines Teils 
getrennt worden ift, diefer eine neue Ehe jchliege, muß auc) 
als durch) S. 39 de NOS. aufgehoben betrachtet werden. 


6)c.5u.7X. ht 
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E. Die Einwilligung der Eltern und Bormünder. 


1) Nach dem bisherigen gemeinen Wecht. 
Sao 


Die Frage, in welchem Umfang und mit welcher Wirkung 
die Nechtsordnung dag Erfordernis elterlicher Einwilligung 
zur Ehejchließung anzuerkennen babe, bietet feine Schwierigkeit 
dar, wenn es nur al3 Ausfluß der elterlichen Gewalt betrachtet 
wird, und wenn Ddieje eine fejt bejtimmte vechtliche Beftalt hat, 
zugleich aber die Ehe al8 ein ganz dem Bereich des weltlichen 
Nechts angehöriges Verhältnis gilt, wie dies alles nach dem 
römtfchen und dem altdeutjichen Nechte der Fall war. Es tft 
dann jelbjtveritändlich, daß fo lange Kinder unter diejer ©e- 
walt jtehen, Chen von ihnen vechtsgültig nur mit elterlicher 
Zuftimmung gejchloffen werden fünen, oder daß fogar es 
eigentlich die Inhaber der elterlichen Gewalt find, welche die 
Ehen der Kinder, jofern fie vechtswirffam jein follen, mit 
bloßer mehr oder minder freier Zuftimmung der Kinder zu 
Ichließen haben. &3 wird dann jelbft, wenn die Ehejchliegung 
zu ihrer Nechtsgültigfeit einer feierlichen Korn bedarf, die Wit- 
wirfung der Inhaber der elterlichen ewalt zur Schliegung 
und insbejondere zum Vollzug des Ehevertrags Bejtandteil der 
zum Yuftandefommen der Ehe notwendigen Fornt fein, md 
umjoweniger alfo ein Zweifel darüber obwalten fönnen, daß 
eine thatfächlich ohne Zuftimmung der Eltern oder ihrer Ver: 
treter eingegangene eheliche Verbindung des rechtlichen Cha- 
rafters der Ehe völlig entbehre. E83 kann dann nur etwa in 
Trage kommen, inwieweit den Kindern Schuß gegen Wibrauch 
der elterlichen Gewalt in jener Beziehung zu gewähren jet. 
Selbjtveritändlich it es aber dann zugleich andererjeits, daß 
jobald Kinder von der rechtlichen elterlichen Gewalt freige- 
worden find, oder foweit fie in einer folchen etwa nie fich bes 
funden haben, fie völlig felbjtjtändig bet der Ehejchliegung zu 
Wert gehen können. 

Dagegen wird die Frage eine jehr jchivierige, wenn te 
unter den Gefichtspunft der religiös-fittlichen Schorjams- umd 
Ehrfurchtspflicht der Kinder geftellt, und überdies die Ehe jelbit 
als ein wenigitens teilweife dem veligiöjen Gebiete angehöriges 
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Verhältnis, oder jogar als ein Saframent angejehen wird. 
Es füllt dann einerjeits die feite Grenze für den Umfang des 
Exforderniffes der elterlichen Gewalt weg, in welche eS der 
Beitand der rechtlichen Elterngewalt einjchließt, wo dieje als 
fein alleiniger Grund erjcheint, und e3 taucht andererjeits die 
Frage auf, ob nicht fir die Ehefchliegung vermöge ihrer reli- 
giöjen. Bedeutung der einzelnen Perjönlichkeit eine von ihren 
vein natürlichen Beziehungen, wie e8 die zu den Eltern tt, 
unbebinderte Freiheit, und andererjeit3 der Ehe als religiöjem 
oder jogar jalramentalem Berhältniffe jedem menjchlichen, und 
jo auch einem elterlichen Eingriffe gegenüber Schuß zu ges 
währen jet? 

Im Neht der mittelalterlichen Kirche gewann die lebtge- 
dachte Nückjicht jo jehr die Oberhand, daß jchlieglich das Er- 
fordernis der elterlichen Einwilligung unter feiner Bedingung 
mehr alg ein vechtliches Erfordernis gültiger Ehejchließung an= 
erkannt, Sondern nur noch unter die zur Ehrung des Ehe- 
jaframents gehörenden Förmlichkeiten (solennitates ad honesta- 
tem sacramenti pertinentes) eingereiht wurde, zu deren Be- 
obachtung die Glieder der Kirche angehalten werden, die aber 
nicht zur Oültigfeit dev Ehejchliegung notwendig jein jollen !). 

Das tridentinische Comeil glaubte fogar (mit stilljchwei- 
gender Bezugnahme auf protejtantifche Lehre) den Bannfluch 
über diejenigen ausiprechen zu follen, welche behaupten, es jei 
die Gültigkeit der von Hausfindern ohne elterliche Zuftimmung 
eingegangenen Ehen von dem Willen der Eltern abhängig: 
Sess. XXIV. c. 1 de reform. matrim.: jure damnandı sunt 
illi, ut eos saneta synodus anathemate damnat, qui aflir- 
mant, matrimonia a filiisfamilias sine consensu parentum 
contracta irrita esse et parentes ea rata vel irrita facere 
posse. | 

E3 lag darin insbejondere eine Zurüchweifung dev befannten 
Stelle im Anhang zu den jchmalfaldischen Artiteln Kam 
Schluffe deffelben): „Item (ift unrecht) daß ingemein alle Heirat, 
fo heimlich) und mit Betrug ohn der Eltern Borwiffen und 
Bewilligung gejcheyen, gelten und fräftig jein jollen“. Im 
(ateinifchen Texte heißt eg: „Etiam injusta lex est, quae in 


—_ 
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genere 'oömnes clandestinas et dolosas desponsationes contra 
jus parentum approbat“. 

Diefer Ausspruch darf nun allerdings als das Tundament 
de3 gemeinen protejtantischen Cherechts in Betreff des Erfor- 
dernifjeg elterlicher Einwilligung zur Ehejchliegung betrachtet 
werden. Aber er wird mißverjtanden, wenn man meint, e8 fei 
dadurch der Grumdjag aufgeitellt, da der Wiangel elterlicher 
Einwilligung ein in unjerem heutigen Sinne trennendes (Privat-) 
Ehehindernis jet. In der That jagt er nur, daß in der Negel 
die Gültigkeit der Verlobungen als von dem Wiffen und 
Willen der Eltern bedingt angejehen werden jollte; dem wie 
das Wort: „desponsationes*, jo bedeutet auch das Wort: 
„Hetraten“ nac) dem damaligen Sprachgebrauch nicht Ches 
ichliegungen im heutigen Sinne, jondern sponsalia de prae- 
senti, wodurd,) zwar das Ehebiimdnts gejchlofjen wird, wober 
aber dejjen Vollzug noch ausgejeßt bleiben, und woraus folg- 
lich) noch feine vollfonmene Ehe entitehen joll. Die Frage, ob 
auch die vollzogene Ehe auf elterliches Verlangen zu tremmen 
jei, war damit offen gelaffen. Behauptet war damıt nur, daß 
ıticht bloß sponsalia de futuro, jonvdern auc) sponsalia de 
praesenti, injofern- fie das elterliche Necht verlegen, in der 
Negel al3 von den Eltern anfechtbar behandelt werden follten, 
jo daß alfo der Bollzug der hiedurch nach den damaligen 
Begriffen bereits geichloj I Ehen durch die Eltern ge- 
hindert werden fünne. 

retlich fönnte man meinen, es jet Doch damit indirekt 
auch jchon jene andere Frage bejaht, indem man jo Jchlöffe: 
wenn die Schließung des Ehebündnifjes ungültig fein joll, jo 
muß e3 immer auch der Vollzug Ddejjelben jein; nur der Voll- 
zug einer gültigen Ehejchliegung fann die unvollfommene Ehe 
zur volllommenen machen; e8 fann aber nicht der Vollzug einer 
ungültigen Chejd Jiegung eine Verbindung, welche nicht ala 
Ehe gelten foll, in eine gültige, umauflösliche Che ver- 
wandeln. 

Aber es 1jt leicht nachzumweiien, daß dies keineswegs die 
Anjchauung der damaligen Zeit war, fondern daß vielmehr 
nach diefer c3 als eine wohl jtatthafte Frage galt, ob nicht 
doc auch der Bollzug einer umgültigen Verlobung — jelbjt 
ungültiger sponsalia de futuro — emme rechtsbejtändige Ehe 
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erzeugen könne, und zwar nSbejondere der Vollzug heimlicher 
und als jolcher nichtiger Verlöbniffe durch den Beischlaf. 

Luther befämpfte am ausführlichiten die eltung der 
ohne Borwifjen und Bewilligung der Eltern eingegangenen 
Winkelehen im jeiner Hauptjchrift „von Chefachen“ aus dem 
Sabre 1530. Aber er jchließt fte mit ven Worten?): „So fet 
nu dies der endliche Bejchluß Diejes erjten Artifels, daß heim- 
liche Berlöbnis, weil da noch feine Ehe im Werf und der 
Magd und ihren Elterr noch feine thätliche Verlegung .ge- 
ichehen, jonvdern noc) ganz tn der Eltern Verbot und Gewalt 
ftehet, joll gänzlich verhindert, und für feine Ehe gehalten 
werden.“ Und zuvor (©. 109 a a. D.) hatte er gejagt: „man 
joll wehren umd nicht gejtatten, daß heimlich Verlöbnis nicht 
eine Ehe mache; wird aber eine draus gemacht und die Wagd 
ein Weib, jollt dur fie nu, werl fie verderbet it und wert 
gegen andere worden, nicht wieder geben, jondern behalten, 
und noch dariiber die Buße dazu geben". Selbjt wenn die 
Verlobung argliütig durch Beilchlaf vollzogen wiirde, um eine 
Ehe Daraus zu machen, Joll das zivar bejtraft werden, aber 
den Nechtsbeitand der Ehe nicht hindern. 

Auch bei den heftigen Kämpfen, welche befanntlich Quther 
mit den Surtiten über die Gültigkeit der clandestina conjugia 
zu beitehen hatte, handelte es jic) immer nur um conjugia 
inchoata, nicht consummata 9). | 

Es wurde das Dedenten, ob denn ein ımerlaubter Boll- 
zug eines ungültigen VBerlöbniffes eine gültige Ehe bewirken 
fönne, durch jene billige Nücjicht auf die gejchiwächte Verlobte 
zurickgedrängt; man fonnte aber eben deshalb auch wohl der 
Meinung fein, daß es in der Kegel PBflicht dev beivderjeitigen 
Eltern fei, das in folcher Art zum Vollzug gelangte Berlöbnts 
zu vatihabiven und dadurch jammt feinem Bollzug gültig zu 


2) Werfe Erlanger Ausg. Bd. XXI ©. 110. 

3) Vgl. biezu Mejer in Doves Zeitjehrift f. KR. Bd. XIII ©. 98 ff. 
Wenn bei diefem Streite Luther — uriprünglich wenigftend — nicht ein- 
mal die nachträgliche Einwilligung des Dater3 gelten lajjen wollte, fo 
fheint er mir hierbei immer nımr an eine erzwungene oder evjchlichene 
Gutheigung gedacht zu haben, oder an eine folhe, die von der Voraus: 
fegung ausgegangen wäre, daß fie vermöge dev Geltung des Fanonijchen 
Nechts nicht verweigert werden Fönne, 
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machen. Sleinestwegs aljo läßt fich behaupten, e8 werde dadurd) 
das göttliche Oebot der den Eltern zu erweijenden Ehrerbietung 
und Folgjankett außer Augen gelaffen, daß man ohne vor- 
gängige elterliche Einwilligung zum Vollzug gelangte Ehen als 
gültig behanole. 

Der Gegenfaß gegen das bisherige Necht blieb dabei immer 
noch erheblich genug, da nach diefem eben die Eltern nicht ein= 
mal den Bollzug des heimlichen BBerlöbnifjes eines Kindes 
durch Trauung zu verhindern vermocht hatten, jelbjt wenn die 
Verlobte noch Sungfvan geblieben war, und fie ihren Wideripruch 
gegen. die Ehe des Kindes auf die triftigiten Gründe jtüßen 
fonnten. 

Dieje Erwägungen müfjen nun auch bei der Auslegung 
der evangelifchen Kicchen- und Eheordnungen des XVI. Jahr- 
HundertS fejtgehalten werden. Auch diejfe find bisher, wie die 
angeführte Stelle der jchmalkaldischen Artikel meift mißver- 
tanden worden. 

Die jeßt hierüber herrjchende Anficht beruht ganz auf 
Söjichens doctrina de matrimonio ex ordinationibus sack. 
XVI adumbrata, worin angenommen tjt, daß nach den weitaus 
meijten jener Öejeße der Mangel elterlicher Einwilligung tren= 
nendes Privatehehindernis jet, wogegen aber Büff in feinem 
furheiliichen Kirchenrecht S. 250 Anm. 6 einiwendet, jene Ge- 
feße jeten wicht von gejchlofjenen Ehen zu verjtehen, jondern 
fie redeten durchweg nur von VBerlöbnifien. 

Beide Schriftiteller waren m. E. in Srrtümern befangen. 
Der Lebtere, indem er verfannte, daß die fraglichen Gejeße 
freilich zumnächit von Verlöbniffen, aber von jolchen veden, Die 
nach damaligen Begriff doc zugleich Eheichließungen waren; 
der Erjtere, indem er nicht zwischen gejchlofjenen und vollzogenen 
Ehen umnterjchied, und daher unbedenklich das in jenen Klirchen- 
und Ehevrdnungen den Eltern in Hinficht auf die durch Ver- 
lobung gejichloffene Ehe eingeräumte Annullationsrecht auch auf 
die vollzugene Ehe bezog. 

Daß in denjelben meift der Fall der bereits vollzogenen 
Ehe gar nicht berührt wird, erklärt jich teils daraus, daß man 
wohl annehmen konnte, e8 werde eben in Folge des den Eltern 
gegenüber der gejchlofjenen Ehe eingeräumten Annullationg- 
vechtS und des DBerbotS der VBollziehung jolcher Ehen durch 
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Trauung nicht leicht zu dem Begehren der Trennung einer 
Ihon vollzogenen Ehe wegen Mangels elterlicher Einwilligung 
fommen, teil3 aber auch daraus, daß man es den Ehegerichten 
überlafjen wollte, wo dergleichen Fälle jtch ereignen wirrden, 
nach freiem Exrmefjen zu entjcheiven. 

Erjt von 1563 an finden fich in den ©ejeßen ausdricd- 
liche Erwähnungen des Falles, daß nicht bloß die Schliegung, 
jondern auch der Vollzug der Ehe ohne elterliche Eimwilligung 
ftattgefunden Habe; e3 {lt dann aber immer nur von Bejtraf- 
ung dejjelben die Nede, nicht von einem Necht der Eltern, die 
Trennung der vollzogenen Ehe zu begehren. Nie jedoch wird 
ein bejonderes Gewicht auf den Vollzug der Eheichließung 
durch Trauung, jondern immer nur auf den durch Beiwohn- 
ung gelegt. Daß nach der Dadurch erfolgten Confummation 
der Ehe ihre Trennung Vergernis erregen, und für den weib- 
lichen Teil eine zu große Härte mit fich führen wiirde, das 
find die Hauptbeweggründe, aus welchen von jenem Zeitpunfte 
an das elterliche Annullationsrecht ausgeichloffen wird. Bor 
diefer Conjummation jcheint e3 auch nach vorausgegangener 
Trauung noch als bejtehend und nur davon jeine Ausübung 
bedingt betrachtet worden zu jein, daß feine inzwischen erfolgte 
jtillfehweigende Eimmwilligung anzunehmen jet, und daß das 
Beharren bei ihrer Verweigerung auf triftigen Gründen be- 
ruhe, welche leßtere Bedingung bloß minderjährigen Kindern 
gegenüber wegfallen follte Die Trauung wurde nad) damas 
liger Anschauung durchaus al3 eine nur ordnungsmäßig den 
Bollzug der Ehe durch copula carnalis vorbereitende, für Die 
rechtliche Befejtigung der bereits gejchlojienen Ehe aber be- 
veutungslofe Handlung angejehen. Und andererjeitS war vor: 
auszujegen, daß der Trauung der Bollzug Durch copula car- 
nalis unmittelbar gefolgt jei. 

ES wird daher auch jowohl von Melchior Kling in jei- 
nen Enarrationes in Institutiones zu dem Titel de nuptiis, 
wie in jeinem matrimonialium causarum tractatus (aus der 
Mitte des 16. Sahırh.), al3 von Beust in jeinem tractatus 
de sponsalibus et matrimoniis (1586) b[oß die Frage erörtert, 
ob die noch nicht durch Beifchlaf vollzogene Ehe noch von 
den Eltern angefochten werden fünne. Jener betrachtet fie als 
eine noch zwijchen den SJuriiten und Theologen bejtrittene 
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Frage, worüber er fich einer eigenen Meinungsäußerung ent- 
hält. Beust bejaht fie entjchievden; aber nur unter der Vor- 
ausjegung, daß die Kinder minderjährig, oder ver elterliche 
Widerjpruc, vollfommen gerechtfertigt jei. Daß ein durch Bei- 
ichlaf vollzugenes Eheverjprechen von den Eltern unter feiner 
Borausjegung mehr angefochten werden könne, behandeln Beide 
als unbestritten %. 

Seitdem num aber bei den deutjchen Brotejtanten al3 Ehe- 
Ichlteßung nicht mehr die unbedingte Verlobung, jondern Die 
Trauung galt, und auch der Bollzug der Berlobung Ddurd) 
copula carnalis nicht mehr als consummatio matrimonii be- 
trachtet wurde ohne hinzugetretene oder vorausgegangene Trau- 
ung, mußte das Die eigentliche Frage Hinfichtlich der elterlichen 
Einwilligung werden, ob ihr Mangel bei der Trauung 
dieje nur unftatthaft, oder ungültig mache? 

3. 9. Böhmer bezeugt es im Jus Eccl. Prot. Tom. III 
L. IV T. 2 8. 20 sqq. noch als die vorherrichende Lehre md 
entjchtevene Braris feiner Heit, daß die durch Trauung — wenn 
auch heimlich — ohne elterliche Einwilligung vollgogene Ehe 
von den Elterit nicht mehr angefochten werden fünne, erflärt 
fich aber zugleich Icharf dagegen, indem er darin eine beflageng- 
werte Befangenhett durch das Dogma vom Chejaframent zu 
erblicen meint. Doch Jcheint er nur der heimlichen Trauung 
dieje Wirkung verfagen zu wollen; wentgitens Ipricht auch eine . 
brandenburgifche Verordnung, die er lobpreigend anführt, nur 
von heimlicher Trauung. Er wird angenommen haben, daß 
bei öffentlicher, d. hd. nach vorgängiger Broklamatton vollzoge- 
ner Trauung ein Verzicht auf das elterliche Wiverjpruchsrecht 
voranszujegen jet. 

Vielleicht ift es ebenjo zu erflären, daß jen Sohn ©. &. 
Böhmer in den Prinecipia juris canonici $. 383 den Weangel des 
elterlichen Conjenjes nur unter den auffichtebenden Ehe- 
hindernifjen aufführt; er dachte dabet vermutlich nur an den 
regelmäßigen Zall, daß die a durch öffentliche Traus= 
ung erfolge. 


4) &3 ergibt fi aus den Nachweifungen Mejers in Doves Zeit- 
Ihriit f. ER. Bd. XVI ©. 43 ff, daß das auch die Fonftante Praxis des 
Wittenberger Konfiltoriuns war, 
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Sanz deutlich Iprechen fich Kiej e (in jeinem Handbuch 
des Kirchenrecht3 Bd. 3 8. 418) und Glücd (im Bandekten-Kom- 
mentar Bd. 23 ©. 50) in diefem Sinne aus. 

Man kann alfo wohl jagen: nach dem jchlieglichen gemei- 
nen protejtantischen Eherecht it der Mangel der elterlichen 
Einwilligung trennendes Ehehindernis, vorausgejeßt, daß das 
elterliche Annullationsrecht nicht dDurdy) Bräflufton ihres Ein- 
Ipruch8 gegen die Ehejchliegung verloren gegangen, und daß 
der elterliche Widerjpruch als materiell gerechtfertigt anzuerfen- 
ven tjt. Unter diefen Vorausfegungen tit aljo nach dem neue- 
ven gemeinen protejtantiichen Ehereht der Mangel elterlicher 
Einwilligung Hindernis der Nechtsbejtändigteit auch der Durc) 
Trauung und Betwohnung vollzugenen Ehe, während er nad) 
dem älteren gemeinen protejtantischen Eherecht nur die Necht3- 
beitändigfeit der durch Verlobung gejchloffenen, oder auch durch 
Trauung beftätigten, nicht aber auch der Nechtsbeftändigkeit 
der durch Beiwohnung vollzogenen Ehe zu hindern vermochte. 
| Dap die Ehejchliegenden jeldit auf Ungültigfeitserklärung 
der Ehe wegen mangelnder elterlicher Einwilligung antragen 
fönnten, ijt nie angenommen und andererjeits jtetS anerkannt 
worden, daß -eine grundloS verweigerte Einwilligung von der 
Dbrigfeit ergänzt werden fünne. 

Jun haben wir aber auch noch Die Frage zu erörtern: 
in wiefern it nach gemeinem proteftantischen Eherecht zur 
Statthaftigfeit der Ehejchliegung Einwilligung der Eltern 
ovder- auch anderer an die Stelle der Eltern getretener Berfo- 
nen erforderlich ? 

Die Kirchen- und Eheordnungen der Neformationszeit gehen 
in diejer Beziehung jehr auseinander, jenachdem fie mit größe- 
ver oder geringerer Folgerichtigfeit das vierte Gebot als den 
eigentlichen Grund des Erfordernifjes betrachten. Bei jtrengem 
Selthalten hieran muß gefordert werden, daß jo lange Die 
Eltern leben, elterliche, und wenn beide Eltern geitorben 
find, aber Großeltern ji am Leben befinden, die groß- 
elterlihe Einwilligung auch von volljährigen und rechtlich 
jelbjtjtändigen Sındern zu ihren Ehejchließungen erholt werde, 
und e8 fanıı dann auch bei Minderjährigen die Einwilli- 
gung ihrer VBormünder gefordert werden. Wird dagegen das 
Erfordernis elterlicher Einwilligung mehr aus der elterlichen 
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Gewalt abgeleitet, oder gar nur auf das Bedürfnis der Ehe- 
Iehliegenden zurüdgeführt, bei einem jo beveutungspollen 
Schritte, wie es Die Ehefchließung ift, von denjenigen berathen 
zu werden, welche hiezu den nächhten Beruf haben, jo ergibt 
e3 jich von felbit, dag die rechtliche Statthaftigfeit der Ehe- 
ichliegung bei PBerjonen, die bereits vechtlich jelbititändig fin 
oder auch nur ohne Diejes zu fein, bereits ein reiferes Alter 
erreicht haben, von elterlicher oder gar großelterlicher Einwil- 
figung nicht abhängig gemacht wird, während bei Miinderjäh- 
rigen die Eimpilligung der VBormünder auch von diejen Gefichtg- 
punkten aus fiir erforderlich gehalten werden fann. 

Man wird jagen müffen, daß es zur Bildung eines im 
eigentlichen Sinne gemeinen Nechts in Ddiefer Beziehung bei 
den PBrotejtanten in Deutjchland nicht gekommen tjt, und daß 
daher hier als gemeines Necht, d. h. als das in Ermanglung 
beitimmter partifulärer Nechtsvorschriften anzuwendende Necht 
das xömische Necht zu betrachten fer; mm nicht das reine rö- 
mische Necht, wonach lediglich die väterliche Gewalt, welcher 
eine Berfon unterivorfen it, die Kotwendigteit begründet, daß 
derjenige, in dejjen väterlicher Gewalt fie it, in ihre Ehe- 
Ichliegung eimwillige, und andererjeitS dejjen nachträgliche Ein- 
willigung die Ehe erjt für die Zukunft gültig macht. Nach 
dem usus modernus des römischen Nechts beruht die Notivens 
digfeit der elterlichen Einwilligung auf der elterlichen Gewalt, 
welche Bater und Mutter gemeinjam über die Kinder haben, 
und welche der Mutter auch nach dem Tode des Vaters ver- 
bleibt, bi8 auch die väterliche Geivalt aufhören würde, md 
macht die eiterliche Einwilligung, wenn fie nach gejchlofjener 
Ehe erteilt wird, diefe immer rücwärts gültig. | 

Bo die protejtantifchen Eheordnungen des XVI Sahrhun- 
dert3 ich Für die Notwendigkeit der elterlichen Einwilligung 
auf das fatjerliche, von den Bäpften nach ihrer Weberzeugung 
mit Unrecht abgeänderte Necht beriefen, jcheinen jte dabei im- 
mer fchon jene Erweiterung vdesjelben als jelbitverjtändlich 
betrachtet zu haben. Und aus Beujts Ausführungen fann 
man entnehmen, daß dazu auch bereits in einigen ©ejeßen 
neurömifcher SKaifer Anlag gefunden wurde, namentlich in 
L. un. $. 1 C. de raptu virg. (9, 13) und L. 20 C. de nupt. 
(5, 4). | 
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Da in dieien Öejegen auch von einer gewifjen Erforder- 
lichfett der Einwilligung von Vormündern zur Ehefchliegung 
ihrer Miündel die Rede ift, jo ift e3 begreiflich, wie einige Ehe- 
prdnungen des XVI. Sahrh. fich jelbjt für diefe Einwilligung 
auf das römische Necht berufen konnten, wobei nur freilich nie 
daran zu denken tit, daß fie damit Bormündern auch das Necht 
einräumen wollten, auf Annullation vollzogener Ehen ihrer 
Miündel anzutragen. 

Auffallend tft es, daß eine Kirchenordnung — die Pfalz: 
Keuburgische Kirchenordnung von 1554 (Nichter KOD. Bd. 2 
©. 146) — jich hiebet ausdrüclich auf die L. 8 C. de nupt. (5, 
4). beruft, welche Doch im ©egenteil Sagt: 

In copulandis nuptiis nec curatoris, qui solam rei fami- 

liaris sustinet administrationem, nec cognatorum vel 

affinium ulla auctoritas potest intervenire, sed spectanda 
est ejus voluntas, de cujus conjunctione tractatur. 

Vermutlich it dies jo zu erklären, daß man Diejes Ne- 
jfript jo verstand, als ob es bloß die Einwilligung folcher Vor- 
münder, welchen nur Bermögensverwaltung obliege, Wie einem 
eurator prodigi, für entbehrlich erklären, und damit die ots 
wendigfeit der Einwilligung der Alters-VBormünder, die ganz 
an die Stelle der Eltern träten und eine Art von Erziehungs 
gewalt befäßen, betätigen wolle. 


2) Nach Beutigem Reichsrecht. 
SEA 


Böllig gehoben tft jegt fir das ganze deutjche Neich die 
Ungewißheit darüber, in wiefern zur Statthaftigfeit der Ehe: 
ichliegung elterliche und vormundjchaftliche Einwilligung erfor- 
derlich fei, Durch die SS. 29—32 des Neichsgejeges von 1875, 
welche }o lauten: 

8.29. Eheliche Kinder bedürfen zur Ehefchließung, jo lange 
der Sohn das fünfundzwanzigite, die Tochter das vierumdziwans- 
zigite Lebensjahr nicht vollendet hat, der Einwilligung des Vaters, 
nach dem Tode des Baters der Eimmilligung der Mutter und, 
wenn jie minderjährig find, auch des VBormundes. 

Sind beide Eltern veritorben, jo bedürfen Minderjährige 
der Einwilligung des Bormumdes. 

Dem Tode des Vaters oder der Mutter fteht es gleich, 
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wenn diejelben zur Abgabe einer Erklärung dauernd außer 
Stande find, oder ihr Aufenthalt dauernd unbekannt tft. 

Eine Einwilligung des Bormumndes tft für Diejenigen Minz- 
derjährigen nicht erforderlich, welche nach Landesrecht einer Bor 
mundichaft nicht unterliegen. 

simviefern die Wirkfamfeit einer Vormumpdichaftsbehörde 
oder eines Familienvates jtattfindet, bejtimmt jich) nach Lanz 
desrecht. 

$. 30. Auf uneheliche Kinder finden die im vorhergehenden 
Baragraphen für vaterloje eheliche Kinder gegebenen Betim- 
mungen Anwendung. 

$.31. Bet angenommenen Stindern tritt an Stelle des Buters 
(S. 29) derjenige, welcher an Stindesjtatt angenommen hat. 
Dieje Beitimmung findet in denjenigen Teilen des Bundesge- 
bietS feine Anwendung, in welchen durch eine Annahme au 
Kindesjtatt Die Nechte der väterlichen Gewalt nicht begründet 
werden fünnen. 

8. 32. Im Falle der Verfagung der Einwilligung zur Eher 
ihliegung steht großjährigen Kindern die lage auf richterliche 
Ergänzung zu. 

E3 it zur Erläuterung Ddiefer Beltunmungen Folgendes 
au bemerfen. 

Da hier ftetS, wo die Eimvilligung beftimmter Berfonen 
gefordert wird, fie ein „Erfordernis der Ehejchließung” alfo 
Bedingung ihrer Statthaftigfeit it, jo muß im Zeitpunkt der 
Ehefchließung die Eimwilligung derjenigen Berjonen vorliegen, 
deren Einwilligung nach der Sachlage, wie jie in Diejem Zeit- 
punft beiteht, erforderlich tft, und es darf in diefem Beitpunft 
eine von denjelben zuvor abgegebene Einwillitgungserflärung 
nicht zurücdgenommen worden jein. E38 würde an einer uners 
läßlichen Bedingung für die Statthaftigfeit der Ehejchliehung 
fehlen, wenn vor Derjelben der Vater, welcher eingewilligt 
hatte, geitorben wäre, und feine Einwilligung der Mutter vor- 
läge, oder wenn vermöge einer Yurüdnahme der väterlichen, 
der mütterlichen oder vormundichaftlichen Einwilligung es jeßt, 
bei der Eheichliegung an diejer Einwilligung mangelte. 

Dagegen würde natürlich der Standesbeamte die Che- 
Ichliegung eines HYweiundzwanzigjährigen heute unbedenklich 
vollziehen fünnen, wenn gleich gejtern der verwittwete Vater 
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vejjelben erklärt Hätte, daß er in Die Ehefchliegung nicht ein= 
willige, inzwijchen aber geitorben wäre; jene ausdritdliche Ver- 
weigerung der väterlichen Eimpilligung wäre jeßt unfchädlich. 

Selbitverftändlich ift eime bedingt erklärte Eimwilligung 
feine Einwilligung, bi$ die Bedingung erfüllt it. 

Serner fann, da die elterlichen Einwilligungsvechte durch 
Das Sefeß in feiner Weife befchränft find, die Erforderlichkeit 
der elterlichen Einwilligung auch nicht dadurch wegfallen, daß 
die Eltern unter Vormundschaft geftellt, oder gejchteden find, 
und dem Elternteil, welcher nach dem Bejeg eimwilligen joll, das 
Erziehungsvecht über das der Einwilligung bedürftige Kind 
entzogen tt, und dergleichen. Solange überhaupt Väter, bezw. 
Mütter eimwilligen follen und nicht dauernd außer Stand 
find, die Erklärung abzugeben, oder ihr Aufenthaltsort unbe- 
fannt it, müffen fie und zwar fie felbft ihre Einwilligung 
erklären, damit die Ehejchliegung jtatthaft jet. 

Selbitverftändlich it es, daß nicht eine Einwilligung zur 
Berhetratung überhaupt, fondern nur mit der beftimmten Ber- 
jon genügt; jelbjt eine ausdrücdliche Erklärung, daß zur Ber- 
heirathung mit jeder Berjon eingewilligt werde, welche die der 
Einwilligung bedürftige Berjon wählen wide, fünnte nicht 
genügen, weil jie einen unjftatthaften Berzicht auf das von 
dem ©ejege anerfannte und gemeinte Einwilligungstecht be= 
deutete. - 

Hinjichtlich der Trage, warın das Lebensjahr im einzelnen 
Fall als vollendet zu betrachten jet, mit dejfen Vollendung zur 
Eheichließung die elterliche Einwilligung nicht mehr erforder- 
lich fein joll, ift diejelbe Berechnungsart al3 gewollt zu betrach- 
ten, wie bezüglich der EChemündigfeit. 

Da S. 30 uneheliche Kinder in Beziehung auf das Einwil- 
figungserfordernis fchlechthin als vaterlofe behandelt wiffen 
will, jo hat dies auch dann zu gejchehen, wenn fte von ihrem 
Vater anerkannt find; e3 fann jte das nicht zu ehelichen Kin- 
dern machen. &3 ift dies auch durch die Motive des Gefeßent- 
wurfs ausdrücklich für die Meinung des Sejeges erflärt worden. 

Die Auslegung des S. 31 it Gegenstand des Streites 
geworden. Nach meiner Anficht find die Zweifel darüber, ob 
dadurch nur einem Manne, der jemand an Kindesjtatt ange- 
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nommen hat, oder auch einer Adoptivmutter ein Einwilligungs- 
recht zur Chejchliegung des angenommenen Kindes beigelegt 
werden follte, und ob e3 mur eheliche oder ımeheliche Kinder, 
die angenommen worden jeten, im Auge habe, nicht Hinlänglich 
begründet. | 

Indem das Gejeg jagt: bei angenommenen Kindern tritt 
an Stelle des Buters ($. 29) derjenige,. welcher an Kindesitatt 
angenommen bat, gibt eg m. &. Deutlich genug zu erfennen, 
daß e3 ganz einfach nur beitimmen will, es jolle Hinfichtlich 
des Erfordernijjes der Einwilligung zur Chefchliegung eines 
angenommenen Kindes ganz jo behandelt werden, als wenn 
diejes an dem, welcher e3 an Kindesttatt angenommen bat, jet= 
nen leiblichen Bater hätte, e8 mag nun neben ıhm der leibliche 
Bater des Kindes noch vorhanden fein, oder es mag das ind 
einen leiblichen Vater nicht mehr, oder (im jurtitischen Stimme) 
überhaupt nie gehabt haben. 

Wenn das Gefeß für den Fall, daß eine Frau mit ihrem 
Manne gemeinfam ein Kind angenommen hätte, wo Dies nad) 
dem Landesrecht geichehen fann, derjelben ein (jedenfalls beding- 
tes) Einwilligungsrecht hätte einräumen wollen, jo wäre jeine 
Ausdrudsweije abjolut fehlerhaft; denn jelbjt die leibliche Mut- 
ter fritt mie an die Stelle des Baters, jondern fie hat nur im 
Ermanglung eines Vaters ein (dann felbititändiges, i u eigen= 
tümliches) Einwilligungsrecht. 2 


Wollte aber das Gejeß allgemein den an Kindesjtatt Az 
nehmenden ohne Nücdficht auf ihr ©ejchlecht, vornehmlich alfo 
auch Frauen, welche jelbjtitandig Kinder annehmen, dag Ein- 
willigungsrecht erteilen,. jo wäre e3 wenigitens jehr unvor- 
ftchttg gewejen, wenn e3 unterlaffen hätte, dies dadurch auszu= 
Iprechen, daß e8 den Worten: „tritt an Stelle des Vaters“ 
beigefügt hätte: „beztehungswetje der Mutter“. 

Ueberdies ift eS auch jchon aus einem inneren Grunde 
höchtt unwahrfcheinlich, daß das Gejeg auch Adoptivmüttern ein 
Einwilligungsrecht geben wollte; denn indem es nach dem 
Schlußjage des Paragraphen in denjenigen Zeilen des Bundes- 
gebtetS, im welchen durch eine Annahme an Sindesftatt Die 
Nechte der väterlichen Gewalt nicht begründet werden fünnen, 
jelbjt dem Adoptivvater das Einwilligungsrecht verjagt, gibt 
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e3 zu erfennen, daß es überhaupt dem auf Kindesannahme zu 
begründenden Einwilligungsrechte enge Örenzen jeßen will. 

Bleibt man bei der obigen natürlichen Auslegung Iteben, 
jo ergeben fich auch für alle möglichen einzelnen Fälle voll- 
- fommen befriedigende Normen. 

Bei ehelichen Kindern fommt dann, wenn das Adoptiv: 
verhältnis aufgehoben, oder der Adoptivvater, weil er dauernd 
außer Stande it, eine Erflärung abzugeben, oder fein Aufent-. 
halt dauernd unbekannt ift, alS nicht vorhanden betrachtet wer- 
den muß, jofort wieder das Einwilligungsrecht des leiblichen 
Baters, bezw. der leiblichen Mutter zu voller Geltung. 

Bei unehelichen Kindern dagegen „tritt an Stelle des 
Vaters”, d. h. des wirklichen Vaters, der bet jolchen jtet3 des 
Einwilligungsrechts entbehrt, der Adoptivvater, fo lange er e8 
it, und nicht al3 nicht vorhanden betrachtet werden muß, her- 
nach aber hat jogleich die leibliche Mutter das Eimmilligungs- 
recht, wie wenn eine Annahme an Sindesitatt nicht erfolgt wäre. 

Sit endlich eine PBerjon von einer Frau an Kindesitatt 
angenommen worden, fo bleibt den vorhandenen leiblichen Eltern 
ihr natürliches Einwilligungsrecht ganz ungejchmälert, und die 
Adoptivmutter fan nie durch Verjagung ihrer Einwilligung 
die Ehefchliegung ihres Adoptivfindes verhindern, wie ja über- 
haupt ihre Annahme defjelben im Grunde nur die Bedeutung 
der Berichaffung eines Kindeserbrechtes: hat. 

Kac) vem Wortlaut des S. 32 jteht großjährigen Kindern 
eine Klage auf richterliche Ergänzung der elterlichen Einwillig- 
ung zur Eheichliefung nur im Falle ihrer „VBerjagung”“ zu; 
alfo nicht im Kalle bloßer „DBerzögerung” derjelben. Man 
wird daher die VBerfagung anzunehmen haben, wenn auf das 
Gejuch um Einwilligung jede Erklärung länger, als es billiger 
Were erwartet werden fann, unterblieben ift. Der Nichter 
wird zu ermejjen haben, wann eine folche Verzögerung als 
Berjagung zu betrachten je. Denn daß das Gefeß wirklich 
nur. bei ausdrüclicher Berfagung die Klage zulaffen wolle, läßt 
je) nicht annehmen. 

Da e3 nur von den Kindern fpricht, welchen die- Einwil- 
ligung verjagt wird, fo fann fein Dritter, auch nicht der andere 
Zeil, mit welchem die Ehe geichloffen werden will, die Klage 
erheben. 

SchHeurl, Eheredt. 12 
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Die richterliche Ergänzung der elterlichen Einwilligung 
hat jedenfalls nicht die Form einer Verurteilung zur Erteilung 
der Einwilligung fjondern einer Öeftattung der Ehejchliegung, 
welche der Richter anftatt der Eltern erteilt. Iniofern fann 
fie als ein Akt der freiwilligen Gerichtsbarfeit aufgefaßt und 
behandelt werden, und tft daher der gejegliche Ausdrud „Klage“ 
nicht im engiten Sinne zu nehmen: e8 erhellt aus den Reichs 
tagsverhandlungen (Sibung dv. 15. San. 1875 Stenogr. Ber. 
©. 1032) daß e3 der Landesgejehgebung vorbehalten fein jollte, zu 
beitimmen, in welcher Korm der Antrag auf jene Ergänzung 
angebracht werden müffe. In Ermanglung einer landesgejeß- 
lichen Beftimmung aber muß dieje Klage im ordentlichen Ver- 
fahren vor den für die gewöhnlichen Nechtsitreitigfeiten zuftän- 
digen Gerichten verhandelt werden. Ohne dem die Eimwillig- 
ung verjagenden Elternteile Gehör zu geben, darf jedenfalls 
die richterliche Ergänzung nicht ausgeiprochen werden. 

Da das Gefeß nicht beitimmt, aus welchen Grimden die 
elterliche Einwilligung verjagt werden darf, jo Hat im Bereich 
des gemeinen Nechts der Richter nach freiem Ermefjen zu befin- 
den, ob die für die VBerjagung vorgebrachten und nötigenfalls 
erwiejenen Gründe fie wirklich vechtfertigen oder nicht. Nur tm 
legteren Falle wird er dann durch feinen Ausspruch den elter- 
lien Conjens ergänzen. 

Für die Trage, welche Folgen der Nichtbeobachtung Der 
in den SS. 29-31 des Neichsgejeges enthaltenen Vorichriften 
nach‘ gejchloffener Ehe im Bereich des gemeinen Nechts jeßt 
beizulegen jeien, ergibt Jich die Aniivort aus der obigen Dar- 
Itellung des bisherigen gemeinen Rechts in folgender Art. 

Wo das Ffatholiiche Eherecht anzuwenden it, fann Die 
geichlofjene Ehe aus jenem Grunde nie mehr angefochten werden. 

Wo das protejtantische Eherecht anzuwenden tft, fann fie 
ebenfalls weder von einem der Ehegatten jelbjt, noch von dem 
Bormunde, dejjien Einwilligung zur Ehejchliegung erforderlich 
gewejen wäre, angefochten werden, wohl aber von den Eltern, 
deren Einwilligung es zur GStatthaftigfeit der Ehejchließung 
‚bedurft hätte, und zwar unter diefer Vorausjegung auch von 
der außerehelichen Mutter und dem Aodoptivvater; denn Das 
gemeinrechtliche elterliche Ehe-Annullationsrecht beruht auf der 
elterlichen Gewalt, welche ja auch diejen Perfonen zufteht. 


Fr 
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Stet3 aber wird der Erfolg einer elterlichen Ehe-Ungül- 
tigfeitsflage davon abhängen, daß nicht anzunehmen tt, es fei 
bereit3 eine jtilljchweigende nachträgliche Einwilligung erfolgt, 
oder fein genügender Grund mehr vorhanden, diefelbe zu ver- 
weigern, zumal wenn die Ehe bereits durch Beischlaf vollzogen 
ift, und die Ehegatten dag Alter erreicht haben, in welchem fie 
zur Schließung der Ehe elterlicher Einwilligung nicht mehr 
bedürfen. E3 wird eine wichtige Aufgabe der künftigen Neichg- 
gejegebung jein, dem elterlichen Eheannullationsrecht beitimmte 
Schranten zu jegen. Clterlicher Willfür darf der Beitand 
vechtsförmlich gejchlofjener Ehen nicht preisgegeben werden. 

Eine bejondere Frage tit es, ob Die evangelische Kirche 
jchlechtiweg die Trauung gewähren joll, wo eine Ehe in Gemäß- 
heit des bürgerlichen Gejeges ohne oder wider den Willen der 
Eltern gejchlofjen werden fann ? 

E3 kann jehr wohl eine offenbare und notwendig Aerger- 
nis erregende Verlegung des göttlichen Gebotes, Vater umd 


Mutter zır ehren, vorliegen, wo eine Ehe gegen den wohlbe- 


gründeten elterlichen Wiverjpruch geichlofjen wird, und nacı 
dem bürgerlichen Gejeß gejchlofjen werden darf, weil das gejeß- 
liche Alter bereit3 überjchritten oder mitteljt einer Sllage die 
richterliche Ergänzung der elterlichen Einwilligung erlangt wor- 
den tft. In jolchen Fällen wird die Trauung zu veriveigern 
jein. Nur wird immer das Befinden hierüber nicht dem ein- 
zelnen ©etitlichen zugeftanden werden fünnen, jondern einer 
höheren Kirchenbehörde vorzubehalten fein. 


F. Oprigfeitlihe Erlaubnis, 


$. 28. 


ach dem bisherigen gemeinen Eherecht, auch dem prote= 
ftantiichen, war niemals obrigfeitliche Erlaubnis zur Che: 
Ichliegung erforderlich. Wohl aber war jchon immer häufig durch 
Landesgejebe vorgejchrieben, daß Milttärperjonen und Beamte 
die Genehmigung ihrer Vorgejebten, Ausländer die Erlaubnis 
der inländischen Obrigkeit zur Chefchließung beditrfen, umd 
zum Teil machten fie jelbit die Nechtsbeitändigfeit der Ehe von 
jolchen Bewilligungen abhängig. 

Sm $. 38 des Neichsgefees ift num bejtimmt: „Die Vor: 

12* 
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Ichriften, welche die Ehe der Milttärperjonen, der Zandesbeamten. 
und der Ausländer von einer Erlaubnis abhängig machen, wer- 
den nicht berührt. Auf die Nechtsgültigfeit der geichlofjenen Ehe 
it der Mangel diejer Erlaubnis ohne Einfluß“. 

E3 follen aljo diefe Borfchriften nicht durch ven 8. 39 des 
Sejetes aufgehoben fein, obwohl e3 nicht jelbit für folche Ehe- 
ichliegungen obrigfeitliche Erlaubnis fordert; aber fie follen 
fortan nte mehr ein trennendes, jondern nur noch ein auffchte- 
bendes Ehehindernis begründen fünnen. 

Aufrechterhalten ıft dadurch inSsbejondere auch die Beitim- 
mung des NeichSmilitärgejeges vom 2. Mat 1874 S. 40, wor: 
nach die Militärperjonen des TFriedensitandes zu ihrer Verhei- 
ratung der Genehmigung ihrer Vorgejebten bedürfen. 

Neichsbeamten tft durch das ihre Nechtsverhältnifje betref- 
fende Neichsgejeg nicht vorgejchrieben,, zu ihrer Berheiratung 
eine dienjtliche Bewilligung zu erholen. Und nach der m. ©. 
vichtigeren Anficht ift auch der S. 19 diejes Gejeges nicht fo zu 
veritehen, daß Neichsbeamte dann, wenn das Landesrecht ihres 
Wohnortes für die Ehefchliegung von aftiven Staatsbeamten 
eine dienftliche Bewiliigung für erforderlich erklärt, eine folche 
erholen jollen, weil das Landesrecht dabei immer nur die Er- 
teilung der Hetratsbewilligung durch Landesbehörden im Auge 
hatte. Sedenfalls hätte aber jene Bejtimmung, wenn jie als 
in dem gedachten S. 19 enthalten zu denfen wäre, durch den 
8. 39 des Neichgehegejeges von 1875 ihre Anwendbarfeit verlo- 
ven, weil der 8. 38 nur die Vorjchriften für nicht berührt 
(d. 5. durch $. 39 nicht. aufgehoben) erklärt, welche die Ehen 
der Yandesbeamten von einer Erlaubnis abhängig machen. 
(Bgl. die Kommentare zum NeichSehegefeg von Hinjhiug 
2. Aufl. S. 130 und von Sicherer ©. 262). 


II. Die eigentlichen Ehehinderniije, 
A. Gründe abfoluter persönlicher Unfähigkeit für 
die Ehefchließung. 


1) Sebundenßeit Surch noch beftebende Ebe. 
8. 29. 


Unter den bejonderen Gründen, welche bei dem Vorhan- 
denjein aller pojitiven Erfordernifje für die Zuläffigkeit und 
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Gültigkeit der Eheichliegung doch derjelben im Wegen jtehen 
fünnen, und die jich daher als eigentliche Ehehindernifje bezeich- 
nen lajjen, kommen zunächjt die bejonderen Gründe abjoluter 
Heiratsunfähigteit in Betracht, und der nächjtliegende derjelben 
it die Bebundenhett durch noch beitehende Ehe (Das impedi- 
mentum ligaminis). 

&3 folgt von felbit aus dem Wefen der Ehe, wie es jchon 
die römisch-rechtliche Definition derjelben bejchreibt, und vollends, 
wie dag Schriftwort: „Ehegatten find Ein Fleijch” e8 bezeichnet, 
daß eine wahre Ehe nur zwischen Einem Manne und Einem Weibe 
beitehen fannn; dies tft durch unjer Eherecht anerfannt, indem 
e3 eine noch bejtehende Ehe als öffentliches trennendes Che- 
hindernts behandelt. 

Die Wirkjamteit diejes Ehehindernifjes ift nicht bedingt 
von dem Bewußtjein defjen, ver die neue Ehe jchließt, daß die 
von ihm früher gejchloffene noch bejteht, jte ijt aber bedingt 
davon, daß dieje wirklich und zwar dem Nechte nach, nicht bloß 
thatjächlich noch bejteht. Die neue Ehe tft auch dann nichtig, 
wenn jie mit der trrigen Ueberzeugung gejchlojfen wird, daß 
die vorige rechtsbejtändige Ehe aufgehoben fer; dagegen ift fie 
ungefehrt gültig, wenn jie mit der trrigen Meinung gejchlojjen 
wird, durch eine früher eingegangene gebunden zu jein, wäh- 
rend dies in der Wirklichkeit nicht der Fall it, weil dieje nicht 
mehr zu Necht beiteht oder niemals zu Necht bejtanden hat, 
wobei es natürlich Darauf anfommt, ob diejelbe nach dem Rechte, 
unter dejjen Herrichaft jie fteht oder gejtanden hat, für aufge- 
hoben oder rechtsungültig zu erachten ijt, oder nicht; es fann 
dafür nicht das Recht maßgebend fein, nach welchem die Necht3- 
gültigtett der neuen Eheichliegung zu beurteilen tt. 

E3 folgt hieraus, daß wenn ein rechtskräftig gejchiedener 
Vrotejtant, nachdem er zur fatholiichen Kirche übergetreten ift, 
bei Lebzeiten jeiner vorigen Frau eine neue Ehe jchließt, jowie, 
daß wenn ein Kutholif mit einer rechtskräftig gejchtedenen Pro- 
tejtantin, wäre fie auch jegt der fatholischen Kirche angehörig, 
bei Lebzeiten ihres vorigen Ehemannes eine neue Ehe jchliegt, 
Die eine wie die andere Ehefchließung rechtsgültig tft. Die fatho- 
fische Kirche will dies aber nicht anerkennen, weil fie behauptet, 
daß ihre Ehegejege für alle Getauften, aljo auch für Prote- 
ftanten vechtsverbindlich jeien. Eirt fatholifches geiitliches Ehe- 
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gericht wirrde aljo jene beiden Ehejchliegungen al3 ungültig beur- 
teilen; dag bürgerliche Chegericht aber muß jie als vechtsgültig 
anerfennen. Daß die gejchtedene Broteftantin von ihrem Ueber- 
tritt zur fatholifchen Kirche an firchlich verpflichtet tft, ihre 
vorige Ehe noch als beitehend zu betrachten, fann der bürger- 
lichen Nechtsgültigfeit ihrer neuen Ehejchliegung nicht im Wege 
jtehen; für das Net it die Aufhebung ihrer vorigen Ehe 
eine vollendete Thatjache, welche durch ihren Ktonfejjionswechjel 
nicht ungejchehen gemacht werden fann. 

Da eine in gejeglicher Form gejchloffene Ehe, auch wenn 
fie materiell ungültig it, als gültig anerfannt werden muß, 
bi8 jte Durch eine rechtsfräftige richterliche Nichtigfeitg- oder 
Ungültigfeitserklärung aufgehoben it, jo fan auch big dahin 
feiner der beiden Teile erlaubter Weife eine neue Ehe jihlie= 
Ben; aufjchiebendes Ehehindernis ijt auch der thatjächliche = 
Itand einer jolchen Ehe. 15 

eur Diejes aber will auch das Neichsgejeb Jagen, indem 
e3 in S. 34 bejtimmt: „Niemand darf eine neue Ehe jchließen, 
bevor jeine frühere Ehe aufgelöit, für ungültig oder nichtig 
erklärt ft." Es will und fann Dadurch nicht für den Bereich 
de3 gemeinen Nechts die Nechtsbeitändtgfeit einer Ehe ausge- 
ichloffen werden, deren Schließung bloß deshalb unerlaubt war, 
weil zur Yet die frühere nicht zu Necht beitehende Ehe noch 
nicht für ungültig oder nichtig erklärt war. 

Wird eine während noc) bejitehender früherer Ehe gejchloj- 
jene neue Ehe durch Beilchlaf vollzogen, mit beiderjeitigem Be- 
wußtjein von der noch beitehenvden früheren Ehe, jo entjteht 
hieraus das Ehehindernis des qualificirten gemeinjam begange- 
nen Ehebruchs. Nach dem heutigen Neichsrecht aber wirde 
noch Scheivung der früheren Ehe wegen diejes Ehebruchs hin- 
zukommen müjjen. 

Wo nicht diejes Ehehindernis hinzugetreten tft, jteht einer 
Ehejchliegung zwijichen Berjonen, welche jich miteinander der 
Digamte jchuldig gemacht haben, nad) Aufhebung der früheren 
Ehe kein rechtliches Hindernis entgegen. 

a3 erforderlich it, damit eine frühere Che als aufge- 
Loft betrachtet werden darf, wird bei der Lehre von der Auf: 
löfung der Ehe zu erörtern jein. 

Aufichtebendes Chehindernis 1jt nach gemeinem Necht, 
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nicht aber nach dem heutigen Neichsrecht ein noch bejtehendes 
Berlöbnis. Genaueres hierüber ijt der Lehre vom Verlöb- 
 nifle vorzubehalten. 


2) Sebundenbeit durch Weibe oder Selübde. 
8.830; 


An das impedimentum ligaminis jchließen jich die dem 
katholischen Sirchenrechte eigentümlichen Chehinderniffe der 
Weihe und des Gelübdes der Keufchheit unmittelbar 
an, weil nach der Anfchauung der katholischen Kirche der 
Empfang der Weihe, wie die Ablegung eines Keufchheitsgelübdes 
gewiffermaßen eine Bermählung mit der Slirche, beziehungs- 
weile mit ihrem Haupte in fich jchließt. 

Kur eine der Höheren Weihen und nur ein feierliches 
Keufchheitsgelübde, d. h. der wirkliche Eintritt in einen vom 
Vapite approbirten Orden bewirkt ein trennendes öffent- 
liches Ehehindernis; jede niedere Weihe, wieein einfaches. 
Keujchheitsgelübde, nır em aufjchiebendes Ehehindernis, 
und es tjt zudem beftritten, ob eine niedere Weihe auch nur 
ein aufjchiebendes Ehehindernis im eigentlichen Sinne begründe. 

Das Genauere hierüber mag in Schulte Fatholifchem 
Eherecht 8$. 23—30 umd in Defjen - Lehrbuch de3 Fatholiichen 
KirchenrechtS SS. 147 und 148 nachgejehen werden. 

Dur S. 39 de3 NeichSgejeges jind Ddieje Ehehindernifje 
für die bürgerliche Nechtsordnung jtillichweigend aufgehoben. 
Die fortwährende Geltung der darauf bezüglichen Bejtimmun- 
gen des Fatholischen Sirchenvechts für die inneren firchlichen 
Berhältniffe wird dadımd, nicht berührt. 


B. Gründe relativer perjönlidher Unfähigfeit für 
die Ehejchließung. 
1) Verwanöffchaft. 
a) Ullgemeines. 
8. 31. 


Unter den Gründen, welche Berjonen unfähig machen tüns 
nen, miteinander eine Ehe einzugehen, nimmt das Verhältnis 
zu naher VBerwandtichaft zwijchen ihnen den erjten Rang ein. 

An fich ift die Notwendigkeit diefes Ehehinderniffes Ges 
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genjtand eines unmittelbaren eben jo jichern, als allgemeinen 
menschlichen Bewußtjeing; aber ohne eine Neflerion, mittelft 
welcher e8 gelingt, die Ausjage diejes unmittelbaren Bewußt- 
jeins in den Ausprud eines Karen Orundgedanfens umzujeßen, 
fann weder ein jicheres Urteil über die Nichtigkeit der Begrenz- 
ung des Ehehindernifjes der Berwandtichaft durch eine bejtinmte 
Nechtsfagung, noch auch nur ein wahrhaft befriedigendes Ber: 
tändnnis derjelben und die Erkenntnis gewonnen werden, vie 
die geltenden Nechtsbeitimmungen darüber gehandhabt werden 
follen. \ | 

Die wiljenjchaftliche Behandlung des EherechtS muß daher 
bei der Darjtellung diejes Ehehinderniffes von einer jolchen 
Neflerion ausgehen. 

MeinerjeitS glaube ich nun hierüber im Anjchlufje an Die 
trefflichen Ausführungen Stahls!), Trendelenburgs 2) und 
Hujchfes ?) auf welche aber lediglich zu verwerten, jchon der 
Umftand verwehrt, daß dazu Doc) ihre Lebereinftimmung in den 
Ergebnijjen nicht vollitändig genug tit, Folgendes bemerfen zu 
jollen. 

Segen wir voraus, daß e8 ein einheitlicher Orundgedante 
jein werde, nicht eine Mehrheit neben einander liegender, wo- 
vauf jich die Eheverbote der hauptjächlichiten Nechtsjagungen, 
der mojatjichen und der römischen wegen VBerwandtichaft zurüd- 
zühven lajjen, jo werden wir von den auf Die nachgebildete 
Berwandtichaft und die Quafiaffinität bezüglichen abjehen, und 
bei den auf die eigentliche Berwandtichaft und Schwägerjchaft 
bezüglichen jtehen bleiben Dürfen und müffen. 

Dann wird aber ficherlich anzuerkennen fein, daß jener 
Srundgedanfe vie VBorjtellung von der zugleich phyltichen und 
ethischen Unverträglichfertt der auf freiem Entichluffe beruhen 
den ehelichen Verbindung mit denjenigen Berwandtjchaftsver- 
bindungen jet, in welchen fich die Verjonen, welche einander 


1) Philofophie des Nechts II. (4. Aufl.)- © 448 ff. 

2) Naturreht (2. Aufl.) S. 285 ff. 

3) Die Lehre von den verbotenen Verwandtichaftsgraden (Breslau 
1877). — Die Schrift von H. Thierfh: Das Verbot der Ehe innerhalb 
der nahen Verwandtichaft, jo viel Treffliches auch fie enthält, feheint mir 
do im Ganzen zu fehr die Berfangendeit des Verf. von Firdhlichen Auto- 
ritäten zu verraten. 
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nicht heiraten jollen, ohne ihr Yuthun befinden, beruhend auf 
der Ueberzeugung, eS jet die phyfjtich-ethiiche Natur diejer bei- 
den Arten von Verbindungen nicht nur von einander verjchie- 
den, jondern einander mehr oder weniger jpiderjprechend. 
„BHyliich“ iit Daber nicht gleichbedeutend mit „Leiblih”" zu 
nehmen, jondern vermöge der geiitleiblichen Natur des Mien- 
jchen immer zugleich auf den geistigen Sehalt der Verwandt- 
Ihaftsverbindungen und der Ehe zu beziehen. Die Unterjchei- 
dung zwilchen der phyitichen und der ethiichen Natur Diejer 
Berhältnifje tt nur die Unterscheidung zwijchen dem, was fie an 
lich find, und zwijchen dem, al3 was fie von den darin befind- 
lichen Berjonen Hinfichtlich ihres auf ihrem freien Willen be- 
ruhenden Berhaltens zu einander behandelt werden jollen. 

Die Anerkennung, daß die fraglichen Eheverbote jämmt- 
ich zugleich auf der Boritellung von der phyfiichen und 
von der ethiichen Unverträglichkeitt der Ehe mit den bejtimmten 
Berwandtichaftsverbindungen beruhen, jchließt keineswegs die 
andere Anerkennung aus, daß ie teilS vorwiegend auf der 
einen, teil3 vorwiegend auf der anderen Borjtellung beruhen. 
Und von Ddiefer Unterjcheivung it hauptjächlich bei der Prüf- 
ung der Kotwendigfeit und Nichtigkeit der einzelnen Verbote 
auszugehen. Sie Jind in dem Make notwendig und richtig, 
in welchem fie vorwiegend auf die erjtere Borftellung fich zurüd- 
führen laffen. AnvererfeitS aber Dürfen einzelne Eheverbote 
nicht fchon Deswegen als unrichtig verworfen werden, weil fie 
fih faft nur auf die zweite Borftellung zurücführen laffen. 
Die phHfische Unverträglichfett der Ehe mit einer VBerwandt- 
Ichaftsverbindung muß notwendig immer auch von ethiicher 
Unverträglichkeit begleitet jein; die Dunkelheit der ethifchen 
Unverträglichfeitt fann daher nie zur Berwerfung eines Che- 
verbotS berechtigen, wenn es jich auf eine richtige Vorftellung 
von der phyjtichen Unverträglichkeitt der Ehe mit der beitimm- 
ten Verwandtichaftsverbindung zurüdführen läßt. 

Demnach erjcheint es al3 bejonders wichtig, zu unterfuchen, 
worin die phylische Unverträglichfeit der Ehe mit den haupt- 
lächlichiten ehehindernden Berwandtjchaftsverbindungen in Wahr- 
heit bejtehe, wobei wir hinfichtlich der Ehe nie vergefjen Dürfen, 
daß ihr Vollzug durch geichlechtliche Vereinigung zwar nicht 
zu ihren Weien, aber doch zu jehr zu ihrer normalen Be- 


\ 
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Ichaffenheit gehört, als daß Jie ohne jeine YZuläfitgteit jelbit 
als zuläjlig gedacht werden fünnte. 

Die hiernac) zu behauptende pHyliiche Unverträglichkeit 
der Ehe mit der Blutsverwandtichaft in gerader Linie 1jt für 
das menschliche Gefühl jo auffallend, daß es als überflüflig 
ericheinen fünnte, dDarnac) zu fragen, worin fie denn eigentlich 
beftehe. Und doch Läßt fich dies deshalb nicht umgehen, weil 
nur die richtige Antwort auf Diefe Frage Die Örumdlage 
für die ganze weitere im diejer Richtung anzuitellende Unter- 
juchung abgeben fann. Sie bietet fi) uns aber m. E. in fol- 
gender Art dar. | 

. Die phyftiche Natur des Berhältniffes zwilchen den Er- 
zeugern und den von ihnen unmittelbar oder mittelbar Er- 
zengten beiteht offenbar darin, daß Ddieje jtetS von jenen einen 
großen und wichtigen Teil ihres eigenen geijtleiblichen Wejens 
überfommen haben. Htermit nun tjt etme freie gegemfeitige 
Hingebung zweier in diefem Verhältniffe zu einander jtehenden 
Individuen an einander zu gegenjeitiger Ergänzung — md 
das ıjt ja eben die Bedeutung der Ehe — offenbar jo ichlecht- 
hin unverträglih, daß darın die völligite Berfehrung des ge- 
gebenen Berhältnifjes zwijchen ihnen liegt. Ajcendenten und 
Dejcendenten find vermöge jenes Berhältnifjes zu einander als 
Glieder der Menfchheit die einen den andern übergeordnet und 
untergeordnet, während die Che notwendig vorausjeßt, daß Die 
ic) zu Derjelben mit einander Berbindenden als Glieder der 
Neenjchheit Fich gleichjtehen, oder mit andern Worten in ihr 
neben einander geordnet jeien. Man möchte wohl auch jo 
jagen: da die Menschheit in ihrer durch Begattung und Fort- 
pflanzung fortjchreitenden Entwicklung fich als ein großer, in 
bejtändigem Wachsthum begriffener Körper Darftellt, Ddejjen 
Glieder die einzelnen menschlichen Individuen bilden, umd in 
welchen jte durch ihre Erzeugung als ©lieder eingefügt werden, 
jo it e8 eine wivernatürliche VBerrenfung, wenn Ölteder, 
welche in diefem Störper als Erzeuger und von ihnen Erzeugte 
mit einander zujammenhängen, fi zur Fortpflanzung des 
Penjchengejchlecht3 mit einander vereinigen; um naturgemäß 
zu fein, fan dieje Bereinigung nur zwischen nebeneinander in 
den Menjchheitsförper eingefügten Sltedern ftattfinden. 

Hieranz folgt aber jofort die nahezu gleiche phyfiiche Un- 
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verträglichkeitt der Ehe zwischen Stiefeltern und Otieflindern, 
Schwiegereltern und Schwiegerfindern, und zwar ohne Unter- 
Ichted, ob die Affinität, vermöge welcher jte in diejem Berhält- 
nifje zu einander jtehen, auf Ehe oder auf außerehelicher ge- 
chlechtlicher Bereinigung beruht. Als jolche und nicht als Ehe 
rückt Dieje diejenigen, zwijchen welchen jie erfolgt, in die gleiche 
Stellung als Glieder der Menjchheit. Nicht nur die durch 
Berheiratung mit dem Vater Stiefmutter feines Sohnes Ge- 
jwordene, jondern auch die nur durch außereheliche geichlecht- 
liche Vereinigung mit ihm phyftich Eins Gewordene nimmt num 
dadurch in der Öliederung der Menjchheit Die gleiche überge- 
ordnete Stellung jeinem Sohne gegenüber ein, wie jein Bater, 
und injofern tit die Ehe zwijchen jenem und ihr nahezu ebenjo 
naturwidrig, als die Ehe des Sohnes mit jeiner Mutter. Ihre 
phyitiche Verbindung mit feinem Bater als folche macht die 
Ehe zwischen ihr und dm zu einer naturividrigen Berbindung. 
Und ganz. ebenjo verhält es jich mit der Ehe ziwtichen dem 
Vater und dem Weibe des Sohnes, jet jte nun dejjen Ehefrau, 
over jet Jie nur Durch außereheliche gejchlechtliche VBereinig- 
ung dejjien Werb geworden. 
. Daß mit dem ©ejchwiiterverhältniffe die Ehe nicht unbe- 
dingt, jondern nur bedingt phyltich unverträglih it, folgt 
aus der Notwendigkeit der Ehen zwilchen Kindern des erjten 
Deenjchenpaares, wenn nicht mit ihnen Die Vermehrung des 
Neenjchengejchlechtes jofort wieder aufhören jollte. Erjt wenn 
die Menjchheit nicht mehr nur eine Familie, fondern eine Miehr- 
heit von Kamiltien war, fonnte dre Ehe zwijchen Gejchiwiitern 
wivernatürlic jein. Nun war fie e8 aber mjofern, al$ der 
Trieb zur ehelichen Vereinigung nur zwiichen folchen ISndtvt- 
duen natürlich jein konnte, welche nicht joviel durch ihre Erzeug> 
ung Ueberfommenes in ihrem geistleiblichen Wejen gemeinjanm 
in jich trugen, als es unter Gejchwijtern, jelbjt halbbürtigen, 
der Fall iit. Die allzugrofe Oleichheit des getitleiblichen Wejens 
als von den Eltern überfommenen, macht die Che mit dem Ge- 
Ihwijterverhältniffe phyitic) unverträglich, wie fie auch nod) 
die Ehe mit dem Verhältniffe zwiichen Gejchwilterfindern wenig- 
tens als jchwer verträglicd, erjcheinen läßt. 

Steineswegs aber darf aus der phyitichen Unverträglich- 
feit der Ehe mit dem Gejchiwiiterverhältuifje eine gleiche oder 
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auch nur annähernde phyftiche Unverträglichfeit der Ehe mit 
dem Berhältniffe zwilchen Berichwägerten im engiten Sinne 
des Wortes gefolgert werden. Die gejchlechtliche Bereinigung 
einer dritten WBerjon mit dem Bruder. oder der Schweiter 
eines Individuums macht jene nicht des getitleiblichen Wejens, 
das die Gejchwiiter von den Eltern gemeinfam iberfommen 
haben, teilhaftig, und bringt auch die dritte Berfon nicht in 
eine jolche Stellung im Menjchengefchlechte, vermöge welcher 
ihre eheliche Vereinigung mit einer Schweiter oder einem Bru- 
der des verjtorbenen Gatten der natürlichen ©ltederung Des 
Menjchengejchlechts widerjtrebte. Ein phyliiches Hindernis 
Iteht der Ehe zwifchen Schwager und Schwägerin nur in ganz 
lecundärer, kaum noch fühlbarer Wetje entgegen. 

Wohl aber tt nicht bloß vom ethischen, jondern jchon vom 
phyfiichen ©ejichtspunfte aus die Ehe jehr Jchwer vereinbar 
mit dem Berhältnijfe zwifchen jolchen Seitenverwandten, wovon 
ein Teil tm (eigentlichen) Gejchwilterverhältniffe zu einem 
Afcendenten des andern und folglich in der ©liederung des 
Menichengejchlechts einem dem andern Seitenverwandten über- 
geordneten ISndtvivuum unmittelbar zur Seite Iteht. Die Ehe 
des Neffen mit der Tante ift in jehr ähnlicher Weile widernas 
türlich, wie die des Stiefjohns mit der Stiefmutter *%) wenn 
auch immerhin aus einem rein leiblichen Grunde, der nicht 
ausgejprochen zu werden braucht, das natürliche Schamgefühl 
ic) gegen Diefe Ehe noch weit mehr jträuben muß, als gegen 
die eritere, 

Auf der phyftichen Natur der VBerwandtichaftsverhältntiie 
beruht ihre ethiiche; jte jteht mit jener im unmittelbarem Zus= 
jammenhang als ihre Folge. Aber es ijt für die ethiiche Na- 
tur der Berwandtichaftsverhältniffe die Verfchtedenheit ihres 
Urjprungs aus ehelicher oder außerehelicher geichlechtlicher Ver- 
einigung von erheblicher Bedeutung, während fte für ihre 
phyftiche Iatur ohne Bedeutung ijt. Und eben deswegen tit 


4) Die Verzerrung der Familienverhältnifie durch folche Heiraten 
wird augenscheinlich, wenn man fich vergegenwärtigt, daß durch die Che 
mit der Mutterfchweiter die Schweiter Schwiegermutter der Schwefter, 
durch die Ehe mit der Schweftertochter der Bruder ES chwiegerfohn der 
Schweiter wird. 
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e3 notwendig, die phoyftiche und die ethifche Unverträglichkeit 
der Ehe mit VBerwandtichaftsverhältniffen bet dem Nachdenken 
über das Verwandtjchaftshindernis auseinander zu halten. 
Weil die Dejcendenten von den Afcenvdenten einen jo 
großen Teil ihres eigenen Wefeng überfommen haben, jo jchul- 
den jie ihnen Dankbarkeit und Ehrfurcht und die Aicendenten 
den Defcendenten herablafiende fürforgliche Liebe, und natür- 
liche Antriebe fordern eine gewilje Uebertragung Diejes gegen- 
jeitigen Verhaltens auf die Gatten der Afcendenten und Des- 
cendenten, wie auf die Defcendenten und Ajcendenten Der 
Gatten. Weil die Gejchwifter und Gejchwijterfinder joviel 
gleichheitlich von ihren gemeinjamen Eltern und Großeltern 
überfommen haben, fchulden fie einander Treue und gleich- 
heitliche, durch Ddieje Gemeinjamfeit ihres Urfprungs befrie- 
digte, unbegehrliche Liebe. Gewif aber fann man nicht jagen, 
der Sohn habe ebenjo wie feine Stiefmutter die YJuhälterin 
des Vaters, die Ehefrau ebenjo wie ihren Schwiegervater den 
außerehelichen Vater ihres Ehemannes, zu ehren, die Schweiter 
Ichulde dem von ihrem Bater außerehelich erzeugten Bruder 
gleiche Treue und Liebe, wie dem ihm von ihrer Mutter oder 
doch von einer andern Ehefrau geborenen Bruder. Bom ethi= 
Ichen Gefichtspunfte aus wären die Ehen zwischen den Durch 
jolche VBerhältniffe‘ Berbundenen ganz anders zu beurteilen, 
al3 vom phyjiichen ©ejtchtspunfte aus. Und wenn die Che 
zwißchen Neffen und Tante jchon phyfisch jehr bedenklich ift, 
jtellt fte vom ethischen Standpunkte aus jich nicht nur als be= 
denklich, jondern als völlig verwerflich dar, wo nicht außer- 
orventliche Umstände, wie namentlich ©leichheit des Alters Die 
Pflicht der gleichfam findlichen Chrerbietung, welche der Neffe 
der Schweiter jeines Baters oder feiner Mutter jchuldet, 
wejentlich) vermindern; dagegen stellt fich die Ehe zwifchen 
Dheim und Nichte, welche in physischer Hinficht ganz ebenjo 
bedenklich tit, wie die zwischen Neffen und Tante, vom etht- 
chen Gefichtspunfte aus als weit weniger bedenklich dar; denn 
eine gewifje Ehrerbietung jchuldet auch die Ehegattin dem Ehe- 
mann, und injofern liegt in der ehelichen Verbindung der 
Kichte mit dem Oheim eine weit geringere VBerfehrung des 
verwandtichaftlichen Berhältniffes vermöge jeiner ethiichen Na- 
tur, als in der ehelichen Berbindung der Tante mit dem Neffen. 
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Sniofern die Eheverbote wegen Berwandtichaft die Abwehr 
ver Berfehrung und beztehungsweije der Verunreinigung oder 
Entweihung von Verwandtichaftsverhältniffen nach ihrem ethi- 
chen ©ehalte bezweren, find fie Mettel für die Bewahrung 
der Reinheit des Familienlebens, welche durch die Möglichkeit 
der Ehen, die fie verbieten, geführdet werden wirde. Und 
eben darin liegt die Köblichkeit, ja gewiffermaßen Notivendigs 
keit auch folcher Eheverbote, welche bet eimfeittger Berückichtt- 
gung der phyftichen Natur der bezüglichen Verwandtichaftsver- 
hältnifje als grundlos und entbehrlich erjicheinen könnten. Aus 
diefem Grumde tit e8 3. DB. nicht zu verwerfen, wenn die Ehe 
zwilchen Schwager und Schwägerin regelmäßig unterjagt und 
nur ausnahmswerie zugelaffen wird. Aber indem bet jolchen 
Eheverboten die VBerwandtichaftsverhältntfje als eigentliche Sa 
milienbande in Betracht fommen, tjt bet ihnen genau an dem 
Nechtsbegriff der VBerfchwägerung feitzuhalten; denn ein wahres 
Samiltenband fann nur aus der Ehe, nicht aus auerehelicher 
geichlechtlicher Vereinigung hervorgehen. Bon diefem Gefichts- 
punfte aus, nämlich dem, daß es gilt, durch Eheverbote auch 
die Neinheit und Würde des Kamtlienlebens und zugleich Die 
ethiiche Bedeutung der Ehe zu Schüßen, mu man die Verbote 
des römischen Nechts, daß die ehemalige Braut des Vaters 
oder des Sohnes, oder daß die ehemalige-©attin des Gtief- 
johnes geheiratet werde oder die diejfen analogen Verbote wirr- 
digen. Bon ihm aus jtellt jtch der allgemeine Grundjaß der 
L. 42 pr. D. de R. N. (23,21) al3 alle Anerfennung und Be- 
achtumg verdienend dar: Semper in conjunctionibus non so- 
lum quid liceat, considerandum est, sed et quid honestum 
sit. &3 find alle Ehen im weiteren Sinne „unfeufche“ 
Ehen (incestae nuptiae), deren Eingehen auf einem Begehren 
beruht, das über das Gefühl für Ehrbarfeit, wenn auch nicht 
über das eigentliche Schamgefüthl fich hinwegjeßt. Die allzu 
angjtliche Scheu vor Beichränfung der individuellen Freiheit 
durch Eheverbote, welche nicht aus phyfischen Gründen fich als 
notwendig darjtelleı, verjümdigt fic) an der Neinheit der Fa- 
miltenbande und der Ehe, zu deren Schuß die ©ejeßgebung 
wenigitens ebenjo jehr berufen tt, wie zu dem der Freiheit 
des Individuums. 

Daß bei jeder Art von nachgebildeter Berwandtjchaft und 
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Duaftaffinität nur von ethischer Unverträglichfeit mit der Ehe 
und dem Maße diefer Unverträglichfeit die Nede fein fann, it 
jelbitveritändlich. | 

Das von Auguftin in der Civitas Dei L. XV. c. 16 
(woraus c. un. Ö.XXXV. qu. 1 entnommen tft) angenommene 
Prinzip der über das Berbot der Gejchiwifterehe hinausgehen: 
den Verbote von Berwandtenehen, daß dadırc die Vervielfäl- 
tigung der Liebesbande zwilchen den Menfchen befördert wer: 
den jolle, ift zur Begründung des Chehindernifjes der Ver: 
wandtichaft überhaupt unbrauchbar. Offenbar find die Ehen 
zwifchen, Ajcendenten und Dejcendenten nicht bloß aus Die- 
jem Grumde unzuläflig; will man aber die Verbote der Ehen 
zwijchen Seitenverwandten daraus ableiten, jo wird man durch 
die Holgerichtigkeit dazu getrieben, dieje Verbote auf die Ehen 
zwilchen allen nachweislich mit einander Verwandten augzus 
dehnen. Wahr tft nur, daß Heiraten innerhalb des engeren 
Tamiltenkreijes Ichon deshalb verwerflich find, weil die hie- 
bei eintretende Häufung von Liebesbanden zur Folge hat, daß 
die einzelnen Samtlten Tich zu egoiltiich allen andern gegen- 
iiber abjchließen. An fich tit nicht die Häufung von Liebes- 
banden, jondern nur die Berfehrung bejtehender Liebesbande 
durch) Umwandlung in das Eheband verwerflich. 

Indem wir nun, dircch diefe Erwägungen vorbereitet, zur 
Daritellung unferes bisherigen gemeinen Necht3 in Betreff des 
Ehehindernifjes der Berwandtjchaft übergehen, werden wir zuerft 
den Snhalt defjelben, wie er durch Das rezipirte fanonische Necht 
und deffen tridentinische Meodifilationen für die Fatholifche 
Kirche feitgeitellt worden it, anzugeben und dann die Ver: 
änderung zur betrachten haben, welche er im gemeinen prote- 
Itantiichen Eherechte erfahren hat. 


b) ®n8 Berwandtichnfts-&hehindernis nach Tatholiichem 
Kirchenrecht. 
432, 

Das rezipirte fanontsche Necht in Betreff des Verwandt- 
ichaftshindernifjes beruhte auf einer Verbindung der bezüg- 
lichen Bejtimmungen des römischen NechtS mit denjenigen des 
mofaischen Nechts, zugleich aber auf einer jehr bedeutenden 
Erweiterung derjelben, die zu einem folchen Umfange gediehen 
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war, daß jchon B. Snnocenz IU. jich beivogen gefunden hatte, 
mit dem lateranenfischen Concil von 1215 zu einer gewiflen 
Ermäßigung derjelben zu jchreiten. 

Die Kirche ging Hinfichtlich des Berwandtichafts-Ehehin- 
derniffes von der Anjchauung aus, daß neben den vömisch- 
rechtlichen Eheverboten wegen Berwandtichaft auch Die des 
mojatfchen Nechts zu beobachten jeien, und glaubte jpäter Die- 
\es jo verjtehen zu müfjen, daß es Ehen zwischen miteinander 
Berwandten überhaupt verbiete, foweit ihnen ihre Verwandtichaft 
mit emander befannt jei!). Zudem wurde frühzeitig ange- 
nommen, daß die Affinität als Ehehindernts nicht jowohl 
injofern fie aus vechtsgültiger Ehe, jondern injofern fie aus 
gejchlechtlicher DVBereinigung entjtehe, in Betracht zu kommen 
habe, und daß dieje vermöge der Fleijcheseinheit, die jte be- 
wirfe, alle Blutsverwandten de3 einen Teils auch zu Bluts- 
verwandten des andern mache?). 

Hierauf beruht e8, daß nad) dem Decretum die Ehe mit 
allen Blutsverwandten und Verfchwägerten (in jenem Sinne) 
in gerader Linie unbejchränft, in der Seitenlinie bis zum 
jtebenten Grade einschlüfftg verboten tjt?), daß ferner das von 
dem römtschen Nechte aufgeitellte EhehinderniS der aus spon- 
salia (de futuro) entitehenden Duafi-Affinität, (welches den 
Kamen de3 impedimentum publicae honestatis erhtelt), zu 
einem Berbote der Ehe nicht nur mit allen Ajcendenten und 
Defcendenten, jondern auch mit allen Seitenverwandten des 
andern Verlobten bis zum jiebenten Grade‘) ausgedehnt er 
cheint, das römischerechtliche Verbot der Ehe de8 Mannes mit 
einer Tochter der Frau aus zweiter Che ausgedehnt zu einem 
Verbote der Ehe zwijchen den Kindern einer Ehefrau aus 
zweiter Ehe und den Verwandten ihres erjten Mannes?), das 
Berbot der Ehe mit den vormaligen Oatten von Acendenten 


1)0,.,17 XXX V. qu2'und 

2) c. 13—15. ibid. ce. 3 C. XXXV, qu 5. 

3) c. Lund 7 C. XXXV. qu.2&3. | 

4) ec. 12, 14, 15 C. XXVII qu. 2. — 2gl. die SS. 47 ff. des 
Auszugs der Summa Colon. in meiner Entwiclung des firchlichen Che= 
Ihliefungsredts ©. 175 f. 

5) cc. 1-5 C. XXXV, qu. 10, 
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und Dejcendenten des eigenen vormaligen Gatten zu einem 
Verbote der Ehe mit affınes secundi generis (d. h. mit Ver- 
ichwägerten des andern Gatten überhaupt), ja Jogar zu einem 
Verbote der Ehe mit affınes tertii generis (d. h. mit affınes 
secundi generis de8 andern Gatten‘). Daneben wurden Die 
auf Adoption beruhenden Eheverbote des römtichen Nechts feit- 
gehalten, und war das juitintantiche Verbot der Ehe zivischen 
Taufpathen und Täufling (ce. 26 C. de nupt. 5,4) zu einem 
allgemeinen Ehehindernifje der. geistlichen, auf der Taufe und 
Stonfirmation beruhenden Verwandtichaft (spiritualis cognatio) 
ausgebildet worden, das inSbejondere auch die Ehen zwischen 
Sevattern untereinander zu verbotenen Chen machte”). End- 
lich) jollte jelbit eine erit während der Ehe entitehende illegi- 
time Affinität (affinitas superveniens) die bejtehende Ehe auf- 
(öjen®), wie dies freilich auch nach römischem echte die 
während der Ehe entitehende gejchwiiterliche Aappiimgermangk 
Ichaft zwijchen Gbeootten bewirkt hatte. 

Snnocenz UI. ermäßigte auf dem vierten lateranenii- 
ihen GEoneil von 1215 das Berwandtjchaftshindernis, indem 
er daS der Blutsverwandtichaft und der Affinität (erjter Gat- 
tung) auf den vierten Grad der Seitenlinie einjchränfte, das 
Ehehindernis der affınitas secundi und tertii generis jowie 
das Verbot der Ehen zweitehelicher Kinder einer Frau mit 
Blutsverwandten ihres eriten Mannes völlig aufhob, ) auch 
die affınitas superveniens nur nod) (den umjchuldigen Teil) zur 
Verweigerung der ehelichen Pflicht berechtigen Ließ.1) 

Das Concilium Tridentinum jchritt in jolcher Ermäßigung 
noch etwas weiter jort, indem es das EhehinderniS ex forni- 
catione auf den zweıten!!), daS impedimentum publicae 
honestatis aber auf den eriten Grad Der Geitenlinie be- 
Ichränfte, und beitimmte, daß es auch in diejer Bejchränfung 
nur aus einem gültigen Verlöbniffe entjtehe!?). Für die aus 


6) ec. 12 und 22 C. XXXV. qu. 2 et 3, 
DET BERRK, au. 1. 
8) ce. 21 C. XXXII qu. 7. 
9) c. 8 X. de consanqu. et affin. (4,14) 
10) e. 6. 10 X. de eo qui cogn. cons, (4,13) 
11) e. 4 S. XXIV. de reform. matr. 
12) e. 3. ibid. 
ScHeurl, Eheredt. 13 


a ee Was 
I RR Be 

w S; v », « 

5 S Ba, R 


194 I. Teil. II. Abfepn. IL 8. 32. 


einem ratum matrimonium non consummatum ımd aus einer 
(nicht wegen mangelnden freien Confenjes) annullirten, aber 
ebenfall8 umnvollzogen gebliebenen Ehe entftandenen Duafi- 
Affinität gilt diefe Bejchränfung nicht!3). Zur Einjchränfung 
des Ehehindernifjes der geiftlichen Verwandtfchaft hat das 
Coneil verfügt, daß höchltens zwei PBerfonen verfchiedenen. 
Sejchlecht8 einen Täufling aus der Taufe heben, und daß ° 
dann nur ziwifchen Diefen und dem Täufling, jowie deffen 
Eltern, dann zwilchen dem Täufer. und dem Täufling jammt 
deffen Eltern eine geiftliche Verwandtschaft entjtehen foll. Die- 
jelbe joll auch) aus der Konfirmation nur jo entstehen, daß fie 
ven Konfirmirenden und den Konfirmirten, jeine Eltern und 
den FSirmpathen nicht überschreitet 1?). 

Die Gradberechnung tft nach fanonijchem Necht (canonica 
computatio) jeit alter Zeit die. dem deutschen Nechte ent- 
lehnte, vermöge welcher die zu zählenden generationes die Ge- 
Ichlechtsfolgen bedeuten, nicht die ZJeugungsafte, jo daß Seiten- 
verwandte in dem jovieliten‘ Grade mit einander verwandt 
jind, zu der wievieljten Gejchlechtsfolge vom stipes communis 
herab fie gemeinfam gehören oder der von dem stipes com- 
munis am weitejten abjtehende; mitteljt Generalifirung einer 
Entjcheidung Gregors IX. ift es feftftehender Grundfag ge 
worden, daß ziwijchen den hiernach im fünften Grade Ver: 
wandten die Che auch dann ohne Dispenfation erlaubt ift, 
wenn ein Teil einer. dem stipes communis näher, als die 
vierte jtehenden Gejchlechtsfolge angehört 2). 

Natürlich Fonnte das Chehindernis der Verwandtichaft 
in dem Umfang, der ihm allmählich durch die firchliche Gefet- 
gebung gegeben worden war, und welchen es felbit jeit 
Snnocenz II. noch hatte, ja auch nach dem Conc. Triden- 
tinum noch behalten hat, jtetS nur mit dem Vorbehalt großer 
Dispenjationgfreiheit aufrechterhalten werden. Das Concilium 
Tridentinum jtellte in der XXIV. Sißung in diejer Beziehung 
durch den canon 3 de sacramento matrimonii im ©egen- 
ja zu reformatorischen Behauptungen feit, daß auch in den 


13) ©. Schulte, Eheredt ©. 131. 
14) c. 2 S. XXIV. de reform. matr. 
15) Schulte a. a. D. ©. 169, 
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durch das mofatsche Sejeß verbotenen Graden dispenfirt wer- 
den fünne. Die katholischen Kanonijten halten nur Diejenigen 
mofatichen Eheverbote wegen Verwandtichaft für juris divini 
und deshalb imdispenfabel, welche auf dem jus naturale be- 
ruhen (mit Berufung auf e. 1 D. I): und dies nehmen fie nur 
an von den Verboten der Ehe zwischen Blutsverwandten in 
gerader Linie und — wiewohl Dies nicht unbeftritten it — 
im 1. Grade der Seitenlinie1®). 


c) ®a8 Verwandtichafts-Chehindernis nach gemeinem 
Proßeitantiihem Cheredt. 


St 

Unter den vier Bunften, hinfichtlich welcher das fanontjche 
Eherecht in der Neformationszeit nach dem Borgange des Ans 
hangs zu den Schmalfaldifchen Artikeln als entichteden ver- 
befferungsbedürftig bezeichnet zu werden pflegte, erjcheinen im 
mer auch Die „verbotenen Grade”!). An jener Stelle wird 
ausdrücklich nur das Verbot der Ehe zwischen Sevattern 
al3 „unrecht“ bezeichnet. Darüber, daß das Ehehindernis der 
geiitlichen Verwandtichaft nicht genügenden Grund habe, war 
und blieb man einig. Ebenjo allgemein wurde die Erjtredung 
des Eheverbots auf den vierten Grad verworfen, bejonders 
weil davon Doch gegen Geld immer gern Dispenfirt worden 
jet, und diejfe Ausdehnung des Ehehindernifjes Anlaß zu frts 
volen Ehetrennungen gebe. Die mofaiichen Cheverbote wurr= 
den in der Neformationszeit als „göttliche Necht” angejehen 
und Luthers Behauptung, daß dadırcd) nur die einzelnen im 
18. Kap. des Leviticns namhaft gemachten Fälle, nicht die 
dadurch bezeichneten Grade verboten feien, fand wenig Bei- 
fall; aber man meinte nicht, daß jenes „göttliche Necht“ einer 
weiteren Ausdehnung des Chehindernifjes durch menschliche 
Nechtsjagung entgegenitehe; Yuther felbjt blieb jeiner ur- 
Iprünglichen Anschauung, daß man bet ven mojatschen Verboten, 
wie er fie verjtand, Stehen bleiben follte2), nicht treu; in feiner 


I9xe@. Shulte.a, 0.:9:©; 171. 
1) Dal. OD. Mejer, zu Gefhichte des älteften proteftantifchen Che- 
rechts in Dodves Zeitfehrift f. ER. Bd. XVI. ©. 35 ff. 
2) S. d. Predigt vom ehelichen Leben (1522) in der Erlanger Aus: 
gabe von Luthers Werfen. Bd. 20 ©, 62 ff. N 
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Hauptichrift von Chejachen (1530) gab er feine Billigung des 

„weltlichen“ oder „faiferlichen” d. h. römischen Nechts in jener 
Beziehung zu erkennen). Diejes zu befolgen, konnte bejon- 
ders deshalb als naheliegend erjcheinen, weil man im Allge- 
meinen es als eine zu mißbilligende Anmaßung anfab, daß. 
die Päpite diejes hatten abändern wollen. Aber es waren 
diefe Abänderungen num einmal rezipirt, und man entjchied 
fic) bald, wie dies ja bejonders die Surtiten forderten, dafiir, 
das fanonische Necht in Ehejachen in der Negel auch joweit e8 
dem römischen Nechte wideriprach, noch gelten zu laffen, wo 
nur nicht jene Schriftwidrtigfett oder fonstige bejondere Gründe 
dagegen jeten. Hinfichtlich einer genauen Beitimmung jedoch darit- 
ber, in iwie weit Hinfichtlich des Verwandtichaftshindernifjes vom 
fanonischen Nechte abgegangen und auf das römtiche Necht zu- 
rüdgegangen werden jolle, fam e3 zu einer völligen Ueberein- 
ftimmung der Meinungen der Einzelnen und der Slirchenord- 

nungen nicht. Snfofern tft zu behaupten, daß e3 zur Bildung 
eines neuen gemeinen proteitantiichen Nechts über diejen 
Punkt nicht gefommen tft. 

Sit nun deshalb im Bereich des gemeinen Nechts als pro- 
teftantisches Necht das römische zu betrachten? Dies fanıı m. E. 
deshalb nicht Schlechthin behauptet werden, weil gerade hier 
doch gewilje Abänderungen des römischen Nechts Ddurd) das 
fanonifche protejtantiicher Seits ziemlich allgemeine Billigung 
fanden und darum feitgehalten wurden. Bejonders in DBe- 
ziehung auf zwer Punkte tit dies m. E. zu behaupten. 

Eritens in Beziehung auf das Berbot der Ehe zwischen 
Geichwifterfindern. Schon die alte, der apoftolifchen Zeit noc) 
nahe jtehende Kirche, deren Anjchauungen bei ven PBroteitanten, 
bejonders in der Neformationgzeit, noch immer große Autori- 
tät zugeftanden wurde, hatte dieje Chen gemißbilligt, und eS waren 
diejelben ohne HYweifel unter ihrem Einfluffe von Theodo tus 
d. ©. verboten worden; e8 mußte .aljo vom firchlichen Stand 
punkte aus al3 ein tadelnswerther Nüdjchritt angejehen wer- 
den, dag Suftintan diejes Berbot wieder aufgehoben hatte. 
Seine Wiederbelebung durch das fanonische Necht fonnte da= 

3) Ebendafelbft Bd. 23 ©. 148 f.: „Der Sippfchait halben und Ge- 


Yied3 der Freundfchaft wäre mein Nat, man ließe es bei weltlichen Rechten 
bleiben u. |, mw.“ 
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her nicht von der allgemeinen Berwerfung der zu großen Aus- 
dehnung des Berwandtjchaftshindernifjes mit betroffen werden. 
Sp finden wir denn 3. B. in der Lippifchen K. DO. v. 1538 
(Richter I ©. 499) nad) einer Verweifung auf das mofaifche 
und römische Necht, welche alle weitere Ausdehnung des Ver- 
wanpdtichaftshindernifjes auszuschließen jcheint, Doch gejagt, wie 
wenn das ganz jelbjtveritändlich wäre: „Weiter joll auch der 
andere Grad verboten jein, al8 Bruder- oder Schweiterfinder 
zujammen zu geben, und joll in diefem Grad auch feine Heirat 
zugelajjen werden.“ 

HBweitens 1jt auch die fanonische Umbildung des Affini- 
tütSbegriffs, die ohnehin nicht in Widerjpruch, wenigjtens nicht 
in jchlechthinnigem Widerjpruch mit den neueren vömijch-recht- 
lichen Beitimmungen jteht, nicht unter die von den Broteitan- 
ten allgemein verworfenen Kenerungen zu rechnen. 

Das fanonijche Necht betrachtet, wie im vorigen Para- 
graphen bemerkt wurde, die Affinität nicht als Wirkung der 
Ehe an Jich, jondern der gejchlechtlichen Vereinigung, und mit- 
hin als Wirkung der Ehe uur, injofern ihre Confummation 
immer zu vermuten it, während das vömtjche Necht eine 
wahre Affinität nur aus der Ehe entitehen läßt, und anderer- 
jeitS auch für die ehehindernde Wirkung umneigentlicher Affini- 
tät fein Gewicht auf die vollzogene gejchlechtliche Bereinigung 
legt, wenigjtens jie nur jtillicyweigend vorausjegt, ohne fie je 
ausdrüdlich zu fordern. SInjofern aljo läßt jich in der That 
in diefem Bunkte eine Abweichung des fanonischen Nechts von 
dem römischen nicht in Abreve stellen. Aber wenn man in 
Betracht zieht, Daß jchon der Surtit Baulus (L.148.3D. de 
R. N. 23,2) „serviles affinitates“, d. h. aus einer Sflavenehe 
entstehende umeigentliche Affinitätsverhältnifje zwilchen dem 
- einen Teile und Afcendenten oder Dejcendenten des andern 
berücjichtigt wifjfen wollte, und daß jchon Statjer Alerander 
(L. 4 C. de incest. nupt. 5, 4) rejceribirte: Liberi concubinas 
parentum suorum uxores ducere non possunt, quia minus 
relisiosam et probabilem rein facere videntur*), jo wird man 
in der diejen Ausfprüchen zu Örunde liegenden Anjchauung 
eine bedeutende Verwandtichaft mit derjenigen des fanonischen 
Nechts nicht verfennen fünnen: im Grunde laufen fie doc) 


4) Vgl. au Ulpianz Aeußerung in L.1 8.3 D, de concub. (25,7). 
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darauf hinaus, daß mehr das natürliche, als das rechtliche 
Seichlechtsverhältnis für die Unzuläffigfeit von Chen des 
einen Teilg3 mit Berwandten des andern bejtimmend fein jo. 
Der praktifche Unterjchted zivischen beiderlei Anjichauungen gibt 
fh nur im den Gonjequenzen zu erfennen, indem Die des 
fanonifchen Necht8 Dazu geführt hat, der illegitimen Affinität 
auch Für die Ehen des einen Eheteil3 mit Seitenverwandten 
de3 andern, und auch da ehehindernde Wirkung beizulegen, 
wo nicht eine dauernde außereheliche Gejchlechtsverbindung, 
jondern nur eine einmalige gejchlechtliche Bermifchung jtattge- 
funden hat. 

Big auf neuere Zeit aber wurde von den protejtanttichen 
Sicchenrechtslehrern der fanontiche Affintätsbegriff durchaus 
gebilligt, und an dem Sprachgebrauc) feitgehalten, welcher durd) 
den Ausdrud: „illegitima affınitas“ jenen Begriff bejtätigt. 
E3 wird aljo anzunehmen jein, daß in Ddiejer Beziehung das 
gemeine protejtantische Necht nicht mit dem römischen identisch 
it. Nur dürfte zugegeben werden müfjen, daß wentgitens in 
neuerer Zeit tm gemeinrechtlichen Bereiche wohl nie mehr eine 
illegitima affınitas in der Seitenlmie als Ehehindernis ges 
golten habe. 

Anperdem tft gewiß nie bei den Proteitanten der römijche 
Nechtsiag, den L. 67 8.3 D. de R. N. ausjpricht, anerkannt 
worden, daß die gejchwilterliche Adoptivverwandtichaft, wenn 
jie exit während bejtehender Ehe entitehe, die Auflöjung Dieter 
Ehe zur Holge habe. 

Und endlich tft allgemein die Verwerfung der geiltlichen 
Berwandtichaft überhaupt aucd) auf das Gele Juftintan’s, 
welches den Keim zu Diefem fanonischen Ehehindernifje legte 
(die L. 26 C. de nuptiis) bezogen worden. Nur in einzelnen 
Kirchenordnungen und auf kurze Beit hat e8 Eingang gefun= 
den (S. Richters Lehrbuch des K. N. S. 277 a. E.). 

Wenn man in dem von Öhdjchen in feiner Doctrina de 
matrimonio etc. p. 30 aufgejtellten Sage: „in universum 
id actum est per Ordinationes evangelicas, ut tollerentur 
juris canonici de consanguinitatis et affinitatis impedimento 
praecepta, restituereturque romanum ius et leges Moisis“ 
die beiven Anfangsworte gehörig betont, jo tt er richtig, aber 
auch nur damı. Die Behauptung Eihhorns (Orundjäße 
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ves RN Bd. I. ©. 398 und 417) daß allein aus dem 
römischen Nechte nad) Su jtinians Sejeßgebung beitinmt werden 
müffe, was in Ermangelung bejonderer Sejege Hinsichtlich des 
Berwandtichaftshindernifjes gemeines protejtantiiches Necht fei, 
it in diefer Allgemeinheit entichtevden unbaltbar. 

| Snsbejondere aber darf nicht, wie es zumerlen gejchteht 
(\. 3. B. Bartels Ehe und PVerlöbnis ©. 147) aus der pro- 
tejtantiichen „Nezeption des R. NR.” über das Verwandtichafts- 
DindernisS im Bereich des gemeinen Nechts gänzliche Nlichtbe- 
rücichtigung der affınitas illegitima gefolgert werden, weil, 
iwie gezeigt wurde, das NR. WR. ausprücdlich dauernde außerehe- 
liche Geichlechtsverbindungen (die Sklavenehe und den Konfu- 
binat) al8 Gründe einer Affinität anerfennt, welche die Ber- 
ehelichyung mit Ajcendenten oder Dejcendenten der andern Ber- 
jon unerlaubt macht: diefe Berüdjichtigung der affinitas „ille- 
gitima* fordert aljo das RR. jelbjt. Denn daß die aus dem 
contubernium und dem concubinatus entjtehende Affinität eine 
ilegitime ıjt, läßt jich unmöglich in Abrede ftellen. Der con- 
cubinatus war freilich bei den Nömern in einem gewiflen 
Sinne legitim, aber Doch jtetsS eine von den ehelichen Necht3- 
verhältniffe jcharf gejchtedene Bejchlechtsverbindung, welche eine 
Affınität im ftrengen Sinne des N. NR. jo wenig zu begrüns 
den vermochte, al3 da3 contubernium. 

Hiernach ergibt jich folgender Suhalt des gemeinen pro> 
teftantiichen Rechts Yinfichtlich) unjeresg Ehehinderniffeg : 

1) Die Ehe ijt wegen Blutsverwandtichaft (gleichviel ob 
ie auf ebelicher oder außerehelicher Yeugung beruht) verboten 
zwilchen Afjcendenten und Dejcendenten ohne Einjchräntung 
auf gewilje Grade (in infinitum), ebenfo aber auch zwilchen 
Seitenverwandten, welche jich zueinander gleichlam als Eltern 
und Finder verhalten (parentum liberorumque loco inter se 
sunt), weil die eine Berjon unmittelbar von dem stipes com- 
munis abitamımt, alfo mit einem Ajcendenten der andern Ber: 
fon im Öejchwiiterverhältniffe jteht; m. a. W. die Ehe tit zwis 
ihen Seitenverwandten ebenfalls in infinitum verboten, wo e8 
der jogenannte respectus parentelae fordert ((. L. 178 2D. 
de R. N.). Außerdem ijt die Ehe zwijchen Seitenverwandten 
nur im eriten und zweiten Grad fanonijcher Komputation ver- 

boten, Immer aber ijt die Halbbürtigfeit der Seitenverwandt- 
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ichaft fein Hindernis ihrer ehehindernden Wirkung, d. h. es ift 
immer gleichgültig, ob beide Berfonen gemeinjam von dem 
gleichen Baare, oder ob fie nm gemeinfam von einem Snpdi- 
viduum aus verschiedenen geichlechtlichen Verbindungen defjel- 
ben abitammen. 

2) Die Ehe tt wegen ‚wahrer Schwägerjchaft verboten je 
zwilchen einem Ehegatten und allen Afcendenten und Defcen- 
denten, jowie den Gejchwiltern des andern; nicht aber zwifchen 
dem einen Ehegatten und irgend welchen entfernteren Seiten= 
verwandten des andern. 

3) Die Ehe ift jedoch auch wegen Duaftaffinität neiboten: 

a. mit den Ajcendenten und Dejcendenten einer Berjon, 

zu welcher man in einem gültigen Berlöbnisverhältniffe 
geitanden hat (L. 14 in f. D. eod.); | 

b. mit den ehemaligen Gatten von Njcendenten und Des- 

cendenten des eigenen ehemaligen Ehegatten (L. 15 D. 


e0d.); 
e. mit den Dejcendenten eines ehemaligen Ehegatten aus 


einer folgenden Ehe (L. 12 S 3D. eod.); 

d. mit den Ajcendenten und Dejcendenten einer Berjon, 
mit welcher man aufßereheliche Gefchlechtsgemeinjchaft 
gepflogen hat, insbejondere aljo auch mit den Afcen- 
denten und Dejcenvdenten einer Berjon, mit welcher 
man in einer vechtsungültigen, aber rvechtsfürmlichen 
ehelichen Berbindung gelebt hat, wenn diejfe, wie aber 
vermutet werden muß, durch copula carnalis vollzogen 
worden war. Sit das Öegenteil gewiß, jo bejteht daffelbe 
Ehehindernis, wie zu 3a: Das j. g. impedimentum 
publicae honestatis. 

4) Wegen Adoptivverwandtichaft tt die Ehe verboten zwis 
hen dem Adoptivvater und der Adoptivtochter, jowte allen 
weiblichen Dejcendenten des Adoptivjohng in infinitum, ferner 
zwijchen der adoptirten Berjon und denjenigen agnatiichen Sei- 
tenverwandten, welche jte durch den Eintritt in den agnatijchen 
‚Samilienverband des Adoptivvaters erhält, und mit welchen 
ihr, wenn jte ihr blutSverwandt wären, die Ehe verboten wäre. 
Außerdem aber ıjt dem Adoptivfohn auch noch die Ehe mit 
der (vormaligen) Frau des Adoptivvaters, die gleichjam feine 
Stiefmutter, mit dejjen Mutter, die gleichlam jeine Grogmut- 
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ter, mit dejfen Meutterjchweiter, die gleichfam jeine Großtante 
geworden ijt, verboten, desgleichen dem Adoptivvater die Ehe 
mit der (vormaligen) Frau des Adoptivjohns, aljo jeiner 
Duafischwiegertochter, wiewohl hier überall nicht cognationes 
legales bejtehen. Verhältnijie, wie zwischen Eltern und Kindern, 
die Ddurc) Adoption entitanden find, haben die ihnen zufom- 
mende ehehindernde Wirkung auch nach aufgehobenem Adoptiv- 
‚verhältnis, andere nur während feiner Dauer. 

Immer tft das auf Ddiefen einzelnen VBerboten beruhende 
EHehindernts ein öffentliches, trennendes Ehehindernis; fein 
auf Berwandtichaft irgend welcher Art beruhendes Ehehinder- 
nis hat nach gemeinem Necht die Bedeutung eines bloß auf- 
Ichtebenden Ehehindernifjes; es bejtehen nur zwifchen den ein- 
zelnen Arten derjelben erhebliche Unterjchievde Hinsichtlich der 
Dispenjabilität. 

Die Frage, ob das gemeine protejtantifche Eherecht in der 
Begrenzung des VBerwandtichaftshindernifjes das richtige Map 
eingehalten habe, wird man, jofern man den von uns im $. 31 
angejtellten allgemeinen Betrachtungen zujtimmt, im Ganzen 
bejahen müfjen. . Kur den genauen Anjchluß an das römische 
Necht in Beziehung auf den Umfang, in welchem Ddiejes Necht 
die Adoptivverwandtichaft als Ehehindernts behandelt, wird man 
faum billigen fönnen. Er tft erklärlic) aus der jtrengen Folge- 
richtigfeit, womit es überhaupt die Einfügung des Individuums . 
in die KJamilie Des Adoptirenden al3 wahren Öliedes derfelben 
(nach dem jpecifilch römischen Begriff von Familie) Durchführte. 
Der modernen Auffafiung der Annahme an Kindesitatt ent- 
Ipricht jene Kolgerichtigfeit nicht. 

Vebrigens war bei dem Umfang, welchen das gemeine protes 
ftantische Eherecht dem Verwandtjchaftshinderniffe ließ, freilich 
eine noch immer ziemlich häufige Anwendung des Mittel3 der 
Dispenjation unvermeidlich, um in einzelnen Fällen der indi- 
viduellen Freiheit gegen nicht genügend begründete Bejchränf- 
ungen zu Hülfe zu kommen. Wo es voriwiegend oder jogar 
‚ausschließlich der ethiiche Oefichtspunft ift, von welchem aus 
ich ein Eheverbot wegen Verwandtjchaft als gerechtfertigt dar- 
Itellt, wird es im Leben immer auf einzelne Fälle jtogen, in 
welchen jeine Anwendung durch feinen wahren Zwed nicht mit 
Inthwenpigkeit erfordert wird, und in welchem fie ohne defjjen de: 


202 | I. Teil. II. Abfcpn. II. $. 383. 


einträchtigung unterbleiben kann, welche aber auch nicht unter 
eine allgemeine Beitimmung jo zujammengefaßt werden fün- 
nen, daß ein ©ejeß für fie zum voraus ein für allemal die 
Anwendung Des Verbotes auszuschliegen vermöchte. &3 muß 
der jedesmaligen Beurtetlung der indiviouellen Umjtände vor- 
behalten bleiben, ob der Eonfrete Fall geeignet ijt, der Anwend- 
ung des Verbotes entzogen zu werden, und es fommt nur da= 
vauf an, diefe Beurteilung in die richtigen Hände zu legen, 
und Diefen eine gewiljenhafte Behandlung der Dispenjation 
zur Pflicht zu machen. Dann kann die Möglichkeit der Dis- 
penjation die wohlthätige Wirkung der Verbote nicht beein- 
trächtigen, jondern nur fürdern. 

Die leidige Erfahrung, daß Die jo wichtige Handhabung 
der Dispenjationen von Cheverboten jehr leicht in Verfall 
gerät, it es wohl hHauptjächlich, welche die neueren Bejeßgebuns- 
gen Dazu verleitet hat, fajt alle Eheverbote gänzlich zu bejei- 
tigen, welche nicht ohne Zulaffung von Dispenjationen aufrecht 
erhalten werden fünnen. &8 wäre aber Doch jehr zu erwä- 
gen, ob nicht einem neuen Berfall der Dijpenjationspraris vor= 
gebeugt werden fönnte. Auch wäre zu überlegen, ob nicht 
einige Eheverbote, für die bisher leicht Dijpenjation zu erlans 
gen war, wenigitens als aufjchiebende aufrecht erhalten N 
jollten 5), 


d) Die Bejitimmungen Des Meichsgejeizes bon 1875 über 
daS Berwandtichnfts=:&hehindernis. 


8. 34. 


Am weitelten unter den neueren Ehegejegen (noch etwas 
weiter, al3 das Allg. PBreußtiche Yandrecht) hat dag Neichs- 
gejeß von 1875 dag Ehehindernts der Berwandtichaft heitbruun 
Nach > 33 dejjelben tjt die Che nur verboten; 

) zwilchen Verwandten in auf- und abfteigenber Sinfe, 
>) ziwilchen voll- und halbbürtigen Gejchwiltern, 
3) zwilchen Stiefeltern und GStieflindern, Schwiegereltern 


5) Nach der Medlenburgifchen K. DO. von 1570, wie nach der Preu- 
fiihen Konj. Or} von 1584 find der 2. Grad gleicher und der 3. Grad 
ungleicher a nur aufjchiebende Ehehindernilie gewejen. (©. I 
ter. D.2. MD. ©. 329 u. 466). 
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und Schwiegerfindern jeden Srads — ohne Unterjchied, ob 

da8 VBerwandtjchafts- oder Schwägerfchaftsverhältns auf 
ehelicher oder außerehelicher Geburt beruht, und ob 
die Ehe, durch welche die Stief> oder Schwiegerverbind- 
ung begründet wird, noch bejteht oder nicht, 

4) zwijchen Berjonen, deren die eine die andere an Slin- 
desitatt angenommen hat, jo lange Diejes Nechtsver- 
hältnıs beiteht“. 

Um jo mehr wird man e8 al3 eine gewichtige Trage an= 
zujehen haben, inwieweit das gemeine protejtantische Necht 
durch Dieje Beitimmung als bejtätigt, und inwieweit e8 dadurc) 
als für die bürgerliche Nechtsordnung wirklich abgeändert zu 
betrachten jet. Und man wird fich bei der Beantwortung Ddie- 
jer Frage genau an die ISnterpretationstegel zu halten haben, 
daß forrektorifche Gejege jtreng auszulegen jeien, d. h. unter 
Borausjegung des gejeßgeberifchen Willens, an dem bejtehenden 
echte möglichit wenig zu ändern. 

Schon nach dem unzweivdeutigen Wortlaut des Gejeßes 
Iteht es volllommen feit, daß es hinfichtlich der Blutsverwandt- 
Ichaft und Schwägerjchaft das beitehende gemeine Necht injoweit 
beitätigt hat, als nach) wie vor die Ehen zwijchen allen Ber- 
wandten in auf und abjteigender Linie, zwilchen voll- und 
halbbürtigen Gejchwijtern, zwijchen eigentlichen Stiefeltern und 
Stieffindern, eigentlichen Schwiegereltern und Schwiegerfindern 
jeden Grades verboten find, und zwar jo, daß es feinen Un 
terichied machen joll, ob die hiebei in Betracht fommenden 
Blutsverwandtichaften auf ehelicher oder außerehelicher Erzeug- 
ung beruhen, und ebenfo unzweifelhaft ift es fchon vermöge des 
unzweiveutigen WortlautsS des Gejeßes, daß e3 das beitehende 
gemeine Necht in jo weit abgeändert hat, als es nunmehr im 
Wideripruc mit demjelben die Ehe zwilchen allen im zweiten 
oder einem noc) entfernteren Grade (fanonifcher Komputation) 
einander blutsverwandten Perjonen, wie auch zwilchen Schiwas 
ger und Schwägerin ohne Dispenjation gejtattet und jeder uns. 
eigentlichen Berfhwägerung auch in gerader Linie, die auf 
einer nicht in der: Form der Ehe eingetretenen ©ejchlechtsge- 
meinfchaft beruht, oder auf einer vor der Geburt der einen 
gleichjam verichwägerten Perjon wieder aufgehobenen Ehe, alle 
Berücjichtigung verjagt. Das heikt aljo, es können ich jegt 
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nicht nur Gejchwijterfinder ohne Dispenjation heiraten, jon- 
dern auch der Neffe die Tante, felbft wenn diefe foviel älter 
als er ift, daß fie jeine Mutter fein könnte, und es fann der 
Sohn die notoriiche Konkubine feines Baters, es fan ein 
Mann die Mutter jeiner motorischen Konfubine heiraten u. S. f., 
während dagegen eine optima fide und in aller Rechtsform ge- 
ichlofjene Ehe Durch richterliche ichtigkeitserklärung aufgehoben 
werden muß, wenn es jich nachträglich, jet eg auch nach nocd) 
fo langer Zeit, herausstellt, daß die Ehefrau von dem Vater 
des Chemannes außer der Ehe erzeugt war. Dasjelbe witrde 
der Fall fein, wenn fi) nachträglich heraugitellte, daß Die 
Ehefrau von der früheren Gattin ihres Ehemannes außerehe- 
lich) geboren worden war, während fie bisher als die eheliche 
Tochter einer andern Berjon gegolten hatte. Aber e8 fan 
dagegen ein Standesbeamter jeine Mitwirkung zu einer Che- 
Ihliegung nicht verfagen, welche ein Mann mit einer Fraueng- 
perjon beabfichtigt, Die jeine gejchtedene Ehefrau in zweiter 
Ehe erzeugt hat. Dort muß ji) der Mann von jeiner Eher 
frau trennen, obgleich jie nicht feine eigentliche Stieftochter ift, 
und er jie in gutem Ölauben geheiratet hat. Hier darf er Die 
ihm als folche befannte Tochter jeiner ehemaligen Ehefrau hei= 
raten, weil jte nur feine uneigentliche Stieftochter tit. 

Der Berjuch, durch Auslegung des Gejeßes das Verbot 
der Ehe mit einem Kinde des gewejenen Eheteil$ aus zweiter 
Ehe aufrecht zu- erhalten, indem man nämlich den Oejeßeswor- 
ten (bei 3. 3 des $. 33: „ohne Unterjchted, ob die Ehe, durd) 
welche die Stief- oder Schwiegerverbindung begründet wird, 
noch beiteht oder nicht”) den Stun unterlegt, als jolle hiernac) 
auch mach aufgehobener Ehe daraus noch eine ehehindernde 
Duafi-Affinität entitehen fünnen, tt vergeblih. Denn jene 
Worte find unzweifelhaft nur aus der Erinnerung an den $.6 
des Tit. I. des I. Teils des Allg. Preußischen Landrechts 
hervorgegangen und jollen, wenn fie auch’ eine etiwag andere 
Saffung haben, doch nur dasjelbe jagen, wie diefer Baragraph. 
Er lautet aber jo: „Diefe Eheverbote (der Ehen zwijchen Stief- 
oder Schwieger-Eltern und -Slindern) dauern fort, wenn gleich 
die Ehe, wodurch die Verbindung zwiichen Stief- oder Schwie- 
ger-Eltern und Kindern entftanden war, durc) Tod oder 
richterlichen Ausfpruch wieder getrennt worden,” und dies fanın 


Perwandifdaft. Nach dem Reichägefes $. 34. 205 


nicht3 anderes bedeuten, als daß die Eheverbote wegen eigent- 
licher Affinität in gerader Linie, die während bejtehender Ehe 
mit dem Berbote der Bolygamie zujammentreffen, nad) Auf- 
löfung derjelben jelbititändige Wirkjamkeit behalten, obgleich 
dann die Affinität an jich wieder aufgehört hat. Wird aber 
von einem Ehetetl, der von dem andern durch richterlichen Aus- 
Ipruch getrennt worden tit, nachmals ein Kind erzeugt, jo fann 
nicht von einer Nachwirkung eigentlicher, aber wieder aufgeho- 
bener Affinität die Nede jein, jondern es tft dann die Entiteh- 
ung einer eigentlichen Affinität durch die Auflöfung der Ehe 
unmöglich gemacht. Die Aufhebung der L. 15 D. de R. N. 
durch das Neichsgejeß tft jomit m. E, unfraglic. 

Dagegen tit e8 eine vollfommen bevechtigte Auslegungs- 
frage, ob das Neichsgeje unter GStief> oder Schwiegereltern 
und Kindern nur jolche veritanden wijfen wolle, die e8 durch) 
vechtsgültige oder auch jolche, die eS nur durch eine formell 
gültige, aber materiell ungültige Ehe !) geworden waren, und 
ob alfo in den oben angeführten Gejegesworten der Ausdrud: 
„beiteht“ nur von dem rechtlichen oder auch von dem bloß that- 
lächlichen Beitande einer Ehe zu veritehen jet. 

Denn daß in diefem Gejet das Wort „Che“ nicht not- 
wendig eine materiell vechtsgültige Ehe bedeutet, erhellt jofort 
aus dem $. 34, welcher bejagt: „Niemand darf eine neue Ehe 
Ichließen, bevor feine frühere Ehe aufgelöjt, für ungültig oder 
nichtig erklärt ift." Für ungültig oder nichtig fan eine Ehe 
nur erflärt werden, wen fie es troß ihrer Eingehung in gejeß- 
licher Form von Anfang an war. ES fann alfo hier das 
See mit dem Ausdruck: „frühere Ehe“ nicht b[o8 eine frühere 
rechtsbeitändige Ehe bezeichnen wollen, jondern nur eine Ber- 
bindung, welche vermöge der gejeglichen Form ihrer Schliegung 
als Ehe erjcheint und mithin jedenfalls als thatfächlich bejteh- 


1) Beiläufig mag bemerft werden, daß auch der Ausdrud des $. 43 
Teil I. Tit. 1 des Allg. Preuß. &. R.: „Die Verbindung, welche durch 
Heirat zwifhen dem einen Ehegatten und den Blutsverwandten bes 
andern entfteht, heißt Schwägerfchaft” vecht wohl die Deutung zuläßt, es 
jei nur die Schließung der Ehe in gejeßlicher Form, nicht aber die mate: 
rielle Nechtsgültigfeit bderfelben zur Entftehung von Schwägerfchaftsver: 
hältniffen erforderlich. 
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ende Ehe anerfannt werden muß, bi8 fie aufgelöft over für 
ungültig oder nichtig erklärt it. 

Der Sprachgebrauch des ©ejeges verwehrt es aljo durch» 
aus nicht, die fraglichen Worte des S. 33 jo auszulegen, daß 
damit gejagt werden foll, es mache feinen Unterjchied für Die 
Anwendung des Eheverbotes, ob die in gejeßlicher Korm ge- 
Ichloffene Ehe, dircch welche die Stief- oder Schwiegerverbind- 
ung begründet werde, noch thatjächlich Deitehe, oder jet es in 
Folge der Auflöfung durch Tod oder Scheidung, jet es in Kolge 
einer vichterlichen NichtigfeitS= oder Ungültigfeitserklärung nicht 
mebr beitehe. 

Und für die Richtigkeit Diefer Auslegung scheint mir nun aud) 
wieder der jchon angeführte S. 34 in folgender Art zu jprechen. 


Wenn nach demjelben die in gejeglicher Form gejchlofjene, aber 


rechtsungültige Ehe, jo lange fie beiteht, das impedimentum 
ligaminis. begründen joll, ohne daß eg durch Die nachherige 
ichtigkerts= oder Ungültigfeitserflärung derfelben rückwärts geho- 
ben werden fann, jo tft nicht abzufehen, warum das während ihres 
Beitehens unzweifelhaft mit dem Verbot der Ehe wegen Boly- 
gamte fonfurrirende Verbot der Ehejchließung des einen Tetls 
mit einem Berwandten des andern in auf- oder abjteigender 
Linie durch die Ungültigfeits- oder NichtigfeitSerflärung der 
thatjächlich bejtehenden Ehe feine Kraft verlieren joll? Wer 
mit einer Wittwe, die eine Tochter aus früherer Ehe hat, eine 
rechtsungültige Ehe in gejeglicher Korm geichloffen hat, fann 
mit diejer, jo lange die Ehe nicht für ungültig erklärt tft, aus 
dem doppelten Grunde feine Ehe jchliegen, weil das impedi- 
mentum ligaminis entgegeniteht, und weil fie als jeine Stief- 
tochter gilt. Sollte er nun etwa bloß deswegen, um fie hei= 
raten zu fünnen, ein trennendes Privathindernts mit dem Dop= 
pelten Erfolge geltend machen fünnen, daß er von ihrer Mut: 
ter getrennt würde, und mit ihr jelbit eine Ehe jchließen dürfte? 

Daß nach dem römischen und folgeweife auch nach dem 
bisherigen gemeinen protejtantischen Eherechte die Ehe mit einem 
Stieffinde, das es nur fraft formell nicht aber materiell rechts- 


gültiger Ehe geworden war, unzuläffig gewejen ift, läßt fih 


mit Grund nicht beitreiten. Denn L. 148. 3 D. de RN. 
jagt: „Idem, quod in servilibus cognationibus constitutum 
est, etiam in servilibus adfinitatibus servandum est, veluti 
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‚ut eam quae in contubernio patris fuerat, quasi novercam 
non possim ducere, et contra eam, quae in contubernio filii 
fuerit, patrem quasi nurum non ducere : aeque nec matrem 
ejus, quam quis in servitute uxorem habuit, quasi soerum.“ 
Damit ift Doch unwiderjprechlich ganz allgemein gejagt, daß 
e3 für die ehehindernde Wirkung der Affinität in gerader Linie 
nur auf die Form, nicht auf die materielle Nechtsgültigfeit der 
Ehe anfommt. Warum eine z.B. wegen Eheunmündigfeit eines 
- Teil8 ungültige, in gejeglicher Form gefchlojfene Ehe die Mut- 
ter der rau weniger zur Schwiegermutter des Mannes machen 
jollte, als die Sklavenehe, it nicht abzujehen. Nach erfolg- 
ter Conjummation ftünde der Che mit einem Afcendenten oder 
Dejcendenten des andern Cheteils jchon das impedimentum 
affinitatis illegitimae entgegen, wenn die vorige Ehe annullirt 
worden wäre AlS nicht conjummirte Ehe begründet die nur 
nicht wegen Formmangel3 oder Conjensmangels ungültige Che 
wentgitens nach fatholifchem Cherecht entjchteden das impedi- 
mentum publicae honestatis. Sedenfalls tt dann Ddiejes Hin- 
dernis auch nach proteitantischem gemeinem Cherechte begrün- 
det gewejen. Und e8 muß jchon deswegen das Neichsgelek 
nach der oben geltend „gemachten Interpretationgregel jo auS- 
gelegt werden, wie e8 nach $. 34 defjelben als richtig erjcheint.- 

Ganz unhaltbar it die Anficht, daß die rechtsungültige 
Ehe, wenn fie Butativehe jei, und nur dann eine ehehindernde 
Affinität zur Folge Habe. Die Eigenjchaft der Butativität tt 
nur da von Belang, wo eine für rechtsungültig erklärte Ehe 
für die Gatten jelbft oder die aus ihr hervorgegangenen Slin= 
der vorteilhafte Nechtswirfungen haben foll. Sewiß aber kann 
man jene Folge (al3 eine die vechtliche Freiheit der Oatten 
beichränfende) nicht al3 eine vorteilhafte anjehen, die dephalb 
von ihrem guten Glauben bei Eingehung der Ehe abhängig 
zu machen wäre. Worauf es hier allein anfommen fanıı, das 
it die gejegliche Form der Ehejchliegung, die denn allerdings 
auch die Vermutung begründet, daß die Ehe bona fide ge- 
Ichlofien worden jet. 

Der allgemeine, wahre Grundgedanfe, welcher dem Ausjpruc) 
zu Grunde liegt, daß Stief> oder Schwiegereltern und -Stinder 
einander auch dann nicht heiraten fünnten, wenn Die Ehe, 
worauf die Stief- oder Schwiegerverbindung beruht, nicht 
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mehr befteht , ıjt eigentlich jo auszudrüden: eben dadurd), 
daß einmal zwtjchen zivei Berionen eine Ehe thatjächlich beitan- 
den hat, it jede Derjelben zu der andern ein für allemal ın 
eine jolche Stellung innerhalb der Sliederung der Menjchheit 
gefegt, daß jte niemals mit Micendenten over Dejcendenten 
derjelben eine eheliche Berbindung eingehen kann. Und hieraus 
folgt dann, daß, jo wenig ein Mann die von feiner ehemaligen 
Ehefrau in zweiter Ehe erzeugte Tochter heiraten kann, eben- 
jowerig auch der Sohn die Frau ehelichen darf, welche mit 
jeinem Bater vor jeiner Öeburt verheiratet, aber auch von ihn 
bereitS wieder gejchteden war. Ste tjt ebenfo feine Stiefmut- 
ter in jenem Betracht, wie Die Zrau, welche fein Bater nad) 
dem Tode feiner Mutter heiratet. Für den pudor naturalis 
fan es feinen Unterjchted machen, ob eine Perjon vor oder 
nach jeiner leiblichen Mutter das Werb feines Waters geive- 
jen ift. 

Die richtige Faflung des Eheverbot3 wegen Schiwäger- 
Ichaft wäre m. E. folgende: „Wenn zwischen zwei Berjonen eine 
Ehe in gejeßlicher Form eingegangen worden tft, jo fann nac)- 
her feine derjelben jemals mit Verwandten der andern in auf- 
oder abiteigender Linie eine Ehe jchliegen. Diefelbe Folge hat 
es, wenn zwilchen zwer Berfon aufereheliche Sejchlechtsgemeinz 
haft gepflogen worden ift, jofern diefe Thatjache zur Heit der 
beabjichtigten Ehefchliegung notorisch tft, oder von dem Der fie 
behauptet, jofort bewiejen werden fan. 3 begründet aber 
diefe Thatjache, wenn fie nachträglich bewiejen werden fann, 
auch die Nichtigfeitsklage”. 

Die Einwendungen, welche gegen meine im XII. Bande 
von Doves ZBeitichrift F. 8. R. ©. 400 ff. aufgeitellte Be- 
hauptung, daß der Mangel des EheverbotS wegen aflinitas 
illegitima als eine der Ausfüllung bedürftige Lücde des Neich3- 
gejeßes zu betrachten jei, im XIV. Bande ©. 112 ff. gemacht 
worden find, Ddirften fich durch obige Fafjung des Gejees 
von felbit erledigen. Denn dadurch wäre jede von Amtswegen 
bei Ehejchliegungen anzuftellende NKachforichung, ob nicht zwis 
chen einem Kupturienten und einer dem andern in gerader 
Linie verwandten Berjon aubereheliche Seichlechtsgemeinjchaft 
gepflogen worden jet, ausgejchloffen. Dem Einwand aber, 
„Daß daran, in die großen Nechtsgebiete, denen das auf auer- 
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 ehelicher Beiwohnung beruhende Eheverbot bisher prinzipiell 
freniw war, dies Eheverbot neu einzuführen, nicht füglich gedacht 
werden fünne,” wird man doch wohl die Trage entgegenzuftel- 
(en haben, ob denn wirklich jede jittlich notwendige Gejeßeg- 
verbefjerung bloß deshalb unterbleiben miüffe, weil jte für große 
Nechtsgebiete etwas Neues einführen würde? Dieje Frage 
dürfte faum Jemand ernitlich zu bejahen fich getrauen. Für 
fittlic) notwendig aber muß ich Ddiefe ©ejeßesverbefjerung 
fortwährend halten. Daß ISemand die notorische Beischläferin 
jeines Vaters heiraten wolle, jet doch gewiß eine jo freche 
Schamlofigfeitt voraus, daß ich mir nicht vorstellen fan, wie 
ein ehrbarer Mann als Standesbeamter es ohne den jtärkiten 
Wiverwillen über jich gewinnen könne, eine jolche Eheichließung 
zu vollziehen. Und Dazu follte ihn das Gefeß nötigen 
wollen lediglich, weil das Eheverbot „zu wenig wünjchenswer- 
ten Erörterungen führen fünnte“ oder weil dadurc) „in großen 
Nechtsgebieten etivas Nenes eingeführt würde"? — 

Das Ehehindernis der Adoptivverwandtichaft hat das 
Jeichsgeje m. E. jehr richtig darauf beichränft, daß die Ehe 


nur zwiichen den :Berjonen jelbit verboten jein joll, deren eine - 


die andere an Sindes Statt angenommen bat. Yweifelhaft 

dürfte es nur jein, ob es gut zu beigen tft, daß Diejes be- 

Ichräntte Gebot überdies auch nur jo lange gelten joll, als 

„dtejes Nechtsverhältnis beiteht”. 

e) Die Kirchenprdnung im Betreff Des Verwandticdhafts- 
Chehindernifjes. 


8. 35. 


Fur die fatholiiche Kirchen-Eheoronung tt unzweifel- 
haft das im S. 32 Dargeitellte Recht noch in voller Geltung 
geblieben. 

Für die proteftantijche Kiechen-Eheordnung tit Durch 
das NO. dem im $S. 33 Ddargeftellten gemeinen Recht feine Gel- 
tung weder ausdrücdlich entzogen worden, noch läßt fich Schlecht- 
hin behaupten, daß das jtillfchweigend gejchehen jet, injofern 
ja das No. cben auf dem Grundfaß beruht, daß in Beziehung 
auf die Ehe Staat und Kirche einander gegerjeiig ganz jelbit- 

Sheurl, Eheredt. 
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tändig und umabhängig von einander gegenüber ftehen follen. 
&3 konnte demnach weder ftillichweigend, noch ausdrücklich da- 
rüber Verfügung treffen wollen, welche Normen fortan Hinfichtlich 
der Ehe in den verschiedenen Befenntnisfirchen rechtliche Geltung 
haben Sollten. Aber allerdings kann die Frage aufgeworfen 
werden, ob nicht das bisherige proteitantische Kircheneherecht, ° 
joweit das Neichsgejeg jeinen Inhalt fich nicht angeeignet hat, 
deshalb ftillfchweigend alle Geltung, auch die als Kirchenrecht, 
verloren habe, weil die proteftantijche Kirche grundjäglich Die 
HZuftändigfeit des Staates anerkennt, das Eherecht jelbitftändig 
feitzuftellen? 

Alleın diejes Anerfenntnts bedeutet, recht verjtanden, nichts 
anderes, als daß der Staat zu jelbititändiger Nechtsjagung 
über die Ehe als bürgerliches Nechtsverhältnis befugt ift. 
Es hat nicht den Sinn und fann ihn nicht haben, daß Dieje 
Nechtsjagung auch für das firchlide Handeln in Beziehung 
auf die Ehe Hinfichtlich der veltgtögsfittlichen Bedeutung der- 
jelben verbindlich jein jolle. Für die Aufitellung der für jol- 
che3 Handeln maßgebenden Kormen muß aucd), die protejtan- 
tische Kirche für fich die gleiche Yuftändigfeit in Unfpruch neh- 
men, die fie für die Aufitellung rein bürgerlicher Ehegejebe 
dem Staate zugeiteht. So gewiß die protejtantische Kirche nach 
ihren ©rundjägen feine Ehe zwijchen Verwandten, die nad) 
dem Neichsgejfege unverboten tt, als rvechtsungültig behandeln 
fann, jo gewiß hat jie volle rechtliche Freiheit, für eine folche 
Ehe, wenn fie nach feititehenden firchlichen Normen im religtög- 
fittlihen Sinne unzuläffig tt, die Trauung zu verweigern. 

Aber das tft nun eben die eigentliche Trage: hatten wirf- 
lich alle Eheverbote wegen Verwandtichaft, die in dem bisherigen 
proteitantischen Eherechte enthalten waren, Die Bedeutung, daß 
dadurch die veligtdssjittliche Unzuläfligfett der Dadurch 
verbotenen Ehen feitgeitellt werden follte? 

Wenn jene Verbote jämmtlich Ddiefe Bedeutung gehabt 
hätten, und zwar nad) dem protejtantiichen Gejammtbewußt- 
jein, fo müßten fte notwendig auch in allen parttfulären pro= 
teitantischen SKircehen-Eheordnungen ich gleichmäßig anerkannt 
finden. E&3 müßte auch nachweislich die Dispenjation davon 
überall als wenigjteng nur aus jehr erheblichen, genau erivo- 
genen Gründen ftatthaft betrachtet worden jein. 
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Sn der That aber fehlen manche gemeinrechtliche Ehever- 
bote wegen Berwandtichaft in einzelnen Landeskirchenordnungen, 


und noch mehrere find längit überall als leicht dispenjabel 


betrachtet worden. 

&3 it daher Leicht begreiflich, wie bisher da, wo einzelne 
gemeinrechtliche Cheverbote durch eine neue Landesehegejeß- 
gebung aufgehoben wurden, e3 jo angejehen werden fonnte, 
al3 ob dadurch der Landesherr eine allgemeine Dispenfation 
bon diefen Cheverboten in feiner Eigenschaft als Snhaber des 
Landeskirchenregiments erteilt, und fie damit auch für das 
firhlide Handeln ein für allemal ihrer Wirkjamfeit entklet- 
det habe. 

Sp kann e8 num allerdings bei der reichSgefeglichen Auf- 
hebung derartiger Verbote nicht angejehen werden, al3 ob nämlich 
darin fiir den Bereich des gemeinen Nechts zugleich eine allge- 
meine firchliche Dispenjation davon enthalten wäre. Denn der 
Bundesrat, unter dejjen Weitwwirkung das Neichsgejeß zu Stande 
gefommen tjt, hat jelbjtveritändlich feine Yultändigkeit, Errchliche 
Dispenfationen zu erteilen. 

Aber es läßt fich andererfeit3 auch nicht folgern: wetl das 
Neichsgejeb an und für jich die Firchliche Geltung der gemein- 
rechtlichen Eheverbote wegen VBerwandtjchaft unberührt gelaffen 
hat, find te Sammtlich chlechthin noch für das firchliche Han- 
deln maßgebend. Sondern es muß in Beziehung auf die ein> 
zelnen derartigen Berbote, die-das Neichsgejeg für die bitrger- 
liche Rechtsordnung aufgehoben hat, unterfucht werden, ob fie 
nach) dem proteitanttschen Sejammtbewußtjein von folcher veli- 
grögsjtttlicher Bedeutung waren, daß jie noch Durch Berjagung 
der Trauung von der Kirche geltend gemacht werden müjfen. 

Und hier tft nun zunächlt auf Die Frage näher einzugehen, 


. ob Diejes von denjenigen Eheverboten gelte, Hinfichtlich welcher 


daS gemeine proteftantische Eherecht mit dem nalen echt 
itbereinitimmt ? 

Als protejtantifches Sefammtbewußtjein der Gegenwart 
muß e8 gewiß bezeichnet werden (in Deutichland wentgitens), 


daß auch diejes Stüd der mojaifchen ejeßgebung für uns die 
 Außerlich bindende Kraft, welche es für das Bolf des alten 


Bundes hatte, nicht mehr hat, und eine theologifche Begründ- 
ung Diefer Ueberzeugung läge ganz außer meiner Aufgabe, 
14* 
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Selbftverftändlich ift es aber andererjeits, daß die Kirche einer 
Sejeßgebung, deren göttlicher Uriprung ihr unzweifelhaft ift, 
ehrfurchtsvolle Berücfichtigung nicht verjagen und nur in 
joweit ihr gegenüber eine freiere Stellung für jich in Anjpruch 
nehmen fann, als fte bei den darin enthaltenen einzelnen Be- 
ftimmungen eine Bedingtheit Durch die bejonderen zeitlichen 
Zwede der ganzen ©ejeßgebung mit hinreichender Sicherheit 
zu erfennen vermag. 

Lebteres tft, wie Hujhhfe a. a. D. ©. 16 ff. gründlich) 
nachgeiwiejen hat, det Fall bei ven Verboten der Che mit der 
vormaligen Ehefrau des Bruders und des Vatersbruders, wie 
auch bei dem Verbote der Ehe mit der Tochter de3 Baters- 
weibes, die dem Bater geboren tft (Levit. 18 v. 11) wenn 
diefes Wort, wie Hufjchfe (a. a. DO. ©. 12) wohl richtig an- 
nimmt, jo zu verftehen tt, daß der Sohn die feinem Bater 
von einer gehetrateten Schwangeren geborene Quaftichweiter 
nicht betraten joll. Dieje Verbote aljo einer bürgerlichen Gejeß- 
gebung gegenüber, welche fie nicht anerkennt, in ihrem DBe- 
reiche aufrecht zu erhalten, fann die evangeliiche Kirche aus 
Nücficht auf den göttlichen Uriprung der mofatichen Gejegge- 
bung, welche jie enthält, jich nicht gedrungen finden. Dagegen 
follte jte es als ihre Pflicht betrachten, dies Hinsichtlich Des 
Berbotes der Ehe mit der Bater3- oder Meutterjchweiter zu 
thun, Defjen Unabhängigkeit von den bejonderen zeitlichen 
Zwecken der mofaifchen Gejeßgebung Schon daraus erhellt, daß 
e3 jich ebenjo in dem römischen Nechte findet, und fchon von 
dem natürlichen ftttlichen Beiwußtjein, wie oben gezeigt wurde, 
gefordert wird. Nur wird fie ohne Bedenken fortfahren fün- 
nen, e8 als ein dispenjables, freilich aber nur aus jehr gewich- 
tigten Gründen dispenjables Verbot zu behandeln. 

Wir ftogen hier auf einen Bunft, der einer bejonderen 
Erörterung bedarf: es handelt fich hier um die allgemeine Frage, 
ob es überhaupt den Grundjägen der evangelijchen Kirche ent- 
Ipricht, Eheverbote zugleich aufrecht zu erhalten, und doch Fich 
Dispenjationen davon vorzubehalten ? 

E3 wird aber hierauf nicht wohl genauer eingegangen wer- 
ven fönnen, bevor feitgeftellt wird, welches die richtigen Mit 
tel für die firchliche Aufrechterhaltung jolcher Eheverbote jind, 
die das bürgerliche Necht für feinen Bereich aufgehoben hat. 
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‘Bon dem Standpunkte der evangelifchen Kirche aus fönnen fie 


nur in der Verweigerung der Trauung für Ehen, welche gegen 
jolche Verbote gejchlofjen werden, und in der disciplinären 


- Mhndung ihrer Schließung ohne Trauung bejtehen, wobei e8 


übrigens jelbitverjtändlich tft, daß die Anwendbarkeit diefer Mit- 
tel die ausprüdliche Borhaltung der damit Firchlich aufrecht 
zu erhaltenden Verbote in einem Stirchengejege zur Vorausfegung 
hat. 

Sowohl die Berweigerung der Trauung aber, als die 
disciplinäre Ahndung kann nur dann innerlich gerechtfertigt 
erjcheinen, wenn die bezüglichen Eheichliegungen als Hand- 
lungen anzujehen find, welche an und für fich, auch wenn da= 
durch nicht ein im richtiger Korn zu Stande gefommenes lan- 
destirchliches Verbot übertreten würde, der chriftlichen Gemeinde 


zum NergerniS gereichen miüfjen, weil fie ein ausdrückliches 


für alle Yeiten geltendes göttliche8 Gebot oder Doch die feit- 
jtehende chriftliche Sitte verlegen. 

Bon Diefem ©ejichtspunfte aus wird der Vorbehalt der 
Dispenjation von einem Eheverbote da als zuläfftg erjcheinen, 
wo es die chriitliche Sitte zwar fordert, unter den regelmäßi- 
gen Vorausjegungen Jich der bejtimmten Ehejchliegung zu ent- 
halten, nicht aber auch ebenjo unter bejonderen außerordent- 
lichen Umjtänden, deren Dafein ihre Aergerlichkeit ausschließt, 
Die Aufgabe des Dispenjationsberechtigten Subjettes iit es, 
gewiljenhaft zu ermitteln, ob im einzelnen Falle, in welchem 
Dispenjation nachgejucht wird, folche Umstände wirklich gege- 
ben find. Würde freilich die Dispenjation in dem Sinne vor- 
behalten, daß ihre Erteilung nur von der Entrichtung einer 
Tazre, nicht von einer folchen gewifjenhaften Erwägung abhän- 
gen Sollte, jo wäre fte jchlechthin zu verwerfen. 

Wenden wir nın den eben ausgejprochenen Grundjag auf 
das Berbot der Ehe mit der Baters- oder Mutterjchweiter in- 
jonderheit an, fo wird jich doch faum läugnen lafjen, daß mo, wie 
e3 ja ausnahmsweile der Fall jein fanır, der Neffe älter als 
die Tante oder doch ungefähr ihr gleichalterig it, er fie aljo 
nicht wie eine Art von Mutter aniehen fann, und wo außer- 
dem eigentümliche VBerhältniffe beiden Berjonen eine ehrbare 
gegenfeitige Neigung, jich mit einander zu verehelichen, her: 


 beiführen konnten, ihre Ehejchliegung der chriftlichen Gemeinde 
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fein begriimdetes Aergernig erregen, und daher Die dispenfirende 
Seitattung ihrer Trauung wohl zuläflig fein wird. 

Erfennt man den Dispenfattonsvorbehalt als jtatthaft an, 
jo liegt e8 nahe zu fragen, ob nicht die Kirche mit jolchem 
Borbehalt das Veriwandtjchaftsehehindernts in ihrem Bereiche 
in dem ganzen Umfange aufrecht erhalten follte, welchen e8 nach) 
dem bisherigen gemeinen proteftanttschen Eherechte gehabt hat, 
jo daß aljo regelmäßig auc) noch für die Ehen mit der Nichte, 
unter Gejchiwijterfindern umd zwijchen Schwager und Schwä- 
gerin Die Trauung zu verweigern wäre. 

Sch glaube dieje Frage verneinen zu müfjen, weil, wenn 
dies gejchähe, jo lange alle diefe Ehen durch das bürgerliche 
Hecht erlaubt find, Dispenjationen jo häufig wirden begehrt 
werden, daß eben dadurch die ganze kirchliche Dispenjationg- 
praris fait unvermeidlich wieder in jene Leichtfertigfeit verfal- 
len würde, welche die kirchlichen Ehedispenjationen überhaupt 
mit Necht in jo großen Mipkvedit gebracht hat. 

Doch Führt eben jene Frage jofort auf eine Erinnerung 
daran, daß der SKlirche noch ein bejonvderes Mittel zu Gebote 
Iteht, eine größere Strenge der Sitte in Beziehung auf Eni- 
haltung von VBerwandtenehen zu fürvdern, ein Mittel, von 
dem man fich freilich feine allzugroße Wirkfamkeit verjprechen 
fann, das aber Doc auch) nicht unterjchäßt werden darf, nüme 
li) das der Belehrung und der jeeljorgerlichen Beratung. 

Bei dem eigentümlichen Charakter firchlicher Berordnungen 
in ihrer Unterfcheidung von jtaatlichen Dürfte es nicht als 
unangemefjen zu betrachten fein, daß in eine kirchliche Traus 
ordnung auch eine firchliche Belehrung Uber das, was nad) 
bisherigem gemeinen proteftantifchen Eherecht gegolten hat, mit 
der Ermahnung aufgenommen würde, e8 auch fernerhin zu 
beobachten, ohne daß für den Fall der Jichtbeobachtung Ver- 
weigerung der Trauung und disciplinäre Ahndung angedroht, 
aber indem es zugleich den ©erftlichen ausdrücklich zur Pflicht 
gemacht wirrde, jede ©elegenheit zu benüßen, um jeeljorgerlich 
von allen hiernach bi8 jet nu mitteljt Dispenjation zuläjjig gemwe- 
jenen, und wenn auch nicht Argerlichen, jo doch regelmäßig be- 
denklichen Ehejchliegungen abzurathen: unter bejonderer Hin- 
weijung auf die Selegenbheit, welche hiezu das Nachjuchen um die 
firchliche Verkündigung darbiete. Zugleich) wäre dazu anzuhal- 
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ten, diejes Gejuch jofort nac Anordnung des bürgerlichen Auf- 
gebots zu ftellen. Jen 

Wenn oben die Ehe zwifchen Schwager und Schwägerin 
unter diejenigen Ehen gejtellt wurde, für welche die Kirche Die 
Trauung ohne Dispenfation gewähren fünne, jo wurde dabei 
die Auflöfung der vorigen Ehe durch den Tod vorausgefeßt. 
Die DVerehelichung mit dem Bruder oder der Schweiter des 
gejchtedenen noch lebenden Ehegatten ift felbftverftändlich fo 
anjtögig, daß dafür die Tramumg jedenfalls nur unter ganz 
augerordentlichen Umjtänden als jtatthaft betrachtet werden 
fann. | 

Schlechthin und unbedingt tft fie aus den oben angeführten 
Gründen zu verweigern, wo die Ehejchliegung nach dem bitr- 
gerlichen Gejeße nur deshalb ftattfinden fanı, weil das Ver- 
hältnis zwifchen den Ehefchliegenden als Schwieger- oder Stief- 
Eltern und Kindern nicht auf einer vechtsgültigen Ehe, jon- 
dern nur auf jonjtiger gejchlechtlicher Vereinigung beruht. 

sm Allgemeinen it noch zu jagen: Die Kirche Hat in 
Beziehung auf die Ehe der bürgerlichen NRechtsfagung gegen- 
über einen ganz ähnlichen Beruf zu erfüllen, wie denjeni- 
gen, welchen Die römische Nepublif den enjoren beilegte, 
und der heutige Staat jollte, Diefes Beispieleg eingedenf, gern 
und willig jenen Beruf der Kirche anerfennen. Es ift dies 
aber der Beruf, die gute Sitte aufrecht zu erhalten und 
zu jtärken, das Bollsgewiffen zu jchärfen und wach zu erhalten 
durch Anwendung folcher Mittel, welche, ohne daß fie die Trei- 
heit äußerlich beichränten, einen Mißbrauch derielben, den die 
bürgerliche Öefeßgebung zulafien zu müfjen glaubt, (und vielleicht 
wirklich, um die Srenzen ihrer Aufgabe nicht zu überschreiten, 
nicht unmöglich machen darf) wirkfam zu verhüten geeignet find, 
und joweit er dadurch nicht verhütet wird, ihn Doch als einen 
Migbrauch der individuellen Freiheit zu kennzeichnen. 

Bor zu großer Strenge aber in Uebung diefes Berufes 
jollte die Erinnerung daran warnen, daß unläugbar gerade Die 
Meberjpannung der fittlichen Anforderungen an dag Berhalten 
in Bezug auf die Ehe, wie fie mehr und mehr in das fano- 
nische Recht eindrang, jene Schlaffheit der neueren Ehegejeß- 
gebungen herbeigeführt hat, durch welche ein jo beflagenswerter 


- Berfall der VBolksfitte gefördert wurde. Die übertriebene Strenge 


y\ 
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der Sejeßgebung hatte zum Mißbraucd der Dispenjation ver- 
feitet, und dieje wieder dann bejonders beigetragen, in der Miil- 
derung der Gejeggebung das richtige Maß weit zu über- 
Ichreiten. 

Als „vor Gott nichtige Ehen” darf nach meiner Ueber- 
zeugung die Slirche nur jolche betrachten und behandeln, welche 
nach einem flaren Sottesworte unjtatthaft find, wozu ich aller- 
dings auch folche rechne, wie die mit der Beilchläferin des Va- 
ters, weil bei den im göttlichen Gejege des alten Bundes mit 
der Todesitrafe oder Verfluchung belegten Ehen offenbar ziwi- 
jchen legitimer und illegitimer Affinität oder Verwandtichaft 
fein Unterschied gemacht wird, und weil ja befanntlich jelbjt 
eine neutejtamentliche Stelle (1. Kor. 5,1) dergleichen Verbin- 
dungen al3 Hurerische brandmarft. Denn das wird doch Nie- 
mand im Ernit behaupten, daß der Apojtel in dem hier be- 
rührten Falle, jelbjt wenn er den Ausdrud „yvvn Tod zraroog" 
hier in der Bedeutung von „Ehefrau des Baters" gebraucht haben 
jollte, er das Borfommnis anders beurteilt hätte, wenn das 
Weib nur Konfubine des Baters gewejen wäre. Dagegen halte 
ich jede nach dem bürgerlichen Sejete gültig gejchlojjene Ehe, 
wenn fie nur der chriftlichen Sitte, nicht aber einem flaren 
Sottesworte widerftreitet, fiir eine auch vor Gott gültige Ehe. 
Deshalb kann ih Hujchfe (a. a. D. ©. 31) darin nicht 
beiftimmen, daß, wo. die Kirche Grund hat, die Trauung zu 
derweigern, fie immer auch auf Löfung der bereits rechtsgültig 
gejchlofjenen Ehe mit allen firchlichen Mitteln dringen müffe. 
Er fügt zwar jelbjt bei, e8 jet auf die Löjung zu dringen, „jo- 
weit fie im der Macht der Verbumdenen ftehe”, erläutert das 
aber dann jo, daß die Löjung der Ehe „wenigitens als that- 
lächlicher Gejchlechtsverbindung” zu verlangen jet. Das tt 
freilich folgerichtig, weil er alle derartigen Ehen al® „vor Gott 
nichtige” anfieht. Sind fie aber vor Gott gültig und nur 
(wenn auch mit Necht) der Gemeinde anjtößig, jo dürfen fie 
auch nur auf Grund einer gültigen Schetdungsurjache gelöjt 
werden, und Dürfen jtch die dDadurd) VBerbundenen auch der Er- 
füllung der ehelichen Pflichten nicht entziehen. Snsbejondere 
wäre gewiß Dieje Forderung ganz unevangeliich, daß bei fort- 
beitehendem Nechtsbande der Ehe die thatjächliche Gejchlechts- 
verbindung aufgehoben werden follte. 
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Vormundihaft $. 36. 2 
2) Vormunöfchaft. 
8. 36. 


E3 wäre denkbar, daß eine Nechtsjagung die VBormund- 
Ichaft wie eine Nachbildung des Berhältniffes ziwijchen Eltern 
und Kindern al3 Hindernis der Ehe zwijchen VBormund und 
Mimpdel behandelte. Dann wäre diejes Ehehindernis nur eine 
bejondere Art des Verwandtichaftsehehindernifjes. Aber auch 
dann Schließt fich das Ehehindernts der Vormundichaft an Die- 
jes Ehehindernis unmittelbar an, wenn nur deshalb die Ehe- 
Ihliegung zwischen Bormund und Mümndel verboten wird, weil 
aus einem anderen Grumde diejes Verhältnis als unverträglich 
mit dem ehelichen angejehen wird. Nicht dem bisherigen ge- 
meinen, jondern nur vielen Landesgejegen folgend, hat das 
Neichsgejeg die Vormundjchaft dadurch zu einem rveichSrecht- 
lichen Ehehinderniffe gemacht, daß es im $. 37 bejtimmt: 

„Die Ehejchließung eines Pflegebefohlenen mit jeinem 
Bormund oder Ddeifen Kindern ijt während der Dauer 
der Bormundjchaft unzuläjiig“, 

wober e8 jedoch im Abi. 2 Hinzufügt: 

„sit die Ehe gleichwohl geichlofjen, jo kann Diejelbe als 
ungültig nicht. angefochten werden“. 

E3 hat das jo bejtimmte Cheverbot wegen Vormundschaft 
einen ganz andern Charakter, al3 das im römischen Necht ent- 
halten gewejene, aber in das fanonische und jo auch in das 
bisherige gemeine Ddeutfche Eherecht. nicht übergegangene Ver: 
bot, daß ein Bormund bei Strafe der Nichtigkeit der Ehe in 
der Negel jeine Münpdel mit jich oder einem jeiner Dejcen- 


- denten oder Erben verheirate, bevor er Nechnung abgelegt 


habe und überdies die Zeit verjtrichen jet, innerhalb welcher 
die Bflegbefohlene Neititution wegen Meinderjährigfeit nach» 
juchen fünne (L. 36. 60. 66. 67 D. de R. N. 23, 2 und Tit. 
Ö. de interd. matr. inter pupillam et tutorem 5, 6). Denn 
das veichsgejegliche Verbot joll, wie fih aus Dbigem ergibt, 
nur die Crlaubtheit, nicht die Nechtsbejtändigfeit der Ehe hin- 
dern, und auch dies nur, wenn die Che während der Dauer 
der Bormundjchaft geichloffen werden will, es eritreckt fich aber 
dagegen auch auf Ehen eines Mündels mit einer Tochter des 
Bormunds. Ob unter den „Kindern“ auc Enfel und En- 
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felinnen des VBormunds zu veritehen jeten, tt zweifelhaft, aber 
doch wohl deshalb anzunehmen, weil Dies der preußiichen ©e- 
jegesiprache gemäß it, und der nächjte Zwed der Beitimmung 
wohl der war, daß dadurch ein Berbot des preußtjichen Yand- 
rechts allgemeine Geltung erlangen jollte. Wie Diejes ift es 
nur auf eigentliche VBormünder, welche als jolche das Xer- 
mögen ihrer PBflegbefohlenen verwalten, zu beziehen. Denn es 
joll offenbar, wie auch die Motive des Entwurfs ausdrücklich 
befagen, nur die Vermögensintereffen der WBrlegbefohlenen 
\hüßen. 
3) Zieligionsperfchiedenbeit. 
So 


Nie nach dem Ffatholifchen Kirchenrecht, jo it auch nach 
dem gemeinen protejtantischen Eherecht die Neligionsverjchieden- 
heit (disparitas cultus) ein öffentliches trennendes Ehehinder- 
nis. Daß die eheliche Berbindung ziwijchen Ehrijten und Nicht- 
chriiten nicht jchlechthin mit dem Wejen der Ehe unvereinbar 
jei, Hat nicht nur Die alte Kirche anerfannt, welche jelbit die 
Ehejchliegung von Ehriften mit Kichtchriften zuließ, jondern 
e3 wird jelbit von der heutigen Kirche, der katholischen wie der 
protejtantijchen Kirche noch dadurch anerfannt, daß beide Slivchen 
die während des Beitandes einer Ehe eintretende Neligions- 
verjchtevenheit der Ehe wenigitens an fi) nicht als einen 
Grund ihrer Aufhebung betrachten, wie ja jchon der Apoftel 
Baulus Ehriiten die Fortjegung der Ehe mit ihren im Une 
glauben verharrenden Ehehälften, wenn dieje es fich gefallen 
laffen würden, bei ihnen zu wohnen, empfohlen, oder wıe e8 
wohl richtiger verjtanden wird, geboten hat (1. Kor. 7,12). 
Aber allerdings läßt e3 ftch nicht beftreiten, daß, weıl eine jo 
innige geijtige Gemeinjchaft, wie fie zwijchen Ehegatten be= 
jtehen joll, bei Neligionsverjchtedenheit unmöglich, und bejon- 
vers auch Hiebet das richtige Zujammenwirfen derjelben Hin= 
ühtlich der Kindererziehung undenkbar ijt, dag Verbot der 
Schliegung einer Ehe bei vorhandener Neligionsverjchiedenheit 
guten Grund hat. Die relative Berechtigung, wie die relative 
Umrichtigteit der Berwerfung Ddiejes Ehehindernifjes von Seiten 
Luthers tjt von den obigen Erwägungen aus unverfennbar; 
Diejenigen, welche jie unbegreiflich finden, follten wenigjtens be- 
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achten, daß Luther dabei ohne Zweifel die Möglichkeit form- 
lofer Eheichliegung ohne Vollzug durch Firchliche Trauung vor- 
ausgejegt hat”). | 

Zür die bürgerliche Rechtsordnung tjt auch Diejes Ehe- 
Hindernis jet Durch den S. 39 des NeichSgejeges ftillichweigend 
aufgehoben. | 

Die katholische Kirche fanın eine Ehe, welche zwischen einem 
Katholifen und einer nicht zum chriftlichen Glauben fich be= 
fennenden Berjon eingegangen wird, nicht al$ ratum matri- 
monium anerfennen, und fich auch nicht dazu herbeilaffen, fie 
durch ihre Mitwirkung zu einem ‚ratum matrimonium zu 
machen. 

Die protejtantische Kirche muß jede zwischen Ehrijten und 
Jeichtehriiten in geieglicher Form gejchlofjene Ehe als vollgültig 
anerfennen; aber zur Trauung oder Einjegnung derjelben fann 
fie fic) eben jo wenig herbeilaffen, als die katholische Kirche; 
e3 würde eine frevelhafte Entweihung Ddiejes liturgischen Aftes 
jein, wenn jie dadurd) eine derartige Verbindung als eine der 
chriitlichen Lebensordnung entiprechende zu bejtätigen fich her- 
ausnähme Ste fann auch Diejenigen, welche jolche Ehen 
ichließen, nicht mehr als vollberechtigte Slivchengliedev aner- 
fennen; denn als jolche können Angehörige der proteltan- 
tischen Kirche nicht anerfannt werden, welche jo offenbar eine 
Berfennung ihrer firchlichen Bflichten bethätigen, wie es durch 
die Schließung einer derartigen Ehe gejchieht. 


4) Z3ekenntnisverfchiedenbeit. 


8. 38. 

Se feiter die Ueberzeugung einer Belenntnistieche von der 
Wahrheit ihres Bekenntniffes und von der Gefährlichkeit der 
Sertiimer ft, für welche fie die Slaubenslehren hält, durch 
welche jich die Belenntniffe anderer chriftlicher Gemeinschaften 
von dem ihrigen unterjcheiden, um jo bevenflicher müflen ihr 
Ehen zwiichen ihren Oliedern und Gliedern jolcher emeins- 
Ichaften jein. Aber doch müfjen die Bedenten gegen jolche 
Ehen wejentlich anderer Art fein, je nachdem fie die Yuge- 


*) Vgl. hierüber meine Sammlung firchenrechtlicher Abhandlungen 
©. 521 ff. 
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hörigfeit zu ihrer äußeren Gemeinjthaft fir heilsnotwendig 
hält, wie dies die wömijchetatholifche Kirche thut, oder, wie Die 
evangelifche, nur dei chrijtlichen Glauben umd nicht auch Die 
Zugehörigkeit zu einem in bejtinmmter Weije verfaßten Kirchen- 
weien al3 Bedingung des Heils betrachtet. ES ift deshalb 
eben jo folgerichtig, daß die vömisch-fatholiiche Kirche ihren 
Slievdern die Ehe mit Gliedern anderer chrütlicher ©emein- 
Ichaften verbietet, und nur unter gewifjen Bedingungen ge= 
jtattet, wie daß die evangelische Kirche jich Darauf beichräntt, 
ihren Gliedern die Ehe mit Ehriiten anderen Bekenntniffes nur 
zu widerraten. AS ein trennendes Ehehindernis fan auc) 
die fatholiiche Kirche die bloße Befenntnisverschtevenheit nicht 
behandeln, weil fie die Schließung jolcher gemischten Ehen nicht 
abjolut zu verhindern vermag, und wenn Ste gejchlofjen find, 
fie als jaframentale und darum unauflösliche Ehen anjehen 
muß. 

Ein Staat, welcher mehreren chriftlichen Betenntniskirchen 
neben einander volle Sleichberechtigung in feinem Gebiete zu- 
gefichert Hat, fanın nicht anertennen, daß Ehen zwischen Mit- 
gliedern derjelben ein rechtliches Hindernis entgegenjtehen jolle, 
und fanın es nicht zulafjen, daß die katholische Kirche in jeinem 
Gebiete die Eingehung von Ehen zwischen ihren ©liedern und 
Slievern der gleichberechtigten protejtantischen Kirchen unmög- 
(ich zu machen juche, oder für ihre Ermöglichung Bedingungen 
jtelle, welche mit jeinen zum Schuße der Sewifjensfreiheit er- 
laffenen Gejegen in Widerjpruc jtehen. Sp haben Die ge- 
mischten Ehen in Deutjchland, indem hier die katholische Stiche 
gegen den Widerjpruch des Staates bei einer jolchen Behand- 
(ung derjelben beharrte, zu jchweren Konflikten zwijchen dem 
Staat und diejer Kirche geführt. 

Durch die allgemeine Einführung der bürgerlichen Che- 
Ichliegung it es der fatholischen Kirche im Ddeutjchen Neiche 
unmöglich gemacht, gemijchte Ehen durch Verweigerung der 
Trauung völlig zu verhindern. Aber immer noch fann jte 
ihren Gliedern, welche gemischte Ehen. nicht ohne Berlegung 
ihrer firchlichen Verpflichtungen eingehen wollen, für die hiezu 
dann erforderliche Firchliche Dispenfattion jolhe Bedingungen 
itellen, in welchen eine von den Staatsgejegen verwehrte Wii}- 
achtung der protejtantischen Kirche Ausprud findet, und zu 
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deren Erfüllung der proteftantiiche Teil nicht ohne Gewiffens- 
beichiverung die Hand bieten fann. Snfofern beiteht doch hier der 
Anlag zu Konflikten zwischen dem Ddeutichen Staat und der 
katholischen SKieche noch fort. Eine weitere Erörterung Diejer 
Ktonflifte und der Frage, welches ihre richtige Behandlung von 
Seiten des Staates jet, gehört aber meines Erachtens nicht 
in eine Daritellung des Eherecht3. 

Wohl aber gehört in diejelbe noch eine Erwägung des der 
proteitanttschen Kirche durch thre Grundfäße vorgezeichneten 
Verhaltens zu den gemischten Ehen, namentlich jofern es ich 
darum fragt, ob fie dafür die Trauung verweigern joll, wenn 
von vornherein die Erziehung aller aus der Ehe hervorgehen- 
den Kinder für die fatholifche Kirche vereinbart ift. Sehr 
häufig wird diefe Frage unbedingt bejaht: meines Dafürhaltens 
mit Unrecht, injofern dadurch der frechlichen Mißbilligung jener 
Bereinbarung auch da Ausdruck gegeben werden joll, wo der 
weibliche Eheteil der protejtantischen Kirche angehört. Das 
Weib hat auch in Beziehung auf die Sindererziehung fich dem 
Willen des Weannes zu fügen, und der Vater hat die Pflicht, 
für die Erziehung feiner Kinder nach feinem Befenntnifje zu 
jorgen. Einer Broteltantin, welche eine gemifchte Ehe eingeht, 
fann Daher billigerweife die Einwilligung in die Forderung 
ihres Fatholtichen Verlobten, daß alle aus der Ehe hervor- 
gehenden Kinder nach dem Ffatholischen Befenntniffe erzogen 
werden jollen, nicht zum Borwurf gemacht werden. Nur wird 
danı freilich die fatholische Kirche die Trauung gewähren, und 
injofern tt in fJolchen Fällen die Trauumgsverweigerung Der 
proteitantischen Kirche von geringer Exheblichkeit. 


5) Verbrechen. 
a) Allgemeines. 
Sud. 

E35 ift eine einleuchtende Wahrheit, welche einmal Yuther 
mit den Worten ausgeiprochen hat: „Lalter und Sünde foll 
man ftrafen, aber nicht mit Ehe verbieten.” Wenn jedoch die 
Katur der Strafe eines Verbrecheng für immer oder für Die 
Beit ihrer VBerbüßung eine Ehejchliegung thatjächlich unmöglich 
macht, jo fann man nicht jagen, daß durch die Belegung eines 
Verbrechens mit einer derartigen Strafe, wo te an fich der 
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Beichaffenheit des Verbrechens entipricht, diefes mit Chever- 
bieten geitraft werde. Auch liegt dann nur jcheinbar Be- 
trafung eines Verbrechens mit Eheverbieten vor, wenn ihm 
deshalb ehehindernde Wirkung beigelegt wird, um die Damit 
verbundene Abficht, fich den Weg zu einer beitimmten Che- 
Ichlteßung zu bahnen, durch das Verbot diejer Eheichließung 
zu vereiteln. Denn hiedurch wird in der That nicht Diejes 
Berbrechen mit Eheverbieten beitraft, jondern nur dem Anretz 
zu demjelben, welcher in der Yulafjung der bejtimmten Che- 
Ichltefung liegen könnte, mit Necht die Wirkjamfeit entzogen. 
Bon diejen Gefichtspunften aus find die eherechtlichen DBe- 
timmungen zu wirdigen, welche unter beitimmten WVoraus- 
jeßungen aus dem gemeinfam begangenen Ehebruch, aus dem 
Sattenmord und aus der Entführung Ehehindernifje entjtehen 
liegen und zum Teil noch entstehen laffen. 


b) Die Ehehindernijie des gemeinfam begangenen Che- 
bruchs und Gatienmords. 
$. 40. | 

&3 wäre grundlos und ‚erfahrungswidrig, fich jeden Eher 
bruch mit der Abficht der Mitfchuldigen verbunden zu denten, 
jobald es fünftig möglich wird, eine Ehe mit einander zu 
Ihließen; es ift jeher wohl möglich, daß dieje Abficht ihnen bei 
der Begehung des Chebruchs fern liegt. Aber wenn fie nach 
der Auflöjung der Ehe, welche den Beischlaf zwilchen ihnen 
zum Ehebruch gemächt hat, einander zu heiraten unternehmen, 
jo iit offenbar der Argwwohn wohl begründet, daß fie die bei 
der Begehung des Ehebruch3 bezweckt Haben, und deshalb darf 
wohl angenommen werden, daß ein Gejeß, welches die Ehe 
zwißchen dem Ehebrecher und der Ehebrecherin verbietet, dieg 
vornehmlich von dem richtigen Gejichtspuntte aus thut, um 
diefen verbrecherifchen Zwec zu vereiteln, und ingbejondere 
auch Frauen die Hoffnung zu benehmen, daß wenn fie fich 
eines Ehebruchs jchuldig machten, und der Beitrafung dejjelben 
entgingen, fie auf jenem Wege gewifjermaßen wieder zu Ehren 
fommen fönnten. Wenn dagegen umgefehrt eine Chegejeß- 
gebung die Ehe zwifchen dem Chebrecher und der Ehebrecherin 
wenigitens nach verbüßter Strafe zuläßt, jo läht es Jich denten, 
daß fte hiebet gerade durch die Nücjicht auf das zum Ehebruch 


Shebrug $. 40. 223 


vielleicht nur verführte Weib geleitet wird, dem es der Ver: 
führer gewifjermaßen jchuldig jet, das dadurch an ihr begangene 
Unrecht nach Auflöfung der gebrochenen Ehe durch Schließung 
einer Ehe mit ihr wieder gut zu machen. Das Schwanfen der 
ficchlichen Ehegejeggebung darüber, ob der gemeinjam begangene 
Ehebruch al3 trennendes Ehehindernis zu behandeln jet, over 
nicht, Dürfte hierin die richtige Erklärung finden. 

Auf unzweifelhaft verwerfliche Art erjcheint die Ehe Avi- 
fchen dem Ehebrecher und der Ehebrecherin dann angebahnt, 
wenn fie jchon bet Lebzeiten des gefränften Cheteils -fich Die 
Ehe veriprochen, etwa gar fie bereit3 zu Schließen unternommen 
haben, oder wenn Eines von Beiden jenem Eheteil mit Erfolg 
nach dem Leben gejtrebt hat. ES it daher begreiflich, daß in 
folchen Fällen die Ehe zwilchen ihnen jedenfalls jchwieriger zus 
gelaffen, oder wenn der gemeimjam begangene Ehebruch an ich 
nicht als Ehehindernis galt, er doch bei dem Hinzutreten eines 
jener beiden erjchwerenden Umstände als öffentliches trennendes 


 Ehehindernis anerfannt wurde. 


Diejer leßtere Standpunkt 1ft eS, den das Decretum ein- 
nimmt, und welcher demzufolge auch Der unjere3 gemeinen Ehe- 
recht wurde; der Standpunkt, bei welchem das katholische Che _ 
recht jtet3 geblieben tit und für den Schließlich auch Das prote- 
Itantische gemeine Eherecht fich entjchieden hat!). 

Die neuere bürgerliche Gejeggebung hat vorzugsweife einer 
andern Auffafjung fich zugeneigt, welche auch das Neichsgejeh 
von. 1875 fich angeeignet hat. 

Diejes bejtinnmt nämlich in $. 33 3.5: „Die Ehe tit ver- 
boten zwifchen einem wegen Chebruchs Gefchiedenen und 
jeinem Mitichuldigen.” ES fügt bei, daß in diefem Falle 
Dispenfatton zuläflig jet. 

Hiernach macht alfo der gemeinfam begangene Ehebruc) 
an jich die Ehe zwischen den Mitjchuldigen unzuläflig, wenn 
te nicht Dispenfation erlangt haben; diese ift für die Zuläflig- 
fett ihrer Cheichliegung mit einander auch dann erforderlich, 
wenn weder ein beiverjeitiges Eheveriprechen, noch Yebensnach- 


1) Bol. Herrmann, über den Ehehrudh ala Ehehindernis, bejonders 
nach evangeliihem Kirchenrecht in den Sahrbüchern für deutjche Theologie. 
Bd. V. (1860) ©. 254 ff. | 
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jtellung zu dem Ehebruch Hinzugefommen ift. Aber immer muß 
wegen de3 Ehebruchs Scheidung erfolgt jein, damit er als 
Hindernis für die Chebrecher gelte: 

Man könnte daraus, daß jebt feiner jener erjchwerenden 
Umjtände zum Ehebruch hinzugetreten fein muß, damit ex ehe- 
Hindernde Wirkung habe, jchließen, daß das Gefeß Durch jein 
Verbot der Ehe zwijchen den Ehebrechern lediglich den Ehe- 
bruch Strafen, und nicht den verbrecherifchen Zived, mittelft 
Ehebruchs zur Ehe zu gelangen, vereiteln wolle, weil im leßteren 
alle in Heberemmjtinmmung mit dem bisherigen gemeinen Recht 
fortwährend alles Gewicht auf die Erfichtlichkeit diejes Ziweckes 
aus emem jener erjchwerenden Umstände gelegt werden müßte. 
Aber e3 it Schon oben angedeutet worden, weshalb diefer Schluß 
nicht notwendig tjt: das Unternehmen der Eheichließung nacı 
gemeinjam begangenem Ehebruch fanır jehr wohl als Hinreichen- 
der Grund für die Vermutung betrachtet werden, daß der Ehe- 
bruch unter Beabfichtigung fünftiger Ehejchliegung begangen 
worden jet, und e3 fann der Unterfuchung, welche der ©e- 
währung eines allenfallfigen Dispenjattionsgejuch® vorhergehen 
muß, vorbehalten fein, genauer zu ermitteln, ob diefe Ber- 
mutung tim bejonderen Salle Doch etwa nicht zutreffe. 

Kir find demnach berechtigt, das Sejeg jo zu deuten, daß 
es, ganz dem richtigen Gefichtspuntte folgend, dem wegen Che- 
brucch8 Gefchtedenen die Ehe mit jenem Wettichuldigen vornehme 
lich deshalb verbiete, damit man nicht durch Ehebruch fich den 
eg zur Chejchliegung zu bahnen verfuche, und daß es daher 
eben davon bejonders die Yuläfjigkeit der Dispenjation von 
diefem Ehehindernifie abhängig machen wolle, daß möglichite 
Sewißheit dariiber erlangt werde, es jet der Ehebruch nicht 
mit diejer Abjtcht begangen worden. 

Dann aber wird jene Erweiterung des fraglichen Che- 
Hindernifjes um jo mehr zu billigen jein, als nach dem heuti- 
gen Nechte eine Ehe wegen Ehebruhs dur Scheidung und 
alfo noch bet Lebzeiten des unjchuldigen Teils völltg aufgelöit, 
und folgewetje an fich fofort, nicht erjt nach dem Tode des uns 
Ichuldigen Ehegatten, dem fchuldigen die Ehejchliefung mit 
jeinem Meitfchuldigen ermöglicht werden fann. Webrigens tt 
nach dem Wortlaut des Gejeges den Coadultern die Che mit 
einander nach erfolgter Scheidung wegen des von ihnen bes 
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gangenen Ehebruchs nicht bloß verboten, jo lange der unjchul- 
dige Teil noch Lebt, jondern auch, wenn er inzwischen nach der 
Scheidung geftorben tft. 

Daß amdererjeit den Coadultern nur dann die Ehe mit 
einander verboten fein joll, wenn wegen des von ihnen mit 
einander begangenen Ehebruchs die gebrochene Ehe geichteden 
worden ift, hängt damit zufammen, daß nach dem heutigen 
Strafrecht (Neichsftrafgefegbuch A. 172) der Ehebruch nur dann 
geitraft werden joll, wenn wegen Defjelben die Ehe gejchieden 
it. E83 tt folgerichtig, Daß er auch nur unter diejer Boraus- 
jebung eine das Necht zur Ehejchliegung bejchränfende Wir- 
fung haben foll. 

Selbitverjtändlich tt eine gegen dieics reichsgejegliche Ver- 
bot gejchloffene Ehe im Bereich des gemeinen Nechts nicht bloß 
unerlaubt, jondern nichtig. Daß nach bisherigem gemeinem 
echt der Ehebruch nur beim Hinzutritt eines der mehrerwähn- 
ten erjchwerenden Umftände trennendes Ehehindernis war, be= 
vechtigt nicht anzunehmen, daß er auch jeßt nur dann es fein, 
und außerdem als bloß aufichtebendes Ehehinvdernis gelten foll. 
Das Neichsgefeh wollte nur die Vorausjegungen diejeg Ehe: 
hindernifjes, nicht auch feine Wirkung anders bejtimmen. Und 
überdies Liegt e8 in der Natur der Sache, daß wo eine Ehe 
wegen eines Verbrechens verboten tft, diejes Verbot den Cha- 
vakter eines abfoluten Berbotes hat. 

Koch ijt über den Stun des Cheverbotes, wovon hier die 
Nede tit, folgendes zu bemerken. 

Es will nicht, daß der Ehebruch, Beben die Ehe zwischen 
den Ehebrechern unzuläffig machen joll, einziger Grund der 
Ehejcheidung, jondern daß er nur überhaupt Grund derjelben 
gewejen jet; auch nicht, daß er im Tenor des Erfenntniffes als 
Grund der Ehejchetdung bezeichnet, fondern nur, daß er e8 
wirklich gewejen jet, wie dies jchon aus den Entjcheidungsgrüns 
ven erhellen fan. Dagegen fann das bloße Zujammentreffen 
der Gewißheit des Ehebruchs und der Scheidung der dadurc 
gebrochenen Ehe zur Begründung des VBerbots nicht hinreichen ; 
denn das ©efeh verbietet die Ehe bloß ziifchen einem wegen 
Ehebruch8 Gejchiedenen und feinem Mitjchuldigen, nicht zrwifchen 
einem Gejchiedenen und jeinem Coadulter jchlechthin. E3 kann 


3. Bd. dem Wanne, welcher von feiner Ehefrau wegen eines von diejer 
Scheur!, Eheredt. 15 
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begangenen Ehebruch8 gejchteden worden ift, nicht deshalb der 
Bollzug der Eheichließung mit einer Berjon, mit welcher er 
feinerjeitS die Ehe gebrochen hatte, veriveigert werden, wenn 
auch diejer von ihm begangene Ehebruch in den Gründen des 
Scheidungserfenntniffes feitgeitellt worden ift; denn er war 
demungeachtet dann nicht wegen diefe8 Ehebruchs gejchieden 
worden, jonvdern eigentlich nur die Krau von ihm wegen des 
von ihr begangenen Ehebruches. 

Da das Gejeb, darin in voller Uebereinftimmung mit dem 
gemeinen Necht jtehend?), nur zwilchen einem wegen Ehebruch3 
Gefchiedenen und feinem Mitichuldigen die Ehe verbietet, 
jo ift eS jelbitveritäandlih, daß ein wegen Ehebruchs gejchie- 
dener Mann diejenige Frauensperjon, an welcher er den Ehe- 
bruch begangen hat, ohne daß Ite dadurch des Ehebruchg fchul- 
dig geworden tit, ohne Dispenfation heiraten kann. Dies wäre 
3. B. der Fall, wenn fie Dangla nicht gewuht hätte, daß er 
verheiratet jet. — 

Fr die irchliche Em), entjteht nun die Frage, ob 
auch für fie dag impedimentum eriminis nur noch jo weit Gel- 
tung hat, als es durch das Neichsgejeß bejtätigt ift, und ob 
es nicht vielmehr noch in dem ganzen Umfang, welchen e3 nach 
dem bisherigen gemeinen Nechte gehabt hat, alg Grund für 
Verweigerung der Trauung, beztehungsweile al8 Grund für 
disciplinäres Einjchreiten gegen Kirchenglieder, welche hiernach 
unitatthafte Ehen fchliegen, behandelt werden joll? | 

Sniofern e8 jih um die Ehejchliegung gejchtedener Ehe- 
brecher mit ihren Meitjchuldigen bei Lebzeiten des gefränften 
Eheteil3 handelt, wird diefe Frage im Yufammenhang mit den 
Wirkungen der Ehejcheidung zu erörtern fein. | 

Hier beichränten wir die Erörterung der rage auf die 
Fälle von Ehejchliegungen zwifchen Coadultern nad) dem Tode 
des Ben Eheteil3. 

Sn Beziehung bterauf aber tft num für Die evangelijche 
Kirche folgendes jehr zu beachten. Einerjeits findet ftch in ihr 
jeit der Neformation gerade vom religiöfen Gefichtspunfte aus 
vorwiegende Abneigung gegen abjolute äußerliche Verhinderung 
der Ehe zwischen Soadultern. AndererjeitS wurde aber Dabei 


2) Vgl. ©. 1. X. de eo qui duxit (4,7). 
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vorausgefebt, daß ftrenge Ertininelle Beitrafung des Ehebruchs 
in der Negel jede Wiederverheiratung von Chebrechern fait 
unmöglich mache, und jedenfalls vorgängige Uebernahme ange- 
mefjener Kirchenbuße gefordert, auch wohl jogar dann nur die 
Berheiratung im Auslande gebilligt, wo fte weniger Aergernis 
erregen fünnte, und endlich bis auf neuere Zeit Doch meist die 
Trauung wiederhetratender Ehebrecher “von bejionderer Kon- 
liftorialerlaubnts abhängtg gemacht 3). 

Hiernach dürfte es als das richtige Verfahren für die Gegen- 
wart erjcheinen, daß wo immer die einitmalige gemeinjame Begeb- 
ung von Ehebruch durch Eheichliegende notorifch ift, die Trauung 
nur bei genugjam -bezeugter bußfertiger Gejinnung gewährt, 
und wo hbiernach die Statthaftigfeit derjelben zweifelhaft it, 
die Entichetdung dem Konftitortum überlaffen werde. 

ach einer befonderen Beitimmung des fanontichen Rechts #) 
tt ein gemeinfam begangener Gattenmord, durch welchen 
der Weg zu einer neuen Ehe gebahnt werden jollte, jelbjt wenn 
nur der eine Teil bei Begehung des Berbrechens diefe Abficht 
hegte, auch ohne hinzufommenden Ehebruch öffentliches trennen 
des Hindernis für die jo beztelte Ehe. 

Sn das Neichsgejet wollte man ein Verbot der Ehe wegen 
Gattenmords — wie die Motive erklären — deshalb nicht auf- 
nehmen, weil „Sattenmörder auch im Falle des Erlafjes der 
Todesitrafe regelmäßig eine ihre Wiederverheiratung aug- 
Ichließende Freiheitsitrafe zu verbüßen haben werden.“ &8 tt 
billig zu bezweifeln, ob dies als ein binreichender Grund für 
gänzliche Aufhebung des Ehehindernifjes des Gattenmordeg ans 
zujeben jet. 

Die Kirchen werden dafjelbe jedenfalls in gleicher Weije 
aufrecht zu erhalten haben, wie das des gemeinfam begangenen 
 Ehebrucdhs. 


c) Entführung”). 
8. 41. 


Berjtehen wir unter Entführung die gewaltijame Wegs 
führung eimer Srauensperjon von dem Drte, an welchem fie 


3) Vgl. Herrmann a. a. D. 275 ff. 

4) e. X. de conv. infid. 3,33. 

*) Colberg über das Ehehindernis der Entführung (1869). 
15% 
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ftch) befindet, an einen andern, um dadurch die Ehejchliegung 
oder die Berübung von Unzucht mit ihr zu ermöglichen — 
und Dies ijt der eigentliche Begriff der Entführung oder des 
Frauenraubes (des raptus virginis s. viduae matrimonii vel 
libidinis causa) — fo leuchtet e8 ein, daß die Gewaltjamteit 
‚dabei eine doppelte Richtung haben kann: gegen die entführte 
Berjon jelbit und gegen diejenigen, in deren Gewalt te fich 
befindet, woraus fich dann fofort ergibt, daß dag Verbrechen 


der Entführung auch mit Emmilligung der entführten Perjon 


möglich it, jo daß dabei nicht gegen jte jelbit, wohl aber gegen 
ihre Oewalthaber eine Gewaltthätigfeit verübt wird; nur Die- 
jen wird jte dadurch entführt: die Entführung tft raptus in 
parentes (injofern regelmäßig diefe es jind, in deren Gewalt 
fich die entführte Berfon befindet). Natürlich fann auch beides 
zufammentreffen: die ©ewaltthätigfeit fanıı zugleich) an ihr 
jelbjt und gegen thre Sewalthaber verübt werden. Dagegen 
fann weder die Berführung einer jelbititändigen FSraueng- 
perfon, noch die Verlodung einer jelbitjtändigen oder un- 
jelbitjtändigen Frauensperfon (matrimonii oder libidinis Causa) 
an-einen Ort, wo Ste jich in der Gewalt des fie Verlodenden 
befindet, al3 wahre Entführung angejehen werden; denn bei 
der Berführung, d. h. bei der liltigen Verleitung der jelbit- 
ftändigen Frauensperfon, jich entführen zu laffen, tft die ©e- 
waltjamfeit, und bei der Berlodung it die Wegführung 
ausgeichloffen. E&3 Fanır hier nur von einfachen Zivang zur 
Ehejchliegung die Nede fein, wenn eine folche Hernach dadurd), 
daß Tich Die Berlocte in der Gewalt des Verloders befindet, 
herbeigeführt wird. Der j. g. raptus seductionis fchließt, 
wenn unter seductio Verlofung verjtanden wird oder die Ber- 
führung einer jelbjtjtändigen Frauensperjon, eine contradictio 
in adjecto in ji). 

Wil nun eine Rechtsjagung Entführungen, wodurc) eine 
Ehejchliegung ermöglicht werden foll, möglichit verhüten, jo 
wird es ein Dienliches Mittel hiezu jein, Eheichliegungen, welche 
auf diefem Wege thatjächlich bewirkt worden find, als recht3- 
ungültig zu behandeln. Sp fann aljo ein jelbititändiges Ehe- 
hinderms der Entführung entjtehen. 

Wirklih Hat nın Suftinian durch fein Gefeß de raptu 
virginum seu viduarum nec non sanctimonialium (L. un. C. de 
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raptu virginum 9,13) die Entführung zu einem öffentlichen 
trennenden Hindernifje für die Ehe zwijchen dem Entführer 
und der Entführten gemacht. Nach S. 2 diejes Gefetes foll 
feine Einwilligung in die Che mit folchen gelten, qui hostili 
more in nostra republica matrimonium student sibi con- 
jungere. &3 joll rechtlich) unmöglich jein, auf diefem ver- 
brecheriichem Wege zur Ehe zu gelangen. &leichgültig ift e3 
nach diefem Gejeße, ob die Entführung mitteljt einer Gewalt- 
thätigfeit gegen das Weib jelbjt oder nur gegen deifen Gewalt- 
haber verübt worden 1jt; aber Gewaltjamfeit gehört nach dem- 
jelben wejentlich zum Begriff der Entführung. Schon in dem 
Worte: raptus und unjerem Worte: Entführung it enthalten, 
daß dazu Adführung von einem Orte an einen andern gehört. 
Daß im pr. diejes Gejeßes das Wort: „suam“* nad) sponsam 
unmdglich echt jein fann, ergibt jich aus dem YJujammenhang, 
weil jonjt die Entführung der eigenen Braut der Entführung 
einer fremden Chefrau gleichgeitellt wiirde, was widerjinnig 
wäre. Aber eben deshalb folgt aus der Unechtheit jenes Wortes 
nicht, daß die Entführung der eigenen Braut nicht unter den 
gejeßlichen Begriff der Entführung fallen jollte; e8 hätte einer 
auspdrüclichen Beitimmung bedurft, wenn der Gejeßgeber ge- 
wollt hätte, daß in diefem befonderen Falle die von ihm an 

 gedrohten Strafen und das Eheverbot nicht anwendbar jein 
follten. 

Kac) der altfirchlichen Anjchauung jollte nach verbüßter 
Strafe der Entführung die Eheichliegung zipischen dem Ent- 
führer und der Entführten — mit elterlicher Einwilligung, wo 
e3 deren Überhaupt bedurfte — gültig jein. Ohne Zweifel lag 
dabei die Erwägung zu Grunde, daß e3, namentlich bei Hinzu 
gefommener Schwächung der Entführten, als Blicht des 
Entführers erjcheinen fönne, fte durch Chelichung, wenn fie, 
beziw. ihre Eltern es wollten, wieder zu Ehren zu bringen; 
die alte Kirche betrachtete alfo die Entführung als ftrafbar, 
aber nicht für fich als ein Ehehindernis. 

Römische Eoncilien des 8. Jahrhunderts jprachen aus, daß 
das Verbrechen der Entführung an der eigenen Braut nicht 
begangen werden fünne. 3 erklärt fich dies jehr einfach da- 
raus, daß, wie oben bemerft wurde, die ,alte Kirche geneigt 
war, iiberhaupt die durch gültiges VBerlöbnis Braut Gewor-. 
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dene iwie eine Ehefrau des Berlobten anzujehen. Eine jonftige 
Entführung wurde bald darauf auch von der Kirche wieder als 
jelbitjtändiges Hindernis der Ehe zwilchen dem Entführer und 
der Entführten behandelt, ob mit Nüdficht auf Die Öefeßge- 
bung Suftinians, oder aus jonjtigen Öründen, fann dahin 
geitellt bleiben. 

Sratian hielt fie für ein jolches nicht; nur hielt ex, wo 
eine Srauensperjon ihrem Vater entführt worden jet, dejjen 
Eimpilligung in ihre Ehe mit dem Entführer für notwenpig!), 
indem er übrigens hiebei nach feiner Darftellung des Falls, 
den er jeimer Erörterung zu ©runde legt, als Entführung 
auch die Berlodung einer Frauensperjon an einen andern 
Drt betrachtete, und auch Ddiejes fir raptus erflärte, wenn 
einer mit ihrem Willen entführten Jungfrau die Sungfraufchaft 
ml, worden jel?). 

Sm Defretalenrechte aber kohle — ganz folgerichtig, nach- 
dem man jtch entjichteden hatte, daß den Eltern keinerlei Wider- 
Ipruchsrecht wider die Verlobungen und Chejchliegungen der 
Kinder zuftehe —, auch feinerlei Gewicht mehr darauf gelegt, 
dag die Entführung eine Ehejchliegung wider den elterlichen 
Willen ermöglichen jolle: e8 jollte inmer die freie Einwilligung 
der Entführten in die Ehejchließung mit dem Entführer voll 
fommen genügen, diefe unanfechtbar zu machen, wie Dies von 
Snnocenz UI. im c. ult. X. de raptorib. (5,17) verglichen mit 
der p. dec. in c. 24 X. de praeb. (3,5) womit jene Stelle 
ursprünglich ein Oanzes bildete, ganz bejtimmt ausgejprodyen 
it, indem er bier jchlechthin die Ehejchließung einer Entführten 
mit dem Entführer für rechtsgültig erklärt, wenn nur jie nac)> 
her in einer Kirche der Didceje, in die fie entführt worden, 
den Eheconjens erklärt habe. Htemit hat aljo die Entführung 
nun wieder ganz aufgehört, jelbititändiges Ehehindernis zu 
lein; nur der durch fie vermittelte Zwang zur Ehejchließung 
loll alS trennendes Brivatimpediment in Betracht fommen. 
| E3 1jt höchit wahrjcheinlich, dag in dem von Innocenz ent- 
Ichtedenen bejondern Salle eine Entführung aus dem väterlichen 
Haufe vorlag; wenn der Entjcheidung die Einjchränfung bei- 


1) ad ce. 7 und 11 C. XXXVI, qu. 2. 
2) ade. 3C, eit. qu. 1. 
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gefügt wird: dummodo ad contrahendum legitimae sint per- 
sonae, jo fann damit gewiß nicht gemeint jein, e$ dürfe ihrer 
Berherratung nicht der Mangel elterlicher Einwilligung ent- 
gegenstehen; dies hätte deutlich ausgedrücdt werden müffen, 
zumal da jchon PBapjt Yucius Ill. auspdrüdlich den elterlichen 
Viderjpruch gegen die Ehejchliegung einer den Eltern Ge- 
raubten mit dem Näuber für beveutungslos erklärt hatte. 

Er hatte dies in dem von Colberg in feltjamer Weife 
mißverjtandenen c. 6 eod. gethan. 

Der Fall, welcher dem Bapjt zur Entjcyeivung vorlag, 
war nach Der pars decisa folgender : Ein Kriegsmann hatte eine 
Sungfrau mit ihrer Zujtinunung ihren Eltern entführt, nach- 
her jie „vesponjirt”, und hierauf jie bejchlafen; fie war aber 
danı Durch ihre Eltern einem andern Wanne zur Ehe gegeben 
worden, jchlieglich jedoch in ein Slojter eingetreten, und aus 
diejem nahm fie num der Erjiere als jeine Ehefrau in Anjpruch. 
Die Hauptfrage war jest die, ob zivischen ihr und dem Ent- 
führer vor ihrem Emtritt in das Stlojter eine comjummirte 
gültige, nicht eine wegen Entführung ungültige Ehe, bejtanden 
habe. Der :Bapıt bejahte dieje Frage und entjchied folgeweile, 
vaß jie von ihrem ehemaligen Entführer mit Necyt in Anjprud) 
genommen werde aus folgenden Öründen: es habe gar feine 
Entführung jtattgefunden, die al$ raptus bezeichnet werden 
fünne, weil 1) diejelbe mit sponsalia de futuro zwijchen dem 
Entführer und der Entführten verbunden gewejen jet, und weil 
2) vor dem Beifchlaf zwilchen beiden sponsalia de praesenti 
eingegangen worden jeren, wogegen der Wiperiprud) der Eltern 
nicht in Betracht fommen fönne. 

Dei dem erjten Entjcheiwungsgrund hat der Bapit im 
Auge, dag nach altkirchlichen Necht ein raptus nicht an der 
eigenen Verlobten begangen werden fann, bei dem zweiten Ent- 
iheidungsgrund das oben erwähnte dietum Gratiani, e3 Lönne 
ein raptus auch dadurc) begangen werden, dag einer mit Ihrem 
Willen entführten Jungfrau die Sungfraujchaft geraubt werde, 
was jedoch vorausjege, daß jte wider ihren Willen gewaltjam 
zum Beijchlaf genötigt worden jet. 

Den erjten Entjcheivungsgrund faßt der Papit jo: quod, 
quum ibi raptus dicatur admitti, ubi nihil ante de nuptiis 
agitur, iste raptor dieci non debet, quum habuerit mulieris 
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assensum. Die Worte: „ibi raptus dieitur admitti, ubi nihil 
ante de nuptis agitur* find aus e. 2 C. XXXI. qu. 1 oder 
dem gleichlautenden ec. 49 C. XXVD. qu. 2 (nach beiden GStel- 
len einer Defretale des B. Belaftus) entnommen, wo fte wie- 
der den Eingangsworten der L. 1 C. Th. de raptu virg. (9,24), 
jedoch mit verändertem Sinn entlehnt find. Nämlich in diejem 
Sejebe Konjtantins joll damit die Borausfegung ausgedrückt 
werden, daß eine Tocyter dem Bater entführt wird, ohne daß 
er jte dem Entführer zur Ehe verjprochen hatte. Die oben 
Ihon erwähnten Römischen Concilien von 721 und 743 hatten 
dann überhaupt bejtimmt, daß die Entführung Der eigenen 
Braut, d. h. derjenigen, welche fich auch nur jelbit mit dem 
Entführer zuvor verlobt hatte, nicht raptus jet. Demzufolge 
wurde dann jenen Worten der allgemeine Sinn beigelegt, e8 
fomme darauf an, Daß feinerler Eheveriprechen (sponsalia de 
futuro) der Entführung vorausgegangen jet. Ein folches Ber- 
[löbnis im engern Sinn findet nun aber der Bapit darin, daß 
die Jungfrau zu ihrer Entführung, nämlich, wie er vorausjegt, 
einer Entführung matrimonü, nicht libidinis causa, ihre Yus 
timmung gibt, wie fi) das ja auch in der That als eine form- 
(oje Berlobung de futuro auffafjen läßt. 

Den zweiten Entjcheidungsgrund jprechen die Worte aus: 
„et (quod) prius eam desponsaverat, quam cognoverit.* Er 
will damit jagen: auch im Siune Gratians fann hier von 
einem raptus nicht Die Nede fein, weil noch vor dem Betichlaf 
eine desponsatio, d. ). num eine desponsatio de praesenti vor- 
ausgegangen und aljo num ver Beijchlaf als wirklicher Ehe- 
vollzug anzujehen war; daß die Eltern gegen Dieje desponsatio 
Wiveripruch erhoben hätten, dürfe nicht in Betracht kommen. 

Colberg meint, der Bapit habe in Diejfer Defvetale den 
ganz neuen Nechtsjag aufgeitellt, daß, um den Begriff des 
raptus auszujchliegen, bet der Entführung der eigenen Braut 
deren Einwilligung in die Entführung binzufommen müffe, 
und er meint ferner, Lucius habe nım deshalb in dem Wider- 
Ipruch der Eltern fein Hmdernis für die Nechtsbeitändigfeit 
der Ehe der Tochter mit dem, der fie ihnen entführt gehabt, 
gefunden, weil fie Doch um das Berlöbnis gewußt hätten. 

Er hält alio im vorliegenden Falle die Entführte für die 
Braut des Entführers wegen dev desponsatio, von der in der 
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Entjeheidung nur gejagt tjt, daß fie dem Beijchlaf vorausge- 
gangen jei, und in der pars decisa, daß jie auf die Entführ- 
ung gefolgt jet, nimmt folglich) notwendig (in entichtedenen 
Widerjpruch mit diefer leßtern Ausjage) an, daß fie nicht nur 
vor dem Beijchlaf, jondern auch vor der Entführung erfolgt 
jet, und zwar nicht durch Den assensus zur Entführung, jon- 
dern auch vor Diefem, weil er jonjt nicht die neue Bejtimmuna 
in der Defretale finden könnte, daß zur Verlobung Einwilli- 
gung in die Entführung Hinzufommen müffe, um den Bes 
griff des raptus auszuschließen. Und überdieß jchließt er aus 
ven Worten licet parentes reclamarent, dieje müßten um jene 
Berlobung gewußt haben, Damit der Begriff des raptus nicht 
ausgejchlofjen jet, während doch nach dem ganzen Jufammen- 
hang Ddiefe Worte fi nur auf den Ausspruc) beziehen Laffen: 
„iste raptor diei non debet“, nicht aber die Bedeutung haben 
fönnen, daß damit gejagt werden jollte, die Eltern hätten die 
von ihnen erbetene Einwilligung in das erite Berlöbnis ver- 
jagt. Ste jollen jagen, daß auch dann von einem ehehindernden 
raptus feine Nede fein fünne, wenn die Eltern, welchen die - 
Tochter entführt worden, die von ihr mit dem Entführer ein- 
gegangene Ehe nicht zugeben wollen. Gewiß fonnte daher oben 
mit gutem Grund gejagt werden, Colberg babe das c. 6 cit. 
in jeltjamer Weile mißveritanden. 

Recht verstanden jtellt dieje Dekretale feit, daß eine eigent- 
liche Entführung nur angenommen werden fann, wenn fie wider 
den Willen der Entführten jelbjt, nicht, wenn fie nur wider 
den Willen ihrer Oewalthaber verübt wird, und daß niemals 
der Mangel des elterlichen Conjenjes die Ehejchliegung einer 
Entführten mit dem Entführer ungültig machen faun; zu ver- 
muten tit, daß Lucius noch die geavaltfame Entführung einer 
Frauensperion wider ihren Willen als ein jelbjtitändiges Ehe- 
hindernis betrachtete. 

Der Belchluß einer Breslauer Synode von 1248, auf den 
lid Colberg noch bejonders Dafür beruft, daß auch nac 
Sunocenz I. das kirchliche Necht zur Gültigkeit einer nach 
borausgegangenem raptus in parentes gejchlojienen Ehe elter- 
liche Einwilligung gefordert habe, tt ohne alles Gewicht. Denn 
wenn diefer Bejchluß allerdings dies ausspricht, jo it es ja 
nicht nur fraglic) ob die Synode die ec, 6. ımd 7 X. de rap- 


234 I. Zeil. D. Abjgn. UL $. 41. 


torib. richtig verjtanden,, jondern jelbit, ob fie diejfelben auch) 
nur bereits gefannt hat. 

Die andere Anficht Colbergs, daß auch nach dem De- 
fretalenvecht der raptus Doch noch injofern ein trennendes dffent- 
liches Ehehindernis gebildet habe, als der geijtliche Eherichter 
immerhin noch verpflichtet gewejen wäre, gegen eine zwilchen Ent- 
führer und Entführter gejchloffene Ehe einzujchreiten, bis er 
Vic) überzeugt gehabt, daß die Entführte nachmalg frei in Die 
Ehe eingewilligt habe, wäre allerdings mit dem Wortlaut des 
c. 7X. de rapt. nicht unvereinbar. Aber die Summa Tau- 
credi, welche fein Chehindernis der Entführung mehr fennt, 
bewerit Doch wohl, daß jedenfalls in der Doftrin und Braris 
nur der bei einer jolchen Eheichliegung zu vermutende Ywang 
als trennendes PBrivatehehindernis gegolten habe, und -aljo zur 
Zeit der Rezeption des fanontschen Nechts in Deutjchland Die 
Entführung fein jelbjtjtändiges Chehindernis gewejen jet. 

Sie wurde Dies erjt wieder fir das Fatholiiche Eherecht 
‚ durch dag tridentinische Eoncil, wie fie e8 jchon nach dem oben 
angeführten Gele Sultintans — bejtätigt durch Nov. 143 
— umd nach dem neueren vorgrattanischen Tanontjchen Necht 
gewejen ivar. | 

E3 ergibt fich dies aus der Beitinunung, welche un ec. 6 
Sess. XXIV de reform. matr. an die Spiße geitellt ilt: 

Decernit S. Synodus, inter raptorem et raptam, quamdiu 
ipsa in potestate raptoıls manserit, nullum posse con- 
sistere matrimonium. 

Denn wenn eime Ehejchliegung lediglich beshalh nichtig 
jein joll, weıl fie erfolgt ift, während fich die Entführte in der 
Gewalt des Entführers befindet, welcher Umijtand ja offenbar 
nicht notwendig und an jich Ichon einen folchen Zwang in ich 
Ichließt, wie er beichaffen fein muß, um als trennendes Bri- 
vatehehindernis geltend gemacht werden zu fünnen, jo it eben 
dadurd) unzweideutig der Entführung die Bedeutung eines 
jelbitjtändigen Ehehindernijjes beigelegt, das dann aber zu= 
gleich notwendig als ein öffentliches trennendes Ehehindernis 
anzujehen tjt, weil vermöge dejjelben die Wirfjamfeit einer ver- 
brecherischen Abficht verhütet, nicht blos die individuelle Trei- 
heit gejcehüßgt werben joll. 

Kur wenn Ddiejes Hindernis völlig gehoben ift, joll eine 
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Ehefchliegung zwijchen dem Entführer und der Entführten mög- 
fich) werden. Dies jagt die folgende Beltinmung des Dekrets: 
wenn die Entführte von dem Entführer getrennt worden tft, 
und an einem ficheren und freien Ort befindlich, jeßt den Ent- 
führer zum Manne zu haben eigewilligt, joll er fie zur Ehefrau 
haben, ohne aber deshalb von der durch die Entführung ver- 
wirkten Strafe fret zu jein. 

Ueber den Begriff der Entführung enthält das Dekret 
feine befondere Bejtimmung; es muß alfo im Oanzen wenig- 
tens an dem des bisher in Öeltung gewejenen fanontjchen 
Nechts fejthalten wollen ; und nac) diejem war raptus Die gewalt- 
jame VBerbringung einer Frauensperjon an einen andern Ort, 
um fie zur Ehefrau zu befommen, wie dies namentlich Die 
hiefür wichtigjten beiden legten Defretalen des Tit. X. de rap- 
torib. deutlich ergeben. 

Wegen des c. 6. h. t. fan aber das als zweifelhaft er- 
icheinen, ob auch die Entführung einer bereit$ mit dem Ent- 
führer verlobten Frauensperjon als ehehindernde Entführung 
betrachtet werden darf, weil hier, wie oben bemerkt wurde, auf 


das altfirchliche Recht Bezug genommen wird, welches dieje Frage 


verneinte. Da dies aber doch nur beiläufig geichteht, und das 
altfirchliche Necht in diefer Beziehung unzweifelhaft auf ver 
nachmals aufgegebenen Anjchauung beruhte, daß auch eine nur 
durch) Sponfalien im römischerechtlichen Sinne Berlobte bereit$ 
wie eine Ehefrau des mit ihr Verlobten anzujehen jet, jo dürfte 
doch die auch von Schulte in feinem Eherecht ©. 305 vertretene 
Ansicht vorzuziehen jein, daß im Sinne des tridentintschen De- 
fretS auch die Entführung der eigenen Braut raptus fei. 

Der andere Zweifel, ob auch die mit dem eigenen Willen 
einer unfelbjtitändigen Frauensperjon verübte, aber ihren ©e- 
walthabern gegenüber gewaltjame Entführung im Sinne des 
tridentinischen DefretS raptus jet, darf als durch authenttiche 
Interpretation gehoben betrachtet werden, wie auch Diejes 
Schulte jet?) ebenfalls annimmt. Die Nichtigfeit diejer 
Interpretation läßt fich freilich eben deshalb bezweifeln, weil 
nach Dbigem nach dem Defretalenrecht der raptus in parentes 
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S 472 Anm. 7. 


{ war. , I r& NR a 


236 I. Teil. IL Abi. IL $. 4. 


die Bedeutung einer eigentlichen Entführung nicht mehr haben 
jollte, und wie vorhin bemerkt wurde, im Ganzen jedenfalls 
das Concil dejjen Begriff von Entführung fejthalten wollte, 
e3 auch liLerdies zuvor jchon ehr nachdrüdlich den Eltern 
jedes Necht abgefprochen hatte, die Gültigkeit der Ehejchliegung 
der Kinder von ihrem Willen abhängig zu machen. Aber an- 
dererjeit3 ift doch zu erwägen, daß der beherrjchende Gedante 
bei den Beitimmungen de8 oncil3 über die Entführung 
offenbar der war: es fomme darauf an, dem Mißbrauch der 
Gewalt wirffam zu fteuern, Die jich der Entführer über Die 
Entführte verfchafft habe, um fie zur Entjcheidung für die Ein- 
willigung in die Che, wenn auch nicht eigentlich zu zwingen, 
io doch zu verleiten. Und diefer Mifbrauch ijt offenbar nicht 
minder zu befürchten, wenn eine unfelbitftändige Frauensper- 
ion ihren Gewalthabern mit ihrer Zujtimmung entführt wor- 
den tft, welche Zuftimmung noch keineswegs auch als Einwilli- 
gung im die Ehe betrachtet werden darf. ES findet jich dies 
jehr richtig im den neuerlich zum Bewerje jener authentischen 
Interpretation angeführten Entjcheivungen der congregatio 
Coneili und der rota Romana hervorgehoben. 

Jur darf auch bei dem raptus in parentes nac) fatholi- 
ichem Eherecht nie die Eimvilligung der Eltern in die Che- 
Ichliegung zwifchen dent Entführer und der Entführten zur Bes 
dingung der Gültigkeit der Ehe gemacht werden, weil Dies 
geradezu dem von dem triventiniichen Gone jo nachorüdlic 
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der Ehe von elterlicher Zustimmung widerjprechen würde. 
Das protejtanttiche Eherecht mußte natürlich von vornbe- 
rein die Entführung hauptfächlicy unter dem ©efichtspunft 
eines verbrecherifchen Mittels in das Auge faflen, zur Ein- 
gehung oder zum Vollzug der Ehe mit einer unjelbititändigen 
Frauensperjon wider den Willen ihrer Eltern oder VBormüns- 
der zu gelangen, wober es dann auch als gleichgültig erjchetten 
mußte, ob die Entführte mit Ywang oder Lilt zur Einwilligung 
in die Entführung vermocht worden jet. Aber e8 herrichte.doch Die 
Anficht vor, daß jelbjt die durch Entführung zu Stande gefom- 
mene Ehe nad) hinzugefommener copula unauflöslich jet, und 
daß auch außerdem diefelbe nur von der Entführten oder ihren 
Gewalthabern angefochten werden fünne. Nach gemeinem 
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proteitantischen Cherecht tft, wentgitens wie es fich jchlichlich 
fejtgejtellt hat, die Entführung fein jelbititändiges Chehinders 
nt: e3 fan auch eine durch Entführung zu Stande ge- 
brachte Ehe nur nach den allgemeinen Orundjägen wegen Ywangs 
oder Mangels der elterlichen Einwilligung angefochten werden. 
Kur fann eine jolche Ehe nie ohne elterliche Einwilligung durch 
bloße urjprüngliche oder nachträgliche freie Einwilligung der 
Entführten gültig werden. 

Das Neichsgejeb von 1875 hat der Entführung die Bes 
deutung eines jelbititändigen Ehehindernifjes völlig entzogen, in= 
dem e3 von einem gleichen Verbot der Ehe zwijchen Entführer 
und Entführter, wie dem der Ehe zwifchen Coadultern Umgang 
genommen, und hiernach zu erfennen gegeben hat, daß die Ent- 
führung an jich das Necht zur Eheichliegung nicht beichräns- 
fen foll. | 
Auch wo das fatholifche Eherecht anzuwenden tft, fann 
alfo jeßt nur der auf Entführung beruhende Zwang als Ehe- 
hindernis und zwar lediglich als trennendes Privatehehindernis 
geltend gemacht werden. Nur die Anwendung hat das tridenti- 
nische Dekret iiber die Entführung noch zu finden, daß das Che- 
Hindernis des Jwangs bei jeder Ehejchließung zu vermuten tft, 
welche jtattgefunden hat, während die Entführte in der Gewalt 
des Entführers war, und Dderjelbe erjt dann als gehoben be- 
trachtet werden darf, wenn die Entführte von dem Entführer 
getrennt worden tft und dann, an einen ficheren freien Ort 
gebracht, ihre Einwilligung erklärt hat. Daß jie mit dem 
Entführer vor dem Standesbeamten erjcheint und vor Diefem 
thren Ehejchliegungswillen erfärt, fan nicht genügen. 

Kn das proteitantiiche Eherecht anzuwenden tit, muß es 
lediglich darauf ankommen, daß die Entführte nach der Ent- 
führung ungezwungen und wo fie der Zultimmung von Eltern 
oder Bormündern bedarf, nicht ohne dieje, den Eheichließungs- 
willen in gejeglicher Sorm erklärt hat. Daß fie zuvor von 
dem Entführer getrennt worden jet, kann nicht verlangt wer- 
den, wenn nım nicht die Gewalt, in der fie der Entführer 
hatte, zu etgentlicher Srawingung ur Einwilligung eriweis- 
lich mißbraucht worden war. 

Die bürgerliche Gejeßgebung twinde aber wohl thun, ich 
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jene bejondere, jehr zweckmäßige Beitimmung des tridentint- 

Ichen Concils anzuetgnen. 

C. Befondere Hindernijje der Wiederverehelihung. 
en. A: 

Bejondere Hinderniffe der Wiederverehelihung auch nad) 
Auflöfung der vorigen Ehe fünnen aus der Berpflichtung eine 
Wartezeit einzuhalten, over Kindern aus voriger Ehe gegen- 
über die Vermögensverhältnifie zu ordnen, jich ergeben. 

1. Wartezeit. 

each dem fatholiichen Kirchenrecht dürfen Ehegatten bei- 
ven Gejchlechtes Sofort eine neue Ehe jchließen, wenn ihre 
frühere Ehe durch den Tod aufgelöft oder rechtskräftig annul- 
firt ft. 

ach dem gemeinen protejtantischen Eherecht gilt dies nur 
für den Ehemann; Wittwen haben, wie es das römische 
Recht vorjchreibt, ein Trauerjahr einzuhalten, und auch ge= 
Ihtedene Frauen dürfen fich erit nach. Ablauf eines Jahres 
wieder verheiraten, wenn nicht eine frühere Niederfunft die du- 
bitatio de prole ausgejchloffen hat (L.8 S. 4 und L. 9C. de 
repud. 5,17), wag nad) dem modernen Cherecht auch auf Frauen 
angewendet werden muß, deren frühere Ehe durch Annullation 
getrennt worden 1jt. E&3 gilt diejes Ehehindernts aber nur als 
aufichiebendes. 

Kur Ddiefe Wirkung fann daher im Bereich des gemeinen 
Nechts auch das Verbot des S. 35 des NeichSehegejeges haben, 
welches fo gefaßt it: „Frauen dürfen erjt nach Ablauf des 
zehnten Monats jeit Beendigung der früheren Ehe eine weis 
tere Ehe jchließen. Dispenjation tjt zuläfitg.“ 

ES ergibt jich aus Ddiejer Kafjung, daß der Zweck des Vers 
botS lediglich in der Verhütung von Yweifeln darüber bejteht, 
ob ein Kind, dag geboren wird, von dem früheren oder dem 
gegenwärtigen Ehemanne erzeugt tft. Hiernach wird denn auc) 
bet Dispenjationsgefuchen für die Gewährung oder Verjagung 
zu entjcheiden jein. Daß diejeg Ehehindernts der Wartezeit fort- 
während nur aufjchtebende Wirkung hat, veriteht Jich von jelbit. 

Ein Mann darf immer jo bald zu einer neuen bes 
ıchliegung jchreiten, als es ihm nach S. 34 3. 5, des ©ejeßes 
geitattet tit. Das Necht überläßt e8 feinem Schidlichkettsge- 
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fühl, von Ddiejer Geftattung einen nicht allzu anjtößigen ©e- 
brauch zu machen. 

II. Sehr häufig und in manchfacher Weije fordern PBarti- 
fularrechte vor einer Ehejchlieung, durch welche eine neue Ehe 
eingegangen werden joll, während aus früherer Ehe Kinder 


- vorhanden jind, eine Kachwetjung, Auseinanderjegung 


oder Sticheritellung des Vermögens Das Neichsgejeh 
beitimmt im 2. Abjab des S. 38, daß auch Solche Vorichriften, 
(wie die über die Erlaubnifje, welche Militärperjonen u. $. w. zur 
Berheiratung bedürfen) in Kraft bleiben follen. Niemals hat 
natürlich deren Außerachtlafiung die Ungültigfeit der Che- 
ihliegung zur Folge. i 


D. Sejhlofjene Zeit. 
8.48. 


Bon Alters her bejtanden firchliche Verbote der Che- 
Ihliegung, und zwar nicht bloß wegen der dabei üblichen welt- 
(ichen Feierlichkeiten, in gewiljen, bejonderer Andacht geweihten 
Beiten des Slicchenjahres; es waren aber dieje „geichlofienen“ 
Heiten wie auch die Art ihrer Einhaltung in den verjchtedenen 
Tetlen der Kirche verschieden beitimmt. Das Concilium Tri- 
dentinum ftellte im c. 10 S. XXIV. de reform. matr. e3 als 
allgemein zu befolgende Vorichrift auf, daß vom Adventzfeite 
bi3 zum Epiphanienfejte und vom Michermittwoch bi3 zum 
Sonntage nach Dftern Hochzeitsfeierlichfeiten unterfagt 
jeten. Die Ehejhliekung tit jomit nach -gemeinem Fatho- 
ltiichen Eherecht nur da in jenen Zeiten verboten, wo dies auf 
Bartifularrecht beruht, was dann zur Folge hat, daß dazu 
binnen der gejchlofjenen Zeit bifchöfliche Dispenjation erforver- 
lich it, und diefe nur unter der Bedingung einer „itillen“ 
Hochzeit erteilt wird. 

Sm Allgemeinen hat die protejtantische Kirche diejen alt- 
firchlichen Gebrauch der Einhaltung gejchlofjener HYeiten beibe- 
halten, ohne daß jedoch je genauere Beitimmungen hierüber 
von gemeinrechtlicher Geltung jich gebildet haben. 

E3 verfteht fich von felbit, daß das Neichsgejeß weder eine 
Beftätigung der Vorjchriften über die gejchlofjene Heit enthält, 
noch dadurch diefe VBorjchriften als kirchliche aufhebt. 

Die proteftantifchen Landestirchen jollten m. E. in ihren 
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neuen Trauoronumgen. wenigjtens ihre Glieder vermahnen, 
in den herkömmlichen gejchloffenen Zeiten fich dev Eheichliefung 
zu enthalten oder doch nur ftille Hochzeiten zu Halten, umd 
jedenfalls für die Klarwoche auch die Trauung verweigern. 


IV. Anfhebuug der Ehehindernifje, 
A. Veberitdt. 
S. 44. 

Es ijt meiit eine Aufhebung bejtehender Chehinderniffe 
möglich, Jowohl indem fie ftch auf eine erit noch zu jchließende, 
als indem fte fich auf eine Ächon gejchloffene Ehe beziehen, und 
in beiden Beziehungen in der zweifachen Art, daß entweder 
die Thatjache, worauf das Ehehindernis beruht, in Wegfall 
fommt, oder daß bei unverändertem Fortbejtande derjelben ihr 
die rechtliche Wirkjamfeit, vermöge welcher fie ein vechtliches 
Ehehindernts bildet, Durch Dispenfation entzogen wird. Dems 
nach wird von der thatjächlichen Aufhebung der Ehehindernifje 
und von ihrer Aufhebung durdy Dispenjation gejondert zu 
handeln fein, und bei der leßteren erft von dem bisherigen ge= 
meinrechtlichen Grundfägen hierüber, dann von ihrer Abän- 
derung durch das Neichsgejeß von 1875, endlich aber von der 
fortwährenden Anwendung der gemeinvechtlichen Grundfäße 
nach der heutigen Kirchenordnung. 

Ueberall aber wird hiebei Gegenstand befonderer Erdr- 
terung die Wirkung fein müffen, welche die Aufhebung von 
trennenden Ehehindernifjen während des Beitandes einer be= 
reit3 gejchloffenen Ehe hat; und namentlich inwiefern jich hier- 
aus eine j. g. Convalidation der Ehe, d. h. der Ueber- 
gang der bloß thatjächlich beitehenden Ehe in eine rechtsgültige 
ergeben fann. 


B. Thatfäcdliche Aufhebung von Ehehinderniffen. 
Br 

Wenn Chehinderniffe auf veränderlichen Thatbejtänden 
ruhen, jo ergibt Fich von felbt die Möglichkeit ihrer thatjäch- 
lichen Aufhebung. Tritt diefe ein, ehe das Borhaben der Ehe- 
Ichliegung ausgeführt ift, jo gewährt jte jelbjtverftändlich ohne 
weiteres dolle Freiheit der Ausführung dejjelben. Bon bejon- 
derer Bedeutung tft fie nur, wenn fie nach erfolgter faktijcher 
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Eheichliegung und während die dadurch faktisch zu Stande ge- 
fommene Ehe noch faftijch befteht, eintritt, und wenn das Che- 
hindernis ein . g. trennendes tft; wie wenn 3. B. Berfonen, 
welche im YZultande der Eheunmiündigfeit ftch verehelicht haben, 
während des faftiichen Beitehens der gejchloffenen Ehe ehe- 
mündtg werden, wenn der Yuftand der Willensunfreiheit, in 
welchem eine erziwungene Ehejchliegung erfolgt tft, während der 
Dauer der eingegangenen Verbindung aufhört, wenn die frühere 
.&he, deren Beltand das Hindernis für die nachher geichloffene 
war, Stich, während dieje fortgejegt wird, Durch den Tod des 
früheren Ehegatten auflölt. Was hieraus notwendig, an jtch 
aber auch allein folgt, ift, daß von nun an die Entitehung der 
‚bisher dem Necht nach nicht vorhanden gewejenen Ehe rechtlich 
möglich wird, feineswegs, daß num von felbjt die nichtige Che 
eine gültige Ehe wird. Was nicht ift, weil eS ivegen eines be- 
Itimmten Hindernifjes nicht werden fonnte, wird nicht Durch 
ven bloßen Wegfall diejfes Hindernijies; der Wegfall eines 
Hindernijjes für das Werden eines Dinges trägt feine er- 
zeugende Kraft in fich. 

Demnach jcheint in allen Jolchen Fällen eine neue Che- 
Ihltegung notwendig, wenn jeßt aus der nichtigen Ehe eine 
gültige Ehe werden joll, und in der That wird dies metjt von 
den fatholiichen Kanoniften der modernen römischen Prarıs zu> 
folge behauptet. Im dem rezipirten fanonifchen Nechte aber 
it diefe Behauptung nicht begründet, wie fie auch durchaus 
nicht mit Notwendigkeit aus den obigen Süßen folgt. 

Für’s Erxjte folgt fie daraus nicht bei denjenigen Ehehin- 
derniffen, welche nur eine bedingte Nichtigkeit der Ehe beiwir- 
fen, wie Ywang und Srertum, oder nach dem protejtantijchen 
Eherecht der Mangel elterlicher Einwilligung. Hter tit eg gar 
nicht wahr, daß, jo lange das Hindernis daure, dem Nechte 
nach eine Ehe nicht bejtehe, fondern hier bejteht nur in Folge 
des Ehehindernifies die Möglichkeit, daß fich durch eine Willeng- 
erklärung der Beteiligten ihre Nichtigkeit entjchetde. Fallt das 
Ehehindernis des Jrrtums oder Ziwangs weg, jo beiteht zwar 
diefe Möglichkeit immer noch fort; aber zur Entjcheidung, daß 
die Ehe gültig fei, ift nun nur die Thatjache erforderlich, dap 
fie von den Beteiligten nicht mehr angefochten werden fann, 


nicht eine neue Ehejchliegung. Cbenjo wenig Ro) es deren, 
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wenn der Miangel elterlicher Einwilligung gehoben tit; aber 
hier entjcheivet fich eben damit zugleich und jofort auch die 
Sültigfeit der Ehe; der Mangel elterlicher Einwilligung fann 
nicht wegfallen, ohne daß zugleich die Anfechtung der Ehe un- 
möglich wird. 

Fürs Zweite tft aber auch bei Ehehinderniffen, welche un- 


bedingte Nichtigkeit ver Ehe bewirken, wenn fie thatjächlich ges 


hoben werden, allerdings nur von jegt an die Entitehung der 
Ehe als rechtsgültiger möglich, aber es tft die Verwirklichung 
diejer Möglichkeit von jelbit eintretende Folge des auch nad) 
der Hebung des Hindernifjes noch fortdauernden Sonfenjes. 
Ein öffentliches trennendes Ehehindernis gejtattet jo wenig als 
ein PBrivatimpediment den Gatten, ihre Verbindung mit ein- 
ander jelbjt aufzuheben, wenn jie nur durch eine dem gelten- 
den Nechte ihrer Korm nach genügende Erklärung des Ehefon- 
jenjes gejchloffen worden war, und die Thatjache des Ehehin- 
dernifjes trgendwte noch in Jiveifel gezogen werden fann. Nur 
durch ein richterliches Erkenntnis fann eine jolche, wegen eines 
öffentlichen trennenden Chehindernifjes nichtige Che getrennt 
werden; aber e3 fann auch Diejes gegen den übereinitimmenden 
Willen der Berbundenen nur gejchehen, jo lange das Ehehin- 
vernis beiteht; halten fie auch nach Hebung des Hindernifjes 
noch an dem erklärten Ehefonfens feit, jo it ihre Ehe untrenn- 
bar: es entiteht num von jelbit zwifchen ihnen eine vecht3be- 
jtändige Ehe; e3 entiteht viejelbe jet freilich nicht aus dem 
Wegfall des Hindernifjes, aber aus dem einmal in genügender 
Form erklärten und nach dem Wegfall des Hindernifjes noch fort- 
dauernden Ehefonfenje. Nicht eine Erneuerung der Konfeng- 
erklärung, jondern nur die Fortdauer des erklärten Stonjenjes 
it zu dem Uebergange der rechtsungültigen Ehe in eine rechtS- 
gültige Ehe erforderlich, und weil es dazu feiner neuen Ston- 
fenserklärung bedarf, jo tjt auch nicht eine wiederholte Anz 
wendung der von dem Necht für die Ehefonjenserflärung vor= 
geichriebenen Form erforderlich), damit Die bisher nichtige Ehe 
mim zu einer vechtswirffamen werde. 

Dies find die Anjchauungen, auf welchen die Stellen des 
fanonischen Nechts beruhen, welche wir nun einer genaueren 
Betrachtung zu unterziehen haben. 

Sn c. 21 de sponsalib. wird ein Tall entjchteden, in wel- 
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chem ein Mädchen von ıhrem Sttiefvater wider ihren Willen 
und mit thatjächlichem Widerjtreben von ıthrer Seite einem 
anne zur Ehe gegeben worden war, md nachdem fie andert- 
halb Sahre mit ihm zujammengewohnt hatte, von ihm getremit 
werden wollte, weil fie ihn. gezwungen geheiratet habe, woflir 
fie jich zu einem Zeugenbeweis erbot. Der Bapit erflärt die 
Ehe für rechtsbejtändig und bindend, weil aus dem längeren 
Zufammenwohnen auf nachträglichen wirklichen Konjens_ ge- 
ichloffen werden müffe, und will den Beweis des Ehehinder- 
nifies des Ywangs nicht zulafjen, weil er per moram tanti 
temporis ausgejchlofien je. D. h. aljo, er erklärt die Che 
lediglich) darımm für vechtsbeitändtg, weil das Necht zu threr 
Anfechtung verloren gegangen tjt, nicht weil nach Aufhebung 
des YJwangs eine beivderjeitige neue Sonjenserklärung erfolgt 
jet, und ohne jeßt eine jolche neue Konjenserflärung zu for- 
dern. -Die bedingt nichtige Ehe 1jt durch das längere freiwillige 
Zujammenwohnen, welches die Möglichfett ihrer Anfechtung 
bejeitigt hat, und durch den darin liegenden Wegfall der Be- 
dingung, durch deren Eintritt jich ihre Vlichtigkeit hätte entjchet- 
ven können, unbedingt gültig geworden. 

Ganz ebenfo wird in c.2 de eonjug. serv. (4,9) eine Ehe, 
welcher das Ehehindernis des error condicionis d. h. der Jrr- 
tum über den Freiheitsftand entgegenitund, lediglich unter Der 
VBorausjegung für unauflöslich erklärt, daß der Mann das 
Weib erfannt habe, nachdem er erfuhr, daß fie Sklavin jet, 
und umgefehrt in c. 4 eod. eine folche für trennbar erklärt, 
_ aber nur, wenn der Mann, nachdem ihm der Sflavenjtand der 
Frau befannt geworden, weder durch eine fonkludente That- 
fache, noch mit Worten die Kortvauer ferner Eimmilligung in 
die Ehe-mit ihr zu erkennen gegeben habe. Der unfreie Stand 
der Frau hatte in jolchen Fällen die Behandlung ver Ehe als 
einer nichtigen unter der Bedingung ermöglicht, daß jie von 
dem Mann im Irrtum über den Stand der Frau gejchloffen 
iporden war, und daß er unter Berufung .hterauf getrennt fein 
wollte. Aber jobald er nach Hebung jeines Irrtums die Fort- 
dauer feines Ehewillens zu erkennen gegeben hatte, hatte er 
das Necht auf Anfechtung der Ehe verloren, und Damit hatte 
ich nun ihre unbedingte Gültigkeit entjchteden. 

Hinfichtlich der öffentlichen Ehehindernifje Jind von bejon- 
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derem Snterejje die Stellen des fanonijchen Rechts, welche jich 
auf die Folgen der thatjächlichen Aufhebung des impedimen- 
tum ligaminis beziehen. 

Eine derjelben, e. 1 X. de eo qui duxit (4,7) ift fchon im 
$. 23 oben ausführlich befprochen worden, um zur zeigeit, daß 
darin nicht von Ungültigkeitserflärung wegen Betrugs die Nede 
jet. -&8 liegt hier eine wegen de3 impedimentum ligaminis 
nichtige Ehe vor, die aber von Seiten der Frau Butativehe ift. 
Der Tod der eriten Frau hat das Ehehindernis gehoben; dem- 
ungeachtet will jeßt der Mann Trennung der Ehe. E38 wird 
entjchteden: jte Darf nicht getrennt werden, wenn nicht die Frau 
die Trennung verlangt. 

Wenn während des Beitehens der früheren Che der Fall 
zur Slenntnts des Cherichters gefommen wäre, hätte er die Ehe 
von Amtswegen trennen müfjen; es hätte umjstreittig auch Der 
Mann zu diefem Behuf den Fall zur Slenntnis des Eherichters 
bringen können; nur eigenmächtig durften die Scheingatten Die 
Verbindung nicht aufheben. Nach Auflöjung der vorigen Che 
it der Eherichter nicht mehr befugt, von Amtswegen die zweite 
Ehezutrennen. Für die grau aber tft ihre frühere Einwilligung3- 
erklärung auch jeßt jo wentg bindend, wie von Anfang an; fie 
hat jest, nachdem durch den Tod der eriten rau des Mannes 
das Gültigwerden der zweiten Ehe nur möglich geworden ilt- 
durch Fortdauer des Konjenjes, freie Wahl, ob jie die Ehe 
noch haben wolle, oder nicht. VBerlangt fie aber die Trennung 
der Ehe nicht, jo it nun Fortdauer des beiderjeitigen Chewil- 
lens anzunehmen; denn der Mann darf nicht aus dem von. 
ihm begangenen Betrug, mitteljt deffen er durch Verheimlichung 
feiner Ehe die Frau zur Eingehung der bigamtjchen Ehe mit 
ihm verleitet hatte, den Vorteil ziehen, daß er jeßt durch eine 
Willensänderung fich von der zweiten Ehe, die ihm nicht mehr 
behagte, frei machte. Dieje tft jeßt alfo beiderjeitS bindend, 
nicht vermöge einer Konjenserneuerung, jondern wegen des auf 
Seiten der Frau freiwilligen, von Seiten des Mannes not- 
wendigen Feithalteng an dem früher erklärten Ehemillen. 

©. 8 X. eod. lautet: 

Si quis uxore vivente fide data promisit, aliam se du- 

cturum, vel cum ipsa de facto contraxit, si nec ante nec 

post legitima ejus superstite cognoverit eandem, quam- 
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vis utrique ipsorum pro eo, quod in hoc graviter deli- 

querint, sit poenitentia injungenda, non est tamen ma- 

trimonium, quod cum ea contraxit, post uxoris obitum 
dirimendum. Ceterum tolerari non debet, si prius vel 
postea, dum vixerit uxor ipsius, illam adulterio polluisset. 

Hier liegt eine von beiden Teilen wiffentlich eingegangene 
bigamijche Verbindung vor. Wäre noch fleischliche Vermischung 
hinzugelommen, jo müßte fie auch nach dem Tod der vorigen 
Srau wegen de3 impedimentum criminis getrennt werden. 
Außerdem find beide Teile nur zu trafen, aber ihre Ehe it 
jet unauflöglich, es ft nicht etwa bloß ihre Schliegung durch Kon- 
jengerneuerung möglich. Es darf hier fein Teil den bis jeßt 
feitgehaltenen faktiichen Ehewillen nunmehr, da feine Rechts- 
gültigleit möglich geworden it, ändern. 

Ganz anderer Art it der in c. 7 eod. behandelte Fall. 
Hier war die bigamifche Verbindung bereit durch das geift- 
liche Gericht aufgehoben und der Mann angehalten worden, 
zu jeiner gejeßlichen Ehefrau zurüczufehren. Nachdem er aber 
dieje nicht mehr am Leben findet, bittet er nım um Erlaubnis 
der Fortjegung des zweiten Ehebündnijjes. E3 wird ihm auch 
die „licentia* hiezu ertheilt; hier wird aljo allerdings die 
zweite Ehe jet nur auf Grund einer Slonjenserneuerung als 
rechtsgültig anerfannt; aber doch eben nur, weil fie zuvor 
ichon durch den Beichl, daß der Mann zu feiner Serlaltaıı 
Gattin zurückehre, aufgehoben worden war. 

&3 iit oben bei Bejprechung des c. 21.X. de oh IE 
erwähnt geblieben, daß in dem fraglichen Falle die Ehefchliep- 
ung an fich fchon deshalb als Ehejchliegung ungültig gemefen 
war, weil das Mädchen, al3 e8 dem Wanne zur Ehe gegeben 
wurde, exit elf Sahre alt war; es ıjt Dort auch bei der Ent- 
icheidung darauf feine Rüdficht genommen. 

Sn ec. AX. qui matr. accusare p. (4,18) werden in einem 
alle, worin ebenfalls zur Zeit der EHejchliegung die FFraueng- 
perjon noch nicht mannbar gewejen war, viejelbe aber päter, 
nachdem der Mann fie erfannt hatte, die Ehe wegen Ywangs 
getrennt haben wollte, bei der Entjcheidung jener Umjtand bes 
fonders in Erwägung gezogen. In hoc casu, wird gejagt, sen- 
timus, quod adversus matrimonium audiri non debet, quae 
ante cognitionem sui legitimum annum attingens, quum po- 
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tuit, minime reclamavit. Sicut enim ante legitimum consen- 
sum, qui in duodecimo anno spectatur, potuit dissentire: 
sic postquam legitimo tempore accedente semel etiam co- 
pulae carnali consensit, ex ratihabitione sibi super hoc silen- 
tium non ambigitur indixisse. Das heißt: als fie mündig 
wurde, konnte fie das Eheveriprechen, das bis jest nur als 
Berlöbnis (sponsalia de futuro) gegolten hatte, durch einfache 
Erklärung ihres dissensus fündigen (potuit dissentire) und 
dadurch jedenfalls den Uebergang des Berlöbnifjes in Ehe ver- 
hindern. Sie mußte dies aber jofort thun, als fie miündig 
wurde. Dies hat fie unterlafien; nun war nur noch Anfech- 


tung des jeßt der Form nach zur Ehe gewordenen Berhält- 


nijes wegen öwangs möglich. Darauf bat fie aber dann 
dur) Einwilligung in den Berschlaf Stillichweigend 
deshalb tit fie jet Schlechthin abaumerjen. 
: Sp würde Jich Ichon aus Ddiejer Stelle ergeben, daß nach 
dem Wegfall des impedimentum aetatis die bloße Unterlaffung 
der Difjenserflärung zur Entitehung einer rechtsgültigen Ehe 
hinreicht, nicht aber eine Ktonjenserneuerung dazu notwendig tt. 
E3 jagen dies aber auch die andern, Jchon oben im $. 24 
angeführten Stellen. Namentlich jagt c. un. S. 1 in VIto de 
spons. mit dürren Worten, daß das matrimonium, quod ut 
matrimonium aetate non tenuit prohibente zwar per lapsum 
temporis non convalescit, wohl aber wenn per aliquem modum 
contrahentes cum ejusdem perseverantia voluntatis ad 


pubertatis tempora pervenisse constitit evidenter. Durd) 


das Beharren bei dem erklärten Chefonfens, nicht duch jeine 
Erneuerung wird das bisher nicht als Che gültig gewejene 
Verhältnis jegt als Ehe gültig. Der Teil, welcher jchon bet 


der Ehefchliegung mündig war, oder welcher, wenn bei der 


Ehejchliegung beide unmündig waren, zuerit mündig wird, 
fann jeinen Willen gar nicht einfeitig ändern: er muß dag 
Mündigwerven des andern abwarten (ec. 7 und 8X. de despons. 
impub. 4,2); e$ genügt aljo immer zur Convalescenz der Ehe, 
daß der nach der Ehefchliegung mündig werdende oder zulebt 
miündig werdende Teil nicht, fobald er mündig wird, feinen 
Diffens zu erfennen gibt. 

Die moderne römische Doktrin und Praxis fordert, wie 
Ihon erwähnt wurde, durchweg bei dem Wegfall eines trennen 


% 


= DR, az 
> ee 
a | I 
er 


Ne 
ir NG 


Thatfächliche Aufhebung von Ehehindernifien. $. 45. 9247 


den Ehehindernifjes Erneuerting des Konjenjes und demnach) 
da, wo das tridentinische Dekret über die Ehejchliegung gilt, 


eine neue, Sconfengerklärung vor Pfarrer und Zeugen; nur 
wenn das Ehehindernis geheim geblieben ift, joll eine jtill- 
\chweigende Stonjenserneuerung genügen, damit diefe aber wirt- 
jam jet, ver Eheteil, dem das Chehindernis geheim geblieben 
war, mit der Ungültigfeit dev Ehe befannt gemacht werden 
müjjen. Es hat diefe Doftrin und Praxis ihren Grund in 
der durch die triventinische Feititellung veranlakten jchärferen 


Betonung und folgerichtigeren Durchführung des Dogma von 


ver Saframentalität der Ehe. Hiernach wird der Slonjeng, 
wo ıhm ein wenn auch nur privates trennendes Ehehindernis 
entgegenjteht, für abjolut nichtig gehalten; über das Dajein 
oder- Nichtdafein eines Saframents darf nicht der jubjeftive 
menschliche Wille entjcheiden, und wo der Klonjens das Safra- 
ment bisher nicht bewirfen konnte, kann auch feine bloße Fort- 
dauer e8 nicht bewirken, fondern nur ein neuer, feinem Verbot 
mehr mwideritrebender Konjens. 

Mag man nun aber auch immerhin hierin eine für Slatho- 
lifen rechtsverbindliche Aenderung des rvezipirten fanonijchen 
Nechts erblicden, jo wird man ihr doch in der Gegenwart für 
bürgerliche Chegerichte, auch wo fie das Ffatholtiche Eherecht 
anzuwenden haben, feine Bedeutung beilegen fünnen. Wit 
nicht öffentlich befannt gewordenen Ehehindernifjen fünnen e8 
dieje überhaupt nicht zu thun haben. Würde aber bei ihnen 
ein Öffentlich befannt gewordenes, jedoch thatjächlich gehobenes 
EhehinverniS zur Sprache gebracht, jo fünnten fie jedenfalls 
nicht zu einer Sonjenserneuerung in der tridentinischen Form 
anhalten. Gemwiß aber auch nicht zu einer Stonjengerneuerung 
durch neue Ehefchliegung vor dem Standesbeamten, weil jene 
römische Braris zu der Forderung der fürmlichen Konjenser- 


‚neuerung, Die fie in. diefen Fällen jtellt, überhaupt nur vurd 


dag für die bürgerliche Nechtsordnung in feiner Art mehr 
maßgebende triventinische Defret bejtimmt worden tit. 

ac) gemeinem protejtantischen Eherecht wäre, jeit eS ans 
erfannte, daß eine Ehe nur durch Trauung gejchlofjen werden 
fönne, für eine wirkliche Konjenserneuerung eine neue Trauung 
erforderlich gewejen. Sie jcheint aber in Fällen jener Art nie 
üblich gewejen zu jein. 3. 9. Böhmer behauptet in jeinem 
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Jus ecel. Prot. L. IV. T. XVII. &. 41 ganz beitimmt, daß 
wenn das impedimentum ligaminis weggefallen fei, eine neue 
Trauung nicht notwendig fei. Und gewiß mit vollem Necht. 
Die Trauung und ebenjo die heutige bürgerliche Eheichliegung 
fichert der Ehe für immer die öffentliche Anerkennung als Ehe, 
jo lange fie nicht durch ein vechtsträftiges richterliches Ers- 
‚fenntnis für nichtig oder ungültig erflärt 1it. SKanın Diejes 
nicht mehr gejchehen, weil das Chehindernis gehoben ijt und 
ver Ehefonfens fortvauert, jo fann e3 nicht eines neuen öffent- 
lichen Altes bedürfen, um der Ehe weiterhin Die öffentliche 
Anerkennung zu fichern. Auch wäre ein jolcher At nur mög- 
(ic) nad) erfolgter vechtsfräftiger Nichtigkeits- oder Ungültig- 
feitSerklärung. E83 wäre aber widerfinnig, Ddieje nur deshalb 
auszujprechen, damit tin nächjten Augenblid die getrennte Ehe 
neuerdings gejchloffen werden fünnte. UWebervies läge darin 
eine Berlegung des Nechtes desjenigen Oatten, der jeßt Die 
Fortjegung der Ehe von dem andern zu verlangen hat; denn 
damıt wäre Diefem die Sreiheit gegeben, durch Verwergerung 
ver neuen Eheichließung, zu der er ja nie gezwungen werden 
fönnte, fich der Fortjegung der Ehe zu entziehen. 

Auch wenn eine Ehe in gejeßlicher Zorm von dem einen 
Teile im Zustande der Willensunfähigfeit gejchloffen worden 
wäre, würde die Ehe nach dem Aufhören diejfes Zujtandes nicht 
gegen den libereinstimmenden Willen der Gatten getrennt wer- 
den Dürfen, und Diejelbe aljo ebenfalls durch die nachherige 
thatfächliche Fortjegung ohne weiteres von jelbjt gültig werden. 


C) Aufhebung don Chehindernijien Durch Dispenintion 
1) nach dem Bisberigen gemeinen Ziecht. 
$. 46. 

Die Bedeutung der Hebung von Ehehinderniffen durch 
Dispenjation beiteht, wie jchon oben erinnert wurde, darın, 
daß der unverändert fortbeitehenden Thatjache, welche dag Ehe- 
hindernts bildet, ihre rechtliche Wirkjamfeit entzogen wird. Da 
diefe nun immer auf eimem bejonderen Cheverbote beruht, 
wenn das Ehehindernis nicht in dem Mangel eines in der Ia- 
tur der Sache begründeten oder aus allgemeinen Nechtsprin- 
zipien folgenden Erfordernifjes der Ehejchliegung beiteht, eben 
deswegen aber indispenjabel tit, jo ergibt jich, dag die Hebung 
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eineg Ehehindernifjes mitteljt Dispenjation dadurch erfolgen 
muß, daß die Anwendung des bejtimmten Berbotes auf den 
beionderen einzelnen Fall ausgejchlofjen wird. 

Dffenbar ift hiezu nicht die Macht, das Berbot aufzu- 
heben erforderlich; denn es wird ja biebei feine fortwährende 
allgemeine Geltung nicht verneint, jondern vielmehr anerfannt; 
wohl aber eine Macht freier Verfügung über die Handhabung 
der verbietenden Nechtsvorichrift, wie fie natürlich für ein der 
höchjten Gewalt des bezüglichen Gemeinwejens untergeordnetes 
Drgan defjelben nur aus bejonderen Gründen denkbar ift, aus 
lolchen aber auch ehr wohl ihm zufommen fann, ohne daß damit 
‚deimjelben auch die Ausübung einer über jeinen Wirfungstreis 
hinaus fich erjtreddenden gejeßgebenden Gewalt beigelegt wäre. 

E3 jegt nämlich jede Nechtsvorjchrift eine Negelmäpßigfeit 
und ©leichmäßigfeit der Art, wie fich die konkreten That- 
beitände bilden würden, welche Jie treffen will, voraus, die in 
der Wirklichkeit nicht immer zutrifft. In Nücdficht auf dieje 
Möglichkeit fann dann Organen, welchen an fich die unbe- 
dingte Pflicht obliegt, die Nechtsvorjchriften anzuwenden, wenig- 
itens für gewiffe Nechtsvorfchriften Freiheit gegeben jein, von 
deren Anwendung da Umgang zu nehmen, wo bejondere außer: 
ordentliche Umfjtände vorliegen, wie fie, vermutlich wenigiteng, 
bei der Fafjung der treffenden Nechtsporjchrift nicht voraugge- 
fehen waren. Die gejeßgebende Gewalt kann jich allerdings 
jelbjt für jolche Fälle die Entjcheidung, ob hier die Nechtspor- 
Ichrift außer Anwendung bleiben joll, ausschließlich vorbehal- 
ten, jie aber auch einem ihr untergeordneten Organe überlafjen. 
E3 können fich auch von jelbjt Nechtsgrumdjäge bilden, wornacd 
in jolchen Fällen die Dispenjation einem der höchiten Gewalt 
untergeordneten Organe zuftehen joll. Andererjeit3 fann jelbit- 
verjtändlich von einem Verbote, welches als ein göttliches gilt, 
nicht einmal die höchjte menschliche Gewalt eines Gemeinwejens 
dispenfiren, weil bei einem folchen Verbote ein Mangel an 
VBorausficht, der eine zu allgemeine Fafjung vejjelben bewirkt 
haben jollte, nicht angenommen werden kann. 

Auf diejen Gedanken beruhen die Srundjäge unjeres ge- 
meinen NechtS über die Dispenfationen von Ehehindernifjen. 

E3 fann nach denjelben nie von Eheverboten Digpenfirt 
werden, welche als göttliche anerfannt find. Dagegen  tann 
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von allen Eheverboten, die auf freies menschliches Ermefien 
zurücdzuführen find, aus bejonderen wichtigen Orinden Ddig- 
penfirt werden: immer fanın davon dasjenige Subjekt dispen- 
firen, welches die Macht hätte, das Verbot auch aufzuheben; 
zuweilen aber auc) ein an fich nur zur Handhabung des Ver- 
botes oder zur Aufjicht über feine Handhabung berufenes 
Subjeft. 

Eine volljtändige Darftellung der zu ehr reicher Entwid-- 
(ung gelangten Lehre von den Ehedispenjationen nach fatho- 
fiichem Eherecht würde außer dem Plane diejes Buches liegen. 
E3 mag hierüber im Ganzen auf Schultes fatholiiches Ehe- 
recht ©. 347—395 verwiejen werden. NVır folgende Bunte 
will ich bier hervorheben. | 

Die dispenfablen Ehehinderniffe des fatholifchen Eherechts 
beruhen durchaus auf Kirchengejegen, teil$ auf allgemeinen, 
teil auf partitulären. E8 fanı daher von den auf allge- 
meinen Stirchengejegen beruhenden Ehehindernifjen immer der 
Bapit, und esfönnen von den auf partifulären beruhenden immer, 
nur ausnahmsmerje aber auch vonjenen die zuftändigen Bilchöfe 
Dispenfiren; weltliche Gewalten fünnen nie von Ehehinderniffen 
jenes Necht3 dispenjiren. Die päpitlichen Dispenjationen wer- 
den bei öffentlichen, d. h. öffentlich) befannten Ehehindernifjen 
bon der Dataria, bei geheimen Chehindernijien von der Poe- 
nitentiaria erteilt. 

ach einem Belchluffe des tridentintichen Concil3 Sess. 
XXV, c. 18 de reform. jollen alle Dispenjattonen „gratis“ 
erteilt werden. ES gilt dies auch von den Chedispenjationen. 
Dadurch tt aber nicht ausgejchloffen, daß für Ddiejelben Exrpe- 
ditionsgebühren, und für die von der Dataria zu erteilenden 
auch Taren zum Beiten von piae causae erhoben werden, als 
„Sompofitionen“, d. h. gleichjam Sühnen für die dadurch frei- 
gegebene Gejeßesübertretung. 

Die Dispenfattion ijt jowohl möglich pro contrahendo 
matrimonio, d.h. als Erlaubnis zur Eingehung, wie contracto 
matrimonio, d. h. als aufrechterhaltende Anerkennung einer 
an fich verbotenen Che. F 

Eigentliche Aufrechterhaltung aber ijt die dispensatio con= 
tracto matrimonio nur, wenn in radice matrimonii dispen- 
firt, d. H. bei der Dispenjation ausdrüclich erklärt wird, dak 
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fie wie eine von Anfang an vechtsbeftändige Ehe gelten foll. 
Dies it jedoch blog Ausnahme Im der Negel wird au) 
contracto matıimonio nur in der Art dispenfirt, dah damit 
die nunmehrige Schließung der Ehe durch Konjengerneuerung 
erlaubt wird, welche nur wieder, wie bei der thatjächlichen He- 
bung von Ehehindernifjen, bei geheim gebliebenen Ehehinder- 
nijjen jelbjft da, wo dag tridentinische Dekret über die Ehe- 
ihliegungsform in Uebung tft, insgeheim, blos zwischen den 
Ehegatten jelbjt, vor fich gehen darf. Die dispensatio in radice 
matrimonji wird mit der folgerichtigen Durchführung des Dogma 
von der Saframentalität dadurch in Einklang gebracht, daß 
angenommen wird, ie beziehe fich viidtwärts bloß auf die 
Nechtswirkungen der Ehe, nicht auf fie jelbit, d. h. eben das 
Ehejaframent; es fünne aber auch diejes nun für die Yukunft 
ohne SKonjenserneuerung entitehen, weil der Bapit auch von 
der Beobachtung der triventinischen Borjchriften über die Ehe- 
Ihliegungsform dispenfiren fünne. Freilich wird dadurch nicht 
‚erklärt, wie hier das Ehejalrament ohne alle, wenn auch nur 
formlofe Sionjenserneuerung zu Stande fommen fan, wenn 
der bisherige Konjens dafür völlig unfähig gewefen fein fol. 
(Bol. Bartels Ehe und Berlöbnis ©. 286 f.). — 

Auch nach dem bisherigen protejtantischen gemeinen Eherecht 
fonnte pro contrahendo und contracto matrimonio von jol- 
chen Ehehindernijjen dispenjirt werden, welche auf bejonderen 
Eheverboten beruhten, die nicht al3 Ausprud göttlichen Willens 
betrachtet wurden, aber ebenfalls nur von der Kirchengewalt 
oder in ihrem Namen, weil alle Ehegejege als Stirchengejeße, 
d. 5. von der Obrigkeit als Inhaberin des Klirchenregiments 
lanftionivte Gejege angejehen wurden, und man deren DYand- 
habung als Kiechenfache behandelte. In wieweit die Ehedis- 
penjationen dem Landesherın als Stirchenoberen vorbehalten 
feien, oder von firchenregimentlichen Behörden nach jelbjtitän- 
digen Ermefjen erteilt werden dürften, war durch Bartikularrecht 
beitimmt. ES wurden daber auch Taren und Erpevditionsgebüh- 
ven, wie in der fatholischen Kirche erhoben. 

Aber jede nach gefchlofjener Ehe erteilte Dispenfation galt 
von jelbjt als Jispensatio in radice matrimonü, wie dies auch 
die natürliche Auffafjung tt. Denn eigentlich bejagt ja eine 
folche Dispenjation immer: e3 joll auf dieje Ehe dag Ehever- 


= 
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bot jchlechthin unanmwendbar jein; demzufolge muß fie dann 
aber als von Anfang an rechtsgültig gewejen betrachtet wer- 
den. Selbfiverftändlich fonnte dann auch me Wiederholung 


der Trauung für notwendig oder auch nur jtatthaft gehalten 


werden. 
2) nach dem Beichsgefek. 
8: AT. 


Weil das Neichsgejeg nur noch diejenigen Beichränfungen 
de8 Nechts zur Ehejchliegung gelten läßt, welche es jelbit, 


alfo ein ftaatliches Gefeg ausdriücdlich anerkennt, fo veriteht 


ji das eigentlich ganz von jelbjt, was es im $. 40 mit den 
Worten ausspricht und dadurd) über allen Yiwerfel erhebt: 


„Die Befugnis zur Dispenfation von Chehmperniffen 


iteht nur dem Staate zu.“ 

Jeatürlich fann aber der „Staat”, welchem demgemäß die 
Dispenjationsbefugnis bei Ehehindernifjen zufommen foll, nur 
je der einzelne Bundezitaat jein, und deshalb fügt das Neichs- 
gejeß bet: 

„Meber die Ausübung Diejer Befugnis haben die Yandes- 
regierungen zu bejtimmen.“ 

Dies bezieht jich aber nur auf die Form der Ausübung, 
d. h. vorzugswerje auf die Feititellung, durch welche Behörden 
dispenfirt werden folle: in welchen Fällen Ddispenfirt werden 
fünne, bat das NWeichsgejeß mit für die Landesregterungen 
bindender Kraft jelbit beftimmt, und darin ganz die jet vor- 
herrjchende und auf guten Gründen beruhende Nechtsanfchau- 
ung befolgt, daß „Sejeße, für deren Wirkjamfeit der Nachlaß 
einer gewifjen Dispenjationsgewalt wünschenswert erjcheint, fich 
augdrüdlich darüber erflären und bejtimmen müjffen“ *). 

Es ijt Dispenfation nur möglich: 

1) von dem Ehehindernis der (reichögejeglichen) Eheun- 
mindigfeit ($. 28) 

2) von dem der Ehe zwifchen Mitjchuldigen des Che- 
bruch8 ($. 33 a. €.) 

3) von dem der Wartezeit ($. 35). 


*, Gerber, AJurift. Abhandlungen ©, 490. 
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Bet den beiden eriten Chehindernifjen kann eg als frag- 
(ich erjcheinen, ob die Dispenfation nur als Erlaubnis der 
Ehejchliegung, oder alich zur Aufrechterhaltung von bereits in 
gejeglicher Form geichloffenen Chen möglich fein joll. &3 wird 
aber legteres unbedenklich anzunehmen fein, weil das Gejeg 
jelbjt nicht unterjcheidet, und nach dem bisherigen Nechte von 
öffentlichen trennenden Chehindernifjen jtet8 auch contracto 
matrimonio, wo e8 begehrt wurde umd als billig erjchten, DiS- 
penjirt zu werden pflegte. Unziwerfelhaft würden die Staatlichen 
Dispenjationen in folchen Fällen ihrer Erteilung nach geichlofje= 
ner Ehe auch jtet8 al3 dispensationes in radice matrimonii 
zu behandeln fein. 


3) nach beufiger Hirchenordönung. 
8. 48. 


Das Neichsgeje will mit der im vorigen Paragraphen 
angeführten Beitimmung nicht jagen, daß den Kirchengewalten 
eine Befugnis zur Dispenjation von Ehehindernifjen überhaupt 
nicht mehr zultehen jolle, fjondern nur nicht mehr für die bür- 
gerliche Nechtsordnung,, die jenes Gejeb durchweg allein im 
Auge hat. Die Befugnis der Kirchengewalten zur Dispenja- 
tion von firchlichen Ehehindernifjen in Handhabung der Firch- 
lichen Eheordnung tft Dadurch unberührt geblieben. 

Bor allem gilt dies für die fatholifche Kirche, nach deren 
Grundjägen fortwährend jehr Häufig Firchliche Dispenjationen 
erteilt werden müffen, um einer nach dem bürgerlichen Gejeße 
oder fraft einer ftaatlichen Dispenjattion für die jtaatliche 
Nechtsordnung vollgültigen Ehe auch die Eigenjchaft einer 
ficchlichgültigen und jaframentalen Ehe (eines ratum matri- 
monium) zu verjchaffen. Hierauf find denn auch alle Bejtim- 
mungen des SlirchenrechtS noch durchaus anwendbar. Nur 
wenn Katholiken die Legitimität ihrer Ehen genügt, ohne daß 
fie zugleich diefe Eigenjchaft von rata matrimonia haben, fün- 
nen fie dieje Bejtimmungen außer Acht laffen. Als Kirchen- 
glieder aber find te fortwährend Firchlich verpflichtet, jte zu 
beobachten. 

Anders verhält es jich freilich in Beziehung auf die pro- 
tejtantische Kirche infofern, als nach deren Orundjägen nie 
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mehr eire kirchliche Dispenjatton von -Ehehindernifjen dazu 
erforderlich fein fan, um eine Eheichließung (zum voraus oder 
nachträglich) in irgend welchem Sinne gültig zu machen, 
weil nach diejen Grumdjägen jede für Die bürgerliche Nechts- 
ordnung gültige Cheichliegung ohne weiter auch von Der 
Kirche als gültig anerfannt werden muß. Wohl aber fanıı 
auch jet noch die protejtanttiche Kirche fich Dispenjationen von 
Ehehindernijjen in dem Sinne vorbehalten, daß jte dadurd) 
Perjonen, die ihr al3 Glieder angehören, von ihrer firchlichen 
Verpflichtung entbindet, Borjchriften der Firchlichen Eheorod- 
nung zı beobachten, wornac) fie fich gewiffer ftaatlich lau | 
ter Chejchliegungen enthalten jollen. 

Die Bedeutung emer folchen Dispenfation beiteht dann 
vornehmlich darin, daß jte die firchliche Eheverfündigung und 
Trauung zuläfftg macht, Die außerdem unzuläflig wäre. Eben 
deshalb fann aber auch eine neue proteftantifche Kirchen-Eheord- 
nung fich der Sorderung des Nachjuchens um firehliche Dispen- 
fationen von Ehehinderniffen ganz enthalten, indem fie jtatt 
neffen bloß vorschreibt, daß in gewiljen Fällen die Trauung 
nur mit bejonderer Erlaubnis der firchenregimentlichen Behörde 
gewährt werden joll. Dieje Erlaubnis hat dann die Bedeutung 
einer Dispenjation, ohne die Korm einer -folchen an Sich zu 
tragen. 


weiter Geil. 
Die Hedhtswirkungen der Ehe. 
I. Weberficht. 


8. 49. 


MWüre die Ehe ein reines Nechtsverhältnis, jo wirrde man 
das, was von ihren „NRechtswirfungen“ gelehrt zu werden 
pflegt, nur zum Teil berechtigt fein, unter diefer Bezeichnung 
vorzutragen: den Hauptteil diejer jog. Nechtswirfungen der 
Che müßte man eigentlich al8 den „Nechtsinhalt der Che 
bezeichnen, und nur ihre äußeren Wirfungen auf den Stand 
und das Domicil der Ehefrau, auf die Güterverhältniffe ver 
beiden Gatten, auf die Nechtsverhältnifie der aus der Ehe her- 
vorgehenden oder der vor derjelben von den Gatten miteinander 
erzeugten Kinder dürfte man Nechtswirfungen der Ehe nennen. 

Aber injofern die Ehe an fich fein Nechtsverhältnis tft, 
jondern ein fittliches Band, das nur in fehr bejchränften Um- 
fang fähig tt, als Nechtsverhältnis behandelt zu werden, mag 
man allerdings auch jchon das, was unmittelbarer Inhalt Die- 
jes Nechtsverhältnifjes (der Ehe als eines Nechtsverhältnifjes) 
it, zu den Nechtswirfungen, welche die Ehe Außert, rechnen. 
Und dann zerfallen diefe Nechtswirktungen der Ehe in Solche, 
welche die Ehe für die Gatten felbit, und in folche, welche fie 
- für Die von ihnen mit einander erzeugten Sinder hat. Die 
Nechtswirkungen, welche jie auf die Güterverhältniffe hat, ge- 
hören nicht mehr zum eigentlichen, veinen Cherecht, wie jie 
denn für den Bereich des gemeinen Nechts auch immer jchon 
nicht durch) dag fanonische, jondern durch das Civilrecht 
bejtimmt waren. 
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II. Sie Nechtswirfungen der Ehe für die Gatten selbit. 
8. 50. 


Bunäcdjt hat die Ehe für die Gatten felbit die einheitliche 
Rechtswirkung, daß fie zwijchen denjelben ein Nechtsverhältnis 
hervorbringt, das in einem gegenfeitigen Nechte eines jeden 
ver beiden Gatten an der Berfon des andern beiteht.: Die 
ganze Berjönlichkeit eines jeden der beiden Gatten tjt kraft der 
Ehe dem rechtlichen Willen des andern für die Ehe, d. H. für 
die einheitliche gemeinfame Lebensführung unteriworfen, jo je= 
doch, dag der Mann „des Weibes Haupt” ift, und daß mithin, 
two Ddieje gegenfeitige Unterwerfung, wenn fie eine völlig gleich- 
artige wäre, zu unlösbaren Widerjprüchen führen würde, das 
eheliche Necht des Mannes an der Berfon der Frau das Ueber? 
gewicht Hat über ihr eheliches Necht an feiner PBerjon. ES 
Iteht dem Manne eine eheherrliche Gewalt über die Frau zul), 
welche ihrem Nechte an jeier Berfon Schranfen jeßt. 

Die juristische Natur diejes erit Durch das fanonische Necht 
bejtimmter ausgebildeten ehelichen Nechtsverhältniffes hat m. 
E. noch nicht genügende Beachtung gefunden. Um die Darüber, 
wie mir Scheint, zum Teil noch obwaltende Unflarheit zu heben, 
bemerfe ich Folgendes. 

Man darf fich diefes Nechtsverhältnis nicht als einen Sn- 
begriff gegenfeitiger Forderungsrechte und rechtlicher Werbind- 
lichfeiten (Obligationen) vorstellen. . Dieje Borftellung gehört 
ver unrichtigen Auffafjung der Ehe als eines Bertragsverhält- 
nifjes (einer Art von Spcietät) an. Es beiteht vielmehr, \vie 
gejagt, aus beiderjeitigen Nechten an der Berjon des andern 
Ehegatten, die injofern einen dinglichen Charakter haben, als 
zum Teil ihre Verwirklichung ohne ein Handeln von Geiten 
ver andern Berjon fich von jelbit vollzieht, als jte ferner nicht 
eine bloße Gebundenheit der andern Berjon, jondern einen 
Auftand ihrer totalen Unterwerfung unter den rechtlichen Wil- 
len der gegenüberjtehenden PBerfon bewirken, und als fie end- 
lich auch von Dritten verlegt und gegen Dieje geltend gemacht 
werden fünnen, wie namentlich Das Necht Des Mannes an der 
Berion der Frau durch das römtjcherechtliche interdictum de 


1) e. 12. sqq. C. XXXIU qu. 5. 
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uxore exhibenda 2). E8 unterjcheidet fich diefes eheliche Necht 
von jedem pdinglichen Nechte im engeren Sinne, d. h. von je 
dem Sachenrechte nur dadurc), daß es auch von jenem Ob- 
jefte, d. h. der ihm unterworfenen Perfon verlegt werden fan, 
weil diefe als Berjon Gegenitand vefjelben ijt, nicht als Sache, 
und es unterjchervet fich jelbit von folchen römischen Gewalt- 
rechten an PBerjonen, wie es die patria potestas tft, dadurd), 
daß es dem berechtigten Subjekt nicht die Macht gewährt, Tich 
bei einer Verlegung des Nechts Durch die unterworfene Berjon 
jelbjt mitteljt Ywangsübung gegen diefe Nechtshülfe zu ver- 
Ichaffen. En 

Um jener wejentlich dinglichen Bejchaffenheit willen fann 
aber das eheliche Necht fehr wohl al3 Gegenitand einer quası 
possessio behandelt werden, Die jtch auch gewilfermaßen als 
vera possessio der unterworfenen PBerjon vorstellen läßt. Es 
it demnach eine ganz richtige Anwendung, welche das fano- 
nische Necht von dem Begriffe des Nechtsbejiges gemacht hat, 
daß es ıhn auch auf das eheliche Nechtsverhältnis eritrecte, 
daß.e8 bei demjelben einen petitorischen und pofjefjortichen rich- 
terlichen Schuß unterfchted, von Vindtcattion und Adjudication 
(al3 Batte), von Spoltation und Nejtitution |prach 3). 

Sn der Hervorbringung des jo bejchaffenen ehelichen 
Kechtsverhältnifies itellt fich, iwie oben geiagt wurde, die Nechts- 
wirkung der Ehe für die Satten jelbit als eine einheitliche dar. 
Als ein Inbegriff mehrerer verjchtedener Nechtswirfungent 
ericheint jte aber vermöge der bejonderen einzelnen Beziehun- 
gen, in welchen das gegemfeitige eheliche Necht zur Sprache 
fommen fann. 

1) Sn Beziehung auf die Einheitlichfeit ver Xebensführung 
im Ganzen bewirkt die Ehe die rechtliche Notwendigkeit des 
beitändigen Zujammenwohnens ver Ehegatten, woraus un- 
mittelbar folgt, Daß vermöge jenes Uebergeiwichtes Des Nechts des 
Neannes an der Berjon der Frau jederzeit der von ihm gewählte 
oder ihm durch feinen Xebensberuf angewiefene Wohniti von 
jelbit zugleich der Wohnjig der Frau tjt, und es auch nach 
der Auflöjung der Ehe bleibt, biS ihre num freie Wahl oder 


2) L. 2 D. de lib. exhib. (43, 30) L. 11 C. de nuptüs (5, 4). 
3) Vgl. Bruns, Recht des Befites ©. 171 fg. ©. 191 fi. 
Scheurl, Eheredt. 17 
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eine neue rechtliche PRORDEIIDIOREN einen andern Wohnfik n 
fie begründet ®). 

Natürlich ift nun aber dadurch, daß hiernach. beide Ehe- 
gatten immer von Nechtswegen das gleiche Domicil haben, nicht 
die Möglichkeit thatjächlicher Verlegung des beiderjeitigen Rechts 
an der andern PBerjon in jeiner Richtung auf die wirkliche 
einheitliche Lebensführung ausgejchlofien. E3 fann von beiden 
Seiten durch willfürliche Entfernung von dem andern Eheteil, 
e3 fann von O©eiten der Frau durch die Weigerung, dem Manne 
an einen neuen Wohnfig zu folgen, e3 fann von Seiten de3 
Mannes durch die Weigerung, die Frau zu fich zu nehmen, 
oder Durch ihre Berftoßung aus jeinem Haufe verlegt werden. 

Eben dieje Fälle find es, welche das fanonische Necht zu- 
nächit al8 Spoltationen, als Handlungen, wodurch der Duafi- 
beji des ehelichen Necht3 eigenmächtig entzogen wird, behan- 
delt, und mwobet e8 die Öewährung jchleuniger Neftitution will, 
wenn nur duch rechtsfürmliche Ehejchliegung und darauf ge> 
folgte Bereinigung zur ehelichen Lebensgemeinschaft jener Duafi- 
befig begründet war, ohne daß dann Einveden, welche fich auf 
die materielle Ungültigfeit der Chefchließung oder auf eine 
Schyeidungs- beztehungsweile Separationsurjache gründen, zuge 
laffen werden follen ?). 

Die Neititution kann als richterliche Berfügung Nückehr- 
oder Annahmebefehl jein. 

Ein jolcher Befehl foll nur dann verweigert werden, wenn 
der flagende Teil notorifch fich des EhebruchS jchuldig gemacht 
hat 6) oder wenn von Seiten des ihn gegen die Frau verlan- 
genden Mannes Mißhandlung derjelben zu befürchten und 
dDieje dagegen nicht hinreichend ficher zu ftellen ift 7), oder wenn, 
jofern es jtch darum Handelt, daß die Frau dem Manne an 
einen andern Aufenthaltsort folgen joll, ver Mann fich durd) 
ein fchimpfliches Berhalten die Notwendigkeit der Entfernung 


4) L. 38 8. 3. D. ad e. munic. (50, 1) vrb. mit L. 32 eod. 

5) c. 13 X. de restit. spol. (2. 13). Nur foll bei Wahrjcheinlichfeit 
zu naher Verwandtihaft zwifchen den Gatten die Nejtitution bloß mit 
Ausnahme der Beziehung auf die copula carnalis angeordnet werden. 

6) c. 4 de divort. (4, 19). 

2),.6, lerc. m 
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von jeinem Wohnfige zugezogen hat 8), wie auch aus dem 
Wejen des ehelichen Verhältnifjes von felbit folgt, daß die Frau 
dann nicht genötigt werden fann, dem Manne an einen andern 
Drt zu folgen, wein in feinem Berlangen, daß Jie es thue, 
fich ein hoher Grad von Liebloftgteit äußern würde, und daß 
immer der Mann hieber nac Kräften Anjtalten für eine jtan- 
desgemäße Aufnahme der Frau treffen muß. 

Die Neichscivilprozeßordnung bezeichnet im 8. 568 die 
Stlage, wodurch um eine Neftitution im Sinne des fanonifchen 
Nechts nachgefucht wird, als Klage auf Heritellung des ehe- 
lichen Lebens, und läßt im S. 774 Zwang zur Volljitrekung 
einer Berurterlung hierauf durch ©elditrafein oder Haft injo> 
weit zu, alS die Landesgejege die Erzwingung der Herjiellung 
des ehelichen Zebens für zuläfjig erklären, folglich auch da, wo 
gemeines Recht gilt; indem diejes, das da als Landesgejeß gilt, 
jene Erzwingung geitattet. Das fanonifche Necht betrachtet 
biebet alS angemefjene Ywangsmittel Kirchenftrafen ; da folche 
von ven weltlichen Gerichten, welchen jeßt die Ehegerichtsbar- 
feit zufommt, nicht verhängt werden fünnen, jo fünnen Dieje 
nur ©eld- oder Freihettsitrafen zu jenem HYiwede anmwenpden. 

Sn wiefern deren Erfolglofigfeit ven Antrag auf Ehejchei- 
dung begründen fann, wird Später auszuführen fein. 

Uebrigens kann jelbjtverjtändlich die Klage auf Heritel- 
(ung des ehelichen Lebens auch davurch veranlaßt fein, daß 
nach gejchloffener Ehe, aber ohne daß bereits auch Vereinigung 
zur wirklichen Lebensgemeinschaft erfolgt it, Dieje verweigert 
wird. Bejonders häufig fonnte ‚dies nach dem vortridentinis 
Ichen Necht bei heimlicher Ehejchließung bloß per sponsalia de 
praesenti vorfommen, und hierauf zunächjt beziehen jich wohl 
die in den Quellen erwähnten petitiones und vindicationes 
beziehungsweije adjudicationes in maritum oder uxorem (jo 
c. 1 de ord. cogn. 2, 10 und ce. 11 de praesumpt. 2, 23) 
bejonders aber in dem Augsburger Urteilsbuc), woraus 
Srensdorff in Dove3 Zeitichrift F. AN. Bd. 10 fo inte- 
reffante Mitteilungen gemacht hat. Inoefjen fanın es auch bei 
der Ehejchliegung durch Trauung oder Civilalt vorkommen, 
dag der Vollzug der Chejchliegung dur HYujammenziehen 


8) Argum. c. 4 C. XXXIV qu 1 u 2. 
Kr 
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verweigert wird, weil ja auch der feierliche Ehefchliegungsaft 
nie für fich die thatjächliche Bereinigung zu bewirten vermag, 
und es fanıı alfo auch jet die Klage auf Heritellung des che- 
lichen Xebens in diefer Bedeutung vorfommen. Weil dann die 
Klage auf Heritellung des ehelichen Lebens notwendig einen 
petitorischen Charakter hat, müfjen dann gegen fie auc) Einre- 
den, welche auf die Ungültigfeit dev Ehejchliegung gegründet 
werden, unbejchränft zugelafjen werden 9). 

2) Zum MWejen der Ehe gehört nicht nur die Einigung 
aur einheitlichen Lebensführung, jondern auch die Selbiteinig-. 
ung der ©atten gleichjam zu einer Gejammtperjönlichkeit, zu 
„Einem Fleifche" nach dem biblischen Ausdrud. Hieraus folgt 
unmittelbar die rechtliche Notwendigkeit ver Standesgemein: 
Ichaft der Ehegatten, und vermöge des UebergewichtS des ebe- 
lichen Necht3 des Mannes, daß die Frau von jelbit des Stan- 
des de3 Mannes teilhaftig wird, umd ıhn, wie fein Domi- 
ci, auch nach Auflöfung der Ehe behält, jo lange fie nicht eine 
neue Ehe jchließt, und ihren Stand aus demjelben Grunde aufs 
neue verändert 19). 

ES ergiebt fie) aber hieraus auch weiter, daß das beivder- 
jeitige ebeliche Necht an der Berjon des andern Chegatten 
die volle und ausschließliche Macht über ven Leib dejjelben in 
Hinsicht auf geichlechtliche Htugabe in fich jchließt. 

Die hierin liegende rechtliche Ausprägung der jittlichen 
Vflicht der ehelichen Treue (im engern Sinne des Wort3) ift 
durch das fanontche Recht im Vergleich zum römtjchen in zwei 
Beziehungen vollitändiger und ftrenger durchgeführt . worden. 
E3 hat erjt diejes Necht die Pflicht zur gejchlechtlichen Hingabe 
unter der Bezeichnung des debitum conjugale (der jpezifischen 
„ehelichen. Pflicht") zu einer erzwingbaren Nechtspflicht 
gemacht, und jodann das Necht des Weibes auf die Bewah- 
rung der ehelichen Treue von Seiten des Mannes dem Necht 
de3 Mannes auf dieje Bewahrung von Seiten des Weibes 
gleichgejtellt. | 
3 tft nach fanonischem Necht eine Recht Sverlegung, wenn 
ein Satte dem andern auf vdefien Berlangen die Leiltung der 


9) Val. Tancredi Summa de matr. Tit. 33. Wunderli ©, 73). 
10) L. 13 C. de dign. (12, 1). 
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ehelichen Pflicht verweigert, es wäre denn daß das Verlangen 
unter den befondern Umjtänden ein aus fittlichen Gründen 
ungehöriges over lieblojes 1!), oder auch daß die Berechtigung 
dazu durch Ehebruch verwirft wäre 12); e3 fann richterliche 
Verurteilung zur praestatio debiti conjugalis ftattfinden, und 
Bwang zur Befolgung des Urteils durch Kirchenftrafen, jeßt 
von Seiten weltliche Gerichte durch Geld» und Freiheitsitras 
fen angewendet werden. Die „Klage auf Herjtellung des ehe- 
lichen Lebens" muß im Bereich deS gemeinen Nechts auch zu 
diefem Ywede und alfo mit dem Gejuch auf Berurteilung zur 
Leiftung der ehelichen Pflicht zugelaffen werden; in der That 
it auch bei Verweigerung der ehelichen Pilicht das eheliche 
Leben der Wiederherjtellung bedürftig. E83 muß die Klage zu 
diejem Zweck angejtellt und jener Ywang zur Befolgung des 
Urteils verjucht werden, wo nach protejtantiichem Cherecht 
auf Ehejcheidung wegen bhartnädiger Verweigerung der ehe: 
lichen Pflicht geklagt werden will, weil dann eine folche Zwang$- 
maßregel und ihre Erfolglofigfeit Borbedingung der Ehejchei- 
dung ift 19), 
Als eigentliches Necht jtellt jtch der Anjpruch darauf, daß 
fein Teil den andern jich für die gejchlechtliche Gemeinschaft 
entziehe, nach fatholifchem Kirchenrecht auch dadurch dar, daß 
nach bereits conjinnmirter Ehe fein Teil ohne Bewilligung des 
andern — e3 müßte dem diejer fich eines Ehebruchs Jchuldig 
gemacht Haben, — gültiger Werje ein Keufchheitsgeliibve able- 
gen 1*), und fjelbjt Die erteilte Bewilligung widerrufen werden 
fann, jogar wenn darauf Hin Jchon Aufnahme in einen geit- 
lichen Orden erfolgt war. Sn wiefern die noch nicht conjfums 
mirte Ehe durch ein einfeitiges feterliches Gelübde gelött wer- 
den fann, tjt jpäterer Erörterung vorzubehalten. 
Die wejentliche Sleichjtellung des Nechts der Ehefrau an 
der Perfon des Ehemanns mit deifen Necht an ihrer PBerjon 
in Beziehung auf die ausjchliegliche Angehörigkeit zur gejchlecht- 


11) e..3C XXXI qu 2 c. 1—5 C. XXXII qu. 5. 

12) c. 15, 16. de conv. conjug. 3, 32. 

13) Einführungsgefeß zur Reichscivilprogekordnung $. 16. 3. 6. 
14) e. 6, 11 C. XXXII qu 5 ec. 1, 11, 12 de conv. conjug. 
(8, 32). 
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lichen Gemeinschaft ıjt von dem fauonischen Nechte, welchem 
hierin dann aucd) das neuere weltliche Necht durchweg gefolgt 
it, damit durchgeführt worden, daß eg ebeujo den (einfachen) 
Ehebruch des Mannes, als den der Frau als jtrafbares Ber- 
brechen und als Örumd der immerwährenden Trennung von 
Tiich und Bett behandelt, natürlich bei Mann und Weib unter 
der VBoransfegung, daß mit Bewußtfein und freier Selbitbe- 
itimmung die eheliche Treue durch) vollendeten Bollzug der 
fleijchlichen Vermifchung mit einer dritten Berfon andern ©e- 
ichlechtS verlegt worden it. Das protejtantijche und das 
gemeine heutige Eherecht läßt jolchen Ehebrucy des Mannes 
wie der Frau als Ehejcheidungsgrund gelten. 

Alle hier aufgeführten Nechtswirfungen der Ehe können, 
als aus dem fittlichen Wejen der Ehe mit Notwendigkeit fol- 
gende, auc) nicht durch Verträge ausgejchlofjen werden. 8 
it insbejondere allgemein anerfannt, daß im Bereich des ge- 
meinen Nechts auch der nach dem Allgemeinen Preußischen 
Zandrecht II. 1 S. 682 geitattete Bertrag, daß wenn der Mann 
einen neuen Wohnort wähle, die Frau ihm dahin zu folgen 
nicht verpflichtet jei, al$ ein umfittlicher Vertrag der Geltung 
entbehre. | 

eur jcheinbare Ausnahmen von diefem Grundfage bilden 
die Verträge bei der morganatischen Ehe und die Uebereinfunft, 
daß wegen bejtehender Impotenz, beziehungswetje hohen Alters 
die Ehe als Gejchwilterehe geführt werden foll. 

Sene3 ijt nur eine jcheinbare Ausnahme, indem das jitt- 
fiche Wefen der Ehe deshalb nicht umbedingt die rechtliche 
Standesgemeinjchaft der Gatten fordert, weil zu Ddemjelben 
nur die ungeteilte einheitliche Führung des rein menschlichen, - 
privaten Lebens gehört. Und diejes tft nur eine jcheinbare 
Ausnahme, werl der hier nicht willfürliche, jondern durch Na- 
turnotwendigfeit gebotene Verzicht auf die phyfiiche ©eichlechts- 
gemeinjchaft das für die Ehe allein wejentliche Gut der gegen- 
feitigen jittlichen Ergänzung der Sejchlechter nicht beeinträchtigt. 

Daß nach fatholiichem Cherecht beide &atten auch nad) 
conjummirter Ehe mit bifchöflicher Ermächtigung übereinfom- 
men Dürfen, im einen religidjen Orden zu treten, erklärt Jich 
daraus, daß nach fatholischer Anfchauung die gottgelobte Ent- 
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bulk noch höheren fittlichen Wert hat, oder doc) haben 
fann, als die eheliche Treue. 


II. 8ie Nechtswirfungen für die don den Gatten mit- 
einander erzeugten Kinder, 


8. 51. 


E3 liegt im Wejen der Ehe, daß die in ihr, aber auch 
nur die in ihr erfolgende Kinvererzeugung eine rechtmäßige it, 
welche von jelbjt zwijchen den Stindern umd ihren beiden 
Eltern das volle Nechtsverhältnis Hervorbringt, das nach der 
Nechtsoprdnung zwilchen Eltern und gKindern beitehen joll. 
Aber e3 entfpricht auch der Würde der Ehe, wie Dies jchon 
v8 römische Necht anerkannt hat, daß feinem Zweifel an der 
Nechtimäßtgfeit der von einer Ehefrau geborenen Kinder Raum 
gegeben wird, bis die Unmöglichkeit ihrer Erzeugung in Der 
Ehe, d. h. von ihrem Chemanne dargethan tit, und dies auch ‘ 
* auf die Fälle ausgedehnt wird, in welchen eine Wittiwe oder 
geichtedene Ehefrau ein Kind gebiert. Die genaueren Nechts- 
beitimmungen hierüber find den Darfjtellungen des römtjchen 
Sivilrecht3 zu überlaffen; das fanonische Necht "hat hieran 
nicht geändert. | 

Dagegen beruht die Wirkung der Ehe, daß fie au Kin- 
dern, welche. die Ehegatten vor Eingehung derjelben mit ein- 
ander erzeugt haben, legitimirt (die legitimatio per subsequens 
matrimonium) zunächlt auf dem fanonischen Necht, welches in 
diejer Beziehung zwar auch auf dem neuejten römischen Nechte 
fußt, jo jedoch, daß es hiex dasjelbe erweitert hat. Denn wäh- 
rend jenes Necht bei der legıtimatio per subsequens matri- 
monium vorausgejeßt hatte, daß die Kinder in rechtmäßigen 
Konfubinat erzeugt worden feien, legt das fanontsche Recht der 
Ehe dieje Wirkung für alle von den Gatten vor der Ehe mit- 
einander erzeugten Kinder bei, mit alleiniger Ausnahme der 
im Ehebruch erzeugten Kinder; jene Borausfegung des römt- 
Ichen Nechts fonnte es nicht feithalten, weil es einen vecht- 
mäßigen Konfubinat nicht mehr anerkannte. Aber es hielt 
durch Die bezeichnete Ausnahme die darin mitenthaltene Bor- 
ausfeßung feit, daß zur Heit der außerehelichen Kindererzeug- 
ung eine Ehe ziwischen den natürlichen Eltern wenigjtens durch 
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Dispenjatton möglich gemejen wäre. Man hat dies jpäter fo 
aufgefaßt, al3 ob die legitimatio per subsequens matrimonium 
auf einer retrotraftiven Fiktion beruhte, daß jchon als die zu - 
legitimirenden Kinder erzeugt wırden, eine Ehe zwijchen den 
- Eltern beitanden habe. Die Haltlofigfeit der Annahme diejer 
Sietton tft Schon längjt dargethan worden. Aber man Hat 
darüber die Wahrheit ütberjeben, daß das fanonische Necht eben 
jo, wie das römtjche für die legitimatio per subsequens ma- 
trimonium Möglichfert der Ehe zivischen den Eltern und der 
au legitimirenden Kinder zur Yeit Ihrer Erzeugung verlangt, 
und diefes als der Griumd zu betrachten ift, aus welchem c. 6 
X qui filii sint (4, 17) die adulterini von einer Legitimation 
ausschließt, wie auch Tanfred im fetter Summa de matri- 
monio Tit. 338 Wunperlich ©. 106).das e. 6 eit. offenbar 
hieraus erklären will, indem er neben demjelben $S. 13.J. de 
nuptiis (1, 10) anführt, worin eben Dies betont wird, es müfje 
ein zu legitimivrender Sohn a muliere libera procreatus esse, 
cujus matrimonium minime legibus interdietum fuerat, wie 
das ja auch L. 10 und 11 C. de natural. lib. (5, 27) fagen. 
E3 bedeutet dies Dort eigentlich nur die notwendige VBoraus- 
jeßung für die Nechtmäßigfeit des Konfubinats, wozu ja er- 
forderlich war, daß abgejehen von Standesungleichheit connu- 
bium mit der Konfubine beitund. Aber es trägt zugleich den 
Gedanken in jich, daß die Ehe mr eine folche illegitime Kin- 
Dererzgeugung gut machen joll, welche aus einer fletjchlichen 
Vermischung hervorgegangen tft, Durch welche die Sionfubenten 
lich lediglich des VBergehens außerehelich gepflogenen Berjchlafs, 
und nicht auch noch Der Uebertretung eines VBerbotes chuldig 
gemacht haben, das ihnen auch die Vereinigung zu ehelicher 
Lebensgemeinschaft verwehrte. 

E38 ift eine oberflächliche Neflerton, aus welcher die Meinung 
hervorgeht, daß es die FHolgerichtigfeit fordere, die Wohlthat 
der legitimatio per subsequens matrimonium allen vor der 
"Ehe von den Gatten mit einander erzeugten Kindern ohne Un- 
terjchted angedethen zu laffen, und daß der Ausichluß der adul- 
terini liberi von Diejer Wohlthat ungerechte Beltrafung Der- 
jelben für eine von ihnen nicht verjchuldete Bergehung 
ihrer Eltern jet. Man itberfieht dabei, daß die Legitimation 
Einfügung der auferehelich. erzeugten Kinder in die Zamtlte 
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ihres Baters ift, in welcher und gegen welche fie dadurch die 
Nechte rechtmäßig von ihm erzeugter Kinder erhalten. In 
diejer Hinsicht tit e8 doch nicht gleichgültig, ob ihre Erzeugung 
auf einem Alte beruht, der nur gegen das Verbot außerehe- 
licher Seichlechtsgemeinfchaft überhaupt verjtößt, oder auf einem 
Akte, der den Charakter eines eigentlichen Berbrechens an fich 
trägt. &8 kommt hier insbejondere in Betracht, daß wenn 
"auch Die im Ehebrucd, erzeugten Kinder durch nachfolgende 
Ehe legitimit werden jollen, dadurch rechtmäßige Kinder ihres 
Erzeugers Kinder zu Mitgenojjen ihrer Samilienrechte erhal- 
ten fünnen, deren Erzeugung auf einem gegen ihre Mutter 
begangenen Berbrechen beruht. 

Jatürlicd muß Diefe Begründung im Weichtlichen ganz 
ebenjo die in blutjchänderijchem Umgang erzeugten Kinder als 
unfähig erfcheinen laffen, durch nachfolgende Ehe legitimirt zu 
werden. Daß das fanonische Necht gleichwohl in diejer Be- 
ziehung die incestuosi liberi ven adulterinis wenigjtens nicht 
ausdrücdlich gleichgeitellt hat, tit leicht daraus zu erklären, daß 
ihre Legitimation durch nachfolgende Ehejchliegung jchon Ddes- 
halb unmöglich ijt, weil die zu nahe Berwandtichaft zwijchen 
den Eltern, welche hier vorausgejegt wird, eine nachträgliche 
Ehejchliegung zwilchen ihnen für immer verhindert. Wo dieje 
durch Dispenfation möglich wird, könnte auch der coitus, aus 
welchem die Kinder herporgegangen ipären, nicht. ein im eigent- 
lichen Sinne blutichändertscher gewejen fein, jo daß er wirklich 
dem Ehebruch gleichzuftellen wäre. So tft e$ wohl gerechtfer- 
tigt, wenn die Gejeßgebung ausdrüdlich bloß adulterini liberi 
von der Legitimation durch nachfolgende Ehe ausschließt. reis 
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8S. 20 fgg. mit vielem Erfolg nachzumeifen gejucht, e3 müfje 
c. 6. eit. jo verjtanden werden, daß auch ein im Ehebruch er- 
zeugtes Kind nur imjofern nicht durch nachfolgende Ehejchlie- 
Bung legitimirt werde, al$ Dieje Ehejchließung jelbit wegen 
qualifizirten gemeinfam begangenen Ehebruchs rechtsungültig 
fei. Aber wenn auch zuzugeben tft, daß nach dem Driginal- 
text diefer Stelle B.-AlexanderlIl. in dem befonderen Falle 
in der That den fraglichen Sohn nur deshalb nicht als legi- 
timirt anerfennen wollte, weil die Ehejchliegung, die ihn legi- 
timiven follte, nicht vechtsbejtändig gewejen jet, wie die be- 
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fonders die urjprünglichen Schlußiworte des Neffripts: quoniam 
inter se legitimum matrimonium contrahere non potuerunt 
ergeben, jo fanı dies Doch eben deshalb, weil diefe Worte bei - 
der Aufnahme des Nefkriptes in die offizielle Defretalenfamm- 
lung offenbar abjichtlich weggelafjen wurden, durchaus nicht 
für den Sinn entjcheidend fein, in welchem es al3 Beitandteil 
des rezipirten fanontschen Rechts zu verjtehen fei. E83 läßt 
lich auch durchaus nicht ein wahres Gemwohnheitsrecht behaup- 
ten, welches im Bereich de3 gemeinen Rechts jener Beitimmung 
des rezipirten fanonischen Rechts, daß adulterini liberi per sub- 
sequens matrimonium nicht legitimirt werden, derogirt hätte. 

Auch die von Schulte (Eherecht ©. 404) verteidigte Be- 
Iehränfung diejer Beitimmung auf die Fülle, worin beiden Tei- 
len bet Erzeugung der Stinder das Cheband befannt war, 
um dejjen willen die Kinder als adulterini liberi erjcheinen, 
jo daß dieje Doch per subsequens matrimonium legitimirt iwer- 
den Sollen, wenn die. beitehende eheliche ®ebundenheit des 
einen Teils dem andern oder beiden unbefannt war, läkt ih 
m. &. auf c. 14 X qui filii s. 1. woraus fie hauptjächlich ge- 
folgert wird, nicht ftüßen. E83 wird der wahre Sinn desselben 
Ipäter zu erörtern fein. 


Britter Geil. 
Ghetrennung. 
 Erfter Abfchnitt. 

Arten der Ehbetrenmundg. 


8. 52. 


Wenn das Wort Ehetrennung im eigentlichen Sinne ge 
nommen wird, jo fann e8 nur zwei Arten derjelben geben: 
die mit NKaturnotwendigkeit durch den Tod eines Eheteils ein= 
tretende und die durch den Nechtsaft einer Ehejcheidung bei 
Lebzeiten beider Eheteile erfolgende Ehetrennung; denn nur 
dieje beiden Vorgänge trennen in Wahrheit das Nechtsverhält- 
nis der Ehe, indem nur fie ein wirklich beitehendes Eheband 
völlig Löfen. 

Beriteht man aber unter Ehetrennung auc) Die immer- 
währende oder jogar nur zeitweilige Trennung der Ehegatten 
von einander ohne Löjung des Nechtsbandes der Ehe, und 
überdies auch die Trennung einer nur thatjächlich bejtehenden, 
von Nechtswegen aber nicht als folche geltenden Ehe, jo fom- 
men zu jenen beiden eigentlichen Ehetrennungen noch al3 wei- 
tere Ehetrennungsarten die Trennung der Ehegatten von Tifch 
und Bett (separatio a toro et mensa) und die Ehe-Nichtig- 
feit3= oder Ungültigfeitserklärung (annullatio matrimonü) hinzu. , 
Und eine weitere Bermehrung der Ehetrennungsarten ergibt 
fich für das fatholiiche Eherecht aus defjen Unterjichetdungen 
zwijchen matrimonium ratum und non ratum, matrimonium 
consummatum und non consummatum, injofern hiernach bei 
einem matrimonium non ratum oder ratum, sed non con- 
summatum wieder bejondere Arten von Chefchetdungen vor= 
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fommen können, welche fi von der eigentlichen Ehefcheidung 
dadırd unterjcheiden, daß fie eine gewilje Unvollfonmenbeit 
des zu Löjenden Ehebandes vorausfegen. 

Sniofern unfer gemeines Cherecht bereit8 im Begriff tit, 
ich zu einem vein bürgerlichen Eherechte zu geitalten, läßt c$ 
fich mit voller Sicherheit als das Biel feiner Entwiclung be- 
tracditen, daß es nur noch jene zwei Arten eigentlicher Che- 
trennung durch den Tod oder die volle Ehejcheidung und die 
uneigentliche Ehetrennung durc) Ehe-Kichtigkeit3- oder Ungiül- 
tigfeitserklärung beibehalten, die übrigen aber abitoßen wird, 
wie bereit3 dag Neichsgejeh die immerwährende Trennung der 
Ehegatten von Tijch und Bett in Ehejcheidung verwandelt hat. 
Die temporäre Separation wird fich dabei nur noch unter 
dem Bejichtspuntte eines Verjuches, Ehejchetvungen zu ver- 
hüten, forterhalten. 

Ein in der Entwidlung des Cherecht3 epochemachendes 
Prinzip von größter Bedeutung it das durch Die Firchliche 
Ehegejeßgebung eingeführte, aber auch von allen neueren bürger- 
Yichen Ehegeleßgebungen feitgehaltene Brinztip, daß jede Berbin- 
dung, welche vermöge threr den formellen Hrechtsvorjchriften über 
die Ehejchliegung nicht offenbar widerjprechenden Entjtehungsart 
die Form der Ehe hat, bei Lebzeiten beider Teile nur durch 
einen Nichterfpruch oder Doch nur unter Mitwirkung einer hö- 
heren Autorität rechtsgültig getrennt werden fan. Die Aus- 
nahmen, welche das fatholiiche Eherecht von Diejer Hegel zus 
(äßt, find von geringer Bedeutung, und durc) das heutige 
bürgerliche Eherecht 1it ihnen die rechtliche Wirkjamteit bereit 
falt ganz entzogen. 

Die Kirche wurde zu jenem Brinzip mit Icotwendigfeit 
durch Das Bewuhtjein getrieben, daß Die Ehe eine göttliche 
Stiftung fer, welche höhere Zwede als Die bloße perjönliche 
Befriedigung der Gatten als Individuen habe. Denn hieraus 
mußte die Kirche folgern, daß der Beitand einer Verbindung, 
welche Ehe jet over auch nur als Ehe erjcheine, nicht der Will- 
fir oder Eigenmacht der darin miteinander jtehenden ISndipis 
duen überlaffen werden dürfe, jondern auch gegen ihren, felbit. 
übereinitinnienden Willen aufrechterhalten werden müfje, jo= 
lange nicht durch ein unparteitfches Urteil fejtgeitellt jei, Daß 
ein dem göttlichen Willen entiprechender Grund für trgend 
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eine Art von Trennung derjelben vorliege. &3 mußten aber 
auch jolche Ehegejeßgebungen jenes Brinzip feithalten, welche 
von feinem veligtöfen Yundamente abjahen, joweit fie nur 
gleichwohl der zum dauernden Gemeingut der neueren Beit 
geivordenen ErfenntniS treu blieben, daß Die Ehe nicht ein 
bloßes PBrivatverhältnts, jondern ein „öffentlicher”, für das 
Gemeinwejen Hoch bedeutjamer „Stand“ iei. 


Zmeiter Abfchnitt. 


Shefrennung Surd den "os. 


88. 

E3 Liegt im Wejen der Ehe, a fie durch den Tod eines 
Gatten vollftändig getrennt wird, d. h. daß Diejes Ereignis 
die Gebundenheit Des Veherlebenden ofort gänzlich aufhebt. 
Kur bejondere Umstände fünnen aufichtebende Hinderniffe für 
eine Wiederverheiratung desfelben begründen: das trennende 
Hindernis des Ehebandes fan ihr vom Beitpunft des Todes 
der anderen Ehehälfte an nicht mehr entgegenstehen. Doc) ift 
zu ihrer Erlaubtheit uriftiiche ©ewißheit Diefeg Todes erfor- 
derlich. Und es entjteht num die Frage, ob dieje im Bereiche 
des gemeinen Rechts Durch eine rechtsfräftige gerichtliche Todes=- 
erklärung als gegeben zu betrachten ift? Nur dies nämlich 
fann wirklich fraglich fein; daß die gerichtliche Todegerklärung 
an fich nicht die Wirkung der Ehetrennung haben Tann, wenn 
fte ihr nicht durch ein Gejeb beigelegt wird, it telbftverftänd- 
lich. Aber damit, daß es dahin gejtellt bleibt, ob die Ehe 
wirklich aufgelöft fer oder nicht, tft eS wohl vereinbar, daß Die 
beitehende juristische Gewißheit des Todes eines Eheteil3 den=- 
noch Hinreichen joll, dem andern die Freiheit einer neuen Che= 
Ichließung zu verichaffen. 

Bon bejonderen kirchlichen Ehegerichten fan e8 Abel 
in Anspruch genommen werden, nach fretem Ermejjen darüber 
zu entjcheiden, ob fie durch die von einem weltlichen Gerichte 
rechtsträftig ausgejprochene Todeserflärung eines Gatten Die 
jurifttiche Gewißheit feines Todes als vorhanden betrachten 
wollen, oder nicht; und es tft Dies auch jegt noch den fa= 
tHolischen geiitlichen Chegerichten zuaugeltehen, joweit ihre 
Entjceheidungen nur für das firchliche LXeben "Geltung haben 
jollen. 

Dagegen wird den jegt für Die bürgerliche Necht3ordnung 
ausjchließlich zuftändigen ftaatlichen Chegerichten eine folche 
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' Freiheit nicht eingeräumt werden fünnen. Im Bereich des ge- 
meinen Necht3 wird anzunehmen fein, daß eine rechtsfräftige 
gerichtliche Todeserflärung eines Ehegatten nicht nod) einer 
bejonderen ehegerichtlichen Beltätigung bedarf, um das Recht 
des anderen Eheteil3 zu einer neuen Eheichliegung zu begrün- 
ven. E83 muß hier ohne eine jolche der Tod des für tot ‚er- 
Härten Gatten, und mithin auch die Auflöfung der Ehe für 
den anderen in dem Sinn als gewiß gelten, daß Diejer ohne 
weiters eine neue Ehe Schließen darf. Auch fann dann eine Ehe, 
die derjelbe bereitS feit dem Zeitpunkte gejchloffen hat, von 
welchem an num der andere Eheteil als gejtorben betrachtet 
werden joll, nicht für nichtig erklärt werden, wenn gleich zur 
Beit der Ehejchliegung die Todeserklärung noch nicht ausges 
iprochen oder doch noch nicht rechtsfräftig geworden war. 

E3 wird Sache des bürgerlichen Neichgefegbuchs fein, 
ausdrüdlic) zu beitimmen, ob eine gerichtliche Todeserklärung 
an und für fich dem andern Ehegatten die Freiheit der Eher 
Ichliegung gewähren, oder ob dazu noch eine bejondere ehege- 
- richtliche Erlaubnis erforderlich jein fol. ES werden fich kaum 
gewichtige Gründe für das Legtere anführen lafjen. 

ALS aufgelöft fann aber die frühere Ehe nach gemeinem 
 Necht aucd) dadurch nicht betrachtet werden, daß der andere 
Eheteil von der Freiheit der Wiederverhetratung Gebrauch ges 
macht hat. Die dadurch gejchlofjene Ehe kann nur die Wir- 
fungen einer Butativehe haben, wenn fich ergibt, daß der für 
tot erklärte Satte noch lebt. ES fteht ihrer Nechtsbejtändigeit 
das Öffentliche trennende EhehinderniS des impedimentum ]i- 
gaminis entgegen. | 


. Dritter Abjchnitt. 


Ehbefheiöung. 
I, Einleitung, 
8. 54. 


Eine Berbindung zwiichen Mann und Weib tt nur dann 
Ehe, wenn fie mit dem Willen eingegangen wird, lebensläng- 
[ich fortgefeßt zu werden. Diejer Wille kann ich aber in fein 
Gegenteil verkehren, und zwar nicht nur vermöge Der Unbe- 
ftändigfeit der menschlichen Neigungen, jondern auch, weil ent- 
weder unglücliche Ereigntjje oder einjeitige Verjchuldungen der 
Ehegatten die Befriedigung, welche die Ehe den dadurd) mit- 
einander Verbundenen verichaffen joll, für immer, oder Doch 
für eine unabjehbare Zeit unmöglich gemacht haben. 
| Aus Ddiejen verjchiedenen Gründen fan der Wille des 
einen der beiden ©atten, oder beider zugleich hervorgehen, Die 
mit dem Willen ihrer Unauflöslichtert eingegangene Verbindung 
zu löfen, fich) von dem andern Ehegatten oder fich von einander 
zu Scheiden. Fir die Rechtsfagung entfteht hieraus die Frage, 
ob jie einen folchen auf Ehefcheidung gerichteten Willen aner- 
fennen und feine Ausführung zulaffen, oder ob jie ihm ihre 
Anerkennung verjagen und jeiner Ausführung fic) wider- 
jeßen joll. ' 

Wenn fte die Ehe überhaupt nur als ein thatjächliches 
Berhältnis behandelt, das an ich ganz außerhalb des Nechts- 
gebietes liege, und nur unter bejtimmten, von der Recht3ord- 
nung feitzuitellenden Bedingungen Nechtswirkungen erzeuge, 
jo muß Ste folgerichtig jich darauf beichränfen, die Voraus: 
fegungen feiner Erfennbarfeit als entjchtedenen Ehejcheidung3- 
willens zu bejtimmen, was. fte dann inSbejondere dircch Die 
Borichrift von beitimmten Sormen für jene Erklärung thun 
fann; wo dDieje von ihr beitimmten Borausjegungen gegeben 
jind, muß fie ihn anerfennen, und die Che als durch jeine Er- 
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flärung wıtfgelöft behandeln, indem fie nur etiva die einfeitige 
Verichuldung, welche den Ehefcheivungswillen verurjacht Hat, 
ftraft, und die Bermögensnachtetle, welche hieraus oder aus 
der in der eimjeitigen Willensänderung fich fundgebenden Will- 
für des einen Ehegatten für den andern Durch die Ehefchei- 
dung erwachjen, durch Erfaganfprüche, welche fie diefem ge- 
währt, aufzuheben bedacht ift. Dielen Standpimft nahm das 
römische Recht ein, welches die Kirche bei ihrer Entftehung 
vorfand. 

Behandelt die Rechtsfagung die Ehe vorzugsweiie als ein 
ven Mann berechtigendes, das Werb jerner vechtlichen Herrichaft 
unterwerfendes Berhältnis, jo wird fie nur feinen Chefchei- 
dungswillen anertennen, diejem aber eine um jo größere, nur 
durch Vorichriften über die Form jeiner Erklärung beichränfte 
Freiheit einräumen, je mehr außerdem äußerfter Mitbrauch 
jener rechtlichen Herrichaft des Mannes über das Weib zu 
befürchten wäre. Dies war die Behandlung der Ehefc,eidung 
durc) das mojatjche Gejeh. 

Sehr. jchwierig wird die Aufgabe der Nechtsjagung in 
Beziehung auf die Ehejcheidung, wenn fie bei dem Verjuch ih- 
ver Löjung von dem Bewußtjein geleitet wird, daß e8 ihr Be- 
ruf jei, die Che als ein Rechtsverhältnis zu behandeln, welches 
wejentlich gleiche Nechte der beiden Ehegatten an einander zum 
Snhalt habe, und das zugleich auch Gegenftand eines Nechts- 
_ amfpruch3 des Gemeinweiens auf feinen unmwandelbaren Be- 
jtand jet. Die natürliche Bejchränftheit der Möglichkeit, den 
Ehegatten für ihre gegenjeitigen Nechfe an einander gegen Ber: 
(egungen ausreichenden Schuß zu gewähren, drängt zur An- 
ertennung des Ehejcheidungswillens, wentgjtens jowett er ein- 
jeitige Berichuldung des andern Ehegatten zu jenem Orunde 
hat. Der Nechtsanfpruch des Gemeiniwejens auf- unwandel- 
baren Beitand der Ehe drängt wentgitens zu Außerjter DBe- 
Ihränfung diefer Anerkennung. Diejer aber jteht wieder Die 
natürliche Unmöglichfeit direkten HYwanges zur Fortführung 
einer nicht mehr gewollten Ehe im Wege. Und die jchlieklich 
allein übrig bleibende Möglichkeit, thatlächliche Trennung der 
Gatten zuzugeben, fie aber doch al3 noch) rechtlich an einander 
gebunden zu behandeln, fommt, wenn fie verwirklicht wird, 
mit dem natürlichen Recht auf Befriedigung durch die Ehe, 
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welches dann nicht mitteljt Schließung einer neuen Ehe aus- 
gelibt werden fann, in einen Yufammenjtoß, aus welchem wie- 
derum für das &emeinwejen jelbit umvermeidliches Unheil 
droht. | 
Indem die göttliche Offenbarung, wie fie in der heiligen 
Schrift niedergelegt tft, den unwandelbaren Beitand der Ehe 
als Gegenstand göttlichen Willens erkennen lehrt, erhöht 
fie den Ernjt jener durch die menschliche Nechtsfagung zu [ö- 
jenden Aufgabe. Doch zeigt fie auch, wenn fie recht verftanden 
wird, den richtigen Weg, der bei ihrer Löfung einzufchlagen 
iit. Die Geichichte unjeres gemeinen Ehejcheidungsrechts ift 
hauptjächlich eine Gefchichte des allmählich Tich entwidelnden, 
nicht geradlinig, jondern nur in Windungen fortichreitenden 
richtigen Verftändnifjes der göttlichen Offenbarung in Betreff 
der Ehejcheidung und über den Hinfichtlich ihrer der Obrigkeit 
zufommenden Beruf. 


OD. SKatholifches Eherecht, 
A. Srundfäße. 
8. 55. I 
Sede Ehegejebgebung, welche von Anerkennung der chrijt- 
lichen Offenbarung ausgeht, muß bei ihren Beltimmungen 
über Ehejcheidung hauptjächlich den Ausipruch Chriftt im Auge 
behalten: „Was Gott zufammengefügt bat, joll der Menich 
nicht Scheiden,” und jede Berjchtevdenheit ihrer Grundjäße in 


“jener Beziehung hängt deshalb notwendig mit verichiedenen 


Deutungen der einzelnen Elemente jenes Ausipruchs zujammen. 
Se nachdem die „göttlihe Zufammenfügung” auf Ddieje oder 
jene Art von ehelicher Verbindung gedeutet wird, je nachdem 
die dem Menschen verwehrte „Scheidung“ veritanden wird, je 
nachdem der hierbei in Betracht fommende Gegenjaß zwilchen 
„Menjch“ und „Sott" aufgefaßt wird, müfjen fich die Orund- 
jüe einer folchen Chegejeßgebung über Eheichetdung verjchie= 
den gejtalten. 

Wir jahen oben, wie die fatholifche Kirche allmählich dazu 
gelangte, die volle göttliche Zufammenfügung nur in der fa- 
framentalen Bereinigung zu finden, wie fie allein zwischen 
Setauften möglich jet, und auch zwijchen diejen nur durch die 
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auf Grund kirhlich gültiger Eheichliegung erfolgende gejchlecht- 
liche Bereinigung zu voller Verwirklichung gelangen fünne. 
Hieraus mußte fie) ihr der Orumdjaß ergeben, daß das ma- 
trimonium ratum et consummatum, aber auch nur diefeg von 
den Menjcben nicht geichteden werden fünne; es fonnte und 
mußte ihr dagegen fowohl ein matrimonium non ratum, als 
‘auch ein matrimonium ratum, sed non consummatum al 
durch menschlichen Willen unter bejonderen a lohlaen 
auflöslich ericheinen. 

Hinfichtlich des Begriffs der „Scheidung“ gelangte die 
fatholiiche Kicche (ebenfalls nur allmählich) zu der Deutung 
jenes Wortes, wornad) es den doppelten Sinn einer Löjung 
des Ehebandes und einer bloßen immerwährenden Aufhebung 
des ehelichen Zujammenlebens haben fünne, indem fte damit 
den jcheinbaren Wideripruch ztwijchen den beiden Ausiprüchen 
 ChHriftt zu Töfen fuchte, wovon der eine die Ehejcheidung fchlecht- 
Hin zu verwerfen fcheint, und wovon der andere doch unziweis 
felhaft die Ehefjcheidung wegen Ehebruchs geitattet; fie glaubte 
unter „Scheidung“ im erjteren die Löjung des Ehebandes und 
im zweiten die bloße immerwährende Aufhebung des ehelichen 
Zujammenlebens verftehen zu jollen. Hieraus ergab fich der 
Grundfaß, daß auch das matrimonium ratum et consumma- 
tum wegen Ehebruchs (aber auch nur deswegen) in diefem uns 
eigentlichen Sinne gejchieden werden fünne, woran jich dann 
der weitere Grundjag anschloß, daß eine noch umergentlichere 
Scheidung durch bloß zeitweilige Aufhebung des ehelichen Zu- 
jammenleben® aus manchfachen Gründen geitattet werden 
fünne. Wie der Gegenja zwischen „Menjch”“ und „Gott“ in 
dem Hauptausipruche Chrifti aufzufafjen jet, blieb unerörtert. 

Das Coneilium Tridentinum hat die Hauptgrundfäbe über 
Ehejcheidvung in der XXIV. Situng polemifch in folgenden 
canones de sacramento matrimonü fejtgeitellt: 

Can. V. Si quis dixerit, propter haeresin aut molestam 
cohabitationem aut affectatam absentiam a conjuge dis- 
solvi posse matrimonii vinculum: anathema esto, 

Can. VI. Si quis dixerit, matrimonium ratum non con- 
summatum per solennem religionis professionem alterius 
conjugium non dirimi: a. e. 

Can. VII. Si quis dixerit, ecclesiam errare, quum do- 
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euit et docet juxta evangelicam et apostolicam doctrinam, 
propter adulterium alterius conjugum matrimonii vincu- 
lum non posse dissolvi, et utrumque, vel etiam innocen- 
tem qui causam adulterio non dedit, non posse altero 
conjuge vivente aliud matrimonium contrahere, moecha- 
rique eum, qui dimissa adultera aliam duxerit, et eam, 
quae dimisso adultero alii nupserit: a. e. 

Can. VII. Si quis dixerit, ecclesiam errare, quum ab 
multas causas separationem inter conjuges quoad torum 
seu quoad cohabitationem ad certum incertumve tempus 
fieri posse decernit: a. e. 

B. Bollfommene Scheidung unvollfommener 
Ehen: 


1) des matrimonium non ratum. 
S. 56. 


Bolltommene Scheidung einer unvollfommenen Ehe findet 
nach Fatholiichem Eherecht zunächjt injofern ftatt, al3 ‚nach. 
demjelben das Band der zwijchen noch Ungetauften gejchloffe- 
nen Ehe, die auch wenn der eine Teil jich taufen läßt, jo lange 
matrimonium non ratum, alio unvolllommene Ehe bleibt, bi3 
auch der andere Teil fih taufen läßt, dadurch völlig gelöit 
wird, daß der eritere, weil diejer nicht mehr friedlich mit ihm . 
zufammenleben will, eine andere Ehe fchließt. Die katholtjche 
Kirche glaubt damit den Ausfpruch des Apoitel3 Paulus in 
1. Kor. 7, 15 anzuwenden, indem’ fte ihn in der angedeuteten 
Art auslegen und mit den Ausfprüchen des Herrn über Die 
Ehejcheidung in Einklang bringen zu jollen glaubt. Sie kann 
die leßteren nur auf Ehen zwifchen Christen beziehen, weil jie 
diejelben fich in unlösbarem Jufammenhang mit der Erhebung 
der Ehe zu einem Saframente jtehend denkt, die nur für Ehri- 
iten gewollt fein fonnte. Deshalb, jchließt fie, Fonnte e8 dem 
Apojtel vorbehalten bleiben, Chriften für ihre ntit jeßt noch 
Ungläubigen vor ihrer eigenen Taufe gejchlofjenen Ehen be- 
jondere Vorjchriften zu geben. Wenn er num jagt, der Brus= 
der oder die Schweiter folle fih vom ungläubig gebliebenen 
Eheteil nicht jcheiden, wenn diefer e3 fich gefallen laffe, mit 
der num chriftlichen Ehehälfte zufammenzumohnen (®. 12 u. 
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13); in aber der ungläubige Zeil ich jcheidet, jolle er ge- 
“ fchieden und der gläubige nicht gefangen fein (9. 15), jo wolle 
er damit diefem, weil er noch nicht jaframental mit jenem zu- 
jammengefügt gewejen jei, die Erlaubnis geben, eine andere 
Ehe zu jchließen, und damit die vorige zu löfen. 

Keineswegs wird diefe nach dem auf den apoftoliichen 
Ausipruch gegründeten fatholifchen Eherecht,; wie e8 Schulte 
(Eherecht ©. 201 ff.) darstellt und nachweist, chon dadurch ge- 
Löft, daß der Ungläubige jich fcheidet, ja nicht einmal dadurd, 
daß er hernach eine andere Ehe eingeht; der allgemein gül- 
tige göttliche Wille, daß Ehen nicht willfürlich ‚getrennt werden 
follen, Hält fiir ihn das Eheband aufrecht, biS eS der gläubige 
Teil kraft der apoftoliichen Erlaubnis durch feine Wiedervers 
heiratung gelöit hat. Wenn vorher der ungläubige Teil eine 
neue Ehe fchließt, und dann fich taufen läßt, jo mu fie auf 
gehoben und Die Ehe mit dem auch jegt noch nicht wiederver- - 
heirateten, jchon zuvor getauften Eheteil fortgejegt werpen. 

Auch diefer joll aber fich nicht eher wiederverheiraten, Dis 
e3 gewiß it, daß der ungläubig gebliebene Eheteil mit ihm 
nicht oder nicht „friedlich“, d. H. nicht jo das eheliche Zujam- 
menleben fortjegen will, daß er ihn ungejtört feinem Glauben 
leben lajje (absque contumelia creatoris und ohne daß er 
ihn pertrahat ad mortale peccatum). Dieje Gewißhett joll 
gergeitellt werden durch eine interpellatio conjugis infidelis 
und eine darauf erfolgende Weigerung desjelben, die Ehe in 
jener Art fortzufegen, die jedoch anzunehmen ift, wenn binnen 
der für die Erklärung gegebenen Frift eine jolche umterblieben 
war. Nur päpitliche Dispenfation fann den Chriiten von Der 
Verpflichtung zu folcher Snterpellation entbinden. VBermitt- 
lung derjelben dur) das Firchliche Ehegericht ift nicht unbe 
dDingt nötig. SInfofern alfo kann die Hier in Rede ftehende 
Scheidung eine3 matrimonium non ratum noch, wie nach dem 
vorchriitlichen Eherecht jevde und: ein bloßer Privat- 
aft fein. 

Tür die bürgerliche Nechtsordnung kann Ddiejem Auflö- 
jungsgrund. der Ehe feine Oeltung mehr beigelegt werden 
weil nach $. 34 des Neichsgejeges niemand eine neue Che 
Ächliegen darf, bevor jeine frühere Ehe aufgelöft, für ungültig 
oder für nichtig erflärt ift. ES fan aljo ein Ehegatte jeine 


4 
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Ehe mit einer Berjon, die, nachdem er fich hat taufen lafjen, 
fie nicht mehr friedlich fortjegen will, nicht dadurch auflöfen, 
daß er eine neue Ehe fchließt, weil dazu erforderlich wäre, 
daß Die erite zuvor aufgelölt wäre. 8 müßte durch ein bür- 
gerliches Gejeß bejtimmt fein, daß jene Weigerung eine Ehe 
jcheidungsgrund fei, umd es müßte diefem Gejege gemäß Die 
frühere Ehe durch vichterliche Schetdung aufgelöft worden jein; 
erit dann fünnte er eine neue Ehe jchliegen. Ein jolches Ge- 
jeß beiteht aber im Bereich deg gemeinen Nechts, wie über- 
haupt, zur Yett nicht. 


2) des matrimonium ratıum non consummatum : 
a) durch Eintritt in einen geiftliden Orden. 
8. 57. 


Eine unvollfommene, d.h. nicht vollflommen jatramentale, 
Ehe iit nach der Anfchauung der fatholischen Kirche auch Die 
noch nicht Durch eheliche Berwohnung vollzogene Chriftenebe, 
wenn gleich jte, jofern fie. in Oemäßheit Der Kirchengejege ge- 
ichlofjen ijt, von da an bereit$ ein ratum matrimonium ift. 
Deshalb kann das durch ihre Schließung gefnüpfte eheliche 
Nechtsband nach Fatholiichem Cherecht durch den Eintritt 
in einen päpftlih approbirten Orden oder dur) 
päpftliche Dispenfjation völlig gelöft werden, ohne daß 
dadıcd das Brinzip der Unauflöslichkeit der Ehe verleßt wird. 

Die Lölung des Ehebandes durch eine professio reli- 
giosa jener Art tft notwendige Folge Derjelben, weil fie dei 
Vrofeflen zur Zortjegung der Ehe rechtlich abjolut unfähig 
und ihn für die Welt abgejtorben macht, jo daß jeine Ehe für 
die firchliche Betrachtung wie durch den Tod gelöft tft. reis 
lich) jeßt das volle Gültigkeit der professio religiosa, und Dieje 
rechtliche Freiheit ver Berjon zu derjelben voraus. Aber Dieje 
hat eben ein Satte jo lange jeine Ehe unvollzogen geblieben 
it, weil er jo lange noch nicht mit dem andern Cheteile im 
eigentlichen Sinne von Gott zufammengefügt ilt, und er nach 
der Anfchauung der katholischen Kirche nur das „bejiere Teil“ 
(die melior vita) erwählt, wenn er für immer auf den Ge- 
ichlechisgenuß verzichtet: der andere Satte foll ihn daran nicht 
hindern dürfen. Nur joll, wer jene Abficht hat, fich Darüber 
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binnen zwei Neonaten nad) Eingehung der Ehe erklären, und 
ihm. von dem geiftlichen Gerichte ein peremtorifcher Termin 
zum Eintritt in das Stlofter gejegt werden, nach deifen Ablauf 
er, wenn er nicht eingetreten ift, zum Bollzug der Ehe ange- 
halten werden fol. 

‚ndem der Eintritt in einen vom Bapfte approbirten 
Orden durch gültige Ablegung eines feierlichen Keufchheitsge- 
lübdes das Band de3 matrimonium ratum, non consummatum 
völlig Löit, erhält dadurc) jofort der andere, in der Welt zu- 
rücbleibende Teil rechtliche Freiheit, eine andere Ehe zur jchlie- 
pen; nur widerraten wird es ihm, von diejer Freiheit Ge- 
brauch zu machen, er fanın nicht genötigt werden, diefen Rat 
zu befolgen. 

Db Diejer Ehetrennungsgrund bei uns noch bürgerliche 
Geltung habe, ijt jehr beftritten. 

Man hat die jegige rechtliche Unmöglichkeit der Auflöfung 
einer noch nicht conjummierten Ehe durch Ablegung eines DOr- 
densgeliibdes daraus gefolgert, daß jeßt, nämlich nach 8. 38 
des Neichsgejebes, ein jolches nicht einmal im Stande fei, die, 
Chefchliegung zu verhindern: um jo weniger fünne e8 jeßt 
eine gültig geichloffene Ehe zerjtören!). Ich muß aber durch- 
aus Sicherer beiltimmen, wenn er hiewider 2) einmwendet, 
daß, nachdem der Gejeßgeber dieje logijche Konfequenz nicht ge- 
zogen hat, — wozu eine desfalliige ausdrücdliche Beitimmung 
im Neichsgejege erforderlich gewejen wäre —, auch die Nechts- 
anmwendung jte nicht ziehen dürfe. Dagegen muß ich auc) 
Sicherer widerjprechen, wenn er a. a.D. behauptet, daß zur 
ferneren Anwendbarkeit des fraglichen fanonischen Nechtsiates 
Schliegung der Ehe in firchlicher Form (unter der Herrjchaft 
des früheren Nechtes) erforderlich jet. Denn daß Ddiejer Nechts- 
la Cheichliegung in kirchlicher Form nicht vorausjeßt, ergibt 
lich jofort daraus, daß er auch da volle Geltung hat, wo der 
tridentintiche Beihluß über die Korm der Eheichließung nicht 
in Wirkfamkeit getreten ift, und folglich auch fchon vor dem 
Keichsgejeb vollgiiltige Schliegung der Ehe ohne Firchliche 
Mitwirkung möglich war. Auch würde ja gewiß vom Stand- 


1) Sp Seel in den Blättern für Nechtsanwend. Bd. XLII ©. Ba 
2) im Kommentar zum Neichsgejek ©. 451. 
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puntte des katholischen Eherechts aus die Firchliche Form der 
Ehejchliegung nicht eimen Orund für leichtere Auflösbarteit 
der Ehe abgeben fünnen. 

Beitechender tft, was Haujer?) gegen Die fernere Anz 
wendbarfeit jenes Nechtsjages auf jolche Ehen eingewendet 
hat, welche unter. der Herrjchaft des Keichsgejeges gejchloffen 
worden jeien, daß für diefe nämlich vermöge ihrer Schliegung 
durcch den bürgerlichen Akt fofort Bollgültigkeit eingetreten ei, 
und deshalb das Unterbleiben ihres Vollzugs durch eheliche 
Beiwohnung als rechtlich gleichgültig betrachtet werden mülje, 
während e3 nach jenem Nechtsfage die Möglichkeit ihrer Auf- 
(öfung durch die Ablegung eines Drdensgelübdes bedinge. Bei 
genauerer Erwägung aber wird man auc) Diefe Ansicht nicht 
feithalten fünnen. Denn die Vollgültigfeit der Che, welche 
allerdings nach) dem Neichsgejeg unmittelbare Folge ihrer 
Schliegung vor dem Standesbeamten ift, bedeutet nicht eine 
unbedingte Unauflöslichkeit der jo gejchloffenen Ehe. Sp gut 
eine jolche, wo das gemeine proteitantische Eherecht anzumwen- 
den t1jt, unter den Bevingungen durch richterliche Ehejcheidung 
aufgelöjt werden fann, unter welchen Ddiejes nach jenem Nechte 
jtattfindet, ebenjogut muß fie, wo das Ffatholiiche Cherecht 
anzınvenden tt, unter den von diejem aufgeftellten Bedin- 
gungen durch Ablegung eines ln aufgelöjt werden 
fünnen. 

&3 würde Hi für einen Ffatholischen Ehegatten, vejien 
Ehehälfte die nicht vollgzugene Ehe durch diefen Schritt that- 
jächlich auflöjt, jehr bejchwerlich fein, wenn fie nun nach der 
bürgerlichen NechtSordnung nicht mehr al3 auch rechtlich auf- 
gelöjt gälte. Dem er wäre dann, jo lange der andere Teil 
lebte, an der Wiederverheiratung gehindert, da er aus jenem - 
Grunde nicht vichterliche Scheidung erlangen fünnte, weil 
diefe auch jeßt ein Katholit nur wegen Ehebruch8 erlangen 
fanı. 

Mac) meiner Anficht muß daher nun immer der Standes- 
beanite einen jolchen Oatten zu einer neuen Ehejchliegung zu- 
lafjen, jobald derjelbe ihm durch ein Zeugnis des treffenden 
Klofterobern nachweilt, daß die Aufnahme der andern Ehe- 


3) Zeitjehrift f. Neichd: u. Landesrecht Bd. III. ©. 211 ff. 
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hälfte in jein Slofter ftattgefunden hat. Er darf und muß 
dann vorausfegen, daß die jümmtlichen Bedingungen gegeben 
find, unter welchen nad) NO Eherecht die ©elübdeab- 
legung die Ehe auflöft. 


b) durch päpftlihe Dispenjation. 
SON 


Nicht nach dem jus scriptum, wohl aber nach längft feit- 

jtehendem Gemwohnheitsrecht der Fatholiichen Kirche fann ein 
matrimonium ratum, jo lange es noch nicht confummiert ift, 
auch Durch päpitliche Dispenjation dem Bande nach auf 
gelöjt werden. 

Tach einer von Bapit Benedikt XIV. im S. 15 der 
Bulle Dei miseratione vom 2.Nov. 1741 bejtätigten und zum 
Teil genauer bejtimmten Uebung werden die Gejuche um eine 
solche Dispenfation, wenn fie der Papjt nicht wegen ungenit- 
gender Begründung unmittelbar zurück zu weifen bejchliegt, 
einer Songregation, regelmäßig der congregatio concilii zur 
Begutachtung vorgelegt, um zunächjt zu prüfen, ob die frag: 
liche Ehe nicht jchon wegen unzwerfelhafter Nichtigkeit aufzu- 
heben, und ob, wenn dies nicht der Fall, fie aljo als validum 
matrimonium anzujehen jet, ihre Aufhebung durch Dispenfa- 
tion bei erwiefener Nichteonjummation wegen Wahr- 
 Icheinlichfetit der Nichtigkeit oder aus anderen bejonderen 
Gründen als vätlich erjcheine. Auf diejfes Gutachten hin fat 
dann der Bapit jeine Entjchliegung, ob dem Gejuch jtattzu- 
geben jet, oder nicht. Die Stattgebung wird als dispensatio 
matrimonii oder super matrimonium bezeichnet, und hat die 
Wirkung, daß dadurch das Band der Ehe von jet an völlig 
gelöjt it, und folglich beide Teile jofort zu einer neuen Ehe 
ichreiten können. 

Schulte!) begründet das Dispenfationsrecht des Bay: 
jtes, wovon hier die Nede tjt, damit, daß nachdem die Auflös- 
lichfeit deg matrimonium ratum, sed non consummatum durd) 
Ablegung des feierlichen Drdensgelübdes feitjtehe, dem PBapfte 
auch die Macht, e8 durch Dispenjation zu löjfen inneiwohnen 


1) Eheret $. 52 S. 496 ff. 
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müffe; jo gut, als er durch Dispenfation von dem Drdensge- 
lübde frei machen fönne, das hiernach jeinerjeitS Die Siraft be- 
ige, von einer Ehe jener Art frei zu machen. Er fügt hinzu, 
e3 werde Diejes Dispenjationsrecht nur in Den jeltenften 
Füllen und metft nur dann ausgeübt, wenn die moralifche ° 
Ueberzeugung vorhanden jet, daß die Ehe aus einem im Necht 
anerkannten Grunde objektiv nichtig fei, für Dieje Nichtigkeit 
aber der im äußeren Forum notwendige Beweis nicht erbracht 
werden fünne. 

Unftreitig läßt fich die Dispenfation, welche dadurch) er- 
teilt wird, nicht als eine Dispenfation von dem impedimen- 
tum ligaminis auffafjen; denn Ddiefe würde vorausfeßen, daß 
dag eine neue Ehe hindernde Eheband fortbejtünde, und troß- 
dem die neue Ehe erlaubt werden follte, während hier Die 
neue Ehe durch Löfung des bisher beitehenden früheren Ehe- 
bandes zu einer erlaubten gemacht wird, jo.daß fte gejchloffen 
werden fann, weil ihr num fein Sie hinderndeg Eheband mehr 
entgegeniteht. 

Eben deshalb aber ii e3 neuerdings (inSbefondere von 
Sicherer in feinem Kommentar zum NeichSgejeg ©. 448 ff. 
und von Wafjerfchhleben in jeinen beiden Schriften über 
dag Ehefcheidungsrecht fraft Landesherrlicher Machtvollfommen- 
heit von 1877 und 1880) beharrlich beftritten worden, daß der 
fragliche päpitliche Alt wirklich Dispenfation fei, teil eine 
Dispenjation nur von der Beobachtung eines Nechtsfages ent- 
binden, nicht aber ein Nechtsverhältnis löjen könne. Er müffe 
vielmehr, wird behauptet, al3 ein richterlicher Akt betrachtet 
werden. Dem jteht aber entgegen, daß dies nur dann mög- 
lich wäre, wenn der Bapft durch die Scheidungen, wovon hier 
die Rede ift, Nechtsjäge anmendete, was er jedoch in der That 
nicht thut, jondern vielmehr hier „pro suo arbitrio® (i. 
Schulte a.a. DO. ©. 431) Chen auflöft, welche er in Anz 
wendung des objeftiven Rechts für valida matrimonia erklären 
müßte. Freilich meint Sicherer a. a. D. ©. 449, der PBapft 
Löje hier die Ehe auf „in Anwendung des Nechtsjaßes, daß 
„eine gültig gejchlofiene, aber durch den Berjchlaf nicht voll- 
„zogene Ehe eine in bejtimmter Form lösbare Berbindung fei.“ 
Aber dieje „beitimmte Korm“ ijt eben die der Dispenfation, 
und eine Dispenfation wird doc) unleugbar nicht dadurcd rich- 
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terliche Rechtsanwendung, daß damit ein Nechtsjag angewendet 
ipird, der Ddiefe Dispenjatton geitattet. Iiemand wird Die 
Itaatliche Dispenjation von dem Erfordernifje der Ehemündig- 
feit darıım als einen richterlichen Akt bezeichnen, weil dadurc) 
der Schlußjaß des S. 28 des Neichsgejeges über Ehejchliegung 
angeivendet wird. Damit die päpitliche Scheidung richterliche 
Nechtsanwendung und nicht Dispenfatton wäre, müßte fie in 
Anwendung von jolchen Nechtsjügen erfolgen, welche bejtimmte 
Gründe der Scheidung eine matrimonium ratum, non con- 
summatum aufitellten; jolche Nechtsjäge gibt. es aber eben 
nicht. Die Wiedereinjegung in den vorigen Stand nad) ihrer 
fchlieglichen Ausbildung fanıı man wohl al3 einen richterlichen 
Akt bezeichnen; aber eben nur deshalb, weil e8 hiernach feite 
Nechtsjäbe gibt, welche die Borausfegungen beftimmen, unter 
welchen die Wiedereinjegung in den vorigen Stand vom Rich- 
ter verlangt werden fann, und er fie — nur mit einer ge- 
wiljen Freiheit in der Beurteilung der Thatjachen — gewähren 
muß. Die päpitlic)e Chejcheivung Dagegen tjt immer ein 
" Gnadenaft, und fanın ebendeshalb nicht als eine vichterliche - 
Thätigfeit angefehen werden. 
Statt zu beitreiten, daß diefer Alt eine Dispenjation jet, 
weil vermöge des „Begriffs“ der’Dispenjation dadurch nur 
einem Nechtsfag die Anwendbarkeit auf einen beitimmten Fall 
entzogen werden fünne, follte man fich dircch Dieje beiden Fälle 
päpitlicher Dispenfation — die von einer nicht conjummierten 
Ehe und Die von einem Drdensgelübde entbindende Dispen- 
jation — belehren lafjen, daß jene nicht durch dag gefchriebene 
echt, jondern nur durch die moderne Doftrin aufgeitellte Be- 
tmmung des Begriffs der Dispenjation eine zu enge jet. 
Man hat es bei Ddiejer Begriffsbeitimmung überjehen, daß 
ebenjo dag jus seriptum (f. e. 1 X de voto 3, 34) Die Durd) 
einen hHierarchifchen Onadenaft erfolgende Lölung Der Durch) 
ein Gelübde übernommenen firchlichen Verpflichtungen Di3=- 
penfatton nennt, wie der Sprachgebrauch der römijchen 
Kurie die Lölung einer Ehe durch einen päpitlichen Gnadenaft 
al38 Dispenjation bezeichnet, und daß man ebendeshalb den 
Begriff der Dispenjation weiter fafjen, oder wenigjtens neben 
ihrer gewöhnlichen, von der Mehrzahl ihrer Anwendungsfälle 
abjtrahirten Begriffsbejtimmung noch eine andere als berechtigt 
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anerfennen jollte, die man dann allenfalls al3 die der Dispen- 
jatton im weiteren Sinne des Wortes bezeichnen möchte. Nad) 
der Anjhauung der Fatholifchen Kirche it ihrer Hierarchie 
und insbejondere dem jedesmaligen Nachfolger des Apoitels 
Petrus ein „Snadenihag” zur Berwaltung anvertraut, aus 
welchem derjelbe, beziehungsweife auch einfache Bijchöfe, als 
Haushalter (dispensatores) darüber, allerlei Arten von ©e- 
wifjengerleichterungen austeilen („vispenfieren”) fünnen, Die 
dann, weil zwifchen Gewijjensbindung und rechtlicher Gebun- 
denheit nicht unterjchieden wird, jtetS auch die rechtliche Frei 
heit der Empfänger erweitern. Bon Ddiefem Gefichtspunfte 
aus kann in Beziehung auf das Eherecht die firchliche Dispen- 
jation durchaus nicht bloß Entbindung von der Beobachtung 
eine firchlichen, alfo menschlichen Eheverbot3 fein, die unter 
den gegebenen Umijtänden al3 zu jchwer für den um Dispen- 
fation Bittenden erjcheint, fondern ebenjogut auch Yöjung eines 
Ehebandes, dejfen an ich unauflöslich bindende Kraft noch 
nicht auf göttlichen, fondern nur noch auf Kirchlicdem Gebote 
beruht, und das Jich jegt als ein unbillig drüdenvdes für Die 
Gatten daritellt. E&3 joll dadurch zunächlt eine Statthafte Er- 
feichterung der Gewiffen, folgeweife aber auch die Befreiung 
von einer rechtlichen Gebundenheit gewährt werden. Die Macht 
dazu kann dem nicht fehlen, der das beitimmte Kirchliche Gebot 
felbjt aufheben, oder Doc davon im gewöhnlichen Sinne Di3- 
penfieren könnte; denn die Macht über die Urjache einer Wir- 
fung jchließt notwendig auch die gleiche Macht über das von 
ihr Sewirkte in jih. Der Bapit fünnte umftreitig in den 


Füllen, wovon hier die Nede it, die Gatten aud) von dem 


Gehorjam gegen das nach dem Dogma nicht göttliche, jondern 
nur kirchliche ©ebot dispenfieren, die von ihnen gejchlofjene, aber 
noch nicht conjummierte Ehe als eine te unauflöslich bindende 
anzuerfennen, und ihnen geitatten, fie) von einander zu tren- 
nen, aber auch neue Ehen zu fchliegen; Denn da nad) dem 
Dogma jolche Ehegatten noch nicht von Sott zufammengefügt 
find, fann für fie auch das aus ihrer. Ehe bisher erwachjene 
impedimentum ligaminis noch nicht al8 ein auf göttlichem 
Verbot beruhendes betrachtet werden. &3 1jt nur die einfachere 
Form, dem Wefen nach aber dasselbe, wenn er durch feinen 
Ausspruch die Ehe jcheidet, und dadurch den Gatten die Er- 
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laubnis zur Trennung von einander und zur Wiederverhei- 
ratung gibt. Den negativen Charakter, welcher zum Wejen 
der Dispenjation gehört, hat auch diefe ehejcheidende Dispen- 
jation: fie jchafft ja an fich fein neues Nechtsverhältnis; denn 
fie gibt nicht an fich und ummittelbar die rechtliche Freiheit 
der Wiederverhetratung, jondern Dieje tft nur die von felbit 
eintretende Folge der Vernichtung des Ehebandes, von wel- 
chem die Dispenjation entbunden hat. 

Sit hiernach die päpftliche Scheidung nicht confummierter 
Ehen wirklich Dispenfation, nicht Richterfprudh, jo fan ihr 
auch nicht durch die Aufhebung der geijtlichen Gerichtsbarkeit 
in ftreitigen Ehejachen ihre Wirkjamfeit für die bürgerliche 
Nechtsordnung entzogen jein. Wohl aber ijt e8 aus einem 
andern Grunde zu behaupten, daß jie jet bei ung feine bür- 
gerlichrechtliche Wirkiamfeit mehr haben könne. 

Daß fie nämlich eine‘ jolche. bisher hatte, wo Fatholiiches 
Eherecht galt, beruhte darauf, daß dejfen Geltung zugleich die 
Anerkennung der kirchlichen Dispenfationsgewalt in Ehejachen 
ihrem vollen Umfange rach in fich jchloß, indem die bürgerliche 
Berbindlichkertt jenes Eherechts als unmittelbare Folge feiner 
firchlichen Verbindlichkeit fir die Katholifen betrachtet wurde. 
Dies Hat fich durch das NeichSgefeß von 1875 geändert. Dies 
les unterjcheidet genau zwijchen Firchlicher Berbindlichkeit und 
bürgerlicher DVerbindlichfeit von Nechtsvorfchriften über Die 
Che. So jehr es jene vollfommen unberührt läßt, joweit ent- 
fernt tft e3 davon, auf irgend einem Punkte des Cherechts 
eine. kirchliche Verbindlichkeit alg Grund einer entjprechenden 


bürgerlichen Verbindlichkeit, oder umgelehrt die Befreiung von 


einer‘ firchlichen Verbindlichkeit al3 Grund der Befreiung von 
der entjprechenden bürgerlichen VBerbindlichfeit anzuerkennen. 
Das Neichsgejeß wehrt den Katholiten nicht, von Ehehinder- 
nifjen, die zugleich auf Eirchlichen, wie auf bürgerlichen Ver- 
bote beruhen, firchliche Dispenfatton nachzujuchen, oder der 
Kirche, davon Dispenfation zu erteilen. Aber e3 verlangt un- 
bedingt .taatliche Dispenfation, wenn einem jolchen Verbot 
jeine bürgerliche Wirkfamfeit für den einzelnen Fall entzogen 
werden fol. Kann nun der Bapit nicht einmal das Yujtande- 
fommen bürgerlich rechtsgültiger Ehen durch feine Dispenfation 
bewirken, wo diefen ein trennendes ChehinderntS des bürger- 
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lichen Gejeges entgegenjteht, jo ijt gewiß der Schluß berech- 
tigt, daß er noch weniger eine bejtehende bitrgerlich rechtsgül- 
tige Ehe durch ferne Dispenjation für die bürgerliche Necht3= 
ordnung auflöjen fann. Er fann dadurd) ihre Firchliche Bin- 
dung aufheben, und dadurch inSbeiondere auch einer von dem 
weltlichen ©erichte vollzogenen Scheidung für das amtliche 
Handeln der Fatholtichen Kirche Wirkfjamfeit verleihen, jo dap 
3. DB. den Gefchiedenen für ihre neuen Chebündnifle die prie- 
jterliche Trauung gewährt werden fann; aber die bürgerlich 
rechtliche Geltung einer Ehe fan durch päpftliche Scheidung 
derjelben in feiner Weije beriihrt werden. 


C. Unvollfiommene Scheidung vollfommener Ehen. 
(Immermwäßrende Trennung von Tifch und Belt.) 
8.09. 


Eine vollfommene, d.h. mit nur firchlich rechtsgültig ge= 
Ichloffene, jondern auch Durch eheliche Betwohnung vollzogene 
Ehe iit nach Tatholifchem Eherecht fchlechthin unauflöslic) hin- 
Jichtlich des Bandes; es it bet ihr nur eine Trennung der EChe- 
gatten von einander ohne Yöfung des Bandes, d.h. eine bloße 
Aufhebung ihres ehelichen YJufammenlebens, alfo eine unvoll- 
fommene Scheidung möglich, die indefjen, wenn fie eine immer- 
währende Trernung der Gatten von einander tit, Hinfichtlich 
der VBermögensverhältnifje die Wirkungen einer vollfommenen 
Eheichetdung bat. \ 

Auch ein feterliches Drdensgeliibde oder der Empfang der 
höheren Weihen vermag eine vollfommene Ehe nicht zu Löfen.. 
Es fünnen beide Gatten mit bifchöflicher Ermächtigung in 
geistliche Orden eintreten; es tt auch jedem Ehegatten ge= 
Itattet, für jich es zu thun, beziehungswetje dem Manne, jich 
eine höhere Weihe erteilen zu lafjen; jedoch nur mit fveter 
Einwilligung des anderen Eheteils, e8 müßte denn derjelbe jich 
eines Ehebruchs jchuldig gemacht haben. Nie jedoch wird da= 
durch das Eheband gelöft, fondern nur das eheliche Yufammen= 
leben aufgehoben. 

E3 fanıı aber die immerwährende Aufhebung des ehelichen 
Bujammenlebens durch einen Nichterfpruch verfügt, e8 Fann 
von dem zuftändigen geiftlichen Gerichte auf perpetua sepa- 
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ratio a toro et mensa erfannt werden, wenn darauf wegen 
begangenen EhebruchS der unjchuldige Teil durch eine Schei- 
dungsflage anträgt. Diejes, aber auch diejes allein wird als 
von dem Herrn dadurch geitattet betrachtet, daß fein Ausiprud) 
über die Scheidung (nad) der Bulgata) jo lautet: „Quicunque 
dimiserit uxorem, nisiob fornicationem, et aliam 
duxerit, moechatur, et qui dimissam duxerit, moechatur.“ 
E3 wird dies jo veritanden, daß ein atte den andern wegen 
Ehebruchs entlafjen, beziehungswetle fich von ihm trennen darf, 
daß er aber dennoch durch Wiederverheiratung (beim Leben 
des entlafjenen Cheteils) und daß ebenfo der entlafjene durch 
Miederverheiratung (beim Leben des arden) einen Ehebrud) 
begehen würde. | 


Das Separationgerfenntnis hat nicht die Bedeutung einer 
bloßen Erlaubniserteilung, daß der Durch den Ehebruch des 
andern Eheteils gefräntte Cheteil ich von diefem trenne, fon= 
dern e8 bewirkt, wenn es rechtskräftig ift, unmittelbar Die 
rechtliche Trennung des jchuldigen Gatten von dem unjchul- 
digen, jo daß dadurch das Nechtsverhältnis der Ehe, abgejehen 
von jeiner perjönlich bindenvden Kraft, inZbejondere als Bor- 
ausjegung für die Bermögensverhältnifje, welche von der Fort- 
dauer der Ehe abhängig find, von felbit aufgehoben ift, nicht 
erit durch den Vollzug des Erfenntnifjes mitteljt thatfächlicher 
Trennung der Oatten von einander aufgehoben zu werden 
braucht. Andererjeit3 tt aber diejes Erkenntnis auch nicht ein 
Strafurteil, d.h. eine Verurteilung des jchuldigen Teils, wo- 
dur) über Ddiefen eine Strafe verhängt würde. Im c. 25 in 
fine de jurejurando (2, 24) wird genau zwijchen der accusa- 
tio mulieris ad divortium celebrandum und ihrer de- 
nunciatio ad poenitentiam agendam unterjchteden. Jene ac- 
cusatio tft nicht ein Gejuch an den geiitlichen Nichter, daß er 
durch das Separationserkenntnis den jchuldigen Teil für feinen 
Ehebruch beitrafe, jondern daß er den Anjpruch des Flagenden 
Teil auf Separation wegen de3 Ehebruchg anerfenne.. Be- 
ftraft tft der Ehebruch, injoweit, als e3 das PBrivatinterefje 
des andern Öatten fordert, jchon dadurch, daß diejes Vergehen 
des jchuldigen Teils unmittelbar den Nechtsanfpruch für jenen 
auf Separation erzeugt hat. Das Separationserfenntnis tft 
Anerkennung und zugleich Nealifierung Ddiefeg Anfpr ud s 
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Diefer Hat die Natur einer Deliktsflage, die nur nicht wie Die 
römifchsrechtlichen Deliktsflagen ein Forderımgsrecht auf eine 
Strafleiftung von Vermögenswert ift, fondern ein Anspruch 
wegen eines DeliftS ‚auf einen für die erlittene Nechtsver- 
legung zu gewährenden Erjaß, den ihm nicht der belangte 
Teil, fondern der Richter Dadurch gewähren foll, daß er jenen 
mittelft jeines Spruches von der rechtlichen Notwendigkeit des 
weiteren ehelichen Jufammenlebens mit dem fehuldigen Ehe- 
teile fretmahtY). 

Diefer Anspruch tft ein verzichtbares Necht, dagegen fann 
ver- al8 jchuldig in Anspruch genommene Ehegatte auf feine 
ehelichen Nechte, die ihm eben nur dann abgeiprochen werden 
dürfen, wenn er für wirklich fchuldig befunden worden tft, 
nicht wirffam verzichten; e3 würde der Nechtswirfjamfeit feines 
Verzichts das Intereffe des Gemeinwejens am unverjehrten 
Beitande jeder vechtsgültigen Ehe entgegenftehen. Dies be- 
Itmmt den etgentümlichen Charakter des rechtlichen Berfahreng, 
auf defjen Grund nach dem fanonifchen Recht der Richter 
über die Klage auf immerwährende Separation wegen Che- 
bruch3 zu erfennen hat: der Separationsprozeß unterscheidet 
fi) vom gewöhnlichen Civilprozeg dadurd), daß er nicht eine 
Verhandlung iiber beiderfeitS verzichtbare Nechte ift. 

Der Charakter des Nechts, welches durch die Trennungs- 
lage verfolgt wird, al3 eines den durch die römischen Delikts- 
lagen zu verfolgenden Nechten ähnlichen ift im fanonischen 
echt bejonders deutlich Dadurch anerkannt, daß es durch Ver- 
zeihung des Ehebruchs (durch condonatio) erlischt 2), und 
daß der Stlage die Kompenfjationseinrede entgegengejtellt 
werden fann, mit der Begründung, daß der Flagende Teil 
ebenfalls die Pflicht der ehelichen Treue gegen den belangten 
Teil durch Chebruch verlegt habe 3), und zwar jo, daß aud) 
der Ehefran dieje Einrede gegen den Ehemann zufteht. Auch 


1) Vgl. Thon, Rehtsnorm u. fubjeftives Neht E.29ff. u. bei. ©. 58. 

2) ©. ec. 25 X de jurejur. (2, 24) a. ©. 

3) E. c. 1 D. XXXII qu. 6. e. 6. 7. X de adulteriis (5, 16). Die 
beiden leßteren Stellen jagen ausdrüdlih: paria delieta mutua com- 
pensatione tolluntur; d. h. eigentlih: die obligationes ex delictis 
werden durch Kompenfation aufgehoben. 
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durch die Einrede kann die Klage zurücgewiejen werden, daß 
der Flagende Teil dem belangten felbit Anlaß zum Ehebruch 
gegeben oder diejen begünjtigt habe (Einrede der Kuppelei 
oder Eonnivenz)®). 

Katürlich jeßt aber eine wirffame Berzeihung des Ehe- 
- bruchs Kenntnis desjelben voraus, fann dann aber auch durch 
conchudente Handlungen, wie namentlich freiwillige Leitung 
der ehelichen Pflicht Fund gegeben werben. 

Um mit der Slage durchzudringen, tt Beweis des vollen- 
deten EhebruchS erforderlich.” Diefev Beweis fan auch durch 
Sndicten, und injofern Durch eine violenta praesumptio er- 
bracht werden). E83 muß aber immer dem Richter die wirt 
liche Ueberzeugung von der Thatjache des vollendeten und na= 
türlich Schuldhaften Ehebruchs verfchafft fein; eS reicht aus dem 
oben jchon angedeuteten Grunde nicht die bloße formelle Ge- 
 wißheit hin, wie fte im reinen PBrivatrechtsitreit Dadurch be= 
wirft werden fann, daß der Beklagte, in der Abficht auf jein 
Recht zu verzichten, die Thatjache, welche den faktiichen Sllag- 
grund bildet, nur al8 wahr ericheinen laffen will ®). 

Gleich geachtet wird nach allgemeiner Praxis”) dem Ehebruch 
naturwidrige Unzucht. Dagegen ift die Erweiterung des Che: 
bruch3begriffs mittelit Annahme einer „fornicatio spiritualis“, ivo- 
von im 8. 67. die Nede fein wird, dich entjchiedenes Ge- 
wohnheitsrecht antiquirt, und hat die im der Doftrin und Bra- 
xis zuweilen hervorgetretene Neigung, noch andere Gründe 
‚immerwährender Trennung von Tijch und Bett zuzulaffen, nie 
jo allgemeine Anerkennung gefunden, daß eine hieraus hervor- 
gegangene Aenderung des geschriebenen Nechts durch Gewohn- 
heitsrecht ftch behaupten läßt. 

- Die Wiederheritellung des ehelichen Zufammenlebenz fann 
nach rechtskräftig erfannter immerwährender Separation mit 
beiderjeitiger Einwilligung immer erfolgen, ohne dag dazu neue 


4) ec. 4 X de divortiis (4, 19). | 
5) c. 27 X de testib. (2, 20) c. 12 X-de praesumpt. (2, 23). 
6) Arg. c. 5 X de eo qui cogn. (4,13); c. 7 X de frigid. (4, 15). 
7) Die Stellen des gefchriebenen Rechts, welche dafür angeführt zu 
werden pflegen, fagen nur, daß widernatürliche Zleifchesfünden noch jchmes 
rere Strafe verdienen, al3 die eigentliche fornicatio. 
Sheur!, Cheredt. 19 
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Ehejchliegung erforderlich ift. Fordern kann fie der unfchul- 
dige Teil nur jo lange er nicht jelbt jich des Ehebruchg jchul- 
dig gemacht hat; im lebten galle fol er von Amtswegen 
dazu angehalten werden ®). 

Für die bürgerliche Nechtsordnung ift diefes dem fatho- 
fiihen Cherecht eigentümliche Inftitut der immerwährenden 
Trennung von Tije) und Bett jet dadurch völlig aufgehoben, 
daß im $. 77 Abi. 1 des Neichsgefeges beftimmt worden ift: 

„Wenn nac) dem bisherigen Nechte auf bejtändige Tren- 
nung der Ehegatten von Tisch und Bett zu erfennen fein 
wide, ijt fortan die Auflöjung des Bandes der Che aus: 
zufprechen.“ 

Wegen EhebruchS alfo, aber auch nur wegen diefes Grun- 
des, fünnen jest auch Fatholifche Ehegatten vollfommene rich- 
terliche Scheidung einer vollgültigen Ehe erlangen, auf bloße 
beftändige Trennung von Tiich und Bett dagegen nicht mehr 
Elagen, obwohl es ihnen natürlich unverwehrt ift, Die erlangte 
Scheidung als eine bloße Aufhebung des Zufammenlebens, 
nicht al Löjung ihres Ehebandes zu behandeln; nur fünnen 
fie freilich Sich nicht zum Bufammenleben wieder miteinander 
vereinigen, wenn Ddiejes ein erlaubtes und als Ehe geltendes 
jein foll, ohne die Ehe von Neuem vor dem Standesbeamten 
zu fchließen. 

Ueberdieg aber it im 2. Ib; des 8.77 beitinumt worden: 

„Sit vor den Tage, an welchem diejes Gejeh in Kraft 
tritt, auf bejtändige Trennung von Tisch und Bett erfannt 
worden, jo Ffann, wenn eine Wiedervereinigung der ge- 
trennten Ehegatten nicht ftatt gefunden hat, jeder derjelben 
auf Grund des ergangenen Urteils die Auflöjung des Ban- 
des der Ehe im ordentlichen Brozebverfahren beantragen.” 

Hiernad) Fan alfo jelbit eine an fich) noch gültige 
bloße Aufhebung Der ehelichen Lebensgemeinschaft in eine 
vollfommene Trennung der von Nechtswegen noch beitehenden 
Ehe umgewandelt werden, und zwar nicht rrur auf Antrag Des 
Teiles, der auf jene unvollfommene Ehetrennung geklagt hatte, 
jondern auch Ddesjenigen Teils, gegen den fie wegen feiner 
VBerihuldung erlangt worden war. Bon jelbjt tritt Dieje Ume 


8) c. 4 u. 5 de divort. (4, 19). 
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wandlung (vermöge der Abänderung des Entwurfs auf Orund 
des Neichstagsbeichluffes) nicht ein; e8 muß darum nachgefucht 
und dem Gefuch durch ein richterliches Erfenntnis ftatt gege- 
ben »werden. Ausgeichloffen wird Dies durch eine bereits er= 
folgte „Wiedervereinigung“ der getrennten Gatten, vorausge- 
jet natürlich, daß diefe zum Behuf thatfächlicher vollftändiger 
Wiederheritellung der dem Rechte nach noch beitehenden Ehe 
erfolgt war. : 


II. Brotejtantiiches Cherect. 


A. Nichterlihe Ehejicheidung. 
1) Entwicklung. 
S. 60. 


Den Ausgangspunkt für die Abweichung des protejtan- 
tiichen Ehejchetdungsrecht3 von dem fanontjchen bezeichnen die 
Worte im Schluffe des Anhangs zu den Fchmalfaldiichen NAr- 
tifeln: „es 1jt unrecht, daß vo zwei gejchieden werden, der 
unjchuldige Teil nicht wiederum heiraten foll (injusta traditio 
est, quae prohibet connubium innocenti personae post factum 
divortium).“ 

Indem e3 hier getadelt wird, daß der „unjchuldige” Teil 
durch die Scheidung nicht die Freiheit der Wiederverhetratung 
erhalte, wird damit bejtimmt angedeutet, daß eine Scheidung 
wegen einfeitiger Verfchuldung vorausgefeßt werde, vie ja auch 
nac) dem fanontschen Necht die hier unter „Scheidung“ zu 
verjtehende perpetua separatio nur wegen fchuldhaften Ehe- 
bruchs ftatt hat. Stillfchwergend aber wird zugleich voraug- 
gejegt, daß die Scheidung nicht Selbitjcheidung, jondern rich» 
 terliche Scheidung fei, wie e3 ja jcehon längjt feine andere gab. 

Und vermöge diejer Borausfegungen ftellt fich) als eigentlicher 
Sinn. des Tadels der heraus: es tjt eine unvollfommene, = 
richtige, ja ungerechte Nechtshülfe, welche einem Ehegatten, 
dem don feinem andern Ehegatten die Außerite Verlegung jet 
nes ehelichen Nechtes zugefügt worden tft, durch gerichtliche 
Scheidung nur jo gewährt wird, daß er zwar von der Ber- 
pflichtung des ferneren Yulammenlebens mit demfelben befreit, 
zugleich aber gezwungen wird, fo lange diejer lebt, der Befrie- 

19% 
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‚ digung durch die Ehe zu entbehren. Die Gerechtigkeit fordert 
e3, daß dem verlegten Eheteil gegen eine jolche Verlegung 
jeines Nechts aus der Ehe durch Anerkennung jeines Rechts 
auf die Ehe geholfen werde, d. h. des Nechtes, Jich Befrie- 
Digung durch die Ehe auf dem Wege der Wiederverheiratung 
su verschaffen. 

Dffenbar aber mußte diefe Anfchauung von dem eigent- 
lichen Zwec der richterlichen Ehefcheidung fofort zu der weis 
teren Trage führen, ob denn nur der Ehebruch, und nicht aud) 
andere VBerlebungen des ehelichen Necht3 der andern Ehehälfte 
auf viejelbe Nechtshülfe Anjpruch gewähren follten. Und man 
entjchted ftch alsbald- dafür, neben dem Ehebruch auch die bö8S= 
fiche Berlaffung als rechtmäßigen Grund der Ehejcheidung 
gelten zu laffen, von wo aus man dann unaufhaltfam dazu - 
getrieben wurde, noch manche andere Vergehungen wider Die 
Ehe Ddiejen beiden gleichauftellen, fo daß man auch fie als 
rechtmäßtge Scheidungsgründe anerfannte. AndererjeitS aber 
mußte jene Grumdanjchauung davon abhalten, irgend einer 
Thatjache, welche ich nicht als eine dem Ehebruch und Der 
böglichen Verlafjung gleichartige einjeitige Berjchuldung auf- 
faffen läßt, die Fähigkeit beizulegen, den Anfpruch auf richter- 
liche Ehejchetdung begründen zu fünnen. 

Der Unterjchted des gemeinen protejtantiichen Ehejchei- 
dungsrecht3 von dem überlieferten vorreformatorischen läßt fich 
demnach als der doppelte bezeichnen, daß.e3 an die Stelle der ° 
immerwährenden Trennung der Ehegatten bloß von Tisch und 
Dett wieder die völlige Löjung des Ehebandes, alfo die eigent- 
liche Ehejchetdung, wie jte dem römischen und mofaischen Ktechte 
allein bekannt war, gejeßt und daß es neben dem Chebrucd) 
auch noch andere Berlegungen des ehelichen Rechts al3 Grund 
diejer Ehejcheivung anerkannt, folglich aber eS dem Einzelnen 
einigermaßen erleichtert hat, ein vollgültiges Chebimdnis noch 
bei Zebzeitert des andern Ehegenofjen mit einem neuen zur ver- 
taujchen. Cine oberflächliche Betrachtung bleibt nur zu leicht 
bei diefem Auperlichen Unterfchiede ftehen, und meint dann, je 
nachdem fie von eimfeitiger Nitficht auf die individuelle Frei 
heit oder auf die dem Wejen der Ehe entjprechende Unauflög- 
lichfeit diefer Verbindung ich Leiten läßt, entweder die noh 
viel weiter gehende Erleichterung der Eheicheidung, wie fie 
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moderne Bartikulargejeßgebungen fich) angelegen fein ließen, 
als einen Fortichritt begrüßen zu follen, welcher die Abwei- 
chung des gemeinen protejtantischen ScheivungsrechtS von dem 
überlieferten verdunkle, oder fchon diejer mäßigen Abweichung 
eine Verlegung der Heiligkeit des Chebundes vorwerfen zu 
dürfen. Aber eine tiefer eindringende Würdigung der prote- 
Itantifchen Reformation des rezipirten Fanonifchen Chefcheis 
dungsrechts erkennt Hinter jenem äußerlichen Unterfchied als 
Haupturjache Ddesjelben eine neite Anjchauung von dem ver- 
Ichiedenen Beruf der Stirche und der Obrigkeit und ganz be- 
jonder3 von dem der legteren in Beziehung auf Verwirklichung 
des göttlichen Willens in Betreff der Ehe, vermöge welcher 
gerade das proteftantische Scheidungsrecht eine vollfommmere 
Verwirklihung jenes Willens und damit auch einen vollfomm- 
neren Nechtsjchug der Ehe erzielte, al3 den das rezipirte fa 
nonifche Necht ihr gewährt hatte. 

E3 Laßt jich jene Anfchauung, von welcher das gemeine 
protejtantifche Scheidungsrecht ausgeht, fo bezeichnen. Die 
Kieche hat nur zu lehren, wie Chriften die Scheidungsgefege 
vecht brauchen follen, und die Obrigkeit bei der Scheidungs- 
gejeßgebung nach der heiligen Schrift zu beraten, damit fie Dem 
darin geoffenbarten göttlichen Willen entipreche; fie hat nicht 
jelbit der Scheidungsgejeßgebung und ihrer richterlichen Hand- 
habung fich anzunehmen. Die Obrigkeit aber hat den Beruf, 
Durch Gele und Gericht den göttlichen Willen in Betreff. der 
Ehe beftändig nach Möglichkeit zur Verwirklihung zu bringen, 
und zwar fo, daß die Selbfticheidung den Gatten gänzlich ver- 
wehrt, durch richterliche Scheidung aber gleichmäßig das ehe- 
liche Necht der Imdivivuen und ebenjo die Ehe als: göttliche 
Stiftung und Drdnung gegen frevelhafte Verlegung von Gei- 
ten Der Sndivivduen wirkfam gejchügt wird. Die Ehe jelbit 
hat die Obrigkeit zu Shügen Durch kräftigen Schuß des indi- 
viduellen Nechts in der Ehe und auf die Ehe; aber diefen 
- Schuß des indivinuellen Nechts auch nur fo zu gewähren, daß. 
er zum Schuß der Ehe jelbit diene, nicht einem egotittschen, 
dem göttlichen Willen widerjtrebenden Einzeliillen nachgebe 
und Borichub Letjte; jorweit Dagegen der Einzelmwille mit dem 
göttlichen Willen in Betreff der Ehe übereinjtimmt, joll ihn 
die Obrigkeit nachdrüdlich Tchügen, und darf auch der Ehrift 
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diefen obrigfeitlihen Schuß in Anfpruc nehmen. Dadurd), 
daß er dies thut, übertritt er nicht das Berbot: „was Gott 
aufammengefügt bat, joll der Menfch nicht jcheivden“; Diejes 
Verbot bezieht fich nur auf die egoiftifche Selbftfcheidung, wie 
fie dag vorchriftliche Scheidungsrecht den Einzelnen um der 
Herzenshärtigfeit willen gejtattet hatte. 

E3 ijt meines Erachtens auch in den fir die Aufhellung 
der Gejchichte des protejtantischen Scheidungsrechts epoche- 
machenden Abhandlungen Haubers (über die Ehejcheidung 
im. Neformationg-Jahrhundert im 2. Bande der Sahrbücher 
für deutjche Tyeologie 1857 ©.209f.) und Nichters („Beis 
träge zur Sejchichte Des Ehejcheidungsrechts in der evangeli- 
Ihen Kirche" 1858), welche nenejtens durch die Ausführungen 
D. Mejers in der fihen im $. 26 Anm. 4 angeführten Ab- 
handlung in Doves Heitjchrift fir Kirchenrecht Bd. 16 wert- 
volle Ergänzungen erhalten haben, nicht genügend der Ein- 
fluß beachtet worden, welchen die Anschauungen der Neforma- 
toren über Den Beruf der Obrigkeit, die göttlichen Abfichten 
in Betreff der Ehe dem widerjtrebenden Menfchenwillen gegen- 
iiber zu bejtändiger Verwirklichung zu bringen, auf die Bil- 
dung Des protejtantiichen Scherdungsrechts gehabt haben. 
Hauptjächlich von Ddiejen Anjchauungen wurde Die rveformato- 
rische Auslegung der einzelnen Schriftitellen über Die Chejchei- 
dung, bejonders des 7. Kap. des 1. Korintherbriefs, die dann 
im der evangeliichen Kirche traditionell geworden ijt, bejtimmt. 
Und die „Schriftmäßigkeit" der Scheidungsgründe, um deren 
Seltitellung fich vorzugswerje die Bejchichte Des protejtantifchen 
Scheidungsrechts bewegt hat, wırde anfanas namentlich nicht 
jowohl darnach beurteilt, daß man fich dafür auf die bejonde- 
ven von der Ehejcheidung geradezu handelnden Schriftitellen 
berufen könne, als daß von jenen allgemeinen efichtspunften 
aus Die richterliche EChejcheidung Wegen Diele vder jenes 
Srundes als Jchriftwäptg angejehen werden dürfe Man 
fühlte es, ohne daß man fich. jedoch defjen Klar genug bewußt 
wurde, um es auch ti genügender Weile ausprüdlich hervor- 
heben zu fönnen, daß jowohl die Ausiprüche des Herin, als 
die des Apoftels Baulus über die Eheicheidung eben deshalb 
nicht jchlecytgin maßgebend für die Yuläfligteit der jeßt ans 
zuerfennenven einzelnen Scheidungsgrünve jein fünnten, weil 


Proteftantifches Scheidungsrecht $. 60. 27295 


e3 jich bet ihnen durchaus nur um Gelbiticheidung und um 
reiwerden von der Ehe dircch Selbjticheidung von der andern 
Seite gehandelt hatte, während es fich jeßt immer um die 
Gründe von richterlichen, die Verwirklichung des göttlichen 
Ehewillens bezielenden Ehejcheidungen handelte, woraus folgt, 
daß auf die Frage nach der Zuläffigkeit beitimmter Griimde für 
die jet allein ftatthafte richterliche Ehejchetvung jene Aus- 
iprüche nur mittelbare Anwendung finden fünnen. 

Wenn am Schluffe des Anhangs zu den jchmalfaldiichen 
Artikeln zur Begründung der Behauptung, Daß die weltliche 
Dprigkeit Schuldig jet, die Ehegerichte anders zu bejtellen, weil die 
Biichöfe „unbillige Sagung von Ehejachen gemacht und in den 
Gerichten, die te bejigen, gebraucht” hätten, gejagt wird, wie 
bereit3 oben erwähnt wurde: „es ift auch dies unrecht, daß 
wo zwei gejchteden werden, der unfchuldige Teil nicht wiederum 
heiraten joll (injusta traditio est, quae prohibet conjugium 
personae innocenti post factum divortium)”, fo wird damit 
der Hauptangriffspunft gegen das päpftliche Scheidungsrecht 
nambhaft gemacht, der ung, von Erasmus fchon 1515 erege- 
tijch und Hiftorifch begründet ?), fofort wieder in Luthers 
Schrift de captivitate Babylonica ecclesiae von 15202) ent: 
gegentritt, und zwar merkvürdiger Wetje hier jogleich in un- 
mittelbarer Verbindung mit der Forderung einer das Eheband 
für den gefränften Eheteil löjfenden Scheidung nicht nur wegen 
Ehebruchs, jondern auch wegen böslicher Berlafjung, weil 
Ehriftus Niemand zur Ehelofigfeit ziwinge und Baulus lieber 
wolle, daß man freie, al3 brenne. Nur al3 Wunfch wird es 
hier ausgeiprochen, daß man auf die Ehejchetvung wegen bö8- 
licher Berlaffung auch 1. Kor. 7, 15 anwenden könne. 

Diejelbe Verbindung beider Forderungen, daß wegen Ehe: 
pruchs nicht nur auf perpetua separatio, jondern auf Löjung 
des Bandes erfannt werde, und daß dies auch wegen böS- 
licher Berlafjung gejchehe, finden wir mit derjelben Begrin- 
dung, und zwar bier ohne alle Bezugnahme auf 1. Kor. 7, 15 
bei Bugenhagen im der von ihm 1530 verfaßten Yübeder 


Denshtler 0..01018.18 
2) Opera lat. ed. H. Schmidt. Vol. V. p. 100. 
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Kivchenordnung 9), wie auch in der von ihm herrührenden 
 Bommerfchen Stiechenoronung von 1535. Die hierher ge- 
hörige Stelle diejer Kirchenordnung, welche die Grundanjchaus 
ung, worauf das gemeine proteftantiiche Scheidungsrecht be= 
ruht, befonders deutlich ausfpricht %, lautet, in unjere heutige 
Sprache übertragen, aljo: | 
„Hum andern begehren wir, daß man nicht wolle achten 
etliche unbillige und unvrechte Bapitrechte, jo da wären, daß 
man nicht Nat geben jolle oder könne dem unjchuldigen 
Warte, wenn der Teufel wider Gott die Ehe zerrifjen hat 
durch unbejjerlichen Ehebruch vder Durch unverjühnliches 
Weglaufen, da feine Hoffnung tft des Wiederfommens oder 
der Befferung ; jonjt joll man allen Fleiß aufivenden, fie. 
wieder zu verjühmen. Denn es tt wider göttliches und 
natürliches Necht, day der unjchuldige Bart verdorben 
jollte werden um der Simde des jchuldigen willen. — 
Daraus nun. Far wird, daß Scheidebriefe bet ung nicht 
gelten, wie Chriftus auch jagt: auch joll niemand’ jcheiden, 
was Gott zujanmengebradht hat. Wanı aber einer ich 
wiver Gott jcheidet durch nicht zu hoffendes Wiederfommen 
oder unvderjöhnlichen Ehebruch, jo jcheiden wir fie nicht, 
jondern der Teufel hat fie geichieden, und es ijt dann 
vecht, daß man dem ımjchuldigen Barte helfe. Doch joll 
mit Citation, Termin und Brozefjen des Rechten oder auch 
mit fleigigem Anhalten, ob VBerjföhnung gejchehen fünnte, 
zuvor gehandelt und fleißig verfucht werden.“ | 
Man darf dies nicht jo veritehen, als wäre gemeint, der 
Ehebruch over die bösliche Verlafjung bewirfe von jelbjit Lü- 
jung des Nechtsbands der Ehe, jo daß dann die Fortjegung 
der Ehe bei Berzeihung des Ehebruchs oder bei Wiederannahme 
des Defertor eigentlich neue Ehejchliegung wäre Es ift nur 
gemeint, daß Ddiefe Verschuldungen eine thatjächliche Scheidung 
oder Zerreißung der Ehe bewirken, welche num die Obrigfeit 
verpflichtet, dem unfchuldigen Teil zu helfen, und zwar, wenn 


3) Nichter, Kirhenordnungen Bd.1 ©. 148. — Die Stelle ift von 
Bugenhagen felbjt wörtlich in feine Schrift „von mancherlei chriftlichen 
Saden”, Wittenberg 1551, Bl. 129k aufgenommen, 

4) Richter, Kicchenordnungen Bd. 1 ©. 250. 
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der jorgfältig anzuftellende Verfuch, das zerrüttete eheliche 
Berhältnis wieder herzuftellen, erfolglos bleibt, durch nun= 
mehrige richterliche Scheidung, damit der unfchuldige Teil 
Befriedigung durch die Ehe ee) un \ich 
verjchaffen fanın. 

Der zu Srumde liegende Gedanfengang it offenbar der: 
Gott Hat die Ehe zur Befriedigung eines dem Menjchen ein- 
gepflanzten Bedürfniffes geftiftet. Hieraus erwächit jedem 
Menfchen ein göttliches und natürliches Necht auf Befriedi- 
gung durch die Ehe. Wird diejes Necht in der Ehe durch den 
andern Eheteil frevelhaft jo verlegt, daß die Bejchaffenheit 
diejes ehelichen Verhältniffes das Gegenteil von dem geworden 
it, was fie hiernach fein foll, jo it die Obrigfeit berufen, den 
göttlichen Ehewillen zum Schuß diejes Nechts auf Befriedigung 
dur) die Ehe für den gefränkten Eheteil dadurc) zu verwirk- 
lichen, daß fie ihn von dem jchuldigen Eheteil fcheidet, und 
ihm dadurch die rechtliche Freiheit ver a 
verichafft. 

Das Wort des Herin: „was Gott zujammmengefügt hat, 
joll der Menfch nicht jcheiden“ jteht Dem nicht entgegen. „Die 
wifje”, jagt einmal Zuther?), „wenn der Satfer und Die 
Dberfeit in ihren Gejegen die Ehe jcheiden, jo jcheidet fie nicht 
ein Menjch, Sondern Gott. Denn „Menjch“ heißt bie einen 
gemeinen PBrivatmann, der nicht im Negteramt ift. Aljo auch 
Gott jagt: du follt nicht töten; da verbeut er$ nicht der Ober- 
feit, jondern gemeinen Leuten, den das Schwert nicht befohlen 
it.“ GSelbjtverftändtich fegt er dabei voraus, daß Die Dbrig- | 
feit nicht willkürlich, oder dem jelbjtjüchtigen Begehren eines 
Satten zur gefallen, jcheidet, jondern um nach ihrem beften 
Willen und Gewiffen und nach Anleitung der heiligen Schrift 
den göttlichen Ehewillen zu verwirklichen, einem Unfchuldigen 
zum Schuß umd einem Schuldigen zur Strafe. 

Weil aber dagegen jede PBrivatjchetdung doch immer de 
Form nach al3 menschliche Scheidung einer göttlichen Zufams 
menfügung evjcheint, foll — wie die oben angeführte pommer- 
iche Kirchenordnung jagt — nun überhaupt, jelbit wegen Ehe- 
bruchg, fein Scheidebrief mehr gelten, fondern nur richterliche 


5) Werte Bd. 61 ©. 241. 
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Scheidung ftattfinden, damit ich jo die Scheidung immer als 
göttliche, d. H. nach göttlichem Willen, durch einen Menjchen 
nur in Stellvertretung Gottes vollzogene Scheidung darftelle. 
Senes Wort des Herrn wird in Beziehung auf die Form 
der Scheidung Durch gänzliche Abjchaffung der PBrivatjchetvung 
erfüllt. Bet der Abjchaffung der Brivatichetvung Jh es Sn 
auch nun immer geblieben. 

Die nächite Frage war jeßt: in welcher Art ot die Bes 
(ehrung über die Gründe, aus welchen die Obrigkeit Chen jo 
icheiden könne, daß jte al3 von Sott gefchieden betrachtet iwer- 
den, aus den Schriftitellen über die Ehejcheidung gejchöpft 
werden. Unftreitig muß e8 uns zunächit interejliren, zu jehen, 
wie Zuther hierbei zu Werte ging. 

Wenn das, was Chriftus in der Bergpredigt (Meatth.5, 32) 
jagte, als ein neues Ehegejeß für die Chriftenheit zu ver- 
jtehen wäre, jo wäre dadurch für eine chriitliche Ehegejebge- 
bung jeder andere Scheidungsgrund außer dem Ehebruch uns 
bedingt ausgejchlofjen. Eben Dieje Deutung aber veriwirst 
Luther entichieden in der Auslegung der Bergpredigt. . Er 
jagt hier ): „Ehriitus. hie nichts jeget oder ordnet als ein 
Regent in äußerlichen Sachen, fondern allein als ein Prediger 
die Gewifjen unterrichtet (er), Daß man des Gejebes dom 
Scheiden recht brauche." Sit das Wort des Herrn als jolcher 
„Unterricht“ zu verfiehen, jo tommt alles auf die Voraus- 
jegungen an, welche hierbei zu Grunde liegen; es fann unter 
andern Borausfegungen die Scheidung auch aus andern Orüns 
den, al$ dem des Ehebruchs zuläffig jein. Hieraus erklärt 
Luther, was der Apojtel 1. Kor. ib B ff. jagt. „Den An- 
dern“, jchreibt er in der Auslegung zu diejer Stelle 7), „das 
it, da nicht Zornfachen find zwifchen den Ehelichen.“ Dffen- 
bar will er damit jagen: der Unterricht Chrifti hat Schei- 
dungen „in Hornjachen“ zur Borausjegung, d.h. Scheidungen 
aus dem Beweggrunde der Abneigung gegen den andern Eheteil; 
darum verweilt der Apojtel auf das Wort des Herrn folche Fra- 
gende nicht, welche ihn wegen Scheidungen aus einem iwejent- 
lich andern Beweggrunde fragen: „als wenn zwei Eheleute 


6) Werfe Bd. 43 ©. 116. 
7) Werfe Bd. 51 ©. 39, 
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find, der eins Chriiten, das ander Unchriften ist, (wie e8 denn 
zumal oft gejchab, da der Glaub neu gepredigt ward unter 
den Heiden, daß fich eins befehret, dag ander nicht), obwohl 
hie der Ehriften mag jich von dem Unchriften jcheiden, ift doch 
des Apvitels Nat, daß er fich nicht von ihm fcheide, fofern fein 
Unchriften-Gemahl leidet und zufrieden ift, daß er Chriften 
 jein mag, umd ihm nicht wehret noch hindert, chriftlich zu le 
ben, und nicht zwinget, Ehriitum zu verleugnen oder unchrift- 
(ich zu leben. — — Wo aber der Unchrift nicht leiden wollt 
jein Oemahl, Chriften zu fein noch chriftlich zu leben, und 
wehret und verfolget ihn: hie wäre e8 Zeit, jich des Spruchs 
Ehrifti auch leiblich, zu halten: wer fein Weib oder Kind mehr 
(tebt, denn mich, der ift mein nicht wert. Da gehet das Schei- 
den an. Its aber Scheiden, jo muß da fein entweder Ver- 
jühnen, oder daß ohne Ehe bleibe, welches fich nicht will ver- 
jühnen und das ander Macht habe, fich zu verändern. Denn 
man muß Chriftum, der Seelen Gemahl Höher halten, denn 
ven leiblichen Gemahl; und wo einer den andern nicht leiden 
will bei der Seelen Gemahl, der ewig ift, bleiben, und den 
leiblichen fahren -laffen, ein andern nehmen, der den eiwigen 
neben ich leiden mag.“ 

Luther erklärt fi alfo das Bewußtjein des Apojtelg, 
den „Andern“ nicht das Wort des Heren vorhalten zu können, 
jondern ihnen nach eigenem Exmefjen raten zu müffen, nicht 
daraus, daß ihre Ehen andere gewejen feien, al die vom 
Heren dorausgejegten und die der erjten bei ihm Anfragenden, 
jondern daraus, daß es bei ihrer Frage fich) um einen andern 
Beweggrumd der Ehejcheidung gehandelt habe, als welchen der 
Herr bei feinem „Unterricht“ vorausfegte. «Diejen Unterricht 
hält er für einen folchen, der auf alle Ehen, aber nicht auf 
alle Beweggründe zu Ehejcheidungen anwendbar jei, und zwar 
ingbefondere nicht auf den, welcher in der von der andern 
Ehehälfte herbeigeführten Lage beitehe, weder die Ehe mit ihr 
fortführen, noch durch eigene Bereitwilligfeit zur Verföhnung 
die Erneuerung diejer Ehe bewirken zu fünnen. Denn in Dies 
fer Lage ist der chritliche Eheteil, von dem fich der nichtchrift- 
(che um feines Glaubens au Chriftum willen gejchievden hat, 
und welchen deshalb der Apojtel für frei erklärt. 

Zu B. 15 aber jcgreibt dann Luther (a. a. D.©.483): 


300 IM. Zeit, IH. Abfchn. TIL $. 60. 


„Was von einem hetoöntichen Gemahl hie ©. Paulus redet, 
ijt auch zu verjtehen von eim faljchen Ehriften, daß ivo ders 
jelb jein Semahl zu unchriftlichem Wejen wollt halten und 
nicht chriftlich Leben, vder fcheidet fich von ihm, daß daffelb 
chriftlicd Semahl 108 und frei jet, ic) ein, andern zu ber 
trauen. Denn wo das nicht recht follt fein, jo müßte das 
chriftlich Oemahl feinem unchriftlichen Oemahl nachlaufen, oder 
ohn jeinen Willen und Bermögen teufch leben, und aljvo um 
eing Andern Trevel willen gefangen fein, und in jeiner See- 
len Fahr leben.“ 

Zuther Stellt hier aljo die bösliche Berlaffung eines 
„falfchen Ehrijten“ der Scheidung eines Heiden von dem , 
 chriftlichen Gemahl gleich ; — denn daß er unter dem „sich von 
dem chriftlichen Gemahl fcheiden“ die bösliche Verlaffung ver- 
iteht, erhellt aus der nachfolgenden Ausführung —, und zwar 
von dem Gefichtspuntt aus, daß auch hiev dem chriftlichen 
Gemahl von dem andern, unchriftlichen Teil die Fortführung 
der Ehe mit ihm freventlich unmöglich gemacht werde, und ev 
mithin, wenn er deshalb nicht vom Bande der Ehe mit ihm 
frei fein jollte, ebenfalls zur N: wider fein Vermögen 
gezwungen wäre. 

Kicht jo alfo verwendet Zuther die Schriftitellen über 
Ehejcheidung zur Begründung der Schriftmäßigfeit der Ehe: 
Icheidungsgründe des Ehebruchs und der böglichen Berlaffung, 
daß er nachzumwerlen juchte, Ehriftus habe durch ein neues 
Ehegejeß jenen, und der Apoftel dann fraft Eingebung des 
heiligen Geiftes durch ein zweites neues Chegejeß diejen Ehe- 
Ichetdungsgrund fejtgeitellt, und darum feien nım Ddiefe zwei 
Ehejcheidungsgründe, aber auch fie allein „schriftmäßige” Ehe- 
Icheidungsgrümde. Sondern er entnimmt aus den Aussiprüchen 
Ehrifti die Belehrung, daß ein Chrift fich der rechtlichen Schei- 
dungsfreiheit wegen Chebruchs bedienen Dirfe auch gegen den 
Willen des andern Teils, die Ehe mit ihn fortzuführen, und 
aus dem Ausipruch des Apoitels entnimmt er die Belchrung, 
daß ein Ehrijt von der Ehe freizufprechen fer, wenn die andere 
Ehehälfte ihm, der die Ehe-mit ihr fortjegen wollte, dies fre= 
ventlich unmöglich mache, und er aljo ohne folche Freilpres 
hung zu eimer ihm unerträglichen Chelojigfeit gezwungen 
wäre, 
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88 erhellt von jelbit, daß fich von diefem Verftändnis des 
apoftolischen Ausipruchs aus mit demfelben nicht nur die vich- 
terliche Scheidung wegen böslicher Berlaffung, fondern aud) 
wegen hartnäcdiger und grundlofer Verweigerung der ehelichen 
Pflicht, und ebenfv wegen unbeugjamer einfeitiger Unverjöhn- 
Tichfeit Techtfertigen ließ, wie denn in der That auch Yuther 
jelbit ausdrüclich diefe beiden Scheidungsgründe für recht: 
mäßige erklärte. Der Apoftel jelbft Hätte fie als rechtmäßige 
Gründe richterlicher Freiiprechung des unjchuldigen Cheteils 
anerfennen müfjen, wenn der eigentliche Grund, aus welchem 
er ven chrijtlichen Oemahl, von dem fich ter nichtchriftliche ge- 
Ichteden habe, freilprach, der war, daß Niemand um des Tre- 
vels jeiner andern Ehehälfte willen gezwungen jein fünne, auf 
Befriedigung durch die Ehe zu verzichten. 

Wie jehr e8 für Luther Hinfichtlich der Frage, ob ein 
bejtimmter Grund als Scheidungsgrund anzuerfennen jei, das 
Enticheidende war, ob das den Scheidungsgrund bildende Ber- 
halten des einen Eheteils jo geartet jet, daß die Obrigkeit dem 
andern unjchuldigen, und .aljo der Hülfe würdigen Eheteil nur 
durch Scheidung die Hülfe gewähren könne, welche fie ihm als 
Dienerin Gottes zur Handhabung der Gerechtigkeit chuldig 
fet, ergibt fi) aus der Art, wie er feine Behauptung, daß die 
Scheidung wegen Berleitung zu Sünden und wegen Lebens- 
nachjtellungen unzuläffig jet, begründete. 

„Es find noch viel mehr Fälle”, jagt er in der Schrift 
von Ehefachen 8), indem er an Fülle denkt, in welchen e8 als 
fraglich erjcheinen fann, ob nicht gefchieden werden folle, „als 
wo man Gift oder Mord beforget, item wo ein Weib zu Iteh- 
fen oder zu Schändlicher Unzucht gezwungen würde bon dem 
Marne. Aber da können Oberfeit und vernünftige Leute wohl 
innen raten. Denn man fanır niemand zur Stinden zwingen; 
jo muß ein Gemahl feine Fahr wagen, des Oifts oder Mords 
halben, jonderlich, wo e8 heimlich fürgenommen wird; offen- 
barlichem SRH umIEN fann die Oberfeit Dar Freunde jteuren 
und wehren.“ 

E3 jcheint mir unverkennbar, daß biefer Srundjaß: Die 
Scheidung tft recht, wo fie das einzige Mittel ift, wodurch Die 


8 Werfe Bd. 23 ©. 148, 
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Obrigkeit unichuldigen Gatten wider den jchuldigen Gatten jo 
helfen fann, wie es ihre Pflicht ift, ihm zu helfen, Yuthern 
von vornherein fejtiteht, und ihn bei jeiner Auslegung der 
von der Ehefchetding sprechenden Schriftiiellen leitet. 

Da tft es num fehr intereffant, Hiemit zu vergleichen, wie 
Brenz die Frage nach der Zuläfligfeit einzelner Scheivdungs- 
gründe zu löjen fucht. Er kann?) in jenen Stellen „feinen 
-geiwifjen Bejcheid” darüber finden, ob der „verlaffene Chege: 
mahl dem andern, weil er lebt, noch verbunden jei”, während 
er nicht daran zweifelt, daß die boshafte Verweigerung der 
ehelichen Pflicht ein gerechter Scheidegrund jei, weil fie „von 
dem Ehebruch gar ein geringen Unterichied Hat." Aber jene 
Ungewißheit, oder wie er auch jagt „der Mangel des Klaren 
öffentlichen Wortes Gottes“ genügt ihn, um es richtig zu fin- 
ven, daß man in jener Beziehung „fich der Ordnung und Aı= 
werfung des weltlichen Rechts halte.“ Alfo während Luther 
durch feine Auslegung von 1. Kor. 7 eine pofitive Belehrung 
über die anzuerfennenden Scheidungsgründe geivonnen zu ha- 
ben überzeugt tit, bejcheivet fich Brenz, aus den Schriftitellen 
über Ehejchetdung nur eine negative Gewißheit darüber ent- 
nehmen zu fönnen, welche Scheidungsgründe vom chriftlichen 
Standpunkte aus als fehlechthin unzuläffig betrachtet werden 
müfjen, und will er darım nicht Aenderung des Faiferlichen ' 
von dem päpitlichen nur mit Utrecht verdrängten Nechtes, 
jondern nur Prüfung desjelben nach der Schrift, um es im 
firchlichen Leben joweit, aber auch nur forweit maßgebend fein 
zu lafjen, als e3 diefe Prüfung aushält. Für die bürgerliche 
Nechtsordnung joll es vollitändig maßgebend bleiben; es foll 
nur die von eimem biernach ©efchiedenen, der aus einem 
 Ichriftwidrigen Scheidungsgründe gejchieden ift, geichloffene 
neue Ehe, weil fie dann von der Kirche nicht anerfannt und 
eingejegnet werden Tann, bloß ein „vergönnter fonfubinischer 
Beifig“, d. h. em zur Vermeidung größerer Uebel gejtatteter 
Konfubinat jein. 

Solche Gedanken eines nur für die bürgerliche Ordnung 
geltenden Eherechts, neben welchem eine davon abweichende 


9) „Wie in Ehefadhen . . . Hriftlih zu handeln fei* (1530) am 
Schluffe. 
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fiechliche Eheordnung bejtehen jollte, drangen aber nicht durch. 
Die weitere Entwidlung des proteftantischen Cherecht3 war 
durchaus von dem Grundfaß beitimmt, daß es feinem ganzen 
snhalte nach gleich verbindlich für das Firchliche Gemeinleben, 
wie fir die bitrgerliche Nechtsordnung fein müffe. 

D. Mejer fagt a. a. DO. ©. 80 u. 83, Zuther habe 
nur einen einzigen Scheidungsgrund anerkannt, den Ehebruch, 
aber darunter die bösliche VBerlaffung und Duafidejertion mit 
begriffen. Das jcheint mir ein Mihverjtändnis zu fein. Biel- 
mehr hat Luther m. E. nur die Anerfennbarfeit diejer vers 
Ichiedenen Scheidungsgrimde aus demjelben Prinzip abgeleitet, 
aber fie dabei als an fich wejentlich verjchiedene Berlegungen 
de3 ehelichen Rechtes betrachtet. Y 

Sehr deutlich Äpricht fich die Anfchauung, daß die Beleh- 
rungen der heiligen Schrift über-den chriftlichen Gebrauc) des 
gejeglichen Nechts fich jelbft zu jcheiden und auf Grund ei- 
ner gejeglichen Selbitfcheidung wieder zu heiraten, nicht ohne 
weiters für die Grenzen der Zuläffigkeit vichterlicher Schei- 
dung maßgebend feien, auch in der berühmten Stelle Nies 
lanhthons (aus der Schrift de conjugio) aus, welche jo 
lautet: 

Quum textus Matth. XIX tantum faciat ‘mentionem 
adulterii 1%), valde pugnant aliqui, non posse fieri divor- 
tia propter saevitiam et insidias vitae structas. Sed in 
Codice lex Theodosii, quam existimo gravi deliberatione 

_piorum scriptam, ut tunc usitata  divortia restringeret 
ad certos casus, concedit divortium etiam in his casibus. 
Etsi autem aliqui rejieiunt hanc legem et contendunt 
eam ab evangelio dissentire, tamen hi non recte intelli- 
gunt discrimen legis et evangelii, et quum expresse di- 
cat Dominus, in politia Moisis divortia permissa esse _ 
propter duritiem cordis, significat aliam esse guberna- 
tionem homiuum sanabilium, qui sunt membra ecclesiae 
et volunt obtemperare evangelio, aliam politicam impio- 


10) Der Abtrud diefer Stelle in Nichters Beiträgen ©. 33 hat 
hiev dermöge eines fchlimmen Schreib: oder Drudfehlers das Wort: „evan- 
gelii“ ftatt „adulteri“. Er ift auch fonft nicht ganz fehlerfrei. Im 
Texte find die übrigen bs ftillfehweigend verbefiert. 
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rum et contumacium, qui frena legum pati nolunt. Si 
quis est igitur talis maritus, qui saevitiam in conjugem 
exercet et admonitus a pastoribus non desinit furere et 
domesticae ecclesiae invocationem turbare et uxorem ita 
crudeliter tractare, ut vita in periculo sit, hic certe ma- 
gistratus politici imperio co@rcendus est, qui non Solum 
vitam conjugis innocentis tueri debet, sed etiam debet 
ejus conscientiae consulere, ne fracta dolore et indigna- 
tione tandem abjiciat invocationem aut aliquid injuste fa- 
ciat, ut dieitur: Furor fit laesa saepius patientia. In 
eo casu in persona crudeli non pertinente ad ecelesiam 
magistratus politicus Theodosii lege uti posse videtur. 
Imperia politica vult Deus honori esse bonis. et terrori 
malis. Vult Deus tegi eos, quorum morum sunt sine 
scelere, vult eis concedi pacem ad invocationem et insti- 
tutionem sobolis, vult latrones reprimii, sive domi sive 
foris latrocinia exerceant, nec desunt unquam in imperiis 
homines contumaces, injusti et «@orooyoı, exercentes in 
suos injustam saevitiam, quales nominat Deos in hac 
concione duros corde. 

Melanchthon erklärt fich hier gegen Hafen welehe die 
richterlichen Ehefcheidungen wegen Sävitten und Lebensnach- 
jtellung verwerfen; er fann dabei aber unmöglich an Luther 
denten, welcher Dies auch that; denn er gibt denjenigen, gegen 
welche ex fich erklärt, Schuld, daß fie den Unterjchted Zwifchen 
Gejeß und Evangelium nicht recht verjtehen, wejen er gewiß 
Luther nicht’ befchuldigt hätte; e8 muß dahin gejtellt bleiben, 
ob er deffen Meinung über diefen Punkt nicht gefannt over 
hier überfehen hat; jedenfalls hätte er Luthers Verwerfung 
jener Scheidungsurjachen mit anderen Gründen zur widerlegen 
gefucht.- Was will er num aber hier damit jagen, daß Dieje- 
nigen, gegen welche er fich erklärt, den Unterjchied zwischen 
Oele und Evangelium nicht vecht veritehen ? Offenbar nimmt 
er bier Evangelium in dem weiteren Sinn, daß e8 das ganze 
Lehrwort Chrifti im fich begreift, das aber als folches, auch) 
wo e8 Gefehespredigt ift, Doch immer injofern den evangelt- 
ichen Charakter hat, daß es nur eine innerliche Eimvirfung 
auf die für das Evangelium empfänglichen Einzelnen als jolche 
bezielt, So hat e8 mit der bürgerlichen Nechtsordnung (Der 
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politica gubernatio impiorum et contumacium) nichts zu 
Ichaffen. Für diefe tft das Gejeg da, welches die Frommen 

hüten und die Böen fchreden fol. Wenn daher ein Gejeß, 
wie das römische Saijergejeß, auf das fih Melandhthon 
beruft, Männer, welche fich gegen ihre Weiber Sävitten oder 
Lebensnadlitellung zu Schulden fommen lafjen, die Scheidung 
androht zu ihrer Strafe: und zum Schuße ihrer unfchuldigen 


Ehegenofjen, jo jtreitet e8 nicht gegen dag Evangelium, weil 


Gefeb und Evangelium ganz verjchtedene Sphären ihrer Wirk- 
famfeıt haben, und folglich fann man fagen, daß wer behaupte, 
ein jolches Gejeh jtreite gegen das Evangelium, den Unter- 
Icehted zwischen Gejeg und Evangelium nicht recht veritehe. 
Senes aber hat auch Zuther nicht behauptet: er will auch, 
daß die Obrigkeit Gatten gegen Mibhandlungen und LXebeng= ' 
nachftellungen ihrer Ehegenofien jhüße; er glaubt nur, daß 
e3 ohne Scheidung gefchehen kann, während Melanchthon 
annimmt, daß Scheidung dazu notwendig it. Die Meinungs- 
verichtedenheit zwiichen Zuther und Melankhthon war alfo 
feine prinzipielle. Darin jtimmen beide überein, daß Die 
Schriftitellen über Ehejcheidung nicht geradezu fie) auf Die 
Pflichten beziehen, welche die Dbrigfeit durch ein Schei- 
vungsgejeß zu erfüllen hat. 

Ueberhaupt hat fich nıım die lang fortdauernde und eigent= 
lich nie völlig gehobene Unficherheit Hinfichtlich der Anerfenn- 
barkeit der einzelnen Gründe richterlicher Ehefcheidung außer 
den jhon von Luther anerkannten immer hauptjächlich dar- 
auf bezogen, daß die „strengere” Nichtung die richterliche Schei- 
dung nur bei völliger und offenbarer Unmöglichkeit anderer 
Nechtshülfe zulaffen wollte, die „mildere” Nichtung aber e8 
mit Diejer Forderung weniger genau nahm. Und eben deshalb 
it Die leßtere, wie Richter nachgewiejen hat, in dem Maße 
dDucchgedrungen, als im Verlauf der HBeit Nechtshülfe gegen 
totale Berlegungen des ehelichen Nechts durch Mittel anderer 
Art (durch Strenge Krimimalftrafen und Bolizeimaßregeln) au- 
Ber Brauch fam, oder fich al3 umwirkfam erwies. Und eben- 
deshalb finden wir auch nie, Daß es als Kennzeichen der Dr- 
thodozrie galt, der SFrengeren, und als Siennzeichen von Hetero- 
dorie, der „milderen” Nichtung zu folgen. 

Sheur!, Eheredt. 20 
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E3 1t ein als orthodor anerfannter [utherischer Theologe: 
. Hülfemann, welcher al$ Anhänger der milderen Richtung 
die Lehre, welche Schließlich den Sieg davon trug, bejonders 
lichtvoll in feiner extensio breviarii theologiei (1648) jo fors 
multert Hat!!): 

„Causae dirimentes matrimonium legitime consumma- 
tum vulgo constituuntur duae tantum: adulterium et de- 
sertio malitiosa. Quemadmodum autem apostolus inspi- 
rante spiritu sancto malitiosae desertionis crimen ‚ob 
praesumtionem adulterii in desertore et periculum ejus 
in persona deserta adulterio aequiparat, ita dubium non 
est,- cetera crimina, quae ipsum vinculum et servitutem 
matrimonii pari vehementia laedunt, eandem destruendi 
vim habere.' — — Aequiparantur autem adulterio et 
malitiosae desertioni pertinax et incorrigibilis negatio 
debiti conjugalis, cum adjuncta saevitia vitae ipsi, non 
solum sanitati conjugis periculosa, procuratio impotentiae 
vel etiam perpetuae sterilitatis in proprio corpore, con- 
tinuae insidiae vitae conjugis structae. Haec enim, 

. quum fidem ipsam et usum tori immediate, pervicaciter 
et incorrigibiliter laedant, dirimunt, post observatos gra- 
‚dus separationis & toro et mensa, ipsum tandem vin- 
culum.“ | 

E3 darf die Entwidlung des gemeinen proteftantischen 
Scheidungsrechts, wodurd die Berechtigung auf Ehefcheidung 
zu flagen, 613 zu diefer Grenze ausgedehnt wurde, eine ges 
junde genannt werden, weil fie dem wirklichen Bedürfniffe, 
und zwar nicht bloß dem perjönlichen Bedürfnifje der Ein- 
‚einen, wirkfjamen Schuß des Nechts auf gottgewollte Befrie- 
digung durch Die Ehe zu finden, fondern auch dem Bedürfniffe 
der Ehe jelbit, al8 heilige Gottesordnung fräftig gegen frevel- 
hafte Antaftung gejchüßt zu werden, entipradh. Nur jcheinbar 
wird die Würde und Heiligfeit der Ehe am beiten Durch 
zwangsweife Aufrechterhaltung derjelben außer den Fällen des 
Chebruchs und der böglichen Verlaffung; oder gar nur außer 
dem des Ehebruch® gewahrt, wenn ihre Aufrechterhaltung in 
allen übrigen Fällen gleicher oder doc nahezu gleicher Vers 


11) ©. Richter, Beiträge ©. 62 f. 
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lebung des ehelichen Necht3 doch bloß in der Art erzielt werden 
fan, daß die Aufhebung des ehelichen Zufammenlebens auf 
ungemefjene Zeit zugelaffen werden muß, und nur beiden Teis 
len, auch dem völlig unfchuldigen Die Wiederverheiratung ver- 
wehrt wird, für Den jchuldigen Teil alfo jeine Verfchuldung 
feine andere nachteilige Folge hat, al3 eine folche, die dann 
in der Hauptfache gleichmäßig den unschuldigen trifft, und fo 
auch Diefen der VBerjuchung preisgibt, ftch jeßt jelbjt wider die 
göttliche Ordnung in Beziehung auf Befriedigung des Ge- 
Ichlechtstriebs zu verfündigen. Nicht nur eine grundlofe Er- 
leichterung, fondern auch eine grundlofe Erjchwerung der Ehe- 
Ichetdung tft eine’ Berlegung der Pflicht, welche der Obrigkeit 
hinfichtlich der Verwirklichung dev göttlichen Abficht bei der 
Stiftung der Ehe obliegt. 

- Hinfichtlich der Frage, ob das aus der dargelegten Ent- 
wicklung hervorgegangene gemeine proteftantische Ehejcheidungg- 


. recht auch wirklich Ihriftmäßig jet, muß ich befennen, daß 


mir die Art, wie. für die Bejahung diefer Frage die Neufe- 
rungen des Apoftel3 in 1. Kor. 7 verwendet zu werden pfle- 
gen, nicht richtig fcheint, ohne daß ich jedoch dadurch an der 
wirklichen Schriftmäßigfeit jenes Ehejcheidungsrechts irre werde. 

Man jest nämlich voraus, daß die „Scheidung” eines 
ungläubigen Eheteil3 von einem gläubigen, wovon dort Die 
eve it, „bösliche Verlafjung” jet, und als folche nach der 
Meinung des Apojtel3 den gläubigen Eheteil vom Ehebande 
frei mache, ohne jich auf die Frage einzulaffen, Die fich doch 
hiebet unabweislich aufdrängt, warum denn dann nicht auch 
eine jonjtige nicht wegen Ehebruchs vollzogene Selbitichetvung 
als „bösliche Verlafjung” und folglich al3 eine dein andern 
Teil vom Ehebande freimachende Verfündigung an der Ehe 
betrachtet werden follte, was aber doch deshalb unmöglich ift, 
weil der Herr jagt, daß wer eine nicht wegen Ehebruchs Ilb- 
gejchiedene freie, die Ehe breche. Harlek, der meines Wifjens 
zuerit es für nötig gefunden hat, auf diefe Schiwierigfeit ein- 
zugehen, juchte fie 12) damit zu überwinden, daß er annahm, 
die von Baulus vorausgejegten Scheivungen jeien als „©er 
waltafte brutaler und ungläubiger Willkiiv” anzufehen. es 


‚ 12) „Die Ehefheidungsfrage” (1861) ©. 99 fg. 
| 20* 
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rade diejer Löfungsverfuch aber jcheint mir völlig unhaltbar 
zu fein. , Denn daß der Apoitel formell vechtmäßige Schei- 
dungen im Auge hat, ergibt fich, von allem andern abgefehen, 
uniderjprechlich daraus, daß er es lediglich als eine jitt- 
lih-religtdöje Srage behandelt, ob der gläubige Gatte durch 
eine jolche Scheidung fret werde, während ihn eine al3 „©e- 
waltaft“ zu bezeichnende Scheidung des ungläubigen Gatten 
ja nicht einmal rechtlich frei gemacht hätte. Nur weil der 
Apoftel eine dem geltenden Necht entfprechende und aljo die 
Ehe für beide Teile als Nechtsverhältnis völlig aufhebende - 
Scheidung des ungläubigen Ehegatten vorausfeßte, fonnte er 
gefragt werden, ob der gläubige ®atte nicht Doch dieje Ehe 
als vor Gott noch bejtehend anzujehen habe, und konnte er in 
diefem Sinn die Frage beantworten. Und überdies ift nicht 
abzujehen, warum eine grumdlofe Scheidung weniger fittlich 
verwerflich jein jollte, wenn fte ohne die Anwendung der vor- 
geichriebenen Rechtsform, als wenn fie in Diejer Form erfolgt. 
Wenn die formlofe, al3 Gewaltaft fich darstellende Selbitichet- 
dung als jolche eine das eheliche echt verwirfende Berfün- 
digung an der Ehe wäre, fo müßte eg auch die rechtsförmliche 
grundloje Selbitiheidung jein. Dann wäre e3 aber unbe- 
greiflich, wie der Herr das Freien einer durch Yuftellung ei= 
nes Scheidebrief3 grundlos entlaffenen Ehefran als Chebruch 
bezeichnen könnte. 

Wenn alfo Baulız dafiir hält, daß ein Alänbidee Ehe- 
teil durch die Scheidung des ungläubigen von ihm nicht bloß 
nach dem menschlichen Necht, jondern auch vor ©ott frei 
werde, jo fann der Grund davon nicht darin Liegen, daß Diefe 
Scheidung al3 That des fich jcheivdenden Gatten anders zu 
beurteilen wäre, wie die willfürliche Scheidung eines Oatten 
von dem andern in den Fällen, wo beide Satten den gleichen 
Glauben befennen, jondern nur darin, daß die Wirfung 
diefer beiden Arten von Selbitiheidung als eine den andern 
Teil rechtlich freimachende in. den Fällen, welche Baulus 
vor Augen hat, eine von Gott gewollte, und in den Fällen 
“welche der Herr vor Augen hat, eine von Gott nicht gewollte 
it. AS That des Sich Scheivenden tft die Selbiticheidung 
(außer wegen Ehebruchs) Gott überall gleich mißfällig. Aber 
infofern die nach menjchlichem Necht die Ehe Löfende Scheidung 
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eines int Unglauben verharrenden Gatten von feinem gläubig 
gewordenen Gatten diefem die rechtliche Freiheit gewährt, ehe- 
[08 oder in einer neuen Ehe ganz dem Heren zu leben, darf 
derjelbe die Lage, in die er durch die anderjeitige Scheidung 
verjegt worden tt, al3 eine „von Gott ihm zugeteilte” be- 
‘ brachten umd jich ihrer frei bedienen, wie es jein Bedürfnis 

erfordert. Das tit es, was der Apoftel m. E. meint, wenn 
er jagt: Der Ungläubige joll dann gejchieden, d.h. e8 soll das 
Eheband als ein ihn bevechtigendes gelöft fein, e8 foll die Ehe 
al3 von Gott gelöft gelten; dev Bruder oder die Schweiter ift 
nicht gefangen in folchen Fällen. 

Sit aber dies das richtige Berftändnis diefer Schriftitelle, 
dann kann fie gar wohl zur Begründung der Schriftmäßigfeit 
des gemeinen protejtantifchen Ehejcheidungsrechts _ verwendet 
werden, nur in anderer, als in der herfümmlichen Weise. Sie 
lehrt dann, daß alle Scheidungen aus einem andern Grunde 
als wegen Ehebruch3 den andern Teil auch vor Gott frei 
machen, wenn Durch jie diefem Teil eine von Gott 
gewollte Hülfe gewährt wird, die es ihm ermöglichen joll, 
tn Frieden dem Herrn zu leben. Und folche Hülfe bezwerfen 
die richterlichen Scheivungen nad) dem gemeinen proteftanti ” 
ichen Ehejcheidungsrecht. 

Eine viel größere Erleichterung der Scheidungsfveiheit als 
diejes Recht fie gewährt, ift jeit der Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts durch Zandesehegejeggebungen eingeführt und es ift 
dadurc) auch Die gemeinrechtliche Praxis vielfach beeinflußt 
worden. E3 fann aber nicht angenommen werden, daß da- 
durch eine gewohnheitsrechtliche Fortbildung des gemeinen 
Nechts erfolgt ei. Denn wenn auch faum geläugnet werden 
fann, daß hieraus eine ziemlich allgemeine und langjährige 
consuetudo im gemeimrechtlichen Bereich hervorgegangen war, 
welche das Prinzip jener Landesgejeßgebungen, insbejondere 
des Allgemeinen Preußischen Landrechts wenigitens annähernd 
befolgte, jo muß doch dieje consuetudo deshalb als eine irra- 
tionabilis betrachtet werden, weil: jenes Prinzip ein von der 
ratio deg gemeinen protejtantischen Scheidungsrecht3 wejentlic) ' 
verichiedenes, ja ihr widerjprechendes it. Und es hat fich 
auch dadurch, daß Schon jeit längerer Zeit jene lage Schei- 
dungspragis tu Bereich des gemeinen Rechts wenigiteng jehr 
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erjehitiert, wo nicht ganz aufgegeben worden ijt, fund gethan, 
daß fie nicht die Wirkung einer wahren neuen Gewwohnheits- 
vechtsbildung war. Wirklich Nechtens ift, wo gemeines Necht 
gilt, immer noch, was durch Die oben bezeichnete gejunde Ent- 
wicklung des in der Neformationgzeit begründeten Scheidungs- + 
rechts Nechtens geworden war, ehe Die naturrechtlichen Theo- 
vien von der Ehe eine folche Erleichterung der Ehejcheidung 
hauptjächlich durch PBartitnlargejeggebung herbeiführten, wobei 
nicht mehr auf den Schuß der Ehe jelbit, jondern nur auf 
eimjeitigen Schuß der mdividuellen Freiheit Bedacht genommen 
wurde. 

Es ijt ehon oben beiläufig bemerkt worden, daß wie über- 
haupt bei der Bildung des gemeinen protejtantischen Eherechts 
der Gedanfe maßgebend war, es müfje zugleich für die Glieder 
der protejtantischen Kirche und insbejondere auc) fiir das pro- 
Feftantische firchenamtliche Handeln ebenjo verbindlich fein, 
wie fir die Einzelnen als lieder des Staates und für 
das auf die Aufrechterhaltung der bürgerlichen Rechtsordnung 
bezüigliche Handeln, dies auch insbejondere bei der Entwicklung 
des proteitantischen Scheidungsredtes der Fall war. Und 
e3 ergab fich dieje Bejchaffenheit des gemeinen protejtantiichen 
Eherechts mit Einjchluß des. Scheidungsrechts , von jelbjt da- 
durch, daß die Sejeßgebung darüber DIS zur Mitte des vori- 
gen Bahrhunderts tet unter firchlicher Mitwirkung erfolgte, 
die Bejtaltung der Praxis aber in den Händen - der immer 
teilg mit Berfonen des Lehrjtandes, teils mit Juristen bejeßten 
Konfiftorien lag. Auch hieraus ergibt fich ein entjcheidender 
Grumd dafür, daß jeit jener Zeit von einer organifchen Fort- 
entwiclung des gemeinen protejtantifchen Scheidungsrechts 
nicht die Nede jein fann, weil jeitdem die Gejebgebung und 
Braris, durch welche fie als vermittelt betrachtet werden müßte, 
eine ganz oder Doch vorwiegend einfeitig ftaatliche war. Denn 
die Meitwirfung der Kirche zur Chegejeßgebung hatte feitdem 
‚ganz aufgehört, und die Ehegerichtsbarfeit war inner häufiger 
von den Konfijtorien auf rein jtaatliche Gerichte übertragen 
worden. 
zur eine richtige Unterjcheivung zwifchen dem, was als 
wahrhafte, gejunde Entwiclung des gemeinen proteitantifchen 
Ehejcheivungsrechts auf Grund der von der Neformation auf 
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gejtellten Prinzipien und dem, was als Entartung desfelben 
und als Abweichung von diefen Prinzipien anzufehen fei, ift 
es von größter Wichtigkeit, fcharf im Auge zu behalten, daß 
von vornherein die richterliche Ehejcheidung. als eine die Ber: 
wirklichung des göttlichen Willens in Betreff der Ehe be- 
zwecende Löjung des Ehebandes aufgefaßt wurde, und folglich 
nicht als eine Ermächtigung des Elagenden Cheteils, den eige- 
nen Willen, die gejchlofjene Ehe wieder aufzulöfen, zur Aug- 
führung zu dringen, oder al3 eine bloße Beitätigung, daß die 
Ehe. bereits thatjächlich gelöft, und daß fie aus diefem Grunde | 
auch als Nechtsverhältnis nicht mehr anzuerkennen fei. 

Füur’s Erfte ergibt fich daraus, daß es ein Irrtum ift, 
wenn man die Sllage, womit vichterliche Ehejcheidung erbeten 
wird, wo fie auf eine andere Scheidungsuriache, als die des 
Ehebruchs geitügt wird, fir eine nur fchlecht verhüllte Ueber- 
tretung deS Berbotes Chriftt hält, fich aus einem andern 
Grunde, al3 wegen.Ehebruchs zu fcheiden. In der That 
witrde diejes Verbot dadurch nur umgangen werden, wenn die 
darauf hin erfolgende Löfung des Chebandes doch nur Selbft- 
jcheidung mit richterlicher Erlaubnis wäre. Gie ift dies aber 
cebenjowenig, al3 irgend eine andere Nechtshilfe wegen erlitte- 
nen Unrecht3 an fich gleichbedeutend mit einer Befriedigung 
eigenjüchtigen Nachegelüitens ft, objcehon fie der Berleßte als 
jolche begehrten und aufnehmen fann, wie andererfeits auch der 
Entihluß zur Anftellung der Scheidungsklage wegen Chbe- 
bruch3, nicht bloß wegen anderer Scheidungsgründe, oft durch) 
höchht umfittlihe Beweggründe bejtimmt wird. So wenig an 
und für Tich durch Anftellung der Eigentumsflage das Gebot 
Ehriftt, dem auch den Mantel zu laffen, der uns den Nod 
nehmen will, "oder durch den Antrag auf Beftrafung deffen, der 
uns eine Ehrenbeleidigung zugefügt hat, das Gebot des 
Herin, dem der uns einen Streich auf den rechten Baden gibt, 
den andern auch Darzubieten, geradezu übertreten oder um- 
gangen twird, weil voranszufegen tft, daß durch diefe Oefuche 
nur eine dem göttlichen Willen entiprechende Verwirklichung 
des Nechts beztelt wird, und jo wenig inSbefondere der Nich- 
ter, welcher diefen Klagen oder Anträgen ftatt gibt, dadırcd 
einer Uebertretung oder Umgehung jener Gebote VBorichub lei- 
jten will, ebenjowentg wird durch eine Eheicheivungstlage we- 
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gen Zebensnachitellung oder. Quafivefertion und Durch) daS dar- 
auf erfolgende richterliche Scheidungserfenntni3 das Verbot 
Chrijti übertreten oder umgangen, fich) von dem andern Öatten 
(außer um Ehebruchs willen) zu jcheiden, fondern e8 wird da- 
durch an fich nur eine dem göttlichen Willen entfprechende und 
zu jeiner Berwirklichung dienende Nechtshülfe begehrt umd 
gerährt. 

Fürs Zweite aber bewahrt die Beachtung jener reforma- 
toriichen Anjchauung von der Bedeutung der richterlichen Ehe: 
Icheidung vor der irrigen Annahme, daß jede Thatjache,  wo- 
durch der thatjächliche Zustand aufgehoben wird, in welchem 
die Spee der Ehe ihre Verwirklichung finden fol, eine den 
Prinzipien des gemeinen proteitantischen Scheiwvungsrechts ent- 
Iprechende Scheidungsurjache jet. ES wiirde Dies Die notwen- 
dige Folge der trrigen Auffafjung der richterlichen EhHeicheidung 
jein, welche ji) bet Büff 1?) vertreten findet, wornad) fie nur 
„jormelles Erfennen Der materiell bereit3 gejchehenen 
Scheidung” wäre, eine Auffaffung, welche jcheinbar, aber, wie 
ichon oben angedeutet wurde, auch nur jcheinbar mit. jenem 
Ausspruch in alten evangelifchen SKiechenorönungen überein- 
itimmt, daß in den Fällen des Ehebruch! umd ver böslichen - 
Berlaffung nicht der Richter fcheide, jonvdern „ver Teufel“ be= 
reits die Ehegatten „gejchteven habe“. Allerdings fan man 
die thatfächliche Aufhebung des Thatbeitandes, in welchem fich 
die Ehe als vechtliches und fittliches Band zwiichen det Gatten 
verwirklichen joll, materielle Scheidung nennen. Aber Die 
' Meberzeugung des Nichters, daß im bejondern Fall eine jolche 
„materielle Scheidung” jtattgefunden habe, würde an fich den- 
jelben, wo fie durch Verjchuldung eines Öatten erfolgt tft, nur 
dazu auffordern fünnen, dem verlegten Eheteil durch Berur- 
teilung des jchuldigen Eheteils zur Wiederheritellung des dem 
Nechtsverhältniffe der Ehe entiprechenden Thatbejtandes zu 
Hülfe zu kommen, nicht aber zu erfennen, daß die Ehe, weil fie 
thatlächlich geichteven jet, auch von Nechtswegen nicht mehr 
beitehe. Das Wejen der Nechtsverhältniije bejteht gerade 
darin, daß ihr Beltand als folcher von ihrer thatjächlichen 
Berwirklidung unabhängig it. Den Beitand der Che als 


13) Kurheffiiches Kirchenredt $. 271 ©. 689. 
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Nechtsverhältnifjes läßt die materielle Scheidung ebenfo völlig 
unberührt, wie die Entziehung oder der zufällige VBerluft des 
Belibes den Beitand des Eigentums unberührt läßt. Vom 
Nechtsitandpnnkte aus fann nur das in Frage fommen, ob fie 
nicht al8 Rechtsgrund der DVerwirkung des ehelichen Nechts 
für den fie verjchuldenden Cheteil zu betrachten fei. Die Be- 
jahung diefer Frage ift der Gegenstand des richterlichen Er- 
fenntnifjes bei der Ehejcheidung, nicht die Bejahung der Frage, 
ob eine Ehe noch beitehe, oder nicht mehr bejtehe. Der fchei- 
dende Richter erkennt nicht, daß die Ehe gejchieden fei, fon- 
‚ dern er jcheidet Die bis zu diefem Augenblic vechtlich unge- 
Ihiedene Ehe, d. 5. er Llöft durch feinen Ausjpruch das uns- 
geachtet der materiellen Scheidung noch unverjehrt beftehende 
Nechtsband der Ehe, weil er befindet, das das eheliche Necht 
des an Der materiellen Scheidung fchuldigen Gatten ver= 
wirft jet. 

Was Düff „materielle Scheidung“ nennt, fann aud) 
Werk des „Zufalls® — nach menschlicher Betrachtung nämlich 
— in Wahrheit aber göttlicher Fügung fein; denn auch der 
Ausfag oder unbeilbare Wahnfinn, welcher einen Eheteil be- 
fällt, jcheidet die Gatten thatfächlich von einander. Und eben= 
deshalb hält er auch) ©. 676 Ddieje beiden Ereigniffe für ge- 
rechte Scheivungsgründe: ganz folgerichtig, wenn die richter- 
liche Ehejcheidung nur „formelles Erkenntnis der gejchehenen 
materiellen Scheidung” zu fein hätte. Aber gerade dieje not- 
wendigen Folgerungen machen die Unvichtigkeit jener Auffa‘- 
fung der richterlichen Chejcheidung recht einleuchtend. Der 
aus viejen Gründen jcheidende Nichter gewährt nicht feinem 
wahren und ausichlieglichen Berufe gemäß Nechtshülfe gegen 
erlittenes Unrecht, jondern er maßt jich an, einem ac) ‚gött- 
lichem Willen Leivenden gegen das ihm auferlegte Ungemach) 
Dur) Vernichtung des Nechts eines Unfchuldigen helfen zu 
wollen, wo er e3 Gott überlaffen follte, dem der Befriedigung 
durch diefe Ehe beraubten Gatten, jet es nun durch eine un- 
möglich jcheinende Genefung deg andern erfrantten Gatten 
oder durch defjen Tod Hülfe zu jchaffen. 

Es ift nicht Sache des Nichters, Unglücliche gliteklich zu 
machen, jonvdern nur denen, welche Nechtsverlegungen erlitten 
haben, durch deren Aufhebung zu ihrem Necht zu verhelfen, 
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Wie Büff dazu gelangen Fonnte, anzunehmen, daß jolche 
Scheidungsgründe, wie Ausja, unheilbarer Wahnjinn umd le- 
benslängliche Freiheitsitrafe jogar Schriftgemäß jeien, Dies 
wird durch Seine Neugerung auf ©. 674 a. a-D. deutlich: 
„Hatte man Matt. 19, 6 nur auf die einfeitigen willfürlichen 
Scheidungen zu beziehen, jo bejtand Hinfichtlich der nicht uns 
mittelbar auf dem Willen, fondern auf trennenden Thatjachen 
beruhenden Ehejcheidungen ein direlt verhinderndes Schrift- 
wort nicht; ja in 1. Kor. 7, 15 hatte man jogar ein Schrift: 
wort dafür, d. h. ein Wort, welches die wirkliche Eheichetdung 
auch außer dem Ehebruch erlaubt, wenn auch 3.12 ff. und 
16 abrät." &3 1jt dieje Neußerung m. E. bejonders deshalb 
bemerkenswert, weil an ıhr leicht nachzuweiien tft, wie wenig 
es gelingen fann, den wahren Sinn des von den Neformas 
toren begründeten Scheidungsrechtes zu fafjen, wenn man den 
Einfluß überfieht, den darauf die ganz neue Beachtung des der 
Obrigkeit hHinfichtlich des Nechtsichuges der Ehe vbliegenden 
Berufs hatte. | 

Dffenbar nämlich wird hier Büff von der Voritellung 
geleitet, alg3 ob die Neformatoren einfach deshalb Die bögliche 
Berlaffung als jchriftgemäßen Scheidungsgrund hätten gelten 
lafjen, weil fie eine „trennende Thatfache” und deshalb Die 
Scheidung wegen Diejes Grundes eine „nicht unmittelbar auf dem 
Willen (des fich Scheidenden) beruhende“ Sei, und nur auf eine 
Scheidung Diejer legteren Art das in Matth. 19, 6 überlie- 
ferte Berwerfungsurteil des Herrn fich beziehen laffe. In der 
That aber entging e$ den Neformatoren feinesiwegs, daß Die 
leg Urteil, indem e3 jede Scheidung außer wegen Ehebruch 
_ veriverfe, eben damit den Ehebruch al3 die einzige „tren- 
nende Thatjache” bezeichne, um welcher willen Selb ftichei- 
dung gebilligt werden fünne. Die Selbftjcheidung wegen bö3- 
licher Berlaffung hätte das Schriftwort in Matth. 19, 6 ebenjo 
gegen fich, wie die Selbitjcheidung aus irgend einem andern 
Grunde außer dem de8 Ehebruchs. Bon Selbitjcheidung it 
auch in Kor. 7, 15 nicht die Rede, jondern nur von erlaube 
tem &ebrauch der Durch rechtsförmliche Scheidung des andern 
Teils erlangten rechtlichen Freiheit. Für eine zu pflichtge= 
mäßer Handhabung der Öerechtigfeit wegen böslicher VBerlaj- 
jung von Geiten der Obrigkeit zu verjchaffende vechtliche Freiz 
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heit der Wiederverheiratung berief man fich daher auf 1. Kor. 
7, 15, und fonnte man fi auf diefe Schriftitelle berufen, 
nicht aber in dem Sinne berief man fi) auf fie, als ob fie 
eine Billigung jeder Scheidung ,‚‚auch der Selbitjchetdung iwe- 
gen eines jeden Die von Nechtswegen noch beitehende Ehe nur 
thatjächlich trennenden Borganges enthalte. 

Handelt e8 fich, wie oben nachgewiejen wwurde, bei den von 
Neformatoren jelbjt wiederholt ganz bejtimmt ausgejprochenen 
Srundgedanten des von ihnen geforderten Scheidungsrechtes 
bei, dev richterlichen Scheidung nur um eine zur Verwirklichung 
de3 göttlichen Willens gereichende Nechtshülfe für den unjchul- 
digen Ehegatten wegen des hm von dem ander zugefügten 
Unrecht, jo erhellt auch, daß es ein Trugichluß it, der häufig 
bei den Verhandlungen über die Scheidungsgründe gemacht 
wurde: weil irgend eine Handlung die gleiche oder noch eine 
jchwerere öffentliche Strafe verdient, wie der Ehebruch, ift fie 
ebenjo gerechter Scheidungsgrund, als der Ehebrud. Es ift 
vielmehr immer darnad) zu fragen, ob fie al8 Verlegung des 
ehelichen NechtS des. andern Ehegatten. den gleichen Anspruch 
auf Erjaß für das dadurc erlittene Unrecht mittelft Verjchaf- 
fung der Freiheit eine neue Ehe zu Schließen, begründen kann, 
wie der Ehebruch. Der Ehegatte, welcher wegen des an einem 
Dritten begangenen Mords die Todesstrafe verdient hat, ver- 
dient deswegen nicht, daß er, wenn ihm die Todesitrafe er- 
laffen wird, von jeinem andern Ehegatten gejchteden werde; 
denn diefem hat er durch) den an dem Dritten begangenen 
Mord feine Nechtsverlegung zugefügt. Aber die bögliche Ver- 
lafjung ift eben jo gerechter Scheidungsgrund, wie der Ehe- 
bruch, weil fie in ebenfo unmiederherjtellbarer Weije das ehe- 
liche Necht des andern Cheteils verlegt, wie der Ehebruch. 
Und auch. wenn man Necht Hätte zu behaupten, was hier da. 
bingeftellt werden fan, daß die von einem Erwachjenen ver- 
übte Onanie gleiche Strafe verdiene wie der Ehebruch und die 
Sodomie, würde daraus noch nicht folgen, daß fie ebenjo ge- 
rechte Scheidungsurjache jet, wie der Ehebruch und die So- 
- Domie. \. Mu 
 Ebenfo wird das richtige, dem gemeinen protejtantischen 
Schetdungsrechte zu Orunde liegende Prinzip: e3 darf Nie- 
mand um fremden Frevels willen zur Ehelofigfeit gezwungen 
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werden, untichtig angeivendet, wenn daraus abgeleitet wird, 
e3 fei die Verwirfung der Strafe lebenslänglicher oder jogar 
Ichon langwieriger Freiheitsentziehung eine gerechte Scheidung$- 
urjache. Eine folhe muß immer vor allem eine dem andern 
Eheteile zugefügte Nechtsverlegung fein; denn Die Scheidung 
jol nur Mittel der Nechtshülfe gegen direkte Berlegungen der 
ehelichen Treue jein. Der Ehemann, welcher fih durch ein 
Verbrechen, das er gegen einen Dritten oder gegen das Gemein 
wejen begangen bat, lebenslängliche Yuchthausftrafe "zuziebt, 
verichuldet es dadurd) freilich, daß nun jeine Ehefrau, fo lange 
er lebt, der Befriedigung durch die Che entbehren muß. Aber 
eine direkte Verlegung der ehelichen Treue begeht er dadurch) 
nicht; die Behauptung, daß diefe Berichuldung dem Ehebruc) 
oder der böslichen Verlaffung gleichzuftellen jet, tft grumodlos. 
E3 ijt im höchiten Grade inhuman, wenn man Chejcheidung 
wegen verwirkter Freiheitsitrafen zuläßt, und jo einem hiezu 
verurteilten Ehegatten die Ausficht benimmt, nach Meberitehung 
ver Strafe oder erlangter Begnadigung Fich durch Fortführung 
jeiner Ehe mit einem Chegenofjen, dem er vielleicht in voller 
Liebe und Treue zugethan geblieben war, wieder aufrichten zu 
fünnen. | ; 

Darüber, welche einzelne Berfchuldungen als gerechte 
Scheivungsgründe anzuerkennen feien, it e8 zur Bildung ei- 
nes jejten gemeinen NechtS nicht gefommen. Jus certum ift 
um Bereich des gemeinen protejtantischen Cherecht3 nur der 
Srundfaß: “es 1jt als gerechter Scheidungsgrund 
jede einfeitige Verihuldung anzuerfennen, welde 
wie Ehebruh und bösliche VBerlajfung eine jo to- 
tale Verlegung des ehelichen Necht3 der andern 
Chehälfte ijt, daß Ddieier genügende Nechtshülfe 
dagegen nur dur Ehejheidung gewährt -werden 
fann. Sn Semäßheit diefes Grundjages hat im Bereich des 
gemeinen Nechts der Richter zu prüfen, ob die Verjchuldung, 
wegen welcher auf Ehejcheivung im einzelnen Falle geklagt 
wird, wirklich zu dem Antrag auf Ehejcheidung berechtige, oder 
nicht. Und ebenfo wird nach diefem Grundfage der Geje- 
geber, welcher das gemeine proteitantische Eherecht in eittem 
Bejegbuche feitjtellen und janktioniren will, eg beurteilen müj- 
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jen, welche einzelne Thatjachen für gejegliche Schetdungsgründe 
zu erklären jeten. 

. Nicht bloße Folge. jenes Grundjabes, Sondern durch ihn 
telbjt gegeben tit Die Nechtswidrtgfeit jeder Scheidung wegen 
irgend eines Unfalls, der den einen Teil betrifft, und dem an- 
dern die Sortjegung der ehelichen Lebensgemeinjchaft mit ihm 
läftig oder jogar unmöglich macht, alfo namentlich auch wegeıt 
einer, wäre e8 auch anscheinend unheilbaren Geiftesfrankheit, 
wovon ein Eheteil befallen wird, und ebenjo wegen eimfeitiger 
over gegenfeitiger angeblich uniberwindlicher Abneigung. Ehes 
Icheidung aus jolchen Gründen wäre nicht mehr Nechtsichug, 
jondern Sündendienft. Das Begehren, aus folchen Gründen 
geichteden zu werden, it ein unbedingt jündhaftes; eine Obrig- 
feit, welche einem Begehren diejer Art nachgibt und es erfüllt, 
thut das gerade Gegentheil von dem, was ihre Pflicht in Be: 
- ziehung auf Schuß der Ehe als heiliger Oottesftiftung tft. E&$ 
it ein verfehrtes Mitleid oder eine irrige Borjtellung, daß es 
Pflicht der Obrigkeit jet, unglückliche Chen aufzulöjfen, damit 
der Berjuch gemacht werden fünne, fie mit glüdlicheren Che- 
bündnifjen zu vertaufchen, welcher Chegejeggeber bewegt, Der- 
gleichen Ehejcheivungsgründen gejebliche Geltung zu gebe; 
‚der Erfolg fann nur der fein, daß das Bewußtjein von den 
ehelichen Pflichten getrübt, daß der Leichtjinn in der Ehejchlie> 
Kung befördert, und daß nur ziı oft dem Unglüclich werden 
von Ehen Voricgub geleiftet wird; denn die Leichtigkeit der 
Ehejcheidung nährt jolche Leidenschaften, wodurd) zumeiit die 
Ehen unglücdlich werden. 

Was oben im S. 59 bei der Lehre von der unvollfom- 
menen Scheidung eine3 matrimonium ratum et consummatum 
nach Fatholiichem Cherecht über die Eigentümlichfeit des Ber: 
fahrens zu jagen war, welches diejer Scheidung vorhergehen 
- muß, gilt natürlich nicht weniger von demjenigen, wodurch nach 
dem protejtantifchen und dem jeßigen allgemeinen Necht Die 
vollfommene richterliche Ehefchetvung vorzubereiten ijt; .eS hat 
jogar hierbei das öffentliche Interefje an der Aufrechterhaltung 
rechtsgültiger Ehen als ein dem Privatinterefje an ihrer Auf- 
löfung entgegenitehendes erhöhte Bedeutung, weil e3 Jich hier 
nicht um die bloße Aufhebung des ehelichen Zufammenlebeng, 
fondern des Ehebandes jelbjt handelt. Die hiefür wejentlichiten 
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prozeßrechtlichen Beitimmungen hat die Neichscivilprozeßordnung 
aus dem bisherigen gemeinen Necht mit den den Berhältnifien 
ver Gegenwart angemefjenen Mopdifilationen in ji auf 
genommen. Genauer auf ihre VBorjchriften über dag DVer- 
fahren in Ehejachen (in den SS 568 ff.) einzugehen, gehört 
nicht zu unferer Aufgabe. ur dürfte hervorzuheben fein, daß 
darin zwar auc) das gebührende Gewicht auf Die zur Ber: 
hütung unnötiger Ehefchetdung dienenden Sühneverfuche gelegt, 
aber die Juziehung von ©erjtlichen aufgegeben worden tft, durch 
welche das bisherige gemeine Necht nach Bejeitigung der Mit- 
wirfung von firchlichen Organen bei der Fällung von Ers 
fenntniffen über Chejcheidungsklagen der Slirche gerade bie 
ihrem Beruf am meijten entiprechende Teilnahme am Che: 
prozeß zu fichern gejucht Hatte. E&3 ift demzufolge nun haupt- 
lächlich der Kirche überlafjen, jich jelbit, jo gut eS geht, ©e- 
legenheit zu einer derartigen außerhalb des Rahmens der ge: 
richtlichen Prozedur in freier feelforgerlicher Werje zu übenden 
Teilnahme zu verjchaffen. Doch tit es auch den Gerichten ums 
benommen, der Kirche dafiir in manchfacher Art entgegenzus- 
fommen. Nichter, welchen e3 am Herzen liegt, hiedurch für 
die ihnen obliegenden Bemühungen um möglichite Verhittung 
der traurigen Notwendigkeit, zur Gewährung der nur fo zu 
beichaffenden Hülfe Ehen fcheiden zu müfjen, den geeignetiten 
und wirffamften Beiftand zu erlangen, werden die Wege dazu 
wohl aufzufinden wijien. | 

Meines Dafürhaltens tft auch die Klage auf eine das 
Eheband Löjende Ehejchetdvung nicht als eigentliche Strafflage, 
jondern als eine Erfaßflage in den im $.59 bezeichneten Sinne 
anzufehen, und jedenfall die allerdings zur Strafe der Ver: 
Iehuldung des Chefchetdungsgrundes eintretende BVerwirkung 
der ehelichen Nechte, welche das eigentliche Fundanient des 
tichterlichen Scheivungsausspruches bildet, auch hier al$ un- 
mittelbare gefegliche Folge der VBerjchuldung jelbft zu betrach- 
ten, jo daß nicht erjt jener Ausfpruc als Strafverhängung 
aufgefaßt werden darf. Es tt dies don praftiicher Wichtig- 
feit, weil daraus hervorgeht, dag die Scheidungsflage aucd 
gegen einen Eheteil, der nach der jo bereits erfolgten Verwir: 
fung jener ehelichen Nechte unzurechnungsfähig geworden tft, 
mit Erfolg erhoben werden fann. Die Oerechtigkeit fordert 


Chebruch und verwandte Vergehen $ 61. 319 


ed, daß der Ehegatte, defjen Necht durch einfeitige Berjchul- 
dung des andern Teil3 verlegt worden tjt, Nechtshülfe Durch 
Ehejcheidung auch dann erlangen fünne, wenn .diefer andere 
Teil nachmals getitesfrant geworden ift. Diejer erleidet da= 
durch nicht jet eine Strafe, fondern e3 wird nur die zu jet- 
ner Strafe ehemals fchon eingetretene Berwirkung feiner Nechte 
aus Der Ehe für erfolgt erklärt, und indem deshalb die Ehe 
von jet an aufgelöjt wird, dem unjchuldigen Teil der allein 
mögliche Erja für die Nechtsverlegung, welche er erlitten hat, 
verschafft. Ai 

Unjere nächite Aufgabe tft eg nun, darzulegen, was hin- 
fichtlich der Ehejcheivung wegen Ehebruch8 und ähnlicher Schei- 
dungsgrüinde, foiwie wegen böslicher Verlaffung und wegen der 
diefer Verjcehuldung verwandter Scheiwungsgründe im Einzel- 
nen Nechtens tt, wo daS gemeine protejtantische Cherecht gilt. 


2) Ebefcheiöung wegen Ebebrucds und verwandter 
Vergeben. 


Ss. 


Für die Ehefchetdung wegen Ehebruch$ gelten nach ge= 
meinem protejtantischen Necht im Ganzen diejelben Vorauss 
jebungen, wie nach fanontischem Necht für die perpetua sepa- 
ratio wegen Ehebruchs. ES it zumerlen behauptet worden, 
daß weil e3 fich nach protejtantifchem Net um Löfung des 
Ehebandes wegen Ehebruch3 handle, e8 nach demjelben mit 
. dem DBewetje des Ehebruchs jtrenger genommen werden müjfe, 
als e8 dag kanonifche Recht vorschreibt, nach welchem der Ehe- 
bruch nur den Anspruch auf immerwährende Trennung von 
Ti und Bett ohne Löjung des Chebandes begründen fan. 
Aber, recht veritanden, will auch diejes Necht UÜeberzeugumg des 
Hichters von Vollendung des Berbrechens; es nimmt nur an, 
daß Diefe auch Durch Smdteten begründet werden fünne, md 
dies tft auch nach den proteltanttischen Nechtsarundfägen anzııs 
erfennen. Wo es feitjteht, daß e3 beim bloßen VBerfuch des 
Ehebruchs geblieben it, darf freilich nicht auf Eheicheidung er= 
fannt werden; denn nicht die Bethätigung umreiner Luft und 
mangelhafter Bewahrung der ehelichen Treue, wie fie auch im 
Berfuch des Ehebruchs vorliegt, jondern die Bermichung des 
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eigenen TFletfches mit fremden tft e8, was den Ehebruc zum 
Scheidungsgrunde macht!). Eben deshalb aber ift ebenjo jede 
Art von Sodomie und Belttalität (Dagegen nicht die Selbitbe- 
flefung) al3 ein dem Chebruc) völlig gleichitehender Schet- 
dungsgrund zu behandeln 2). Der Zweifel, ob in den bezüg- 
lichen neutejtamentlichen Stellen der Ausdrud „‚zzooveia‘“ dieje 
Bergehungen mit umfafjen joll, jcheint mir eines genügenden 
rundes zu entbehren. | 

Diefen Simmden nun, foiwie der des Inceftes, der bei Ver- 
heirateten notwendig zugleich wahren Ehebruch in Jich jchliekt, 
jtellt Hinsichtlich der zur Scheidungsklage berechtigenden Wir- 
fung die Wirrttembergifche Eheordnung von 1687 P. I. C. XI. 
$. 11 die Zebensnacdftellung völlig gleich, indem jie würt- 
lich jagt: „Wir wollen auch, daß wann Zeit währender Ehe. 
Tich) ergeben würde, daß ein Chegatt fich mit der höchlt ver- 
dammlichen Sodomie oder mit Blutjchand beflekt, oder jei- 
nem Eheconjorten mit Öiftgeben nah Dem Leben 
geitellt, und der fchuldige Teil entginge der Todesitraf um 


1) &8 wird jedoch auch bei der Scheidung wegen Chebrudh zu gel: 
ten haben, was Hugo Meyer im Lehrbuh des deutjchen Strafrehts 
(1875) $. 170 mit Beziehung auf die öffentliche Beftrafung des Chebruchs 
jagt: „AUS gefchlechtliche Vereinigung ift die naturgemäße Vereinigung 
mit einer Rerfon des andern Gefchlechts zur Befriedigung des Geichlechts- 
triebS zu erachten, ohne daß e3 auf eine weitere Feititelung über emissio 
und immissio seminis anfommen fönnte. Die in diefer Bez. früher auf- 
geitellten meift umerfüllbaren Anforderungen an den Beweiß hingen mit 
der Strenge der gemeinrehtliden Strafe zufammen.” Vgl. au J. H. 
Boehmer J. E. P. L. IV. #19 8.27 sq. und Bartels, Ehe und Ver- 
löbnis ©. 310 ff. | 

2) E83 ift in diefer Hinfiht ganz dem, beizupflichten, was 9, Ger: 
hard in dem locus de conjugio $. 612 Nr. 3 fagt: Quamvis mollities, 
onaniticum scelus, mutum peccatum 'sive voluntaria seminis profusio 
coram Dei judicio sit longe gravius delietum, quam scortatio vel adul- 
terium, tamen cum per eam persona conjugata non disrumpat matri- 
monialis unitatis vinculum , ideo nee illa ad divortium faciendum 
"suffieiens est causa quod ipsum de praeposteris et praeternaturalibus 
congressibus statuendum; alia vero ratio est sodomiae, bestialitatis et 
incestus, per quae flagitia conjux corpus suum, cujus potestatem non 
habet, alteri tradit et unitatem carnis, qua conjuges conglutinantur, 
nefarie disrumpit, 
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etiva mit einlaufender Umftände willen, daß, weilen dur 
dergleichen abjcheuliche Verbrechen die Ehe-Treu 
und VBinculum immediate lädirt, und substantia 
matrimonii Jowohl oder mehrers, als durch den 
Ehebruch und boshaftige Berlafjfung convellirt 
wird, auf des unfchuldigen Teils Ansuchen befindenden Din- 
gen nach gejprochen werden folle.“ Und dieje hier zunächit 
nur als eine partifuläre auftretende Anerkennung des Schei- 
Dungsgrundes der Infidien ift dann in der Folge zu einer 
gemeintechtlichen geworden, wie fie denn auch in den obigen 
Worten der W. Cheordnung auf überzeugende umd mit dem 
felten PBrincip des gemeinen protejtantischen Chejcheidungs- 
rechts völlig hHarmonterende Weije begründet ilt. 

E3 läßt fich kaum bezweifeln, daß jelbit Luther Diele 
Begründung Hätte gelten lafjen. Er verwarf diejen Schei- 
dungsgrund, wie wir gefehen haben, nur, weil in folchen Fäl- 
len die Obrigkeit auf andere Art, als durch Scheidung helfen 
fönne. Gewiß dachte er fich als legte Hülfe die Todesitrafe. Wo 
der Öatte, der dem andern nach dem Leben geitellt habe, Die- 
jer entginge, wirde er demnach auch die Scheidung gebilligt 
haben. 

Sn der That ift fie zu billigen, weil Lebensnachitellung 
wentgitens ebenfo, wie Ehebruch die Ehetreue unmittelbar und 
mit Zerftörung des Wejens der Ehe verleßt. Wie der Ehe 
bruch das Band leiblicher Einheit der Gatten thatfächlich zer- 
reißt, jo zerreißt thatjächlich der in Lebensnachitellungen fich 
bethätigende tödliche Haß das Liebesband geijtiger Einheit der 
Gatten, welches doch nicht minder zum Wejen der Ehe gehört, 
al3 die unitas carnis. Die Öerechtigfeit fordert es, dag wenn 
der Ehebruch berechtigen joll, die richterliche Erklärung zu ver- 
langen, e8 fei dadurch das eigene eheliche Recht verwirkt, eben 
hiezu auch Nachitellung nac) dem Leben des andern Ehegatten 
berechtige. Will das Ehegejeg Scheivung wegen Lebensnach- 
jtellung verweigern, jo muß eg, wenn die Lebensnachitellung 
nicht mit dem Tode beitraft wird, den unjchuldigen Teil zu 
beitändiger Ehelofigfeitt um fremden Frevels willen zwingen; 
denn zur Kortführung der Tebensgemeinichaft mit dem Oatten, 
der ihm nach dem Leben jtrebt, fan er Doch gewiß nicht ge= 
ziwungen werden. 

Scheurl, Eheredt. 21 
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Sreilich aber gilt e3 num, den Begriff der insidiae vitae 
structae richtig und genau zu bejtimmen. Die gedachte Ehe- 
ordnung }pricht von „Öiftgeben“. Dabei wird man nicht 
ftreng ftehen bleiben dürfen; aber was als zur Scheidungg- 
Elage berechtigende Lebensnachitellung gelten joll, muß eine That 
jein, in welcher jich die Abficht, den andern Ehegatten zu tö- 
ten, in ähnlicher Werfe und mit gleicher Gefährlichkeit Außert, 
wie im Giftgeben. 

Auf Anreizung dazu fan eine Einrede gegen die Klage 
auf Scheidung wegen Lebensnachitellung nicht gegründet wer- 
den; denn feine Anreizung von der andern Seite fannn die 
Lebensnachitellung jo entjchuldigen, daß fie nicht die Berwir- 
fung des eigenen ehelichen Nechtes verdiente. Aber die Ein- 
vede der unzweifelhaft zu erfennen gegebenen Berzeihung muß 
auch hier zugelaffen werden; denn darin liegt Verzicht auf 
den verzichtbaren Anspruch, daß wegen Diejes N die 
Ehe gejchteden werde. 

Desgleihen muß Dagegen die Einrede der En 
zugelaffen werden, und zwar in der Art, daß fie nicht nur 
auf Lebensnachitellung von der andern Geite, jondern auch 
auf Ehebruch des Flagenden Teils vder irgend ein folches Ver- 
halten desjelben gegründet werden fann, welches vom Wecht 
als Scheidungsurjache anerfannt tft: Bei allen Scheidungs- 
Hagen aus allen vom Recht anerkannten Scheidungsgründen 
it Die Stompenjationgeinrede in diefer Art zuzulaffen. Gie 
beruht auf dem Prinzip, das in c. 6 X de adulteriis (5, 16) fo for- 
mulirt erjcheint: paria delicta mutua compensatione tollun- 
tur. Die Gleichheit der Delikte beiteht aber in der Gleichheit 
der Aniprüche, welche fie für den Verleßten begründen, nicht 
in der Öleichartigfeit ihres TIhatbejtandes. Paria delieta find 
in Beziehung auf Ehefchetdung folche, welche nach dem Necht 
die gleiche Wirkung haben, den Anipruch auf Cheicheidung zu 
begründen. 
| E3 ergibt fich auch Schon deshalb, daß z.B. gegen Die Sllage 

auf Schetdung wegen Ehebruchd Die auf Lebensnachitellung 
gegründete KTompenjationseinrede zugelaffen werden muß, und 
umgefehrt, weil ja beide Teile dann einen genügend begrün- 
deten Anspruch auf Eheicheidung gegen einander haben, und 
folglich der zuerjt auf Ehejchetdung von dem andern belangte 


Chebrucdy und verwandte Vergehen $. 61. 323 


Teil, wenn er ftch exetpierend auf jeinen Anjpruch beruft, nach 
dem Grumdjag abjolviert werden muß: melior est causa pos- 
sidentis. Hauptjächlich aber fpricht für Zulaffung der Kom- 
penjationseinrede gegen die Scheivungsklage in folchemn Um- 
fang der Grund, daß durch die Ehefchetdung nur dem in Be- 
ztehung auf die Ehe dem andern Teil überhaupt wenigitens 
relativ unschuldig gegenüberftehenden Gatten Rechtshilfe ge- 
währt werden joll; denn offenbar jteht Doch Der wegen Xeben3- 
nachftellung auf Scheidung flagende Gatte dem andern nicht 
deshalb als jo unschuldig gegenüber, wie eS hiernach der Fall 
fein müßte, um einen wirklichen Anspruch auf Scheidung zu 
haben, weil ihm zwar nicht Lebensnachltellung gegen Diejen, 
aber Ehebruch vorgeworfen und nachgemwiejfen werden fanır. 
Indefjen ift wohl zu beachten, daß eine Verjchuldung, welche 
Scheidungsgrund fein kann, in dem bejonderen Falle nur dann 
die Kompeniationgeinrede zu begründen. vermag, wenn alle 
Vorausjeßungen gegeben find, unter welchen fte als wirklicher 
Scheidungsgrund gelten darf. Da Dies z.B. bei der hart- 
nädigen Berweigerung der ehelichen Pflicht nım dann der Fall 
it, wenn Durch den Nichter die geeigneten Ywangsmittel er- 
folglo8 angewendet worden waren, jo fann gegen die Sllage 
auf Scheidung wegen Ehebruchs oder ISnitdien ' die Slompen- 
jationsetnrede nicht auf eine folche hartnädige Verweigerung 
der ehelichen PBflicht gejtüßt werden, wegen welcher niemals 
richterliche Hilfe in Anspruch genommen worden war. Auch 
‚veriteht es fich von felbjt, daß ein jchon einmal zur Stompen- 
jation gegen eine Scheidungsklage verwendetes Vergeben nicht 
noch einmal zur Begründung der Kompenjationseinrede gegen 
eine neue Klage aus einem neuen Scheidungsgrumde gebraucht 
‚werden fann. Der daraus erwachjen gewejene Anjpruch ift 
nun erlojchen, und fann nicht mehr geltend gemacht werdeı, 
um einem neuen Anspruch von der andern Seite zu begegnen. 

Bei dem Antrag auf Scheidung wegen Ehebruch! md 
derjenigen anderen Fälle, welche ihm gleichgeftellt werden dür- 
fen, fan nur gejucht werden durch eine moraltiche Einwirkung 
auf den verlegten Teil, welche ihn zur VBerjöhnung mit dem 
andern bewege, das Außerite Mittel der Nechtshülfe, als wel- 
ches die Scheidung anzufehen ift, entbehrlich zu machen; «8 
wären dazu nicht anwendbar Mafregeln, welche nur eine Bej- 
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jerung des fchuldigen Teil8 bezielen fönnten, weil hier das 
eheliche Verhältnis jchon durch die einmalige, nicht mehr ums 
gejchehen zu machende That unheilbar verlegt ift. &8 unter- 
jcheiven Sich eben dadurch diefe Scheidungsgründe von Ddenje- 
nigen, welche ın einem Verhalten bejtehen, wodurch nur 
wenn es beharrlich fortgejeßt wird, das eheliche Verhältnis 
al3 unheilbar verlegt betrachtet werden fanı. 


3) EBefcheidung wegen Böslicher Verlaffung und ibr 
gleichauftellender Vergeben *). 


8. 62. 


Us man anfing, die bösliche Verlajjung (malitiosa 
desertio) al$ einen gerechten und durch den Ausspruch des 
Apoftels im 7. Kapitel des 1. Storintherbriefs als fchriftgemäß 
zu vechtfertigenden Scheidungsgrund zu bezeichnen, hatte man 
eine ganz bejtinmmte Korm derjelben tim Auge, welche gerade 
damals häufig vorfam. E83 war dies das „Weglaufen” eines. 
Mannes in das Ausland, eine heimliche Entweichung, wodurd) 
er jich zugleich jener „jißen gelafjenen” Ehefrau und feiner 
Obrigkeit, — der Erfüllung jeiner Pflichten gegen fein Weib 
und gegen das Gemeinwejen gänzlich zu entziehen beabfichtigte, 
um jeinerjeit3 ein völlig ungebundenes Leben führen zu fön- 
nen. Hier lag e8 am Tage, daß wenn es überhaupt als 
Pflicht der Obrigkeit erfannt wurde, wider Verlegung des ehe- 
lichen Rechtes dem verlegten Teile wirffame Hülfe zu gewäh- 
ven, Ddieje nur darin beitehen konnte, die in folcher Art fißen 
gelafjfene Ehefrau ihrer Berpflichtungen gegen den abtrünnigen 
Mann zu entbinden, und ihr die rechtliche en ander- 
weitiger DBerhetratung zu verschaffen. 

Die Serechtigfeit der richterlichen Ehefcheidung wegen Die- 
jer eigentlichen böglichen Berlafiung beruht wejentlich darauf, 
daß der Schuldige Dadurch zugleich feine böje Abficht, fich 
thatfächlich für immer von der Ehe IoS zu machen, fund ge- 
geben und obrigkeitlihen Zwang zur Wiederheritellung des 


*) Vgl. zu dem Folgenden Hinfhius, Beiträge zur Gefchichte des 


a nah ed. Kichenreht in Doves Zeitfehrift ae II 
(1862) ©. 1ff. 
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geitörten ehelichen Verhältniffes thatfächlich unmöglich gemacht 
hat... Selbjtverftändlich ändert e3 daran nichts, daß etwa nicht 
der Mann das Weib, jondern daß das Weib den Mann in 
diejer Art verlafjer hat; der letere Fall ift nicht darum, weil 
er jeltuer vorkommt, anders zu behandeln. 

Kun kann es aber allerdings auch bösliche Berlaffung 
genannt werden, wenn ein Teil jich vom andern, oder diejen 
von jich entfernt, in der gleichen Abficht, fich dadurch von der 
Ehe thatjächlich für immer IoS zu machen, (mit dem animus 
dirimendi matrimonii), jedoch ohne daß er dadırd) jich jeiner 
Obrigkeit fir den Zwang zur Heritellung. des von ihm that- 
fächlich aufgehobenen ehelichen Lebens entzieht, wie wenn in 
‚solcher Abjicht das Weib von dem Manne wegläuft, ohne aber 
das räumliche Herrjchaftsgebiet der betreffenden Obrigkeit zu 
verlafjen, oder wenn der Mann das Weib aus feinem Haufe 
verjagt, jelbjt aber fich nicht von Ddiefem entfernt. ES fann 
das auch bösliche Verlafjung genannt werden, aber nac) dem 
Grundgedanken des gemeinen proteftantischen Eherecht3 nicht 
für fich allein Scheidungsgrund fein, jondern zu einem folchen 
nur dadurch werden, daß daber auch troß dem von der Obrig- 
feit ernftlich und nachorüdlich verjuchten Zwang zur Heritel- 
lung des ehelichen Lebens beharrt wird. 

Hierauf beruht zunächit der Unterfchted zwijchen eigent- 
licher und uneigentlicher böslicher Berlaffung (Dejertion und 
Duafidefertion). 

Einer noch weiteren Ausdehnung ift.der allgemeine Be- 
griff der böslichen Berlaffung injofern fähig, al3 man für das 
Wejentliche darin das anfieht, daß fich ein Eheteil dem andern 
für Erfüllung desjenigen Zwedes der Ehe entzieht, der vom 
phyftichen Standpunft aus als® Hauptzwed verjelben gelten 
fann, und die räumliche Trennung al3 das minder Wejentliche ; 
‘e8 fann dann auch die ungerechtfertigte, beharrliche Verweige- 
rung der ehelichen Pflicht im eigentlichen Sinne (Die prae- 
fracta debiti conjugalis denegatio) al3 eine Aıt von bö8- 
licher Berlafjung betrachtet werden. Aber eben wieder nur 
fo al8 uneigentliche bösliche Berlaffung, als Duafidejertion, 
daß auch hier unbeugjames Wideritreben gegen den ernitlic) 
angewendeten obrigfeitlihen Zwang Hinzuflommen muß, um 
diefelbe zu einem gerechten Scheidungsgrunde zu machen. 
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Jeicht zu billigen tt e8 dagegen, wenn, wie eS oft gejche- 
hen ift und noch gejchieht, auch die Flucht, um fich einer Verbres 
chensitrafe zu entztehen, ohne weiters al8 Duafidejertion ans 
gejehen und behandelt wird. Denn an jtch fehlt eg hier an 
der „Böslichkeit“. der Verlaffung, weil diefe in dem animus 
dirimendi matrimoni bejteht, und gerade mit diejer Abjicht 
natürlich jene andere, fich durch Flucht einer Verbrechensitrafe 
zu entziehen, nicht8 zu Schaffen hat, fondern vielmehr ein, deshalb 
Tliehender jehr weit davon entfernt fein fann, jich Durch feine 
Flucht auch von der Ehe mit feinem Werbe losmachen zu 
wollen. Eme folche Flucht, wie eine Entfernung anderer Art 
aus guten Gründen, fann nur nachmals in eine bögliche 
Berlaffung übergehen, indem fte durch beharrliches Wegbleiben, 
um fich von der Ehe [08 zu machen, dazu wird. 


Jimmt e8 die Sejeßgebung oder die Braxis nicht ganz jo 
genau, mit der Begriffsbejtimmung der böslichen Verlaffung 
wie,eg im Borftehenden als erforderlich dargethan ift, jo hat 
8 zur Folge, daß ganz verwerfliche und ungerechte Scheivuns- 
gen mit dem Namen einer Scheidung „wegen böslicher Ver- 
laffjung” geihmücdt, und dadurch für fchriftgemäße, und in$- 
beiondere auch von der Kirche als jolche anzuertennende au$- 
gegeben werden. ei 


CS ift gegenüber derartigem Mißbrauch bejonders auch 
noch das hervorzuheben, daß von böglicher Verlafjung nur 
dann die Nede fein fann, wenn e8 dem Eheteile, von dem ich 
der andere räumlich getrennt, oder. den der andere von fi) 


% 


entfernt hat, jeinerjeit8 Ernjt it, die Ehe fortzufegen. Ein 


Eheteil, der jelbjt gern von jeiner Ehe mit dem andern [08 
werden möchte, fann nicht mit Wahrheit über eine ihm wider- 
fahrene bösliche Verlaffung Klagen, wenn diejer andere Teil, 
fei e8 auch aus gleicher Unluft an der von NWechtsmwegen be- 
itehenden Ehe jih von ihm entfernt hat, oder zu ihm nicht 
zurückiepren will. In folchen Fällen kann fich die Obrigfeit 
etwa zujehend verhalten und unthätig bleiben, jo lange nicht 
ihre Tätigkeit zur Heritellung des ehelichen Leben von einem 
der beiden Gatten jelbit in Anfpruc, genommen wird, aber 
wenn fie hier wegen angeblicher böslicher Berlafjung jcheivet, 
jo begeht jie damit jelbjt eine Verfündigung an der Ehe. 
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Su den Füllen böslicher Berlaffung im wriprünglichen, 
engeren Sinne des Wortes findet die richterliche Ehejcheidung 
auf daS Begehren des umjchuldigen Teils ‚ohne weiters ftatt, 
d.h. ohme einen Berfuch, mitteljt irgend welchen Jwanges das 
eheliche Verhältnis herzuftellen, indem bei erlangter Gewißheit, 
daß der fonfrete Fall ein Derartiger jei, ein jolcher Berfuch 
unmöglic) oder doc ‚offenbar erfolglos wäre. Es fommt alfo » 
hier nur darauf an, ji) jo gut e8 möglich ift, diefe Gewißheit 
zu verichaffen, damit dann jofort und ohne Gehör des belang- 
ten Eheteil3 der Scheivungsausipruch gefällt werden könne. 

Hierauf tt der J. g. Dejertionsprozeß eingerichtet, wie er 
frühzeitig durch ©ejeßgebung und Gerichtögebrauch ausgebildet 
‚worden tft. E&3 muß exit durch Kachweife des Elagenden Ehe- 
‚teils, allenfalls durch Eide, welche ihm vom Nichter auferlegt 
worden find, diefem völlige oder doch annähernde Gewißheit 
verichafft jein, daß die Entfernung oder das Ausbleiben de3 
belangten Teils die thatjächliche völlige Aufhebung des ehe- 
lichen Verhältnifjes bezwede, wozu vor allem eine jchon Yän- 
gere Dauer der Abwejenheit desfelben gehört, daß ferner der 
- Drt feines gegenwärtigen Aufenthalt ungeachtet forgfältiger 
Bemühungen des Hägerifchen Teils nicht zu ermitteln, oder 
daß, wo er bekannt tft, derjelbe an diefem Orte für den Nic)- 
ter des Ehewohnfiges umnerreichbar jei, und dag endlich der 
flagende Teil’ wirklich unjhuldig und der richterlichen Hülfe 
wiirdig fei. Dann erjt wird eine Ediktalcitation an den belang- 
ten Teil exlaffen, wodurd) er zur Klagbeantwortung vorgeladen 
wird, bei Erfolglojigteit Derjelben eine ziveite zur ©eltend- 
machung der Orimnde jeines Ausbleibens im eriten Termine, 
und wenn auch dieje erfolglos bleibt, eine dritte zur Berkin- 
digung des Erfenntnifjes, welches dann, weil num eigentliche 
bögliche Verlafiung anzunehmen jet, die Scheidung ausjpre- 
chen werde. H 

Krach der Reichscivilprozegordnung wird der belangte Teil 
nur einmal durch Öffentliche Zustellung, wenn dieje nach, freiem 
Ermefjen des Richters al zuläflig erjcheint, und fofort zum 
Berhandlungstermin vorgeladen; erit nach dejjen Ablauf, ohne 
daß der belangte Teil erjchienen ift, wird die Prüfung ange- 
stellt, od die Vorausjegungen einer böslichen Berlafjung vor- 
liegen; wenn fich dies aber nach dem Ermeffen des Richters 
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ergeben hat, jofort das Scheidungsurteil gefällt. Wo nach be- 
jonderem Landesrecht eine bejtimmte Friit jeit der Entfernung 
des Beklagten verjirichen jein muß, kann dejjen Borladung 
durch Öffentliche Yujtellung nicht vor Ablauf derjelben erfol- 
gen; wo, wie e3 nad) gemeinem Necht der Fall it, eine -Der- 
artige Frift nicht bejtimmt ift, hat der Richter nach freiem Er- 
mefien zur beurteilen, ob die Zeit der Abwejenheit genügt, um 
zur Beitimmung des Berhandlungstermins zu jchreiten, bezie- 
hungsweife auf Scheidung zu erkennen. (Bal. S. 186, $. 578 
Abl. 3 der REROD. und $. 16 Hiffer 7 des Einführungs- 
gejeheg). ' ‚3 | 
Wenn der entwichene Eheteil zum Berhandlungstermin 
oder doch vor rechtskräftig erfannter Scheidung zurückkehrt, tt 
ihm jedenfalls die Verteidigung gegen das Klägeriiche Bor- 
bringen zu gejtatten, und ift auch, wenn er fich nicht genügend 
zu verteidigen vermag, noch die Sühne zu verjuchen. Die 
Klage ijt dann aber nicht jchon deshalb abzuweijen, weil der 
zurücgefehrte Ehetel ji zur Fortfegung der Ehe erbietet. 
Wenn er nur nach der Ueberzeugung des Nichters jich bereits 
böslicher Berlaffung jchuldig gemacht hatte, fo wird dadıred) der 
ein für allemal erworbene rechtliche Anspruch des verlegten 
Teils auf Chefchetvung durch jenes Erbieten zum mindeiten 
dann nicht aufgehoben, wenn der zurücgefehrte ECheteil fic) 
nicht auch von dem naheliegenden VBerdachte, überdies durch 
Ehebruch jein eheliches Necht verwirkt zu haben, reinigen Tann. 
Dies war wenigjtens in Älterer Heit die im Bereich des ge: 
meinen Nechts herrichende Anficht, welche jedenfalls dann als 
ganz folgerichtig anzuerkennen wäre, wenn man die Sllage auf 
Ehejcheivung wegen böslicher Berlafjung als eigentliche Straf- 
Klage aufzufafjen hätte. Ste darf wohl jet als aufgegeben 
betrachtet werden, und mit Necht, wenn, wie e3 oben al3 Die 
richtigere Anjicht bezeichnet wurde, die Ehejcheidungsflage 
durchweg als Erjaßflage aufzufaffen tft, oder mit andern Wor- 
ten, wenn auf richterliche Ehejcheidung immer nur da mit Er- 
folg angetragen werden fann, wo jte wegen unmdglicher Wie- 
deraufhebung der jtattgehabten Verlegung des Nechts aus der 
Ehe als das allein übrig bleibende Mittel zum Schuß des 
Rechts auf die Ehe ich darjtellt. Denn die Verlegung jenes 
Rechts durch bösliche Berlaffung it, wenn nicht hinzugefom- 
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mener Ehebruch bewiejen werden fanı, Durch die Bereit- 
willigfeit des jchuldigen Teils zur SFortjeßung der noch nicht 
rechtskräftig getrennten Ehe thatjüchlich wieder aufgehoben, 
und damit der Antpruch auf Eheicheidung, wenn er bloß den 
eben bezeichneten Sinn hat, weggefallen. 

Bei allen Arten der uneigentlichen böslichen Verlafjung 
muß nach den gemeinrechtlichen Grundfägen erft erfolglos der 
Zwang zur Heritellung des ehelichen Berhältniffes verjucht 
worden. jein, ehe, beim Fehlichlagen auch des Verfuchs der 
Sühne, auf Ehejcheivung erkannt werden fann. E83 muß aljo 
auch die Klage zunächit auf Heritellung des ehelichen Lebens 
und fie kann nur eventuell auf Ehejcheivung gerichtet werden. 
Auch Hat der Nichter fich nicht auf bloße Rücktehr-, Aufnahme- 
oder Bejlerungsbefehle zu bejchränten, jondern, wenn er die 
Klage auf Heritellung des ehelichen Lebens begründet findet, 
zu Ddiejer zu verurteilen, und nötigenfalls zur Vollitredung 
diejes Urteils geeignete Ziwvangsmaßregeln anzuwenden. 

Der S. 16 de Einführungsgejeges zur Neichscivilprozep- 
ordnung ermöglicht dies auch jeßt noch, indem er unter 3. 6 
beitimmt, daß die bürgerlichen Vorjchriften über die auf ein- 
jeitigen Antrag eines Ehegatten zu erlaffenden gerichtlichen 
Nückedr-, Aufnahme- oder Befjerungsbefehle, fowie über die 
als Vorbedingung einer Ehefcheivung anzuordnenden Zwangs- 
maßregeln unberührt bleiben, wie auc) der Schlußfag des 
$. 774 der REBODO. jelbjt jchon die Erzwingung der Herjtel- 
lung des ehelichen Lebens durch Selditrafen oder Haft für 
zuläjlig erklärt, injoweit fie nach den Landesgejegen zuläffig 
it. Wo das gemeine Recht gilt, und folglich als Landesge- 
jeg anzuwenden tft, erjcheint diefe Vorausjegung als gegeben. 

Wo das fatholiiche Eherecht anzuwenden tft, fann weder 
wegen eigentlicher, noch wegen uneigentlicher böslicher Ver- 
lafjung auf Ehejchetvung geklagt werden. Bei gemtjchten Ehen 
it, wie ich oben auszuführen fuchte, wo gemeines Necht gilt, 
das protejtantische Eherecht anzuwenden, und fann dann m.E. 
auch in dem Falle wegen Duafidejertion auf Ehejcheivung ge- 
Elagt werden, wo der katholische Eheterl ohne Bewilligung des 
proteitantischen in einen vom Bapite approbierten geijtlichen 
Drden eingetreten 1jt. Bom Nechtsitandpunfte aus läßt fich 
dieg als eine Art böslicher Berlaflung betrachten: e8 ijt ab- 
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Vichtliche,. und in emer ganz unter dem bürgerlichen Rechte 
jtehenden gemijchten Ehe durch religiöje Beweggründe nicht 
zu vechtfertigende totale Verlegung des ehelichen Necht3 der 
andern Ehehälfte. Natürlich können hier zur Bollitrefung der 
Verurteilung zur Deritellung des ehelichen Lebens, auf welche 
zunächit anzutragen tft, feine Zwangsmaßregeln angewendet 
werden. Aber eS fann die Verurteilung hiezu ausgejprochen 
und wenn ihr nicht Folge geleiftet wird, um jo umbedenklicher 
auf Ehefcheivung erfannt werden, als nad) fatholiichem Che- 
recht in diefem Falle die Ehe als jchog von jelbit aufgeldjt 
zu betrachten ft. Daß es feiner neuen Ehefchließung bedürfen 
fann, um der Verurteilung zur Deritellung des ehelichen Le= 
bens Holge zu leisten, verjteht fich, wenn anerfannt wird, daß 
auf gemichte Ehen durchaus Das protejtantijche Eherecit altzuı- 
wenden jei, von jelbit. 

Wenn man außer der perversa debiti conjugalis prae- 
statio, die unter Umjtänden offenbar der praefacta debiti 
conjugalis denegatio gleichgejtellt werden fan, auch die durch 
fittliches Verjcehulden wahrend der Ehe herbeigeführte Unfä- 
higfeit zum Betschlaf als Duafivejertion betrachtet, und als 
Ehejcheidungsurjache gelten läßt, wofür gewichtige Oründe 
Iprechen, jo ergibt eg fich von jelbit, daß hier das Erfordernis 
vorhergehender Berurteilung zur Deritellung des ehelichen Le= 
bens wegfällt. 

Dagegen Darf wegen Sävitien eine Ehe nur dan ges 
Ichieden werden, wenn die hier zunächit anzuvendende temporäre 
Separation nicht die bejfernde Wirkung bei dem Eheteil gehabt 
hat, der jein eheliches Necht durch fortgejegte gröbliche Miß- 
handlung des andern mißbraucht hatte, daß zu hoffen wäre, er 
werde fich künftig verjelben enthalten. Exit dan fan wegen 
Süvitien auf Ehefchetdung erkannt werden, indem jeßt, aber 
auch jegt exit, ver Fall Nic) dem der böslichen Berlafjung 
EBENEN läßt. — 

In manchen Fällen fanır jet auch eine Todeserklärung 
wegen Berjchollenheit die ehedem nur durch Ehejcheidung wwe- 
gen Berlajjung zu beichaffende Hülfe gewähren. 
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B. Landesherrlidhe Ehejcheidung. 
| 8. 63. 


Das gemeine protejtantijche Ehejcheidungsrecht beruht auf 
der Anjchauung, daß zwar num derjelbe Gotteswille, welcher 
‚die Gatten in der Ehe zujammenfügt, jo daß fie Ein Fleisch 
find, diefe Zujammerfügung jo löfen kann, daß fie recht ge 
(öft ift, daß aber, weil die Che als ein zeitliches Ding von 
Gott der Obrigkeit untergeben it, auch eine Chejcheidung, 
welche die Obrigkeit im dem ihr obliegenden Dienjte Gottes 
ausipricht und Durch ihren Ausjpruch vollzieht, als eine durch 
den göttlichen Willen erfolgende Lölung des Chebandes zu 
betrachten ift. Die Ehejcheivung durch) das von der Obrigfeit 
beitellte Chegericht gilt, weil und infofern fte im Namen und 
nach dem Willen der Obrigkeit ausgejprochen wird. Die 
Macht des Ehegerichts, eine Ehe zu fcheiden, tft eine aus der 
von Gott der Obrigkeit über die Ehe verliehene Macht abge- 
leitete. Der Wille der Obrigkeit, welchen das Ehegericht durch 
die Scheidung vollzieht, tft in dem von der Obrigfeit erlaffenen 
Ehegejeß ausgejprochen; mitteljt Anwendung desjelben auf 
den einzelnen Fall jcheidet das Chegericht; e8 darf nicht fchei- 
den, wo e8 nicht auf dem ihm von der Obrigkeit vorgejchrie- 
benen Wege die Üeberzeugung gewonnen hat, daß eine Durch 


- Das Ehegejeß bezeichnete Scheidungsurjache vorliegt, weil feine 


Macht, Ehen zu jcheiden, eine abgeleitete tft. 

Sit num aber auch) die Obrigkeit an das von ihr erlafjene 
Chegejeß und an ihre Vorjchriften über die Mittel, wodurd) 
im einzelnen Salle dejjen Anwendbarkeit auf den Fonfreten 
TIhatbeitand zu gewinnen jet, gebunden, oder kann fte vermöge 
der von Bott ihr gegebenen Machtvollfommenheit Ehen auch 
in Fällen, welche das Chegejeg nicht vorgejehen hat, und auf 
Grund einer nicht nach den von ihr vem Ehegerichte gegebenen 
Borichriften gewonnenen Weberzeugung von der Anwendbarkeit 
des Gejeßes unmittelbar jcheiden ? Sollen Ehen nur von den 
ordentlichen Ehegerichten Fraft der von der Obrigfeit ihnen 
verliehenen Macht, oder jollen fie auch von der Obrigteit un 
mittelbar fraft obrigfeitlicher RR DEN geichteden 
werben fönnen ? 
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Daß dieje Frage fchon in Der. Neformationszeit und von 
den Neformatoren felbit bejaht wurde, tft um fo begreiflicher, 
je unentividelter damals noch die Ehegejehgebung, wie auc) 
die LZehre von den gerechten Scheidungsgründen, und ebenjo 
die Sejtaltung des Eheprozefjes war. Aber auch aus jpäterer 
Zeit fennen wir allgemeine Ausiprüce von Konfijtorien und 
Fakultäten, welche e8 für unzweifelhaft erklärten, daß in Fäl- 
(en, wo das Ehegericht al$ jolches nicht fcheiden fönne, e8 dem 
Landesherrn zuftehe, fraft „oberjtbiichöflicher” oder „landes- 
herrlicher” Machtvollfommenheit zu jcheiden. 

Wenn wir die erjten Aeugerungen diefer Art, welche uns 
überliefert find, wie 3. B. die der Kiiftriner Konfiftorialbe- 
hörde von 1683, über welche Nilhter in den Beiträgen zur 
Seichichte des Ehejcheidungsrechts ©. 82 ff. berichtet, in dem 
Bufammenbange, in welchem fie erfolgten, betrachten, jo dür- 
fen wir wohl einen Sinn derjelben annehmen, in welchem ste 
mit den echten Prinzipien des gemeinen protejtantischen Schei- 
dDungsrechts in Einklang waren. Sie jebten einerjeit3 jehr 
Itrenge Beitimmungen der für die Chegerichte maßgebenden 
Kirchenordnungen und andererjeitS den ernitlichiten Willen 
de Landesherrn voraus, von denjelben im emzelmen Falle 
nur wegen außerordentlicher Umftände und nur in einem Maße 
abzugeben, daß er wirklich glauben fonnte, als Diener Öottes 
und nach göttlihem Willen das Cheband zu löjen. E83 war 
dann mit jolchen Yeußerungen ein Necht der Höchiten Yandes- 
obrigfeit anerkannt, daS ganz der Anjchauung entiprach, welche 
Luther in feiner geiftvollen Schrift „von weltlicher Obrigkeit“ 
aus dem Sahre 1523 -[o ausdrüdte*): „Wie gut und billig 
die Nechte find, jo haben fie doch allefampt ein Auszug, daß 
fie wider die Not nicht treiben funnten. Darım muß ein 
Fürft das Necht ja jo fait in feiner Hand haben, als das 
Schwert, und mit eigener Vernunft mejjen, wenn und wo das 
echt Der Strenge nach zu brauchen oder zu lindern jet, alfo 
daß allezeit über alles Necht regiere und das oberjt Recht und 
Meifter alles Nechten bleibe die Bernunft. Gleich wie em 
 Hausvater, ob er wohl bejtimmte Zeit und Maß der Arbeit 
und Spetje über fein Oefind und finder fegt, mu er dennoch) 


*) Luthers Werfe, Erlanger Ausg. Bd. 22 ©. 95 u. 108, 
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jolch Sagungen in feiner Macht behalten, daß er3 ändern oder 
nachlaffen möge, wo fich ein Fall begäbe, daß fein Gefinde 
frank, gefangen, aufgehalten, betrogen oder fonit verhindert 
würde, und nicht mit der Strenge fahren über die Kranken, 
wie über die Gejunden. Das jag ich darıımb, daß man nicht 
meine, e3 fei genug und föftlic) Ding, wenn man dem gefchrie- 
benen Necht oder Juriften-Näten folge. E8 gehört mehr 
dazu. — Man follt  gefchriebene Necht unter der Vernunft 
halten, daraus fie Doch gequollen find, als aus dem Rechts: 
brummen, und nit den Brunn an feine Floßlin binden, und 
die Vernunft mit Buchitaben gefangen führen.“ 

E3 hätte daher, jo aufgefaßt, die Ehefcheidung „Eraft 
oberjtbischöflicher oder Landesherrlicher Machtvolltommenheit” 
wohl ein gemeinrechtliches Inftitut werden können, wie e8 auch 
wirklich von angejehenen Nechtslehrern, 3.B. ©. 2. Böhmer 
als ein folches betrachtet wurde. Denn diefer fagte in feinen 
Principia juris canonici $. 408 ganz allgemein, daß aus Griin- 
den, aus welchen in foro quidem divortium decerni nequit, 
eidem tamen ex dispensatione principis locus esse po- 
test. &3 it aber diefe Art der Scheidung doch nur in vie- 
len, nicht aber in allen proteftantifchen Territorien Deutfch- 
lands bräuchlich geworden. Und in der That war fie mit den 
wahren Prinzipien des gemeinen proteftantifchen Scheidungs- 
vecht3 nicht vereinbar, wenn fie, wie eg nur zu bald gefchah, 
auf ein abjolutes Necht des Landesheren, mit willfitrlicher Ab- 
weicgung von dem jus commune zu jcheiden, zuricdgeführt 
wurde. Böhmer lehrte a.a.D., es fünnten fraft diefes Rechts 
Ehen namentlich gejchieden werden ob causas ab infortunio 
provenientes veluti ob furorem impotentiamve supervenien- 
tem. Das ftreifte fchon hart an die Anfcehauung Hin, als ob 
der Landesherr nach ganz freiem Belieben, ohne Nüdficht auf 
den geoffenbarten göttlichen Willen jcheiden könne. 

Derjelbe bezeichnete, wie jo eben angeführt wurde, Ehe- 
jcheidungen diejer Art als Eheichetdungen per dispensatio- 
nem principis. Und Dies war bi auf die neuejte Zeit die 
allgemeine Auffafjung. YZuerit jcheinen Aichter Bedenken 
dagegen gefommen zu fein; er vermied von jener Schrift an 
jtillfchweigend den Ausdrud „Dispenjation” für Die landes- 
herrlihen Scheidungen. Und jeht tt eS wohl als die herr> 
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ichende Meinung anzufehen, daß fie eben jo wenig, wie Die 
päpftlichen Scheidungen al3 Dispenfationen betrachtet werden 
dürften. Meines Dafürhaltens dagegen find fte ebenjomohl, 
wie die päpftlichen al8 wahre Dispenfationen anzujehen, nac) 
dem weiteren Dispenfationsbegriff, den ich oben im $. 58 zu 
rechtfertigen fuchte, zumal wenn fie, wie e3 in neuerer Zeit 
allgemein gejchieht, nur auf übereinitimmenden Antrag beider 
Ehegatten ausgejprochen werden. 

Auch Hätte nach meiner Ueberzeugung das Dispenfationg- 
techt, welches dadurch ausgelbt wird, ftetS aus der Staat$- 
gewalt, nicht aus der Kirchengewalt abgeleitet werden jollen. 
Denn nac) Den reformatorischen Grundjägen durfte auch das 
Recht der Chegejeßgebung nicht als eim Firchliches, jondern 
nur als ein ftaatliches Recht angejehen werden, womit es nicht 
in Widerjpruch jtund, daß dabei Tirchliche Beratung als er- 
. forderlich betrachtet wurde. Sm neuerer Zelt wird auch Ddiejes 
Dispenjationsrecht Da als ein Staatshoheitsrecht ausgeübt, 
wie dies neuerlich 3. B. für Mecklenburg von ©. Budfa in 
Doves Zeitichrift B0. xvI ©. 261 nachgewiejen worden ift. 
Ko es jegt noch als ein Recht ver Kirchengewalt behandelt 
wird, betrachte ich jeine Ausübung mit bürgerlicher Wirkjam- 
feit al8 ebenfo unvereinbar mit dem Neichegejeb von 1875, 
wie die des päpftlichen Scheidumgsrechtes. Wo e3 aber als 
Ichlechthin landesherrliches Necht geübt wird, und feine Hebung 
als eines folchen durch das Landesrecht als berechtigt aner- 
fannt tft, Tann ich e3 nicht als Durch das. Neichsgefeß aufge - 
hoben betrachten. So gut auch jest noch durch Landesgejeg- 
gebung neue Ehejchetvungsgründe eingeführt werden fünnten, 
weil dag Neichsgejeß ber die Eheichetdungsgründe feine Be- 
ftimmungen enthält, ebenjo gut muß auch jeßt noch im einzel- 
nen Falle ein Landesherr per dispensationem eine Ehe aus 
einem nicht landesgejeglichen Grunde jcheiden fünnen, wenn das 
Landesrecht jeine Befugnis dazu anerkennt. Daß das Netchs- 
gejeg Dispenjationen von Chehindernijjen nur in den 
von ihm ausdrücklich bezeichneten Fällen zuläßt, fann nicht 
gegen die Auläffigfeit von folchen Dispenfationen angeführt 
werden, welche fie) mr auf landesgejegliche Beitimmungen 
über die Bedingungen beziehen, unter welchen richterliche Ehe- 
Icheidung ftatt findet. 
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Ein wahres Beditrinis für die Aufrechterhaltung diejes 
Nechtsinjtituts wird Sich nicht behaupten laffen, wenn, wie 
nicht zu bezweifeln ift, das zu erwartende Reichscivilgejeßbuch 
feine ftrengeren Bejtimmungen über die Ehejchetdung in fich 
aufnehmen wird, al3 e8 die des gemeinen proteftantijchen Ehe- 
rechts find. Hält man aber jchon diefe Beitimmungen für zu 
Itreng, um in allen Fällen angewendet werden zu fünnen, jo 
wäre e8 gewiß vorzuziehen, daß man die Möglichkeit Dispen- 
jativer Scheidungen in einzelnen Fällen beibehielte, ftatt daß 
man durch allgemeine von den Gerichten durchweg anzumwen- 
vende ©ejegesbejtimmungen die richterliche Chejcheidung er- 
leichterte. | i 

ALS empfehlenswert fonnte das Surftitut der Ehejcheivung kraft 
landesherrlicher Meachtvollfommenheit früher namentlih auc 
aus dem Grunde erjcheinen, weil e3, wo bei dem Vorhanden- 
jein eines gerechten Scheidungsgrundes der jchuldige Teil des- 
jelben gejtändig und mit dem Chejchetdvungsantrage des ver- 
legten Eheteil3 ohne Kollufion einverftanden war, die dann 
unbedenfliche Scheidung ohne eine folche Strenge Beweisführung 
ermöglichte, wie jte damals zur richterlichen Scheidung erfors 
derlich war. Nachdem jeßt der Grundjag freier richterlicher 
Beweiswürdigung gilt, it das Inftitut auch von diejer Seite 
entbehrlicher geworden. Sollte e8 aufrechterhalten und zu ei- 
nem gemeinvechtlichen erhoben werden, jo müßte jedenfalls der 
willfürlihen Ausübung diefes Staatshoheitsrecht3 durc) 
genauere Beitimmungen über feinen Umfang und das bei jol- 
chen Scheivdungen zu beobachtende Verfahren nach Thunlichkeit 
vorgebeugt werden. 


C. Holgen der Ehejcheidung. 
8. 64. 


Sede Chejcheidung, wie fie nach protejtantifchem Eherecht 
der Nichter oder Yandesherr ausipricht, und wie fie auch da, 
wo Ffatholtsches Eherecht anzuwenden tft, jet vom ©erichte 
ausgeiprochen werden muß, falls nach diefem Nechte eigentlich 
nur auf immerwährende Trennung der Ehegatten von Tiich 
und Bett zu erfennen wäre, hebt die Ehe als Nechtsverhältnis 
volitändig auf, jo daß zwar die bisher von derjelben verurs 
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jachten Nechtsiwirfungen, fo wie fie bereits eingetreten find, un- 
verändert fortbeitehen, irgendwelche nee Nechtsiwirfungen dage- 
gen aus ihr von num an nicht mehr entftehen Tünnen. Snsbefon- 
dere aljo Hört die rechtsfräftig gefchtedene Ehe auch fofort auf, 
eitt vechtliches Hindernis für die Wiederverheiratung der ge 
Ichtedenen Ehegatten mit dritten Verfonen zu bilden. 
Daß nach dem bisherigen gemeinen Necht der im Schei- 
dungserfenntnifje für jchuldig erklärte Cheteil zur Wiederver: 
heiratung der Dispenjation bedurfte, hatte nicht darin feinen 
Grund, daß für ihn das Eheband noch als fortbejtehend be= 
trachtet wurde, jondern darin, dab, auch wenn der Nichter 
nicht ausprüdlicd) — wie e8 aber meist geichah — ihm Die 
Wiederverheiratung zur Strafe feines den Scheidungsgrumnd 
bildenden Bergeheng unterjagt hatte, e8 jo angejehen wurde, 
als ob diejes Vergehen von felbjt die Strafe der Unfähigkeit zu 
einer anderweitigen Ehefchließung für ihn zur Folge gehabt 
hätte. ES ergab fich das als notwendige Konjequenz des 
Itreng fejtgehaltenen Prinzips, daß die Ehefcheidung nur Nechts- 
hülfe für den durch eine gejegliche Scheidungsurjache verlegten 
Eheteil jein, nicht auch dem jchuldigen Eheteile Vorteil bringen 
follte. ©eradezu ließ fich Diefe nicht gewollte Kolge der Che- 
jcheidung nicht ausfchließen, weil das Eheband nicht einfeitig, 
fondern nur für beide Ehetetle zugleich aufgelöjt werden fann. 
Aber der hieraus für ven jchuldigen Teil notwendig entite- 
hende Vorteil der rechtlichen Freiheit, eine neue Ehe mit einer 
dritten Berfon zu jchließen, ließ jich dadurch paralyfieren, daß 
er zur Strafe jeines Bergehens als unfähig behandelt wurde, 
von diejer Freiheit Gebrauch zu machen. Impdefjen hielt man 
ftet3 Diejes neue Ehehindernis fir dispenjabel, und zwar jelbit 
in dem Falle, daß die Dispenfation zur VBerheiratung mit der 
des Ehebruch® mitjchuldigen PBerfon nachgejucht wurde. Nur 
jollte dann die Dispenjation jchwer und bloß unter außer- 
ordentlichen Umständen zu erlangen fein, regelmäßig auch nur 
unter der Bedingung der Auswanderung. 

Seßt tritt diefe Folge einer Berjchuldung der Ehejchetdung 
im Allgemeinen weder von felbit ein, noch fan fie durch das 
Scheidungserfenntnis ausgeiprochen werden. Denn das Neiche- 
gejeg bejtimmt, wie jchon öfters erwähnt wurde, im 8.39 au$- 
prüclich alle Vorjchriften, welche das Necht zur Ehejchliegung 
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weiter bejchränfen, als e3 durch viejes Gejet gefchieht, für auf: 
gehoben. Das Neichsgejeß aber enthält feine Beitimmung, 
wornach Diejes Recht um der Berichuldung der Ehefchetdung 
willen bejchränft jein jollte. Der hiedurch Eundgegebene gejeß- 
geberiihe Wille verwehrt es jelbjtverjtändlich auch den Che- 
gerichten, einem durch ein Scheidungserfenntnis für fchuldig 


. erklärten Eheteil in dem Erfenntniffe den Gebrauch des Rechts 


zur neuen Ehefchließung, daS er durch die Scheidung erworben 

hat, zu unterjagen. Nur infoweit hat die bezügliche VBorjchrift 

des gemeinen Nechts teilweife noch Geltung, al8 das Neichs- 

gejeß in H. 5 des $S. 33 die Ehe zwijchen einem wegen Ehe: 

bruchs Bejchiedenen und feinem Mitjchuldigen verbietet, jofern 
Nie ihm nicht.durch Dispenjation geftattet wird. 


Die vermögensrechtlichen Folgen der Ehejcheidung gehören 
dem ehelichen Güterrecht an, und können daher hier nicht er- 
Örtert werden. Auch die Vorfchriften über die Anordnungen 
wegen der Erziehung der aus einer gejchtedenen Ehe herpor- 
gegangenen Kinder, welche dem Samilienrechte, aber nicht dem 
die Ehe betreffenden, angehören, haben hier außer Betracht zu 
bleiben. 


Doch it Hier noch hervorzuheben, daß die Ehejcheidung 
den gejchiedenen Gatten zwar die Wiedervereinigung mit ein- 
ander nicht verwehrt, aber diefelbe nur jo zuläßt, daß fie mit- 
teljt einer neuen Ehejchliegung ganz in der für die Ehes 
Ichltegung überhaupt gejeglich Rue ln Form vollzogen 


werden muß. r 


Die kirchliche Trauung dee muß dann als anftößig 
erjcheinen, wenn nach den Firchlichen Grundjägen bie erfolgte 
Ehejcheidung zu mißbilligen war. Die Kirche fann dann Die 
neue Ehejchliegung nur als Vereinigung zur Fortjegung der 
nicht in Gcmäßheit des göttlichen Willens fondern, bloß nad) 
dem bürgerlichen Gefege gelöften Ehe anjehen, und alfo nicht 
al eine neue göttliche Zufammenfügung behandeln. Aus die- 
jem ©runde wird daher in folchen Fällen die Trauung zu 
unterlaffen fein, ohne daß darin eine Mißbilligung der Wie- 
derpereinigung der gejchiedenen Ehegatten mit einander ge- 
funden werden darf. E38 Äpricht für Ddiejes Verfahren der 
Vorgang der a Kirchenordnung von 1553 

Scheurl!, Eheredt. 24 
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(Richter, KDD. Bd. 2 ©. 130), welche durchaus die Wieder: 
vereinigung Gejchtedenev als Fortjeßung der gejchtedenen Ehe 
behandelte. ; 


D. Die Kirhenordnung in Betreff der Ehe 
Iheidung. 


1) Die Ratbolifche. 
SG. 65, 


Die Unabhängigkeit der Geltung des kirchlichen Cherechts 
als Kirchenordnung von der Veränderung des bürgerlichen 
Cherecht3 it von bejonderer Bedeutung in Betreff der Ehe- 
Icheidung, und für das fatholische Eherecht unfraglich. 

AS Kirchenglieder find Katholiten fortwährend verpflich- 
tet, in Beziehung auf Ehefcheidung ausschließlich fich nach dem 
katholischen Eherecht zu richten; es fann nur diefe VBerpflich- 
tung die für fie günftigen vechtlichen Folgen ihrer mit Ver: 
fegung derjelben vollzogenen Handlungen nicht beeinträchtigen. 
Ein Glied der fatholischen Kirche ift von dem Ehebande recht- 
fich frei, und es hat die von ihm Hierauf gefchloffene neue 
Ehe volle rechtliche Geltung, trogdem, daß «8 durch Nachjuchen 
der Eheicheivung, beziehungsweile durch die neue Ehejchliegung 
firchliche Verpflichtungen verlegt hat. Aber es fann deghalb mit 
Ktivchenftrafen belegt werden; es hat feinen Anfpruch auf Eirchliche 
Mitwirkung zur religtöjen Ergänzung der Eheichliegung, und 
c3 darf ihm Dieje von feinem Diener der fatholifchen Kirche 
gewährt werden; die gejchlofjene Ehe gilt für den inneren 
Bereich der Kirche nicht al3 ratum matrimonium. 

Auch mit einem gejchtedenen Eheteil, welcher nicht der fa- 
tholifchen Kirche angehört, ift e8 jedem Glied der katholischen 
Kirche, wenn Die gejchtedene Ehe nach Deren Necht ratum ma- 
trimonium war, verboten, jo lange der andere bormalige 
Satte desfelben lebt, eine Ehe zu schließen, und es fann Die 
gegen diejes Verbot gejchlofiene, bürgerlich gültige Ehe nicht 
ratum matrimonium jetn. Die fatholifche Kirche folgert dies 
daraus, daß ihre Chegefege fiir alle Getauften verbindlich 
jeten. &3 folgt aber Ichon daraus, daß fiir Ölieder der fatho- 
ltichen Kirche fein anderes Cherecht als das diejer Stiche Sel- 
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tung hat, alfo für jte ein nach einem folchen Eherccht gejchie- 
‚dener Eheteil nicht als frei vom Ehebande gelten fann. Ka- 
tolifen al3 jolche müfjen gejchiedene Proteftanten als nad) 
göttlichem Necht noch an ihre Ehe gebunden anfehen. 


2) Die proteltantifche. 
S. 66. 


Sniofern in dem gemeinen protejtantijchen Ehejcheidungs- 
rechte das evangelifchskirchliche Gejammtbewußtjein von den 
Bedingungen der religiögsfittlichen Yuläfligkeit der Ehefcheidung 
und der Wiederverheiratung ejchiedener zu beitimmtem Aug- 
druck gelangt tft, fann an fich Feine Abänderung desjelben. 
durch einfeitige bürgerliche Oejeggebung an jeiner Öeltung ala 
Kicchenordnung, d. h. ala Inbegriff von Normen für das 
firchliche Berhalten eine Aenderung hervorbringen; denn für 
diejes kann unftreitig jtetS num jenes kirchliche efammtbewußt- 
fein maßgebend fein. 

Als im vorigen Sahrhundert durch bürgerliche Yandes- 
gefeßgebungen, wie namentlich durch das Preußische Allge- 
‚meine Landrecht das Ehejchetvungsrecht nach Orundjäßen ge= 
regelt wurde, welche von denjenigen des gemeinen protejtan- 
ttichen Cherechts mwejentlich abwichen, geichah Dies umter der 
Herrichaft der territorialiftiichen Anschauung, welche die prote- 
ftantifche Landesfirche als bloße Staatsanitalt, die landesherr- 
liche NRegterungsgewalt über Ddiejelbe als HZıineig der Staat$- 
gewalt und die Sliechendiener al3 Staatsdiener betrachtete. 
Demzufolge wurde Die Aenderung des Chejchetdungsrechts 
duch das von dem abjoluten Monarchen einfeittg erlafjene 
neue bürgerliche Gejeß zugleich als Abänderung der Kicchen- 
ordnung angejehen und wurde es als jelbitverständlich betrach- 
tet, daß die Getitlichen efchiedene, welche kraft der Erlaubnis 
des neuen bürgerlichen Gefeßes neue Ehen jchliegen wollten, 
auch dann zu trauen verpflichtet, und daß fie zur Erfüllung diejer 
Pflicht von Seiten der lediglich als Staatsorgane erjcheinenden 
Kirchenbehörden ‚anzuhalten jeien, wo nach dem bisherigen 
Eherecht, das zugleich Kirchenrecht gewejen war, die Ehefchlie- 
Bung und insbefondere die Firchliche Mitwirkung zu derjelben 
unjtatthaft gewejen wäre. E3 fam dazu, daß man fich beveit3 

22 * 
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gewöhnt hatte, die Ehen, auch wo te durch ganz woillfürfiche 
fandesherrliche Dispenjatton gejchieden worden wären, als 
nach göttlichem Willen aufgelöft zu betrachten, weil der obrig- 
feitliche Wille schlechthin als göttlicher Wille anzufehen ei. 
E&3 mußten von diefem Gefichtspunfte aus die neiten Landes- 
gejege, welche die Ehejchetdung erleichterten, als allgemeine 
Dispenjationen erjcheinen, deren Geltung auch für das ficch- 
liche Handeln nun von Seiten der. Slirche ebensowenig bean- 
itandet werden fünnte, wie die der bisherigen jpeziellen Dig- 
penfationen. | | 
Erit als in diefem Jahrhundert fich ein richtigeres Be- 
wußtjein von dem Berhältniffe zwifchen Staat und. Kirche 
wieder geltend machte, und insbejondere al3 das firchliche Ge- 
wisfen aus dem Schlafe, in welchen e3 verfiunfen war, wie 
der erwachte, jo daß e8 wieder lebhaft feine Gebumndenheit an 
das Wort Gottes empfand, machte fich der Mißgriff bemerk- 
fich, den man begangen hatte, indem man einfeitig und nach 
rein weltlichen Nücdhichten de Bedingungen feititellte, unter 
welchen die Eheichetdung ftatthaft, und auf Grund erlangter 
Scheidung die Schliegung emer neuen Che berechtigt fein 
follte, ohne zugleich Die allgemeine Notwendigkeit kirchlicher 
Trauung für die Nechtsgültigkeitt der Eheichliegung aufzu- 
heben. Man jah jih nun in die Notwendigkeit verfeßt, in 
vielen Fällen entweder ©etftliche zur Trauung Gefchiedener 
gegen ihr Gemwillen zu zwingen, beziehungsweise fie wegen der 
Verweigerung der Trauung ihres Amtes zır entheben, oder 
den durch das bürgerliche Gefeß zur Ehejchliegung Berechtigten 
die Ausübung diefer Berechtigung unmöglich zu machen, aljo 
mit andern Worten entweder das bürgerliche Gejeß mittelit 
Gewiffenzzwangs, beziehungsweise mittelft Kirchlih nicht zu 
rechtfertigender Amtsentjegungen von ©eiftlichen aufrechtzuer- 
halten, oder um dies zu vermeiden, die Pflicht der Aufrecht- 
erhaltung de3 bürgerlichen Gejetes und des Schubes der in 
demjelben begründeten Berechtigungen außer Acht zur Laffen. 
Die theoretiich richtige Unterscheidung, daß dem Staatsober- 
haupt nur als Inhaber der Staatsgewalt dieje Verpflichtung 
obliege, während es al3 Inhaber der Slirchengewalt berechtigt 
und verpflichtet jet, die Verjagung der Trauung zu. geitatten, 
wo das’ firchliche Gewifien fie fordere, fonnte nichts helfen, 
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weil e3 doch immer eine und Diejelbe Berfon war, welche hier- 
nad) in zweierlei Eigenfchaft gleichzeitig dasjelbe thun und 
unterlafjen follte. 

Durch die Einführung der bürgerlichen Eheichließungsform 
it Diefe Schwierigkeit völlig gehoben. Die Kirchenordnung in 
Beziehung auf die Trauung wieder heiratender Gefchiedener 
fann num genau beobachtet werden, ohne daß dadurcd) die Aus- 
übung des Nechts zur Cheichliegung, welches das bitrgerliche 
Sejeb Gejchtevenen in Widerfpruch mit der Stirchenorbnung 
gewährt, eine Verhinderung erleidet. Die in jener Himficht 
zu beobachtende SKirchenordnung ift aber nad) dem oben Be- 
merkten ihrem Inhalte nach nichts anderes, al3 was dag ge- 
meine proteltantische Necht über die Buläffigkeit der Eheichei- 
dung und der Wiederverheiratung Gejchiedener beftimmt. 8 
wiirde daher das Nichtigite fein, diefe Beftimmungen als Kir- 
chenordnung jet auch da zu beobachten, wo das gemeine pro- 
tejtantifche Eherecht bisher nicht als bürgerliches Necht gegol- 
ten hat, infofern es, wie oben gejagt wurde, Ausdrud des 
evangelijch-firchlichen Gejammtbewußtjeing Hber die veligiös- 
fittlihe Zuläfligfeit des Handelns ift, worauf e3 hier aus 
Tommt.  ormell berechtigt ift natürlich jede proteftantifche 
Landeskirche, nad) eigenem Ermefjen die Eheordnung, welche 
für jie gelten joll, auch Hinfichtlich der hier in Betracht Tom- 
menden Berhältnifje zu gejtalten. 

0 das gemeine proteftantifche Ehejcheidungsrecht auch 
noch als bürgerliche Recht gilt, foweit e8 nicht durch das 
Neichsgejeg abgeändert it, fan hiernach die protejtantifche 
Kirchenoronung nur dann Verjagung der Trauung verlangen, 
wo ein gejchiedener Eheteil, der Durch fein Verfchulden den 
Anjpruch auf Ehefcheidung für den andern begründet hatte, 
zur Wiederverheiratung mit einer dritten Perfon fehreitet. Es 
ift in diefem Falle, nachdem in demfelben das Neichsgefeg jet 
ohne weiters die Ehejchliegung gejtattet, nicht für dieje, aber 
für die Trauung firchliche Dispenjation erforderlich, weil nach 
der gemeinen proteitantischen Sirchenordnung den als fchul- 
digem Teil gejchtevenen Ehegatten an jich die Wiederverhei- 
ratung verboten tft: Die Dispenjation hat hier eigentlich Die 
Bedeutung der Erlafjung einer Sicchenitrafe, und it daher 
von Bezeigung bdußfertiger Sefinnung abhängig zu machen, 
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was auch da fejtzuhalten ift, wo die neue Ehe mit der des 
Ehebruchs, wegen Ddejjen die Scheidung ausgejprochen war, 
mitfchuldigen Berjon auf Grund der hier erforderlichen jtaat- 
lichen Dispenjation gejchloffen wird. Für die Trauung it 
hier noch befondere Firchliche, von der eben gedachten Beding- 
ung abhängig zu machende Dispenfation zu fordern, die übri- 
gens auch fchon deswegen verweigert werden fann, weil nad) 
den Umständen die Einjegnung der Ehe jelbit bei Erfüllung 
diefer Bedingung zu großes Aergernis erregen Tünnte. 

Wo nach dem bejonderen bürgerlichen Necht die Ehefchei- 
dung aus Gründen erfannt werden Tann, welche das gemeine 
protejtantifche Recht nicht als gerechte Scheidungsurjachen an- 
erfennt, ift regelmäßig beiden aus jolchen Oriimden gefchiedenen 
Chegatten für ihre Wiederverheiratung mit Dritten die Trauung 
zu berjagen, wenn nicht der andere gejchiedene Eheteil bereits 
gejtorben ijt oder jeinerjeitS eine neue Ehe gejchlofien hat. 
Im Lebteren Falle fann die Trauung deshalb nicht verjagt 
werden, weil dann von einer jortdauernden Jittlichen Gebuns 
denheit durch die vorige gejchiedene Ehe natürlich nicht weiter 
die Nede fein fann. Denn dieje muß aufhören, jobald die 
Wiedervereinigung der Gejchiedenen miteinander rechtlich un- 
möglic geworden ft. Auch tft dann regelmäßig wegen (mo- 
raliichen) Chebruchs des andern Teils, weil der Bollzug der 
von ihm eingegangenen neuen Verbindung durch concubitus 
zu vermuten ift, der gegenüberitehende Teil als frei geworden 
zu erachten. 

E3 wird aber auch dann die Trauung für die Wieder: 
verheiratung eines gejchiedenen Eheteil3 zu gewähren fein, 
wenn hinreichender Grund zu der Annahme gegeben, und zu> 
mal wenn e8 jogar notorisch tft, daß die Ehejcheidung, welche 
zufolge einer nach dem gemeinen Recht unzuläfligen Begrünz- 
dung des Antrags darauf ausgeiprochen worden ift, in der 
That wegen einer jchriftmäßigen Scheidungsurjache begehrt 
werden konnte, und dann der unfchuldige Teil eine neue Che 
Ihließt. Es kommt erfahrungsmäßig nicht jelten vor, daß 
3. D. da, wo auf Örumd beivderfeitiger Einwilligung die Ehe- 
Icheivung erlangt werden fann, Jie darauf hin begehrt und er= 
langt wird, ftatt wegen eines von dem einen Teile begangenen 
Ehebruche. In einem folchen FZalle fann es nicht als Firchen- 
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ordnungswidrig betrachtet werden, dem unfchuldigen Teile die 

Trauung für jene Wiederverhetratung zu gewähren, obgleich 
fie ihm zu verfagen wäre, wenn der in dem richterlichen Schei- 
dungserftenntniffe angeführte Grund der wahre und einzige 
Scheidungsgrund gewejen wäre. 

Dagegen fann nie deswegen die Trauımg verweigert wer- 
den, weil an der Wirklichkeit der von dem Nichter angenom- _ 
menen Scheidungsurjache gezweifelt wird. 8 tt nicht Sache 
. der Slirche, die Nichtigkeit der Scheidungsurteile zu prüfen, 
jondern nur, ob die Scheidungsurjache, wegen welcher Der 
Nichter die Scheidung aussprechen zu müfjen glaubte, eine . 
nach dem firchlichen Gejammtbewußtjein gerechte Scheidungs- 
urjache it. Allerdings aber tft. nicht fchon der Name entichei- 
dend; inSbejondere kommt es nach den obigen Ausführungen 
bei der Ehejchetdung wegen böslicher Berlaffung für ihre 
tirchliche Anerfennbarkeit darauf au, daß angenommen werden 
fann, e3 habe ihr auch der richtige Begriff der böslichen Ber: 
lafjung zu runde gelegen. 

Srrig tt die Voritellung, als wäre die Frage, ob einem 
gejchtedenen Eheteile bei feiner Wiederverhetratung die Trauumg 
zu verjagen fei, im Allgemeinen als eine Frage der Kirchen 
zucht im eigentlichen Sinne diejes Wortes zur behandeln. 8 
it Dies nur. richtig, wo es fich um die Trauumg eines aus ge= 
vechter Urjache als jchuldigen Teiles gejchtedenen Ehegatten 
handelt, indem dieje die Erlafjung einer Genfur vorausjegt. 
Sn den übrigen Fällen ift lediglich die firchliche Statthaftig- 
‚ feit oder Unftatthaftigfeit der Chejchliegung aus objektiven, _ 
Gründen entjcheidend. Nicht ob der Eheichliegende für feine 
Berfon, jondern ob die Ehejchließung au fich des Firchlichen 
Segens und der firchlichen Billigung würdig jet, ift es, wovon 
die Statthaftigfeit ver Trauung abhängt, die ja nie ein Urterl 
über die zu trauenden Perjonen und über die Beweggründe 
ihres Eheichliegungswillens ausdrüden, jondern nur beftätigen 
joll, daß ihre Ehejchliegung abgejehen von etivaiger Beriverf- 
fichfeit diefev Beweggründe, deren Unterfuchung der Sirche 
nicht zufommt, eine der chriftlichefittlichen Eheordnung entjpres 
chende fei. ES hat andererfeit3 die Verfagung der Trauung 
auch nicht die Bedeutung einer Verneinung, daß die geichlojjene 
- Ehe eine wahre Ehe fei,.fondern lediglich die, daß die Kirche 
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dadurd) der ihr obliegenden Lehre von den Bedingungen, um- 
ter welchen allein nach Wetjung des göttlichen Wortes eine 
Ehejchliegung gebilligt werden fann, Nachdrucf geben, und vor- 
nehmlich ich davor hüten will, mit diefer Lehre durch ihr 
Thum fich in Widerjpruch zu feßen. Daß fie bei vorhergegan- 
gener bürgerlicher Ehefchliegung durch) die Trauung nicht zum 
- Buftandefommen der Ehe behülflich ijt, und Folglich auch nicht 
gejagt werden fann, jte nehme durch die "Trauung die Berant- 
wortlichfeit für die bejtimmte Ehejchliegung auf jich, entbindet - 
fie durchaus nicht von der Verpflichtung, daß fie jich der feier ' 
[ichen Anerkennung einer ohne ihr Yutyun erfolgten Ehejchlie- 
Bung als einer der chriftlichsfittlichen Xebensordnung entjprech- 
enden da enthalte, wo diejelbe nach ihrem Bewußtjein Diejer 
Lebensordnung nicht wirklich entjpricht. Site darf zu einer 
folchen Ehejchliegung nicht nur nicht behülflich fein, fondern 
ihre auch nicht, wo jte ıyr als bereits vollendete Thatjache ent- 
gegentritt, das Stegel einer firchenordnungsgemäßen Ehe auf- 
drüden. i 

Fir den einzelnen Öeiftlichen ift es Amtspflicht, zu trauen, 
wo nach der Kicchenorbnung, beziehungsweife nach der Ber- 
fügung der zur Handhabung derjelben berufenen Stirchenbehörde 
die Trauung gewährt werden fol. Durch) die Trauung voll» 
zieht er die Slivchenordnung, beziehungsweije die darauf gegrün- 
dete Verfügung jeiner vorgejegten Kirchenbehörde; er jpricht 
damit nicht jein perjönliches, fubjettives Urteil über die Statt: 
haftigfeit der beftimmten Ehejchliegung aus. Wäre ein Geift- 
‚licher fi) innerlich gewiß darüber, daß die Kirchengrdnung. 
in diefem Bunfte mit dem Worte Gottes in Widerjpruch ftehe, 
jo fönnte ev überhaupt der Kirche, in welcher dieje dann nad) 
feiner Meberzeugung jehriftwidrige Ordnung gilt, nicht dienen. 
Sit er in ihren Dienft getreten und geblieben, weil er ihre 
Drdnung, wenn fie auch nicht durchaus mit jeinen Anfichten 
übereinstimmt, ihm doch auc, in feinem PBunkte in entjchtede- 
nem Widerjpruche mit dem Worte Gottes zu Stehen jcheint, jo 
hat er in allen einzelnen Fällen ihr und nicht feiner perjün- 
lichen Anjicht zu folgen, und ebenjo auch jeder Verfügung jei- 
ner firchlichen Vorgejeßten, die nur nicht mit feiner jubjeltiven 
Ansicht, aber mit dem Worte Gottes vereinbar ift, Gehorjam 
zu leiten, Olaubt er freilich defjen gewiß zu jein, daß eine 
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 Jolche Verfügung weder mit der Kirchenordnung in Einklang 
jet, noch jich mit einem flaven Gottesworte, vereinigen lafje, jo 
würde e3 Gewijjensjache für ihn fein, vie Befolgung diejer 
Berfügung abzulehnen, auch wenn er die Kivchenbehörde von 
der Nichtigkeit diejes jeines Urteils nicht zu überzeugen vers 
möchte, und diejelbe daher darauf beharrte. Aber auch dann 
fönnte er fi nım Schonung feines Gewifjens erbitten; er 
fönnte nicht den Anfpruch darauf erheben, die ihm befohlene 
Trauung lediglich deshalb unterlafjen zu dürfen, weil er fie 
für unftatthaft Halte. Denn über die wirkliche Statthaftigfeit 
derjelben hat die Kirchenordnung, beziehungsweije der Ausspruch 
der zu ihrer Handhabung berufenen Kirchenbehörde zu entfcheiden. 
Sretlich aber wird eine wahrhaft evangelifch gejinnte Kir- 
chenbehörde für ihre derartigen Entjcheidungen nicht eine folche 
Unfehlbarfeit in Anfpruch nehmen, daß fie nicht fubjeftiven 
Sewijjensbedenfen gegen ihren Bollzug, deren Aufrichtigfeit fie 
anerfennen müßte, eine jolche Schonung angedeihen zu lafjen 
bereit wäre, die mit der Aufrechterhaltung der Ordnung in der 
Kirche vereinbar tt. Sit nur ihre Entiheidung wirklich fir- 
chenordnungsmäßig, jo. wird c3 nicht an anderen Geiftlichen 
fehlen, die fie zu vollziehen bereit find, und es fann aljo danıı 
jehr einfach dadurch geholfen werden, daß einem folchen das 
Traurecht für den einzelnen Sall-durch bejondere Firchenregi- 
mentliche Ermächtigung erteilt wird. Das die Trauung be= 
gehrende Paar hat nur einen rechtlichen Anfpruch darauf, daß 
e3 getraut werde, nicht daß der an Jich trauberechtigte und zur 
Trauung verpflichtete Geiftliche es traue, wenn die Slirchenbe- 
hörde Ddiejen von feiner Verpflichtung für diesmal entbindet. 
Doc) Sollte immer von den Geistlichen wohl erwogen werden, 
ob das Wort Gottes, worauf fie fich in dergleichen Fällen be- 
rufen zu können glauben, wirklich jo Kar tit, al fie augen- 
bliclich meinen. Bu allen Zeiten haben die gewiffenhafteiten 
Lehrer der Kirche befannt, daß. e8 feineswegs leicht jei, volle 
Gewißheit Über das richtige Verftändnis der die Chejcheidung 
betreffenden Schriftjtellen zu gewinnen. Hier handelt e8 fich 
nicht um jolde Wahrheiten, worauf ftch die „Deutlichfeit“ der 
h. Schrift bezieht, die ihr mit Recht zugejchrieben wird. Uebri- 
gen3 werden Sewifjensbedenten jener Art in dem Maße feltner 
werden, als die Eimjicht von dem wahren Sinn der Schrifts 
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mäßigfeit richterlicher Ehefcheidung durchdringt, wie er oben . 
nachzumeien gejucht wurde. 

Injoweit durch die Landesktirchenordnung genau beitimmt 
it, in welchen Fällen Gejchiedenen die Trauung zu verfagen 
jet, tft deren Berjagung Sache des einzelnen für den Fall an 
ji trauberechtigten Gerftlichen. Außerdem fann diejer Die 
Trauung nicht nad) feinem eigenen Ermeffen verfagen, jondern 
muß er, auch wenn e3 ihm die Slirchenordnung nicht ausdrüd- 
(ich vorjchreibt, die Entjcheidung der vorgejegten firchenvegi- 
mentlichen Behörde erholen. 

Schlieglih ijt hier noch des bejondern Falles zu gedenfen, 
daß ein gejchiedener Ehegatte fich noch bei Lebzeiten des andern 
Satten mit einem Bruder oder einer Schweiter desjelben ver= 
ehelichen wollte. Nach dem heutigen bürgerlichen Nechte wäre 
ihm Diejes ohne weiters gejtattet, während es ihm nach dem 
bisherigen gemeinen Nechte verboten war. Für das chriftlich- 
fittliche Bewußtjein 1ft notwendig eine jolche Chejchliegung im 
Allgemeinen wenigitens zu anftößig, al3 daß bier_ohne bejon- 
dere, nur unter außerordentlichen Umftänden zu gewährende 
firchenregimentliche Erlaubnis die Ehe eingejegnet werden 
dürfte, wie dies auch) 3. B. das Wirrttembergifche Kirchengejeg 
von 1876 im VW. 2 ausdrüdlich vorgeschrieben hat. 


Bierter Abfchnitt. 
Beilweilige Trennung von Til und Bett. 
8. 67. | 

Wührend die immerwährende Trennung von Tifch und 
Bett, wie fie nach fanonischem Necht auf die im 8.59 dargeftellte 
Art jtattfindet, ft von der römijchrechtlichen Ehefcheidung nur 
dadurch umnterjcheidet, daß jie die getrennten Gatten noch durch 
ein freilich bloß ideales Nechtsband mit einander verbunden 
jein läßt, it grumdverfchieden.. davon die bloß temporäre 
Separation derjelben al3 eine bloße Unterbrehung, nicht 
Aufhebung des ehelichen Aufammenlebeng, die daher auch) 
feine Rechtswirkung der Ehe anders als in fuspendierender 
Weije berührt, und daher nur in ganz uneigentlichem Sinn 
als eine Art von Ehetrennung bezeichnet werden fann. 

Gegenjtand richterlicher Behandlung konnte und mußte 
. aber auch eine jolche bLoß vorübergehende Trennung einer Ehe- 
hälfte von der andern oder beider von einander nach fanoni- 
chem Rechte dadurc) werden, daß dasselbe vichterlichen Zivang 
zur Wieverheritellung des ehelichen Zujammenlebens bei eigen- 
“ mächtiger Aufhebung desjelben eingeführt hatte; in Folge davon 
fonnte num jelbjt der Zujtand einer bloßen Unterbredung 
desjelben al3 ein rechtlich erlaubter und rechtlich gejchüßter 
Buftand nur durc, eine richterliche. Verfügung herbeigeführt 
werden; eine andere Herbeiführung desjelben würde ftet3 den 
damit nicht oder wenigitens nicht mehr einverjtandenen Eheteil 
zu einer Nejtitutionsklage bevechtigen. 

Aus Diejer Beziehung der temporären Separation auf den 
außerdem zu verlangenden Zwang zur Wiederherftellung de3 
ehelichen Xebens ergibt fich von jelbit, daß jeder folcher Umftand 
“aber auch nux ein folcher den Antrag auf diefelbe begründen 
fan, um dejjen willen das Nejtitutionsbegehren, wenn e8 von 
der andern Seite gejtellt würde, abzumweijen wäre), 


1) e. 8.18 X de restit spol. (&, 18). 
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Sushefondere fan daher wegen Ehebruchs, wenn deshalb 
‚ nicht auf immerwährende Separation geklagt werden will, der 
Antrag auf zeitweilige Separation geftellt werden, und jo denn 
namentlich auch wegen der fornicatio spiritualis, die nach dem 
gejchriebenen Necht als eine Art von Ehebruch zur Sllage auf 
perpetua separatio berechtigt, nach neuerem Gewohnbeitsrecht 
aber nicht mehr als ein diejelbe vechtfertigender Grund aner- 
fannt wird. ES wird darunter der Abfall vom chriftlichen 
Glauben (die apostasia fidei) oder auch nur von der Lehre der 
-Latholijchen Kirche (die haeresis) verjtanden?). Der dem chrift- 
lichen, beziejungsweife katholischen Belenntnifje treu gebliebene 
Eheteil fann nach der neueren. Praxis nur verlangen, daß, 
wenn der andere nicht mit ihm zufammenleben will, ohne ihn 
ruhig feinem Belenntnifje leben zu laffen, auf temporäre Se- 
paration erfannt werde, tie dies auch wegen Lebensnachitellung, 
fortgejegter Mißhandlungen, Berjuchs der Verführung zu Ber- 
breiyen ?) u. dgl. gejchehen Tann. Die Zahl der Gründe für 
temporäre Separation tft auch nach fatholiichem Cherecht feine 
feit begrenzte. Das tridentinifche Konzil bat jie in dem oben 
Ichon angeführten canon VIII de sacramento matr. (S. XXLV) 
ausdrüdlic) ob „multas* causas für zuläjlig erklärt. 

Es find hier durchaus zweierlei Ocjichtspunfte maßgebend: 
"der nur auf diefem Wege zu beichaffende Schuß eines jchwer 
gefränkten over bedrohten Eheteils, und die Ausficht, durch 
zeitweilige Aufhebung des ehelichen Bufammenlebens beiderjei- 
tige Verjföhnung oder Bejferung des an der Yerrüttung 
des VBerhältnifies fchuldigen Cheteils, etwa auch der beiden 
daran jchuldigen Eheteile zu erzielen. Diefelben Gefichtspuntte 
haben auch dag rvichterliche Ermefjen in Beziehung auf die 
Trage zu leiten, in iwiefern die Trennung auf bejtimmte oder 
unbestimmte Zeit verfügt werden joll. Sit der Orund Derjelben 
gehoben, jo muß auf Antrag desjenigen Öatten, gegen welchen 
die Trennung verfügt worden tft, viejelbe wieder. aufgehoben 
werden. Die freiwillige Wiedervereinigung beider Gatten mit 
einander bedarf jelbjtverftändlich niemuls richterlicher Dazıviz 
er | 

2) c. 6. 7 X de divort. (4, 19). 

8) ec. 2 eod. 
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Das proteftantische Eherecht hat ich diejes Snftitut der 
temporären Separation angeeignet, ohne daran eine Aenderung 
vorzunehmen. &3 hat fich daran aber in der Anwendung die- 
jes Nechts zuweilen der Mifbrauch geknüpft, daß fchon Die 
- Erfolglofigkeit: der zeitweiligen Trennung der Gatten von ein- 
ander für die dadurch beziwecte Bejlerung ihres gegenjeitigen 
Berhältmifjes als felbjtjtändiger Chejchetdungsgrund behandelt 
wurde. Nach dem Prinzip des gemeinen proteftantiichen Ehe- 
jcheidungsrechtS tt dies zu verwerfen. Die erfolglos gebliebene 
Trennung muß verlängert, oder, wenn auch dies nichts rüßt, 
der damit beabfichtigte Befferungsverjuch überhaupt aufgegeben 
werden, wenn nicht die Erfolglojigteit desielben die Gemißheit 
gibt, daß ein wirklicher Scheidungsgrund, wie namentlich dev 
der Sävitien oder eigentlich die darin fich bethätigende Gejin- 
nung, eine folche Höhe erreicht hat, um al3 gerechter Schet- 
dDungsgrund betrachtet werden zu. fünnen. Immer wird Die 
einjtweilige Trennung der Ehegatten von einander während 
eines Ehejcheivungsprozefjes geitattet. 

Das Neichsgejeß hat an diefem ganzen Nechtsinftitut der 
zeitweiligen Trennung der Gatten von Tisch und Bett EHE 
geändert. 


Sünfter Abfchnitt. 


Ehetrennung Surch Michfigkeits: oder 
AUrgülfigkeitserklärung. 


S. 68. 


Weil das Zufammenleben ziveier Personen verjchiedenen 
Gejchlechts nur unter der Vorausfeßung, daß es dem Nechte 
nach Ehe fein fann und Ehe fein joll, rechtlich erlaubt tit, jo 
würde an Sich die rechtliche Nichtigkeit einer ehelichen Berbin- 
dung ziviichen einem Manne und einem Weibe, wenn oder jo- 
bald fie derjelben gewiß wären, fie nicht nur berechtigen, jondern 
jogar verpflichten, fich von einander zur trennen, ohne daß e8 
dazu einer richterlichen Erlaubnis oder Aufforderung bevuürfte. 
Selbit das von dem fanonischen Rechte anerkannte Necht des 
Ehebeltges wiirde an und für fich nur der eigenmächtigen ein- 
jeitigen Trennung eines Teils von dem andern, mit dem er 
in vechtsungältiger Che Lebte, entgegenstehen, nicht aber für 
die auf Übereinftimmendem Willen. beider erfolgende Trennung 
derjelben richterliche Mitwirkung erforderlich machen. Die 
Möglichkeit der Dispenfation würde allerdings, wo fie befteht, 
die Verpflichtung, ich) von einander zu trennen, wenigitens 
aufhalten fünnen; aber auch dies dann nicht, wenn nicht beide 
Zeile Dispenjatton zu erbitten geneigt wären. 

Gleichwohl ift eg unter dem Einfluß der Kirche auf Die 
Seftaltung des Eherechts frühzeitig Nechtens geworden, umDd 
auch bi8 heute geblieben, daß jede Berbindung von Berjonen 
beiderlei Bejchlechts, welche die Form der Ehe an fich trägt, 
‚nur durch ein richterliches Erfenntnis völlig wieder aufgehoben 
werden fann, unbejchadet freilich der unter Umständen anzıer- 
fennenden Berechtigung und bezieyungsweile jelbit VBerpflich- 
tung, bei vorhandenem Bewußtjein von der Nechtsungültigkett 
des Verhältniffes das Zufammenwohnen und jedenfalls den 
geichlechtlichen Berfehr thatjächlich abzubrechen. 
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Die Form der Ehe trägt aber eine Verbindung zwifchen 
Perjonen verjchiedenen Geschlechts, wenn fie durch einen Akt 
eingegangen worden ilt, der als rechtsförmliche Eheichließung 
erjcheint, jo daß er entweder wirklich den rechtlichen Erforder- 
nijfen in Beziehung auf die Form der Ehejchließung entfpricht, oder 
e3 doch erit einer Unterfuchung bedarf, um fich von dem Gegen- 
teil zu vergewiljern. Wo der Alt der Eingehung der Verbins- 
dung auf den eriten Bli fich als ein jenen Erforderniffen 
nicht entjprechender daritellt, fann auch nicht davon die Nede 
fein, daß die Verbindung die Form der Ehe habe, wie dies 
3. B. nach heutigem Recht jelbjt dann der Zall wäre, wenn Jie 
im ©ebiet des deutjchen Neichs und nach Einführung des 
Neichsgejebes von 1875 nur durch Kirchliche Trauung geichlofjen 
worden ipäre. 

Ssmmer hat das richterliche Erkenntnis, welches eine folche 
Berbindung aufhebt, weil jie feine rvechtsgültige Ehe ift, nur 
eine deflaratorische, nicht eine ehevernichtende Bedeutung, und 
e3 tft injofern trreführend, wenn der gewöhnliche Sprachge- 
brauch e8 al3 annullatio matrimonii bezeichnet. ©erechtfertigt 
‚fann diefe Bezeichnung nur werden, indem dabei unter matri- 
monium eben die Korm der Ehe veritanden, beziehungsweile 
daran gedacht wird, daß e3 das Necht des Ehebefiges und die 
Wirkung einer jolchen Scheinehe tft, die Ehejchliegung mit ei- 
ner dritten Perjon unerlaubt zu machen, was durch ein folches 
Erkenntnis wirklich vernichtet wird. 

Daß die Ehe-Nichtigfeitserflärung im Sinne der heu- 
tigen Gejegessprache Lediglich Erklärung des Nichtdafeins einer 
Ehe tjt, fan wohl ohnehin nicht bezweifelt werden. Als frag: 
lich dagegen fünnte e3 allerdings erjcheinen, ob nicht die Un- 
gültigfeitserflärung einer Ehe doch eigentlih Aufhebung 
derjelben jei. Denn da eine folhe 3. B. wegen Bwangs 
zur Ehejchließung oder wegen des Mangels elterlicher Einwil- 
ligung nur auf den Antrag einer bejtimmten dazu berechtigten 
PBerjon erfolgen fann, und die Verbindung nicht nur bis zur 
rechtsfräftigen Ungülttgfeitserklärung al8 Ehe zu gelten hat 
jondern auch für immer die Öeltung einer Ehe behält, wenn 
ein jolcher Antrag während ihrer Dauer nicht gejtellt worden, 
oder das Necht ihn zu jtellen erlojchen it, jo jcheint hier in 
ver That das dem Antrag jtattgebende Erkenntnis die Bedeu; 
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tung einer Aufhebung des Nechtsverhältnisfes zu haben. Allein 
bei genauerer Betrachtung ergibt fich doch, daß auch hier die 
Aufhebung der Ehe nur ein falfcher Schein tft, und in Wahr: 
heit das Erfenntnis bloß die Bedeutung einer Feftitellung der 
Thatfache hat, daß fich durch den wirkfam erflärten Willen 
ver beteiligten Berjon das rechtliche Nichtdafein der Ehe ent» 
Ichieden hat. Cine Verbindung folcher Art ist ein Schtwebendes 
Nechtsverhältnig, von dem e8 ungewiß ift, ob es Ehe fei oder 
nicht jet. Es wird gewiß, daß die Verbindung feine Ehe ift 
und es nie war, jobald jener Wille durch Erhebung der Un- 
gültigfeitsflage erklärt, und durch die richterliche Ungültigfetts- 
erklärung wirkfam geworden tft. Und c3 wird gewiß, daß Die 
Verbindung Ehe tit und cS ftets war, jobald es gewiß tft, daß 
ein Antrag auf Ungültigfeitserflärung nicht mehr geitellt wer= 
ven fann. E33 muß Die Ungültigteits erklärung jo aufgefaßt 
‘ werden, weil fte außerdem eine grundlofe Ehejd yeldung ipäre. 
Die Ehe fan nicht rescisfibel fein, “weil eine recht$- 
bejtändige Ehe bei Lebzeiten beider Gatten nur durch Ehe- 
iheidung und wo diese ftatthaft ift, im eigentlichen Sinne 
aufgehoben werden fann. 

Hiermit erhellt aber zugleich, daß fowohl die Ehe: Ungül- 
tigfeitsflage al3 die Che-Nichtigfeitsflage durchaus die Natur 
einer Präjudicialflage, oder nach heutigem Sprachgebraud) eis 
ner Feltitellungsklage im Sinn des $. 231 der Neichscivilpro- 
zegordnung hat, wie denn auch das auf diefelbe ergebende 
Urteil nie eine Verurteilung oder Losiprehung der belangten 
Barter zum Inhalte haben fanı. 

Wo die Stlage, fie jei num NichtigfettS> oder Ungiiltigkeits- 
Hage von einer Privatperfon angejtellt wird, fann ihr vom 
Nichter nur ftattgegeben twerden, infofern diejelbe damit ein be- 
 rebhtigtes Intereffe an der Erklärung des Nichtbeftehens der 
Che hat. Hieran fehlt e8 aber notwendig dem Teil, der Die 
Verbindung mit dem Bewußtfein derjenigen Thatfache einge: 
gangen oder fogar dieje Thatjache abjichtlich bewirkt hat, um 
' welcher willen die Ehe Für nichtig oder ungültig erklärt werden 
joll und fann. Diefer Teil ift alfo nie zur Anftellung der 
Klage legitimiert; die von ihm angeitellte Nichtigfeit3- oder 
Ungültigfeitstlage ift als jolche wegen mangelnder Legitimation 
abzuiweijen, obwohl ihre Anbringung und die Stenntnisnahme 
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von ihr die Staatsanwaltichaft veranlaffen fann, fofern ihr. 
dadıd) das Dafein eines öffentlichen tvennenden Chehinder- 
nijjes wenigitens wahrscheinlich wird, ihrerjeits die Nichtigfeits- 
age zu erheben, wo dann doch darauf hin möglicherweije die 
Nichtigkeitserflärung zu erfolgen hat. 

Der Sprachgebrauch des fanonischen Nechts, wornach sen- 
tentia divortii ebenjo den eine Ehe für nichtig erflärenden, wie 
den eine immerwährende Trennung der Gatten bon einander 
verfügenden Nichterfpruch bedeuten fann, erklärt fich daraus, 
daß der Vollzug des einen, wie des andern Nichterfpruchg im 
Auseinandergehen (divortium) der ©atten beiteht. 

Wenn man als Ehe-Vichtigkettsflage diejenige bezeichnet, 
welche duch die Behauptung eines Öffentlichen trennenden 
Ehehindernifjeg begründet wird, jo tit dabei der Ausdrud 
Ehehindernis in einem jo weiten Sinne zu nehmen, daß er 
auch auf das in einem wejentlichen Mangel der Korm des 
Ehejchliegungsaktes Liegende Hindernis jeiner Nechtsgültig- 
feit erftredft werden kann. Es wird auch im fanoniftischen 
Sprachgebrauch der Begriff des Ehehindernifjes jo weit aus- 
gedehnt, wie dies daraus erhellt, daß 3. B. häufig von einem 
impedimentum clandestinitatis geredet wird. Für das heutige 
Necht wäre zu wünschen, daß das Neichögejeg genau bejtimmt 
hätte, welche von feinen Vorfchriften über die Form der Ehe- 
jchliegung für jo mwejentlich gelten follen, daß ihre Außeracht- 
laffung die Nichtigkeit der Chejchliegung bewirkte. Da dies 
nicht geichehen ift, muß wegen des favor matrimonii im Yiwei- 
fel angenommen werden, daß Formfehler bei der bürgerlichen 
Ehejchließung nur Beitrafung des Standesbeamten, nicht aber 
Nichtigkeit der Ehejchliefung felbit zur Folge haben jollen. 
Selbitverjtändlich bedarf e8 nach der Annullation einer Ehe 
wegen eines bet der Eingehung vorgefommenen wejentlichen 
Formmangel3 nur der wiederholten Schließung der Ehe in 
richtiger Form, damit fie fofort in eine rechtsbejtändige Ehe 
übergehe. Gezwungen fanın dazu aber auch der Eheteil nicht 
werden, welcher den Sormmangel verschuldet hat; e8 kann dies 
nur unter Umständen nach $. 179 des Neichsitrafgejegbuchs 
einen Antrag auf feine Beitrafung begründen. 

An fich fommt e3 für die Ehe-Nichtigfeit3- oder Ungül- 
tigfeitSerflärung immer nur darauf an, daß erweislich Das be- 

Scheurl, Eheredt. 23 
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Itimmte trennende Ehehindernts im Zeitpunkt der Ehejchliegung 
beitanden hat. Nur injofern der nachmalige Wegfall desjelben 
von jelbit ven Uebergang einer rechtsungültigen Ehe in eine recht3= 
gültige bewirkt hatte, fanın natürlich nun diejelbe nicht mehr 
deshalb für nichtig erklärt werden, weil wegen desjelben die 
Ehejchließung ein nichtiges Nechtsgefchäft war. Dagegen wird 
ebenjo jelbjtveritändlih die Nichtigfeitserflärung durch Die 
Möglichkeit künftigen Wegfalls des beitimmten trennenden Ehe- 
hindernifjes nicht ausgeschloffen, und insbefondere auch nicht 
durch jeine Dispenjabilität, wie diefe auch die Ehegatten nicht 
berechtigt, ohne richterliche Erlaubnis ihr Yufammenleben mit 
einander auch nach rechtskräftig gewordener Nichtigteitserklä- 
rung fortzujegen, wenn gleich fie num jofort um Dispenfation 
nachjuchen; es fönnte jedenfalls von da an ihre Verbindung 
mit einander, wenn die Dispenfation nicht erfolgte, nicht als 
Putativehe gelten. 

Wenn die Ungültigfeitsflage von dem durch) das beitimmte 
Brivatehehindernis zur Anfechtung der Ehe berechtigten Dritten 
(3. B. dem Bater, ohne dejjen Einwilligung jie eingegangen 
wurde), oder wenn die Nichtigfeitsflage von dem Staatsan- 
walte erhoben wird, tt fte gegen beide Ehegatten zu richten, 
während jte jonjt von dem einen Ehegatten gegen den andern 
anzuftellen it. Immer tt der Annullationsprozeß, wie der 
Eheihetdungsprozeß ein jolcher, bet welchen fich der Streit 
nicht um beiverjeit3 verzichtbare Nechte dreht; bet der Nichtig- 
feit3flage it nicht einmal der Anjpruch, welchen der Elagende 
Teil erhebt, ein der freien Berfügung desjelben unterworfener. 
Borzugswerle aber erfordert es die Heiligkeit und Wirrde der 
Ehe, dak in der Verteidigung ihrer Nechtsbeitändigfeit nichts 
verfäumt werde, weshalb die Bulle Benedifts XIV. Dei 
miseratione bejtimmte, daß im Annullationsprozeffe jtetS ein 
eigener von dem zujtändigen Bilchof aufzuitellender defensor 
matıimonii das Snterejje der Kirche daran, daß eine Ehe nicht 
grundlos angefochten werde, felbititändig geltend zu machen, 
und wenn das richterliche Erkenntnis die Nichtigkeit der Ehe 
ausfpreche, immer dagegen die Berufung zu ergreifen habe. 
Achnliches ift dann durch weltliche Gejeßgebungen bejtimmt 
worden, wie auch die Neichscivilprozefordnung tim $. 569 
die Staatsanwaltichaft in allen Chefachen zur Mitwir- 


 Ehetrennung durd Nichtigkeits- oder Ungültigfeiterflärung $. 68. 355 


fung zwar nicht für verpflichtet, aber Doch für befugt erflärt, 
und vorjchreibt, daß hier der Staatsanwalt von allen Termi- 
nen von Amtswegen in Kenntnis zu feßen jei, ihm auch das 
Hecht beilegt, jich über die zu erlafjende Entjcheidung gutacht- 
lich zu äußern, und Jofern es fih um die Aufrechterhaltung 
einer Ehe handelt, neue Thatfachen und Beweismittel vorzus- 
bringen. Nechtsmittel joll er aber nach S. 589 nur gegen 
Erfenntniffe auf eine Nichtigfeitsflage einlegen fünnen. 

Selbjtverjtändlich gelten auch alle diejenigen Borjchriften, 
welche verhüten jollen, daß im Ehejcheidungsprozeffe das Die 
Ehe aufhebende ErfenntniS eine bloß formelle Gemwißheit der 
relevanten Thatjachen zur Orundlage habe, ebenjv für den. 
Annullationsprozeß. 

Ganz folgerichtig läht das fanonische Necht im Annulla> 
tionsprozejje auch den Grundjak, daß res judicata pro veri- 
tate aceipitur wenigftens injoweit nicht gelten, daß das End- 
urteil in diefem Prozeife, e$ mag nun die Sültigfeit oder Uns 
gültigfeit der Ehe ausjprechen, auch wenn dagegen nicht mehr 
Berufung zuläffig it, doch jtetS wegen eines erweislichen Jrr- 
tums des Nichter3 über Thatfachen oder wegen des Belannt- 
werdeng nener Thatjachen angefochten und aufgehoben werden 
fann *). - 

E83 war grundlos, wenn proteltantijche Suriiten dieje Bes 
ftimmung als Ausflug der fatholifchen, protejtantiicher ©eit$ 
verivorfenen Lehre von der Saframentalität der Ehe und des= 
halb für unanwendbar in der proteftantijchen Praxis betrac)- 
teten. Denn in Wahrheit ift fie eine bloße Anwendung des 
Grundiaßes, daß die Heiligkeit der Ehe, welche nur von den 
beiden Konfeifionen auf verjchtedene Gründe gejtüßt, aber an 
fich gleichmäßig anerkannt wird, da3 Trachten nach möglichiter 
materieller Gewißheit hinfichtlich der Nechtsbejtändigfeit oder 
Ungültigfeit der bejtimmten Ehe fordere. Doch läht jich aller- ° 
dings andererjeitS auch in Ehefachen dag Bedürfnis bejtimmter 
Begrenzung der Anfechtung richterlicher Entjcheidungen nicht 
verfennen. Und von diefem Gefichtspunfte aus it es nicht zu 
tadeln, daß nach der NeichSprozegordnung jet auch richterliche 


*) 6. 7 X de sent. et rejud. (2,27), c.5.6 X de frigid. et malef. 
(4, 15) und $. 11 der Bulle Dei miseratione. 
23* 
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Ehe-Nichtigfetts- und Ungültigfeiterklärungen in jedem Sinne 
vecht3fräftig werden, und nach erlangter Nechtsfraft nur noc) 
wie alle anderen rechtsfräftigen Endurteile mit der Nichtigfeit- 
oder Nejtitutionsklage angefochten werden fünnen. Es find 
übrigens auch diefe Klagen, jo lange fie überhaupt angeftellt 
werden fünnen, dadurch nicht ausgeichloffen, daß von einem 
oder jogar von beiden Satten inzivifchen auf Grund der rechts- 
kräftigen Nichtigfeit$- oder Ungültigfeitserflärung ihrer vorigen 
Ehe neue Ehen gejchloffen worden find; es müfjen dDieje ge- 
trennt werden, wenn die Aufhebung der vorigen Ehe mit Er- 
folg angefochten worden it; nur haben fie dann immer die 
Bedeutung von „Butativehen“. 

Es tft über den Begriff und die Wirfung der Butattvehe 
Tolgendes zu bemerken. Die Wirkung der Eheannullation unter 
scheidet jich von derjenigen der Ehejcheidung dadurd, daß fie in 
der Negel die Ehe nicht nur von jegt an völlig aufhebt, jondern 
auch für die Vergangenheit ihrer Schließung jede Rechtswirkung, 
die fie bereitS hervorgebracht hatte, oder doc) hervorgebracht zu ha= 
ben fchien, entzieht. ES folgt dies mit Notwendigkeit daraus, daß 
es nım al3 gewiß betrachtet werden joll, daß die fragliche Ber- 
bindung von Nechtswegen niemals Ehe gewejen je. Aus 
Gründen der Billigfeit aber wird hievon dann abgegangen, 
wenn anzunehmen tft, daß die Verbindung in gutem Ölau- 
ben eingegangen ipurde, d. h. ohne Kenntnis der Thatjäche, 
welche ihre Gültigkeit Hinderte, daß fie alfjo Butativehe 
(matrimonium putativum) war. ES werden dann die Nechts- 
wirkungen, welche fie vermeintlich bisher erzeugt hatte, als 
wirklich daraus erwachjen betrachtet und demnach jo aufrecht 
erhalten, wie fie bisher jcheinbar bejtanden haben. 

Sn Beziehung auf die Nechtswirkfungen, welche den in. 
einer jolchen Berbindung erzeugten Kindern zu gute fommen 
follen, reicht e8 immer jchorf hin, daß auch nur bei dem einen 
oder dem andern der beiden Eltern guter Olaube im Augen- 
bliek ihrer Eingehung anzunehmen war. Dagegen tjt in Be- 
ziehung auf die für die Ehegatten jelbjt günjtigen Nechtsiir- 
fungen der Ehe zu ihrer NAufrechterhaltung bet Annullation 
der Ehe inmer erforderlich, daß gerade bei demjenigen Teil 
des Baares, dem die bejtimmte Nechtswirkfung zu gute fonımen 
joll, guter Slaube vorausgejeßt werden darf. Für Kinder, 
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welche nach dem Zeitpunfte erzeugt werden, in welchem er- 
weislich beide Teile zum Bewußtjein der Nichtigkeit der Ehe 
famen, fönnen natürlich nie mehr günftige Nechtswirkungen 
aus. der vormaligen Butativehe ihrer Eltern entitehen, und 
eben jo Hört für jeden der beiden Gatten mit dem Feitpunfte, 
in welchen er zu jenem Bewußtfein gelangt, die Möglichkeit 
ver Entitehung ihm günjtiger Nechtswirkungen aus der Ver- 
bindung auf. 

Dur c. 38. 1X de cland. desp. (4, 3) it bejtimmt 
worden, daß wenn PBerjonen ich herausgenommen haben, eine 
Ehe, welcher ein trennendes Ehehindernis im Wege jteht, ohne 
dorgängiges firchliches Aufgebot einzugehen, die in einer fo 
eingegangenen Berbindung erzeugten Kinder fchlechthin als il- - 
legitim gelten jollen, auch wenn ihre Eltern bei Eingehung 
der Verbindung feine Kenntnis von dem trennenden Ehehin- 
dernifje hatten. Wo das Dekret des trideitinischen Konzils 
über die Ehejchliegungsform gilt, mußte arg. c. 5 S. XXIV 
de reform. matr. bisher auch der Unterlaffung der Ehejchlie- 
Bung in diefer Form die gleiche Wirkung beigelegt werden, 
und bei Protejtanten der Unterlaffung, fich Eirchlich trauen zu 
lafjen, jeit für Broteftanten die Trauung notwendige Che: 
‚ Ichliegungsform geworden war, jchon weil dann überhaupt auch 
nicht einmal von einer Scheinehe die Nevde jein konnte. Nach 
heutigem Recht ijt dasjelbe anzunehmen, wenn die Ehe nicht 
vor einem Standesbeamten oder mit Umgehung des bitrger- 
lichen Aufgebotes eingegangen worden war. Und es kann die- 
jelbe dann auch nie für beide Eheteile oder für einen von ih- 
nen günftige Nechtswirfungen haben, während jet umgekehrt 

in allen Diefen Beziehungen Die Dernachläfligung des fird- 
 Lihen Aufgebots, bezw. der firchlichen Trauung notwendig 
völlig gleichgültig tft. | 
Sit die Ehe in gejeglicher Form und mit vorgängigem 
Aufgebot gejchlofjenAvorden, jo muß guter Glaube beider Teile 
vermutet werden, bis das Gegenteil bewiejen tt. ES folgt 
Dies Daraus, daß dann dur) Die öffentliche Auftorität des 
Drgang, welches zur Ehejchliegung mitgewirkt hat, die Nechts- 
bejtändigfeit der Ehe als verbürgt erfcheitt. 

Eben deshalb ift auch anzunehmen, daß eine in Ddiefer 

Art eingegangene Ehe in der Negel auch die Legitimation der 
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von den Berjonen, welche fie jo eingehen, vorher miteinander 
erzeugten Kinder bewirkt. Auszunehmen aber ift der Fall, 
daß durch den Berichlaf, aus welchem ein Kind hervorgegangen 
iit, Ehebruch begangen wurde, weil dann das Berhältnis ziwi- 
jchen den Konkumbenten auch nach römischem Necht nicht Erin: 
ter Konfubinat fein konnte. 

Kach e. 14 X qui filii sint legit. (4, 17) ift auch ein 
folches Kind als legitimes anzuerfennen, welches in einer in 
facie ecclesiae eingegangenen Ehe mitteljt Ehebruchs erzeugt 
worden ift, indem bei feiner Erzeugung die rechtmäßige Ehe- 
gattin des Baters noch lebte, wenn nur die Mutter mit Dies 
jem Umftande unbefanunt war. Dies folgt aus dem allgemet- 
nen Grundjage, daß bei gejeglicher Eingehung der Ehe jchon 
die Unbefanntjchaft eines der beiden Eltern mit dem entgegen- 
Ttehenden trennenden Ehehindernifje binreicht, damit die bisher 
anerfannt gewejene Legitimität der daraus hervorgegangenen 
Kinder denjelben nicht verloren gehe. Um eine legitimatio per 
subsequens matrimonium handelt e3 Sich bier nit. Kür 
diefe muß nad) dem im S. 51 Ausgeführten daran feitgehalten 
werden, daß zur Zeit der Erzeugung der dadurd) zu legitimie- 
renden Kinder ein Konfubinat im römisch » rechtlichen Sinne 
möglich gewejen wäre. 

Selbjtverjtändlich fanıı die Ehe-Wichtigfeitstlage als An- 
trag auf Trennung der Ehe durch Kichtigfettserklärung dann 
nicht mehr angejtellt werden, wenn die treffende Ehe bereits 
durch den Tod aufgelöit it. Wohl aber fan aucd) dann noc) 
die Nichtigkeit der Ehe von Dritten als VBorausjegung von 
Nechtsaniprüchen, welche ihnen zuftehen, geltend gemacht wer- 
den. Nur joll dies nach e. 11 X qui filii sint leg. nicht mehr 
zur Anfechtung der Legitimität der Kinder gejchehen fünnen, 
wenn die Ehe in facie ecclesiae gejchlofjen war und Die Gat- 
ten lebenslänglich in Beziehung auf die Sültigfeit ihrer Ehe 
unangefochten geblieben find („quamdiu vixerunt, quiete per- 
manserunt*). &3 folgt dies nicht chon daraus, daß durch die 
Schließung der Ehe in gejeglicher Korm die Nechtsvermutung 
ihrer Nechtsbeitändigfeit und des guten Glaubens der beiden 
oder Doch eines der beiden Eheichliegenden begründet wird. 
Denn diefe Rechtspermutung fann durch Gegenbeweis entfräf- 
tet werden, und diejer fönnte auch unter jenen Borausfegungen 
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nach dem Tode der Eltern immer noch jo erbracht werden, daß 
die mala fides beider Teile zur Gewißheit gebracht würde. 
Es 1jt aber allerdings der Billigkeit entiprechend, daß nicht 
zum Nachteil der Sinder diejer Gegenbeweis zugelaffen werden 
jol. Eichhorn hat in den Grundjägen des Slirchenrecht3 
DD. 2 ©. 449 aus jener Stelle gefolgert, daß auch wenn die 
Schließung der Ehe in gejeglicher Zorm nicht erweislich jet, 
Ichon deshalb, weil die Eltern von Kindern jich lebenslänglich 
Öffentlich als Ehegatten anerfannt haben und auch dafür ge- 
halten worden, mithin feine Thatjachen befannt gewefen find, 
aus welchen die Ungültigkeit ihrer Ehe hervorginge, die Legi- 
timität der Kinder unanfechtbar jet. Dies fanın ich nicht für 
richtig halten; denn nach gemeinem Recht joll die Bermutung 
der Nechtsbejtändigfeit einer Ehe ausjchlieglic) auf die gejeß- 
liche Form ihrer Schließung gegründet werden fünnen. Für 
die Sejeggebung dürfte e3 Jich jedoch allerdings empfehlen, den 
Umjtand, daß eine Ehe bei Lebzeiten beider Öatten unange- 
fochten geblieben tit, ebenfall® als eine die Rechtsvermutung 
ihrer Nechtsbeitändigfeit begründende Thatjache gelten zu lafjen, 
und dann deren Anfechtung zum Nachteil der Kinder fchlecht- 
hin auszufchliegen. 


Aierter Geil. 
Das Berlöbnis. 
I. Einleitung, | 


8. 69. 


Sp unerläßlich e3 war, bei der Lehre von der Eheichlie- 
Bung jchon genauer auch auf das Berlöbnis einzugehen, 
zumal injofern es fi) um die Geichichte des Firchlichen Ver- 
 Löbntsbegriffes handelte, jo mußten wir uns doch die vollitän- 
dige Abhandlung der Lehre von dem dasjelbe als NRechtsge- 
ihäft und als Nechtsverhältnis betreffenden Rechte bis hierher 
vorbehalten, da dieje Lehre zwar eine notwendige Ergänzung 
der Darftellung des Eherecht3 bildet, aber bei der wejentlichen 
Berichiedenheit des eigentlichen Berlöbnifjes von der Ehe doch 
al3 eine Solche erjcheinen fanın, welche falt außerhalb ver 
Grenzen unferer Aufgabe, wenn dieje genau gezogen werden, 
liege. 

Die mittelalterliche Kirche hatte, wie wir oben jahen,. ge- 
ichwantt, ob fie nicht in der Verlobung jchon die Schließung 
des Ehebindnifjes zu erbliden habe. Site hatte fich dann für’ 
einen weiteren Verlobungsbegriff entjchieden, wornacd) Verlo- 
bung (sponsalia) jedes gegenjeitige Treugelöbnis in Beziehung 
auf das geichlechtliche Berhältnis fein jollte, und demzufolge 
zwifchen. sponsalia de futuro und de Praesenti unterfchieden 
werden könne, d. h. einem für die Gegenwart nur Berlöbnig- 
treue, und einem auch fchon für, die Gegenwart — wenn auc) 
beit noch getrennter Lebensführung — Ehetreue zufagenden 
Selöbniffe, die altprotejtantifche Kirche aber hatte dann jogar 
jede unbedingte öffentliche Verlobung als einen zur Ehetreue 
verpflichtenden Vertrag angejehen, nur die bedingte Verlobung 


/ 
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(unter welcher jte auch die von Unmündigen ohne ausdrück- 
liche Bedingung eingegangene inbegriff) als zu Da Berlöb- 
nistreue verpflichtende Verlobung behandelnd. 

Eigentliches Berlöbnis war Ddemnac) -jchon nach dem 
neueiten fanonifchen Necht nur das, was Diejes sponsalia de 
futuro nannte, nach dem protejtantischen Necht aber anfänglich 
nur ein (augpdrüdlich oder ftilljchweigend) bedingtes Verlöbnis, 
diefes aber auch durchweg, während das fanonijche Necht auch 
bedingte sponsalia de praesenti, d. d. bedingte Verpflichtungen 
zu gegenwärtiger Ehetreue fannte. 

Seitdem dann die katholische Kirche, wo das tridentinische 
Dekret über die Ehejchliegungsform in Geltung gefommen war, 
nur mehr die vor Pfarrer umd HYeugen eingegangenen spon- 
salia de praesenti, und die neuere proteftantische Kirche nur 
mehr das im Trauakte abgelegte Treugelöbnis als Chejchlie- 
Bung gelten ließ, mußte jedes diejen Gelöbniffen vorher- 
gehende Gelöbnis als bloße Verlobung, al3 VBerlöbnig im eis 
gentlichen Stun, und jomit al3 von der Ehejchliegung fcharf | 
gejchtedenes Nechtsgefchäft, das daraus hervorgehende VBerhält- | 
nis aber als ebenjo von der Ehe jcharf gejchiedenes Verhält- 
nis, al3 bloße Voritufe der Ehe betrachtet werden. 

Snjofern aljo könnte das Berlöbnis im Sinne des fchließ- 
lichen gemeinen Nechts als ein zum Eherecht nur in Beziehung 
jtehender, aber nicht wahrhaft zu ihm gehörender Gegenjtand 
angejehen werden. Man fünnte zweifeln, ob eine Verlöbnis: . 
lehre, welche, wie die hier von uns beabfichtigte, nur das 
eigentliche VBerlöbnis im Auge hätte, nicht außerhalb der Auf- 
gabe Liege, welche eine Darftellung des A zu löjen 
habe. 

- &3 würde aber diejer Zweifel jelbit dann, wenn man te 
sein Bejeitigung nicht die unbejtreitbare Notiwendigfeit der 
Ergänzung einer wiffenfchaftlichen Darftellung des Eherechts 
durch die Lehre vom Berlöbnifje für ausreichend Halten wollte, _ 
jedenfalls der Thatjache gegenüber fich als unberechtigt dar- 
itellen, daß in unferem Nechtsleben, feit wir ein gemeineg 
Recht haben, jtetS und bis auf den heutigen Tag das Berlöbs 
nisrecht als Beitandteil des Cherechts behandelt worden ift 
und noch behandelt wird. ES ift durchaus das Kirchliche — 
don der Kirche gejchaffene oder unter ihrer Mitwirkung aug« 
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gebildete — Eherecht, welches da, wo gemeines echt gilt, auch 
von den weltlichen, jeßt allein kompetenten Gerichten in Ber- 
(öbnisjachen, wie in Ehejachen anzınvenden it. Eine Dar- 
jtellung des gemeinen Cherechts, welche das Verlöbnisrecht 
ausschtede, wäre daher jchon deshalb eine unvollitändige. 

Ein Erzeugnis des Nechts it das Verlöbnis jo wenig, 
al die Ehe; es ift, wie Ddiefe, ein dem Necht nur zur Bear- 
beitung vom Leben jelbit gegebener Stoff, der fich aber in dem 
Mape, alg man fich der Grenzen zwifchen dem, was lediglich 
der Negelung durch die Sitte zu überlajjen, und dem was 
auch Durch Nechtsjagung zu regeln tft, genauer bewußt wird, 
al3 noch um etwas jpröder für die Bearbeitung durch das 
Necht darjtellt, wie die Ehe. Allerdings war e$ der höhere 
fittliche Ernst, mit welchem die Stirche das Berlöbnis von vorn- 
herein und dann bejonders wieder jeit ihrer Erneuerung dur 
die Reformation würdigte, der fie antrieb, das Berlöbnis in 
weiterer Ausdehnung al® Gegenitand des Nechtszwangs zu 
behandeln, wie e3 das römische Necht gethan hatte; aber es 
gejchah Dies zugleich in Verfennung der von dem römischen 
Nechtsfinn richtiger erkannten Grenzen zwischen Necht und 
Peoral. Und wenn Die heutige Nechtsanjchauung mit Ent- 
ichiedenheit dem Hiele zuftrebt, ji) in diejer Hinficht wieder 
mehr an die Behandlung des Berlöbnifjfes anzujchliegen, welche 
es durch das vönische Civilvecht erfahren hatte, jo darf darin 
nicht ohne weiters eine zu geringe Qindigung jeiner Sittlichen 
Bedeutung gefunden werden. 

Pan darf den dem Berlöbnisrechte zu Grund zu legenden 
Begriff des Verlöbnifjes nicht einfeitig von den Fällen abitra- 
hieren, in welchen die gegenfeitige Einwilligung in eine mitein- 
ander einzugehende Ehe nur deshalb einjtweilen die Geftalt 
eines bloßen Verjprechens künftiger Ehejchliegung annimmt, 
weil die notwendig für Dieje und für den Antritt des Che- 
Standes zu treffenden Vorbereitungen eine gewifje, jedoch ve= 
gelmäßig nur Eunze Zeit in Anfpruch nehmen, jondern es muß 
der Begriff des Berlöbniffes für jeine rechtliche Regelung jo 
gefaßt werden, daß er ebenjogut auch auf die nicht jeltenen 
Fälle paßt, in welchen e3 in der Borausficht abgefchloffen 
wird, daß die Eheichließung, welche dadurch veriprochen wird, 
erit nach geraumer Zeit möglich jein werde. Während in der 
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Negel die Heitdaugr eines perjünlichen, und zumal eines \we- 
jentlich vorübergehenden perjönlichen Verhältnifjes gleichgültig 
ift, läßt gerade bei dem Berlöbnisverhältnifje erit eine längere 
HBeitdauer desfelben ferne ihm insbejondere gegenüber der Ehe 
eigentümliche Itatur und die darin wurzelnden Schwierigfeiten 
jeiner richtigen rechtlichen Negelung vecht erkennen. Die Haupt- 
fragen des Verlöbntsrechts, welcher Unterjchted zwischen der 
rechtlichen Statthaftigfeit der Löjung des Chebandes und des 
Berlöbnifjes gemacht, befonders aber ob und wie zur Erfüllung 
des Berlöbnisverjprechens mit Nechtszwang angehalten werben 
joll, gewinnen offenbar in dem Maße an Bedeutung, in wel 
chem der Heitpuntt der Berlobung von demjenigen, in wel- 
chem die Eheichliegung erfolgen joll oder fanın, weiter ent- 
fernt ift. 


Kur wenn dem Begriff des Verlöbnifjes jene richtige 
Weite gegeben wird, erhellt die Wahrheit deffen, was Tren- 
delenburg im Naturreht (2. Aufl. S. 131 ©. 292) über 
ven Sinn der Zipischenzeit zwilchen Verlöbnis und Trauung 
jagt, daß fie nicht nur dazu diene, Haus und Hof vorzube- 
reiten, jondern auch „in ven Brautleuten, welche ftch inniger 
befreunden und geijtig in einander einleben, den Willen zur 
Treue zu verbürgen” und daß jie „ferner geeignet jei, den 
Antrieb zur Ehe, welcher weder bloß raufchende Empfindung 
ohne MUeberlegung, nach Berechnung ohne Empfindung jein 


joll, zu Hören und zu erproben.“ Stimmen wir aber diejen 
Ausjagen bei, jo werden wir e3 auc, als richtig anerfennen | 


müfen, wa8 Trendelenburg dann weiterhin jagt: „Der 
Sinn jener HYwilchenzeit ginge, wenn jich aus dem Berlöb- 
nig auf die Ehe Klagen ließe, durch jurtitiiche Nötigung ver- 
loren.“ ! 


Semeinrechtlih fanın noch jebt aus dem Verlöbnis auf 
die Ehe geklagt werden; wir werden aber jehen, welche Ber- 
legenheiten die Durchführung diefes Orumdjages der Klagbars 
feit des Verlöbntfjes bei zunehmender Erkenntnis feiner wah- 
ren Natur bereitet hat, und uns deshalb nicht darüber ver- 
wundern, daß er bereit$ von den meisten Vandesgejeßgebungen 
aufgegeben worden tft. Die Behandlung des Berlöbnifjes als 
eines Nechtsgeichäfts und eines Nechtsverhältniiies it Feines= 


— 
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wegs dadurc) bedingt, daß aus dem Eheverjprechen auf Ein- 
geyung der Ehe geklagt werden fann. 

E3 it folgerichtig, daß die Fatholifche Kirche behauptet, 
das Verlöbnis gehöre als „actus ad sacramentum matrimonii 
disponens“ zu den geiftlichen und darım der firchlichen ©e- 
jeßgebung und Gerichtsbarkeit unterworfenen Sachen. 

Als zweckmäßig betrachtete e8 auch die proteitantiiche 
Kirche, jelbjt nachdem fte das Verlöbnts wieder jchärfer von 
der Eheichliegung unterjchted, daß Berlöbnisfachen wegen thres 
Zulammenhangs mit der Ehe und wegen der dabet vorkfoms 
menden „Oewifjensfragen” der SKonftftorialfompetenz vorbe- 
halten blieben. 

Schon feit längerer Zeit aber find jelbft in katholifchen 
Ländern die Verlöbnisfachen als eigentliche Nechtshändel meift 
den bürgerlichen Gerichten zugewiejen, und tjt den Stirchenge- 
richten ihre Behandlung nur noch infofern überlafjen worden, 
als fie die Eigenschaft von Oewifjensjachen haben. 

Das Neichsgejeb von 1875 hat in feinem-S. 76 au in 
Streitigen Verlöbnisjachen für das ganze Neich die bürgerlichen 
Gerichte für ausjchlieglich zuftändig erklärt. Doch haben Dieje 
im Bereich des gemeinen Nechts, wie jchon oben bemerft wurde, 
hiebei noch bei Berlöbnifjen zwijchen Statholifen das Fatholische 
Eherecht, und bei Berlöbniffen zwijchen Broteitanten, wie auch 
— nad meiner Anficht wenigjtens — bei Berlöbnifjen zwi: 
ichen Satholiten und PBrotejtanten, jedenfalls aber bei Verlöb- 
nifjen zwilchen Berjonen, welche weder der fatholtiichen noch) 
der protejtantischen Kirche angehören (mit Ausnahme der Sfrae- 
liten), da8 gemeine protejtantische Eherecht anzuwenden. So- 
wohl diefes als das fatholifche Cherecht beruht in feiner Be- 
ziehung auf das Verlöbnis hauptjächlich auf dem römischen 
Necht und. auf defien Modififationen durch das Fanonifche 
Ntecht, beziehungsweife durch. die Diejes wieder reformierende 
protejtantische Nechtsbildung. 
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I. ®ns Nechtsgeichäft des VBerlößniiies. 
8. 70. 


Kach der römischen Definition), welche fich die Kanv- 
niften mit Bezug auf das befannte Schreiben des-P. Nikolaus 
an die Bulgaren 2) wörtlich anzueignen pflegen, tft das Ver- 
löbnis: „mentio®?) et repromissio futurarum nuptiarum*, 
d. h. alfo gegenfeitiges Verjprechen künftiger Eingehung der 
Ehe. Die völlige Beftimmtheit diefes Berjprechens, welche. eine 
feinerlet Ergänzung mehr bedürfende Willenzeinigung in Be- 
treff der veriprochenen Ehe vorausjegt, unterscheidet das Wer- 
(öbnis von den f. 9. Verlöbnistraftaten, bei welchen 
man zwar darüber einig ift, eine Ehe mit einander in _Aug- 
ficht: zu nehmen, aber noch über Punkte, die dafür erheblich 
find, unterhandelt, fo daß exit durch das Bultandefommen einer 
völligen Uebereinfunft auch hierüber das wirkliche VBerlöbnts 
herbeigeführt werden fann. E3 it wichtig, diejfen Unterjchted 
genau feitzuhalten, um fich nicht von dem Schein eines Vers 
löbniffes täujchen zu lafjen, wo e8 in der That noch bei bloßen 
Berlöbnistraftaten geblieben war. Das bereitwillige Eingehen 
auf eine Werbung oder einen Berlöbnisantrag ut noch nicht 
Berlöbnts; es wird dazu erit durch ein ganz bejtimmtes gegen 
jeitige3 eher. ; 

Hauptfächlich um folche Zweifel, ob e8 zu einem wirklichen 
Berlöbniffe gefommen fei oder nicht, auch für die Beteiligten 
jelbjt zu verhüten, und um es zu verbürgen, daß Diejes wich- 
tige Gejchäft mit voller Ueberlegung und Bejonnenheit abges 
ichlofien werde, it es höchjt zweckmäßig, wenn das Recht dafür 
eine beftimmte Form vorjchreibt, wie e8 auch die Partikular- 


1) L. 1 D. de sponsalib. (23, 1). 

2) c. 3 C. 30 qu. 5. 

3) Mommfen will in der angef. Digeitenjtelle ftatt mentio conven- 
tio lefen, und in der That gibt mentio faum einen annehmbaren Sinn. 
Wenn Kunbe im $. 575 de8 Curfus des R. R. e3 mit, „Werbung“ 
überjeßt, jo entfpricht dies meter genau dem Wortfinn von mentio, nod) 
will e8 zum Begriff der Sponfalten pajjen, welche ja die vorausge- 
gangene Werbung zur Vorausfegung haben. 
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‚gejeßgebung meift gethan hat. E38 tft ein Mangel dez ge- 
meinen NWects, daß es jtet3 daber verharrt hat, die recht- 
| liche Wirkiamfeit des Berlöbnifjes von feiner Form der Wil: 
| Tenserklärung abhängig zu machen, jondern vdieje immer noch) 
ganz der Wahl der Beteiligten anheim gibt, jo daß gemein 
rechtlich jelbt indirefte Willenserklärungen hinreichen, um die 
vollen Nechtswirfungen des Berlöbniffes hervorzubringen. Se 
mehr dem Berlöbniffe rechtlicde Bedeutung beigelegt wird, 
Iprechen nahezu diejelben Gründe dafiir, diejelbe an eine feine 
DBeweisbarfeit fichernde Korm zu nüpfen, wie dafür, daß das 
Recht eine jolche Form für die Eheichließung vorjchreibe ; nırr 
fann man füglich daber ftehen bleiben, das VBerlöbnis als Bri- 
vatgejchäft zu behandeln, weil es noch nicht wie die Ehe einen 
öffentlichen Stand begründen joll. 
Wo Bartifulargejege eine bejtimmte Form fordern, in 
welcher das Berlöbnts eingegangen werden foll, pflegt man 
dann das in Diejer Forin eingegangene Verlöbnis Hffent- 
liches (publica sponsalia), das formlos eingegangene heim- 
liche3 (clandestina sponsalia) zu nennen. Sm Zweifel aber 
ı wird auc dann angenommen, daß nur die Stlagbarkeit durch 
die Beobachtung der Form bedingt, und das heimliche VBerlöb-' 
nis nur unerlaubt, aber doch nicht ungültig, fondern bindend 
‚jet und alle jonitigen Wirkungen des Berlöbnifjes habe, wenn 
‚es nur den materiellen Erfordernifjen des Necht3 entipreche. 
Semeinrechtlich Tann hiernach das VBerlöbnis auch zwilchen 
Abwejenden +) und durch Stellvertreter abgejchlojien werden, 
fo zwar, daß diefe auch ich mit dem andern Teil, foweit fie 
dazu wach der ihnen erteilten Bollmacht Freiheit haben, exit 
über alle wejentlichen Punkte zu einigen, nicht bloß einen fer- 
tigen Willen ihrer Vollmachtgeber fund zu machen haben ?). 


4,L.48.1D.h. t. | 

5) L. 18 D. eod.: In sponsalibus constituendis parvi refert, per 
se (et coram, an per internuntium vel epistolam) an per alium hoc . 
faetum est: et fere plerumque condiciones interpositis personis expe- 
diuntur. Die Schlußworte find freifich offenbar jo zu verftehen, daß re 
gelmäßig die Bedingungen durch Mittelsperfonen nur vorläufig verabredet 
werden, und darauf hin das Verlöbnis von den Beteiligten unmittelbar 
abgejchlojfen wird. Vgl. aber auch c. ult. de procurat. in VIto, (1, 19), 
defien ausdrücklich nur von der Ehejhliegung duch Profuratoren jpre- 
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Snvem das Neichsgejeß nicht nur bei feinen Vorfchriften 
über die Ehejchliegung, jondern auch bei denjenigen über dag 
vorher zu erlafjende Aufgebot die Beteiligten jchlechthin als 
„DBerlobte” bezeichnet, will e3 damit nicht jagen, daß dag Er- 
Icheinen derjelben vor dem Standesbeamten zum Ehefchließungs- 
atte ‚oder jogar nur zur Erwirfung des Aufgebots unbedingt 
als jtilliehiweigende Erklärung eines bindenden Berlöbnis- 
willens anzufjehen jet, jondern es drückt fich nur in Rücficht 
darauf jo aus, daß in der Negel ein bereits zwifchen ihnen 
abgejchlofjenes VerlöbniS vorauszujegen tft. emeinrechtlich 
muß allerdings jedenfalls das Erfcheinen zum Eheichließungs- 
atte als hinreichend betrachtet werden, die Nechtsvermutung 
für ein bereit$ zu Stande gefommenes Verlöbnis zu begrüns, 
den; e3 darf diejelbe aber nicht al3 eine praesumtio juris et 
de jure behandelt werden, und noch weniger die bloße Bewer- 
bung um das Aufgebot an und für jic. 

Daß, wie oft und 3. B. auch von Richter ®) behauptet 
wird, für das Verlöbnis „der Oefichtspunft des Kontrafts 
als der schlechthin entjcheidende anzufehen fei," ift jchon nad 
dem römischen Rechte nicht richtig, welches die Sponsalien eis 
neswegs unter die SKcontrafte einreiht, fondern als einen ganz 
eigentümlichen, nicht jowohl obligatorischen, als vielmehr dem | 
Samilienrecht angehörtgen Vertrag behandelt, der als jolcher einis 
germaßen an der Natur des Ehejchliegungsvertrags teilnimmt, | 
wie Dies dann in noch höherem Maße das fanonifche Recht 
thut. 

So jelbjtverjtändlich eS daher tit, daß der völlige Mangel 
der Willenseinigung ebenjo die völlige Nichtigkeit des Verlöb- 
nifjes, wie eines jeden anderen Vertrags zur Folge hat, fo 
wenig darf e3 alS von vornherein außer Frage jtehend be- 
trachtet werden, daß dagegen bloße Mangelhaftigfeit der 
Einwilligung, d. h. ihr Bewirktfein durch Zwang oder Srr- 
tum nad) den für Kontrafte und nicht nach den für die Ehe 
Ichließung geltenden Regeln zu beurteilen fei. Das römische 
Necht hatte freilich feine Veranlaffung, in diefer Beziehung 


chende Beflimmungen natürlic) analog auch auf das Berlöbnis anzumen:- 
den find. 
6) Lehrbuch des Kirchenrechts, 7. Aufl. $. 289, 
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für die Sponfalien befondere Negeln aufzuftellen, weil e3 Dies 
auch nicht für die Ehejchließung that, und bei der völligen 
Scheidungsfreiheit, die eS gelten ließ, nicht zu thun brauchte. 
Da aber das fanonische Necht für die sponsalia de futuro Die 
‚Sreiheit der einjeitigen Auffimdigung beitimmt begrenzt, umd 
zwijchen sponsalia de futuro und de praesenti einen. weniger 
fcharfen Unterfchied macht, als das RN. N. zwifchen Verlöbnig 
und Ehejchliegung, jo tft wohl anzunehmen, DAB «Ss .Diefelbe 
ipso jure vernichtende Wirkung, welche e8 unter beftimmten 
Bedingungen dem Zwang und Irrtum unzweifelhaft in Bes 
ztehung auf sponsalia de praesenti beilegt, auch bei spon- 
salia de futuro eintreten laffen will, indem es nirgends au8- 
drücklich Hinsichtlich Diefer etwas anderes beitimmt. Und es 
iit folgewetfe auch von dem gemeinen protejtantifchen Eherecht 
das Bleiche anzunehmen, jo daß nach diefem felbjt wegen ei- 
nes wejentlichen Srrtums über eine bloße einzelne Eigenschaft 
der gegenüberftehenden Berjon das Verlöbnis al3 ipso jure nich- 
tig anzufehen tft, nur freilich jo, daß es wie auch nach fatho- 
liichem Eherecht gültig wird, wenn der Srrende, beziehungs- 


weile Gezwungene, nad Hebung des Srrtums oder Ywangs- 


e3 al3 gültig anerfennen will, und daß der andere Teil, wenn 
er, ven Irrtum verurjacht oder benüßt, beziehungsweije fich 
jelbit de3 Ywangs jchuldig gemacht hat, nicht jeinetjeit die 
Nichtigkeit des Berlöbniffes geltend machen darf. 
Selbitbefchränfungen des Willens durch Nebenbejtim- 


mungen, d.h. HBeitbeitimmungen, Bedingungen und maß 


gebende Beitimmungen (modi) ift allerdings im Allgemeinen 
die gleiche Wirkung zuzuschreiben, wie bei jonftigen Verträgen, 
und e3 diirfen darauf die bejonderen für sponsalia de praesenti 
nac Fanonischem Recht geltenden Orundjäge, insbejondere aber 
der Grumndjag des protejtantifchen Eherecht3, daß Bedingungen 
bei der Ehefhliegung völlig unftatthaft find, nicht bezogen 
werden. Das protejtanttsche Necht jah ja urfprünglich gerade 
die Bedingtheit als Kennzeichen des eigentlichen Werlöbntjjes 
an, und wenn das fanonijche Recht bei sponsalia de praesenti 
unmögliche und unfittliche Bedingungen (jofern diefe nur nicht 
contra substantium matrimoniü jind), alS nicht beigefügt be= 
handelt wijjen will, jo beruht dies auf der Begünjtigung der 
Ehe, welche e8 bereit3 al3 durch sponsalia de praesenti ge- 


+ 
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Ihlojjen betrachtet. Für diefe Begünstigung fehlt e3 beim ei- 
gentlichen Berlöbniffe an einem hinreichenden Grunde Es 
müffen daher bei ihm unmdögliche und unfittliche Bedingungen 
diejelbe vernichtende Wirkung haben, wie bei allen Ver- 
trägen. Wenn evangelische Kirchenordnungen auch bei Berlo- 
bungen Nichtigkeit der beigefügten Bedingung wegen ihrer 
Unfittlichfeit feitjeßten, jo geichah Dies nur, weil fie Berlo- 
bungen im Zweifel al$ sponsalia de praesenti und als fofor- 
tige Eheichließung bezwecend betrachteten. Bedingungen, welche 
dem Wejen der Ehe iwideritreiten, müfjen sponsalia de futuro 
Ihon deshalb ebenjo nichtig machen, wie sponsalia de prae- 
senti, weil ihre Beifügung auch bet jenen mit der Bedeutung 
eines wahren Eheverjprechens umvereinbar wäre. Nur unter 


einer folchen Bedingung eine Ehe für die Zukunft verjprechen, 


unter welcher diejes Verhältnis dem Begriff der Ehe nicht 
entipräche, hieße nicht in Wahrheit die Ehe verjprechen. 
Nejolutivbedingungen, welche bet sponsalia de praesenti 
als unfittlich zu betrachten wären, find e8 bet sponsalia de 
futuro nicht, weil das Verlöbnisverhältnis ein wertgitens durch 


' Uebereinfunft lösbares it. Ohne Grumd, wie mir jcheint, 


wird die Zuläfligkeit zieljeßender Yeitbejtimmungen bei Ber: 
(öbniffen bezweifelt: es fcheint mir durchaus nicht dem Wejen 
des Berlöbnifjes zu iwideritreiten, daß man fich dadurch mur 
auf eine beitimmte Yeit binden will, falls nämlich nicht in- 
nerhalb verjelben es zur EChejchließung kommen würde. Daß 
wie gewöhnlich gejagt wird, die Nichterfüllung eines Modus 
den Teil, welcher sub modo feine Ginwilligung in das Ver- 
löbnis erklärt hat, frei macht, muß jo veritanden werden, daß 
wenn die maßgebende Beltimmung vor Eingehung der Ehe 
erfüllt werden follte, und durch Schuld Ddesjenigen Teils, der 
fie zu erfüllen hatte, unerfüllt geblieben ift, der andere von 
den Verlöbnis ohne fonjtigen Grund zurictreten darf. Weil 


nur die Schuldhafte Nichterfüllung des dem Verlöbnifje beige- 


fügten Modus diefe Wirkung haben fan, fo fällt fie jelbjtver- 
ftändlich nicht nur dann weg, wenn feine Erfüllung dem, wel- 
chem damit eine Auflage gemacht war, ohne jeine Schuld um- 
möglich, jondern auch wenn die maßgebende Beitimmung eine 
unftttliche war. | 

Scheurl, Eheredt. 24 
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Nie e3 beim Modus immer der Fall tft, jo ijt es auch 
bei der Bedingung eines Verlöbnifjes alS die Negel zu be- 
tradhten, daß nur einem der beiden Teile an der Erfüllung 
gelegen 1jt. ES fanı aber aud) beiden Teilen gleichmäßig 
- an der Erfüllung der Bedingungen gelegen jein. Nur in je- 
nem Fall findet einfeitiger Verzicht auf die Bedingung Statt, 
d. h. eigentlich auf das Necht, ihre Erfüllung zu verlangen; 
im legteren Sale fanın nur durch gegenjeitigen Erlaß der- 
jelben das Verlöbnis zu einem ımbedingten werden. E3 gilt 
aber als Verzicht auf die einem Verlöbnifje beigefiigte Beding- 
ung die Einwilligung in den Bollzug desfelben durch Bei- 
Ichlaf. Wie dadurch nach) dem Fanontschen bortridentinischen 
und nach dem altproteftantifchen Recht sponsalia de futuro 
als von jelbit zur Ehe gewordenes Verhältnis galten, fo muß, 
feit die Ehe nur durch einen jolennen Aft gejchloffen werden 
und fie alfo nicht mehr durch den concubitus entjtehen fann, 
dadurch num Doch die Bedingtheit des Verlöbnifjes als ge- 
hoben betrachtet werden. Selbitverftändlich fann auf die-Er- 
füllung einer dem Berlöbniffe beigefügten Bedingung dann 
nicht verzichtet werden, wenn Dieje eine condieio juris, aljo 
ihre ausdrüdliche Betifügung nur Anerkennung eines bejtimmtz 
ten. rechtlichen Erfordernijfes der Gültigkeit des VBerlöbs- 
nifles ift. Te 

Für die Fähigkeit, ein Berlöbnis einzugehen, verlangt 
das gemeine Necht nicht das für die Ehejchließung erforder- 
liche Alter, jondern nur dasjenige, welches zu vollbemußtem 
rechtlichen Handeln gehört”), alivo das zuriicigelegte Kindheitg- 
alter. VBerlöbniffe Inmiündiger, worunter natürlich regelmäßig 
folche zu verjtehen find, welche ihre Väter für fie und mit 
ihrer Zuftimmung abgejchloffen haben 8), jtnd in der Art für 


7) In sponsalibus contrahendis aetas contrahentium definita non 
est, at in matrimoniis; quapropter et a primordio aetatis sponsalia 
effici possunt, si modo id fieri ab utraque parte intellegatur, id est, si 
non sint minores quam septem annis. L. 14 D. de spons. (23, 1). 

8) Wenn in ce. X de sponsalib. impub. (4, 2) gejagt wird, daß der 
Bater für den unmündigen Eohn Sponfalien abfchliegen fann und daß 
diefer postquam venerit ad perfectam aetatem,- omnino debet hoc 
adimplere, jo muß ohne Zweifel dies fo verftanden werden, daß Dabei 


eG 
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beide Teile bindend, daß feiner derjelben davon zuridtreten 
fann, jo lange auch nur einer von ihnen unmündig tt; jobald 
aber der bei der Eingehung des Berlöbntfjes unmündig gewwe: 
jene, oder von den beiden unmindigen Berlobten der ältere 
mündig wird, hat er zu entjcheiden, ob das Verlöbnis gelten 
joll oder nicht 9%; nur darf er die Erklärung, es nicht gelten 
laffen zu wollen, nicht jo lange aufjchteben, daß anzunehmen 
iit, er habe bereits ftillichweigend auf jein Entjchetdungsrecht ver- 
ztchtet. Der Natur der Sache wäre e3 entiprechender, VBer- 
löbnifjen alle Geltung zu verfagen, welche in einem Alter ein- 
gegangen werden, bei welchem noch nicht das volle Bewußtiein 
von der Bedeutung der Ehe vorausgejegt werden fann, \vie 
dies auc) Landesgejeggebungen jchon gethan haben. 

Die rechtliche Exrforderlichfeit der Einwilligung der 
Eltern oder der au thre Stelle getretenen VBormünder zur 
Ehefchliegung eritreckt fi) immer auch auf das Verlöbnig: wer 
einer jolchen Einwilligung zur ECheichliegung bedarf, bedarf 
ihrer auc) zur Verlobung. Dagegen fann fie nicht zur Ber- 
lobung erforderlich fein, wenn fie für die Ehejchliegung vecht- 
lich entbehrlich 1ft. Hieraus folgt, daß nach dem gemeinen 
fatholischen Eherecht die fittliche Verpflichtung der Kinder, jich 
nicht ohne Wiffen und Willen ihrer Eltern zu verloben, nicht 
al3 eine rechtliche Notwendigkeit behandelt werden darf, wenn 
gleich das gejchriebene gemeine Necht hterüber feine ausdrüd- 
liche Bejtimmung enthält. 3 ijt eine trrige Meinung, daß 
das römische Necht, welches für die Verlobung eines in der 
väterlichen Gewalt ftehenden Kindes die vorgängige väterliche 
Einwilligung zur Bedingung der Gültigkeit macht, deshalb 
auch für Katholifen Geltung behalten haben müfje, weil Die 
römisch-fatholifche Kirche nur die Ehe, nicht aber auch das 
Berlöbnis als ein Saframent betrachte. Ste betrachtet gleich» 
wohl auch das VBerlöbnis wegen feines Zujammenhangs mit 
der Ehe als dem geiftlichen Nechte unterworfen, und da Diejes 
nach ihrer Anschauung der väterlichen Gewalt feinen die Freiz 
heit der Selbftbeftimmung in Beziehung auf die Ehe bejchrän- 


Gutheißung des Sohnes im Augenblic feines Mindigmwerdend vorausge- 
feßt wird. DBgl. auch ec. un. $. 2 de sponsalib. imp. in VIto. 
9 c. 7 ud 8 X eod. 
24* 
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fenden Einfluß zugefteht, jo fann auch für das Verlöbnis je 
ner Saß des römijchen Nechts feine Geltung haben, wo das 
gemeine katholiiche Eherecht vein zur Anwendung zu kommen 
hat. 

Anders aber verhält es fich nad) dem bisherigen gemeinen 
protejtanttichen Eherecht. Diejes hat von vornherein Die für 
die rechtliche Geltung von Berlöbniffen hinderliche Heimlich- 
feit (clandestinitas) vorzugsweife darauf bezogen, daß te 
ohne Wiffen und Willen der Eltern oder derjenigen, welche 
bei Minderjährigen an deren Stelle getreten find, eingegangen 
werden; e8 behandelte alle in diefem Sinn heimlich eingegan- 
genen Berlöbniffe als chlechthin nichtige Gejchäfte, jo daß 
jelbft die nachträgliche Natihabition der Eltern fie nur von 
jeßt an follte gültig machen, fönnen 1%). Daran wurde aud) 
Ipäter immer feitgehalten, daß die Eltern und felbit die Alters- 
vormimder die ohne ihre Einwilligung eingegangenen Verlöb- 
niffe anfechten und ihren Bollzug hindern fünnen, und daß 
ihr erklärter und nicht durcch obrigfeitliche Ergänzung entfräf 
teter Widerjpruch die Berlöbniffe jelbit für die Kontrahenten 
unverbindlich mache. Dagegen darf die Ansicht als allmählich 
durchgedrungen betrachtet werden, daß dergleichen Verlobungen 
bis dahin fir die Kontrahenten jelbit bindend feien +). Man 


mug dann annehmen, daß fie auch Durch den Wegfall des 


Wiverjpruchsrechtes, welches dagegen geltend gemacht werden 
fonnte, volle Öeltung erlangen. 


Wenn aber jomit der Mangel elterlicher, beziehungsweise 
vormundschaftlicher Einwilligung im gleicher Weife die Nechts- 
bejtändigfeit des Verlöbniffes hindert, wie der Mangel elter- 
licher Einwilligung die Nechtsbeftändigfeit der Ehe, fo ift doch 
hiebet ver Unterjchied zu behaupten, daß die Entjcheidung der 
Nichtigkeit des Verlöbniffes aus jenem Grunde nicht durch) 
eine Ungültigteitsflage und richterliche Ungültigfeitserklärung 


herbeizuführen it, jondern dazu der außergerichtlich erklärte 


Wideripruch Hinveicht. 


10) ©. Carpzov, Jurispr. consist. L. 1I Def. 41. 
11) ©. @. L. Böhmer, Prineip. juris can. $. 369. Bartels, 
Che und Berlöbnis ©. 168. 
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Gegenwärtig ift dDiejeg gemeine proteftantijche Necht allge- 
mein anzuwenden, joweit defien Beitimmungen über die Erfor- 
derlichkeit elterlicher und vormumdichaftlicher Einwilligung durch 
das NeichSgejeg beitätigt und allgemein verbindlich geivorden 
find. 

Bon der hiernach erforderlichen Einwilligung Dritter 
it aber wohl zu untericheiden die Erlaubnis der Eheichlie- 
Bung, welche nach) $. 38 des Neichsgejeges für die Ehe von 
Militärperfonen, Yandesbeamten oder Ausländern erforderlich 
fein fanı. Die Einholung einer Jolchen Erlaubnis jeßt natur= 
gemäß die Berlobung voraus, und fanın um foweniger für de- 
ren ©ültigfeit erforderlich jein, als das Eheverfprechen auc) 
ungeachtet ihrer Berjagung erfüllbar ift, wenn der Verlobte, 
der einer jolchen Erlaubnis für die Eheichließung bedarf, feine 
Stellung, die fie fiir ihn erforderlich macht, ändert, um die 
Ehe ohne fie jchliegen zu fünnen. 

Auch die in dem angeführten $. 38 erwähnten VBorichriften, 
welche vor der Ehejchliegung eine Nachwetfung, Auseinander: 
jegung oder Sieheritellung des Vermögens erfordern, Fünnen 
natürlich nicht die Gültigkeit eines Verlöbnifjes, das vor der 
Erfüllung diefer Forderungen eingegangen wird, hindern, fo- 
wenig als die im S. 35 Frauen für die Ehejchließung vorge- 
ichriebene Wartezeit auch für das Verlöbnis einzuhalten ift. 

Dagegen hindern alle eigentlichen ECheverbote, fie mö- 
gen trennende oder bloß aufjchtebende Ehehindernifje begrüns= 
den, fo lange fie für die bejtimmten Berjonen wirkffam find, 
auch die Nechtsbeitändigfeit ihrer Berlobungen, wodurch fie 
die Dadurc) ihnen verbotenen Ehejchließungen verjprechen, weil 
jedes Beriprechen rechtlich unwirkfam tft, welches eine, jet e8 
nun rechtlich unmögliche oder bloß rechtlich unerlaubte Hands 
lung zum Ö©egenitand hat; die bloße Weöglichkeit, daß die Ehe- 
ichliegung innerhalb der Zeit, nach welcher fie erfolgen foll, 
zu einer erlaubten Handlung werden kann, reicht nicht Hin, 
um das Verlöbnis gültig zu machen. Auch wenn die Verlo- 
bung unter der ausdrüdlichen Bedingung des Erlaubtwerdens 
einer jeßt umerlaubten Chejchliegung eingegangen wird, fann 
es durch Erfüllung Diejfer Bedingung nur von jebt an, nicht 
ricfwärts gültig werden; die Entjtehung einer Verpflichtung 
zur Ehejchliegung jeßt mit Notwendigkeit die Erlaubtheit der- 
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felben al3 eine bereit3 bejtehende voraus. Wenn die fatho- 
tische Praxis Verlöbnifje zwiichen Katholifen und Broteftanten 
in „gemijchten” Gegenden ungeachtet des von ihr angenom- 
menen Verbotes gemijchter Ehen als gültig behandelt (Schulte, 
Eherecht ©. 283), fo ift dies eine den Umständen fich accom- 
modierende Ausnahme von der Negel, welche dieje jelbit nur 
bejtättgt. | 


II. ®a3 Nechtsperhältnis des VBerlöbnifjes. 
| al 


Das aus einem gültigen Verlöbnifje entjtehende Verlöb- 
nis-Berhältnis tft nach gemeinem Necht ein doppelartigeg: 
e3 iit zugleich ein obligatorijches und ein familien> 
rechtliche, d. h. ein aus gegenfeitigen Nechten der Berlob- 
ten an einander bejtehendes Nechtsverhältnis. 

Die gegenjeitigen Nechte der Verlobten an einander habeı 
zum Snhalt die Berlöbnistreue (fides sponsalicia), Die 
von wejentlich) anderer Art it, als die Vertragstreue, wozu 
bei gegemjeitigen Schuldverhältniffen die zwei oder mehreren 
Obligationsjubjelte einander verpflichtet find, und welche nur 
darin bejteht, die genaue Erfüllung der gegenfeitigen Bertrags- 
verbindlichkeiten fich vedlich angelegen fein zu laffen, vor allem 
folglich jeglicher Verhinderung der Meöglichkeit ihrer Erfüllung 
fich zu enthalten; Berlobte jind jich nicht nur hiezu gegen- 
jeitig verpflichtet, fondern die Treue, welche fie einander jchul- 
den, bedeutet vornehmlich ein jolches Berhalten gegen einander, 
daß fie jich bereits als mit ihrer ganzen Berjönlichkeit einan- 
der angehörig betrachten, obgleich fie noc) Auferlich getrennt 
von einander leben, indem ihre Bereinigung zu gemeinjamer 
Lebensführung und folgeweife auch zur gejchlechtlichen Ber- 
einigung der Zukunft vorbehalten ift. E38 iit inSbefondere das 
firchliche Necht durch diefe Anjchauung des Verlöbnisverhält- 
nifjes von Alters her beherrjcht gewejen, wie dies namentlich 
der Kanon 11 des Konzils von Ancyra (314) zu erkennen 
gibt, wenn er jagt: Tas urnotsvdeloas 0005 zei Were 
eva vn alhlav Gogmaysicag Edo&sev anmodidoodaı Toric 
zrgouvgorevoauevors. Entführte Bräute jollen ihren Ber-. 
lobten „zuräcdgegeben“ werden: das jeßt voraus, daß ange: 
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nommen wird, das Berlöbnis verichafft dem Bräutigam bereits 

ein Necht an der Berjon der Braut, wornac er fie bereits 
gewiffermaßen zu eigen hat, nicht ein bloßes Forderungsrecht 
gegen jte befigt. 

Freilich hat das Fanontjche Necht Dieje Anschauung injo= 
fern nicht mit jtrenger Holgerichtigkett durchgeführt, als es 
die Eheichliegung eines Berlobten mit einer dritten Berjon 
ohne vorgängige Aufhebung des Berlöbniffes zwar als ftraf- 
bar, aber nicht al3 nichtig behandelt. &s hätte eigentlich fol- 
gern müffen, daß das Necht des andern Verlobten an feiner 
Berjon die in der Ehejchliegung liegende Verfügung über Die- 
felbe rechtlich unmöglich mache. Offenbar wurde e3 davon 
durch die gleiche Scheu vor Antaftung des Ehejaframents ab- 
gehalten, welche es verhinderte, den Vater fein Necht an der 
Perion des Kindes gegen eine ohne feine Eimwilligung ge- 
Ichlojjene Ehe des Kindes geltend machen zu lafjen; und es 
hat auch in der That guten Grund, die wirkliche Bereinigung 
zur gemeinfamen Lebensführung als Entjtehungsurjache eines 
ftärferen gegenfeitigen NechtS zu betrachten, wie die im Ver- 
löbnifje liegende Willengeinigung zu dem bloßen Entjchluffe, 
künftig zu Diejfer Lebensvereinigung zu fchreiten. Aber 
e3 behandelt das Ffanontsche Necht folgerichtig wirklich ein 
zweites Berlöbntis vor Aufhebung des erjten als nichtig, 
wie dieg aus c. 22 X de sponsalib. erhellt. Bwar wird 
hier Beitärfung des, erjten Verlöbniffes durch einen Eid 
vorausgejegt. Aber e8 darf nicht darin der entjcheidende 
Grund für die Nichtigfeit des zweiten Berlöbnifjes gejucht 
werden. E3 werden nie aus der im Mittelalter äußert hau- 
figen Bejchwörung der Berlöbniffe bejondere, außerordentliche 


Wirkungen Dderjelben hergeleitet. ES ijt als gemeines Necht | 


zu betrachten, daß das Verlöbnisverhältnis, jo lange es zu 


echt beiteht, ein zweites Verlöbnis rechtlich unmöglich) macht, „ 
fo daß nur Entjchädigungsanjprüche auf eim jolches nichtiges 


Eheverfprechen von der Berjon, welcher e8 gegeben wird, ges 
ftüßt werden fünnen, e8 aber als Berlöbnis feinerlei rechtliche 
©eltung hat. 

Uebrigens muß felbit ein bedingtes Verlöbnis insofern die 
Wirkung haben, ein während des Schwebens der Bedingung 
eingegangenes zweites Berldbnis nichtig zu machen, als e8 
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contra bonos mores ijt, bei folcher Sachlage ein Verlöbnis 
mit einer dritten Perjon abzufchliegen, und alle Verträge ge- 
meinrechtlich nichtig find, wenn fte contra bonos mores ge- 
Ichloffen werden. Auf die Ehejchliegung ijt dies nur darum 
nicht zu beziehen, weil diefe eben nicht ein gemeiner, jondern 
ein einzigartiger Vertrag tft, der als Jolcher nicht nach den 
allgemeinen Vertragsregeln beurteilt werden darf. 

Schon nach der natürlichen, nichtjuriftiichen Auffaffung 
it das VBerlöbnisverhältnis zugleich ein Verhältnis eines jeden 
der beiden Verlobten zu der Familie des andern, das ihn 
gleichham jchon zu einem liede derjelben macht. Hierauf bes 
ruht die Duafiaffinttät aus dem VBerlöbnifje, welche gemein- 
rechtlich das j. g. impedimentum publicae honestatis begrünt- 
det, wovon oben in den SS. 32 und 33 gehandelt worden ift, 
welches aber dag Neichsgejeß num für die bürgerliche Nechts- 
ordnung aufgehoben hat. 

Dbligatoriicher Natur tit das Berlöbnisverhältnis, 
infofern e3 zu jenem Inhalte Die gegenfeitige Verpflichtung 
zu der Handlung der Eheichließung hat. ES Tann Diele 
Handlung bei der Verlobung nach Ablauf einer beftimmten 
Zeit veriprochen oder die Yeit ihres Bollzugg von der Er- 
füllung einer Bedingung abhängig gemacht werden; dann kann 
die Erfüllung des gegebenen VBerfprechens nicht vor dem fo 
beitimmten BZeitpunft gefordert werden, und jedenfalls nicht, 
ehe beide Teile in der Lage find, das eheliche Yufammenleben 
zu beginnen; denn Diejes ijt es, was Durch die Chefchließung 
herbeizuführen, der eigentliche ©egenitand des Berfprechens 
und der Berpflichtung tft, wie denn auch in den Quellen. häufig 
als diefer Gegenjtand (für den männlichen Teil) geradezu das 
„Heimführen“ der Verlobten bezeichnet wird, und jchon die 
als die regelmäßige betrachtete Zafjung der sponsalia de fu- 
turo: aceipiam te in uxorem ihrer natürlichen Bedeutung nac) 
darauf hinweilt. 

Das römische Necht gewährte aber feine Klage auf die 


| Erfüllung diejer Verpflichtung, indem es jtreng daran feithielt, 
daß die Eingehung der Ehe Bethätigung eines ganz freien 


Entichluffes jein müfjfe. Exit durch das Ffanonifche Recht tt 


das Forderungsrecht auf Erfüllung Des Verlöbnisverjprechens. 
durch Eingehung der Ehe ein Elagbares geivorden, wie e8 dies 
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gemeinrechtlich auch heute noch ift. Die Kirche mußte nad 
ihrer Auffaffung des Verlöbniffes in demfelben einen voll- 
fommen wirfjamen Berzicht auf die Freiheit jenes Entjchluffes 
erbliclen, und jich für berechtigt, wie verpflichtet erachten, ihre 
Glieder zur Erfüllung des Verlöbnisverfprecheng anzuhalten, 
ja nötigenfalls dazu jelbjt mittelft der Androhung von Kir- 
chenitrafen zu zwingen, weil die Weigerung, das Berlöbnis 
durch Eingehung der Ehe zu vollziehen, ihr als Weigerung 
ver Erfüllung einer heiligen Verpflichtung erfchten, die auch 
überdies, zumal im Mittelalter, fait regelmäßig eidlich über- 
nommen worden war; nur Die Sreiheit, durch Uebereinkunft 
das Verlöbnis aufzuheben, oder aus einem wichtigen äußeren 
Grunde einfeitig davon zuridzutreten, jollte den Bertragichlie- 
genden bleiben. 

E3 ift in den Duellenftellen, worauf man fich für die 
Klagbarkeit des Berlöbnijjes zu beziehen pflegt, nicht geradezu 
von einer Klage auf Eingehung der Ehe und von einer Ber- 
urteilung dazu die Nede, jondern mr davon, daß der Bilchof 
dazu ermahnen und „auf alle Were" oder bejtimmter: 
„mittelit Eirchlicher Kenfur“ dazu anhalten und antreiben 
fol, das gegebene Wort zu halten; jo heißt es in c. 2 de 
sponsalib.: eommonendi et omnibus modis inducendi sunt, 
ut praestitam fidem observent; in c. 10 eod.: mandamus, 
quatenus eum moneas et si non acquieverit monitis, eccle- 
siastica censura compellas, ut ipsam in uxorem recipiat; in 
c. 22 eod.; juramentum ipsum servare compellas. Aber 
es it dem wahren Sinn Diejer Defretalen vollfommen ent- 
Iprechend, zumal da dabei immer auch eine voransgehende 
causae cognitio anbefohlen wird, daß das „monere‘ als ein 
zur Eingehung der Ehe verurteilender NRichterfpruch des Bi- 
- jch0f8 oder jeines ©erichtes, und das „compellere“ al3 eine 
Art von Zwangsvollitredung diejes Spruches verjtanden wird. 
Und indem andererjeit3 in c. 2 eit. ausprücdlic, vorgejchrieben 
wird, falls. beide Teile in dem Nichtwollen der Ehe überein- 
ftimmen, diejen gegenfeitigen Erlaß des, wenn auch eidlich ein- 
ander gegebenen Wortes zu dulden, ift damit angedeutet, daß 
nur auf eine Klage, welche der eine Teil anjtellt, nicht von 
Amtswegen eingefchritten werden foll, um die Erfüllung des 
Eheveriprechens herbeizuführen. - 


ER ae 
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Nach dem vortridentinischen Recht gab es auch) eine Ver- 
[öbnisflage aus einer desponsatio de praesenti, io Diejelbe 
oder doch ihr Charakter. als jolcher, beitritten wart). Die 
Berurteilung konnte aber hier, falls die Klage als begründet 
befunden wurde, nicht auf Ehejchhliegung gerichtet werden, 
weil ja danı vieje als bereit$ erfolgt gelten mußte, jondern 
fie war eine adjudicatio in maritum oder uxorem, d. h. eine 


Anerkennung des bereit3 erworbenen ehelichen Nechts; der 


richterliche Befehl, der damit verbunden wurde, konnte nur 
die Heritellung des ehelichen Lebens zum ©egenjtande haben, 
und nur fofern dieje nach der Forderung der Kirche Durch den 
feierlichen Copulations- und Benediktionsaft vermittelt werden 
follte, eine Aufforderung zum Vollzug diejes Aktes, aber eben 
nicht als Ehejchliegungsaktes, jondern nur als Aftes der ©o- 
lennifierung des bereits gejchlofjenen Ehebumdes jein. Seit 
nach dem tridentintschen Defvet sponsalia de praesenti nur 
coram parocho proprio et duobus vel tribus testibus einge- 
gangen werden jollten, und dies dann nur beim Antritte des 
Eheitandes zu gejchehen pflegte, Fonnte Ddiefe Verlöbnisklage 


nicht mehr vorkommen, jondern nur noch die Klage ex spon-. 


salibus de futuro. 

Sndem das altprotejtantiiche Eherecht alle unbedingt ein- 
gegangenen oder unbedingt gewordenen gültigen Verlobungen 
als sponsalia de praesenti, d.h. als Ehejchliegungen betrach- 
tete, und alle bedingten Verlobungen, aus welchen al3 bes 
dingten nicht geklagt werden fann, als sponsalia de futuro, 
fonnte es in der altproteitantiichen Brarıs gar feine eigent- 
lichen Verlöbnisklagen, d.h. Silagen auf Eingehung einer ver- 
iprochenen Ehe, jondern nur Sllagen ex sponsalibus de praesenti 


geben, die aljo im Wejentlichen wie jene vortriventintschen 


Verlöbnisklagen diefer Art zu behandeln waren, nämlich als 
lagen auf Anerkennung der de jure bereits bejtehenden Ehe, 
und fonnten die Darauf ergebenden Urteile auch nur Die con- 
summatio (nicht Schliegung) des contractum matrimonium 


1) Bgl. zu dem Solgenden die Mitteilungen FSrensdorffs in. 


Doves Zeitichrift Bd. X ©. 1 ff. aus einem Urteilsbuch des geiltlichen 
Gerihtsbuchs zu Augsburg aus dem 14. Sahrhundert und meine „Ent: 
wilung des Firchlichen Eheichliegungsrehts ©. 103 ff. 
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per copulam sacerdotalem auferlegen. Aenperlicher Zwang 
dazu durch Geld- oder Öefängnißjtrafen erichien nicht alg un- 
Ttatthaft, weil es fich dabei eben nach diefer Auffaffung nicht um 
Ehejchliegung, jondern nur um den Vollzug eines Ehebeftäti- 
gungsakftes und jomit um eine Erklärung handelte, wodurd) 
man jich nur zu dem zuvor jchon erklärten consensus matri- 
monialis befennen jolltee Und jo fam man fogar zur ei- 
gentlichen Ywangstrauung, d. 5. zur direkten Nötigung, un- 
geachtet des beharrlich erklärten Widerwillens gegen die Ehe 
mit der bejtimmten Berfon, den Tramımgsaft an fich vollzie- 
hen zu lajjen, wovon 3. 9. Böhmer ein jehr draftifches 
DBeijpiel berichtet 2). Sicherlich kamen folche eigentliche 
Hwangstrauungen jelten vor; aber nicht jelten Trauungen, zu 
welchen die Berurteilten lediglich durch Geld- oder Gefängnig- 
trafen und durch die Furcht vor ihrer Steigerung fich hatten 
bewegen lafjen. ? 

ach neuerer gemeinrechtlicher Praxis wurden weder mehr 
jolcde Maßregeln, noch auch von Seiten Fatholiicher Chege- 
richte Kenjuren angewendet, um den Gehorjam gegen Urteile, 
die gleichwohl fortwährend direft auf Eingehung der Ehe ge 
richtet waren, wie jie darauf auch jeßt noch gerichtet werden, 
zwangswetie zu bewirken, jondern es bildete fich die Webung, 
bei fortgejeßter Weigerung der verurteilten Partei, die Ehe 
einzugeben, auf Entjchädigung oder Abfindung (satisfactio) 
durch Zahlung einer nach richterlichem Ermeii en zu bejtim- 
menden ©eldjunme zu erfennen. 


E3 drängt jich die Frage auf, ob Ddieje Uebung mit dem 
römischrechtlichen Berbot der Ausbedingung einer Geldjtrafe 
für den Fall des Rüdtritt$ vom Verlöbnifje?), welches das fa- 
nonifche echt in c. 29 de sponsal. beftätigt, vereinbar jet? 


2) J. E. P. Tom. III. L. IV. T. IS. 54. Der auf die Verlöbnig- 
Mage DVerurteilte hatte beim Aft der Zwangsfopulation „je JasWort 
nicht von fi geben wollen, fondern fich vielmehr auf den Bauch zur Er- 
den geleget, und feinen Widermwillen beharrlich conteftieret.” E& war aber 
mit der Kopulation fortgefahren und der consensus sponsi fuppliert 
worden! 


3) L. 134 pr. D. de V. ©. (45, 1). 
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Die Behauptung 3. 9. Böhmerst) und Eihhorns?®), 
daß das c. 29 eit. die Conventionaljtrafe nur verwerfe, wenn 
dadurch derjenige an dem freien Niücktritt von einem Verlöb- 
niffe verhindert werden folle, welcher e8 im Alter der Unmün- 
digfeit eingegangen habe, ijt grundlos, indem zwar in Diejer 
Defretale bei Gelegenheit eines Falles diefer Art das Verbot 
ausgefprochen, aber ganz allgemein gefaßt und auf die Not- 
wendigfeit der Freiheit des Entichluffes zur Ehe überhaupt 
gegründet wird. Aber allerdings ijt dies nur jo gemeint, daß 
Berlobten die Freiheit bleiben müffe, aus guten Grimden die 
Eingehung der verfprochenen Ehe zu verweigern. Die Con 
ventionalitrafe wird beim Berlöbnts Deshalb allgemein ver- 
worfen, weil jte auch, beit einem wohl zur begründenden Nüd- 


tritt vom VBerlöbniffe verwirkt wide. Von diefem Gefichts- 


punfte aus beharren auch die Staifer Leo und Anthemius 
in L. 5 C. de sponsal. (5, 1) bei diefem umnbedingten Verbot 
der Conventionalitrafe, obgleich fie es für Statthaft erklären, 
daß vertragsmäßig Die Nitdigabe der arrha sponsalicia wegen 
Jichterfüllung des VBerlöbnisveriprechens in mehr al3 zwei- 
fachem Betrag feitgefeßt werde, weil Dieje arrha überhaupt 
nur dann verloren gehen oder mit dem alterum tantum zu-= 
tiiefgegeben werden Joll, wenn die Erfüllung des Berlöbni3- 
 veriprechens ohne eimen vechtfertigenden Grund verweigert 
wird. Dies wird num auch nach umferem neueren gemeinen 
echt vorausgejeßt, wo e8 den Anjprisch auf eine durch Geld- 
zahlung zu leiftende Genugthuung zuläßt, und darum bat es 
fich) dadurch feineswegs mit dem Verbot der Verabredung einer 
Gelditrafe für jedweden Rücktritt vom VBerlöbniffe in Wi- 
deripruch gejeßt. Die Verabredung einer nicht übermäßigen 
Geldjtrafe für den Fall de8 grumdlojen Nücdtritts” vom 
Verlöbnijje, wo er nicht Deshalb Frei ftehen joll, weil das Ver- 
[öbnis im Unmimdigkeitsalter eingegangen worden ijt, wäre 
auch nicht gegen den wahren Sinn des c. 29 cit. | 
Seder Zwang zur Eingehung der Ehe it aljo durch 
jene neuere Brazxis jchlechthin aufgegeben. Die Verurteilung 
dazı auf die Verlöbnisklage bedeutet nunmehr nur Feititellung 


4) N. 87 zu c. 29 eit. in feiner Ausgabe des Corp. jur. can. 
5) Grundjäße des Kirchenrehts Bd. 2 ©. 484. 
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der Verpflichtung zur Eingehung der verfprochenen Ehe gegen 
jeden Einwand, der auf einen die Kündigung des Berlöbnifjes 
vechtfertigenden Grund gejtügt werden fünnte, jo.daß dadıd 
nun eben jener Anspruch auf Genugthuung wegen Nichterz 
füllung derjelben außer Frage geftellt, aber andererjeit3 auc) 
die Wahl zwiichen der Eingehung der Ehe und der Leiftung 
diefer Öenugthuung völlig frei gegeben tjt. 
Durd) ec. 17 X de sponsalib. hatte fchon das gejchriebene 
Recht diefe Entwicklung angebahnt. 
Sndem in diefer Dekretale B. Lucius I jagt: 
„respondemus, quod mulier (quae se nupturam jura- 
vit) quum libera debeant esse (de jure) matrimonia, mo- 
nenda est potius quam cogenda, (maxime) quum coa- 
etiones .(hujusmodi) difficiles soleant exitus frequenter 
-&. habere* 
ift damit eigentlich jchon ganz das heutige Verfahren empfoh- 
len: e8 joll zwar zur Eheichliegung angehalten, aber weil 
eine erzwungene Cheichliegung regelmäßig üblen Erfolg Hat, 
von jedem Zwang dazu Umgang genommen werden. 3 
mußte diefe Werfung nur, um fie mit andern Stellen des De- 
fretalenrecht8 in Einklang zu bringen, jo lange an diejfem feit- 
gehalten wırrde, jo ausgelegt werden, daß blos dann, wenn 
ein übler Erfolg des Zwangs durch Cenjuren aus bejonderen 
Gründen zu befürchten wäre, diefer Zwang vermieden werden 
jolle. Die neuere Praxis muß als auf der Erkenntnis be- 
ruhend betrachtet werden, daß immer irgend welcher Zwang 
zur Eheichliegung einen üblen Erfolg befürchten Laffe. 
| Einen Fall gibt es indejfen, in welchem der Zwang zur 
Erfüllung des Berlöbnisveriprechens fich al3 eine Forderung 
der Gerechtigkeit darzuftellen jcheint; dies ift derjenige des 
Hinzufommens der Schwängerung der Verlobten. Nach dem 
vortriventinischen fanonijchen Necht wie auch nach der bei den 
Proteitanten in älterer Zeit vorherrichenden Anschauung war 
in diefem Falle das Verlöbnis fchon von jelbit Ehe geworden, 
wenn die Verlobte freiwillig den Beischlaf mit dem Bräutigam 
vollzogen hatte; außerdem konnte fie, wie jede Stuprierte nach 
der von der Kirche rezipierten altteftamentlichen Vorichrift 
(Exodus c. 22 v. 16 qq.) Dotation und Annahme als Che- 
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frau verlangen $). : Seit die Ehe nur Durch einen folennen 
Uft zu Stande fommen fann, läßt fich der Vollzug des PVer- 
- Löbniffes durch Beilchlaf nie mehr al unmittelbarer Entjte- 
Hungsgrund der Ehe betrachten; aber eben deshalb läßt es 
jich jeßt jo anjehen, daß die Erzwingung des Ehejchliegungg- 
aftes die allein wahrhaft genügende Nechtshülfe für eine Durch 
antteipierten Beifchlaf um. ihre jungfräuliche Ehre gebrachte 
Braut jet. E3 ift daher hier Die Yiwangstrauung auch von 
jolchen, wie 3.8. von 3.9.Böhmer”), für jtatthaft erachtet 
worden, welche fie fonft verwarfen. Denn man fann aller- 
dings mit Recht jagen: durch den Vollzug der copula carnalis 
it bereits der auf die Ehe alS gegenwärtiges Verhältnis ges 
richtete Wille jtillichwergend erklärt, und der Zwang zur 
Trauung bedeutet nun nur eine Nötigung, fich zu Diejem be- 
reitS erflärten Willen öffentlich und feierlich zu befennen, nicht 
den Entfchluß zur Eingehung der Ehe jebt erjt zu faffen. 
Entzieht fich der Berlobte dem Ywang zur Trauung durch Die 
Flucht, fo foll er, jagt 3. 9. Böhmer?) edictaliter citiert, 
und wenn auch dies vergeblich tft, Durch ein Contumactaler- 
fenntniS Die Berlobte für ferne rechtmäßige Ehefrau erklärt 
und in jein Vermögen eingewiejen werden: dag richterliche Er= 


fenntnis foll dann die Stelle der Trauung vertreten, es fol 


jedoch vorbehalten bleiben, wenn der Klüchtige zurückkehrt, thn 
zur Nachholung des Trauakftes anzuhalten. Hat der Tod des 
Verlobten den Zwang zur Trauung unmöglich gemacht, jo joll 
die Berlobte bei dem Landesheren, der von der Trauung Dis- 
penfieren fanır, darum nachjuchen, daß er durch einen Gnaden- 
aft die Ehe für gejchloffen erfläre, damit fie die Nechte einer 
Ehefrau, und ihr Kind die eines legitimen Kindes gewinne; 
nur müffe das geschehen, ehe die Erbichaft des Berjtorbenen 

von Anderen angetreten jei9. Bekanntlich it eine Anficht 
jehr verbreitet, wornach Brautfinder von jelbit die Nechte ehe- 
licher Kinder haben follen, wenn die Ehefchliegung durch den 
Tod des Bräutigams verhindert oder von thm grumdlos vers 


6) ec. 1 de adult. et stupro (5, 16). 

7) :Jus: geel, "Tom. III P. L. IV T. TI. 56. 
8) a. a. ©. T. III S$. 49. 

9, 0a, D.:8. 80. 
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weigert worden ift, wie jie nach der altproteitantischen Auf- 
faffung des öffentlichen VBerlöbniffes — ein folches vor dem 
antieipterten Betschlaf vorausgejeßt — jchlechthin als ehelich 
erzeugte Kinder gelten mußten. Wirkliche Geltung als ge- 
meines Necht hat feine diejer Anfichten erlangt. Nach dent 
wirklich geltenden gemeinen Necht kann in allen Fällen bet 
beharrlicher Weigerung, die Ehe einzugehen, nur auf Entjchä- 
digung geklagt werden. 


Bollig zu veriwerfen. tft die Zulaffung einer Klage aus 
dem Verlöbnis auch auf entgangenen Gewinn. Denn damit 
würde die Abjicht, mittelit der Ehe einen Vermögensvorteil zu 
erzielen, al3 anerfennenswerter Beweggrund zur Eingehung 
eines Berlöbnifjes behandelt. Dagegen ijt die Julafiung einer 
Klage auf Entjcehädigung da ganz unbedenklich, wo wirklich) 
durch die grundloje Weigerung, das Verlöbnisverjprechen zu 
erfüllen, erweislich eine VBermögensbeichädigung zugefügt wor- 
den ijt. Wo Dies aber nicht der Fall tft, und mithin die „Ent- 
Ihädigung”, auf welche geklagt wird, nur Aequivalent der nicht 
dur Ywang zu bewirfenden Erfüllung des Cheveriprechens 
jein joll, erhebt jich eben die Srage, ob denn wirklich der Wert, 
welchen das YZultandefommen der verfprochenen Ehe für den 
KHagenden Teil haben würde, einen irgend pafjenden Ausdrud 
in einer Geldfumme zu finden vermöge, oder ob es denkbar 
jet, daß die Kränfung, welche durch die beharrliche VBerweige- 


= ‚rung der Erfüllung eines gegebenen Cheverjprechens zugefügt 


wird, durch Zahlung einer Geldiumme an die gefränkte Per- 
- jon angemefjen gejühnt werde? 


Sit nun aber diefe Frage zu verneinen (und man wird 
doch wohl nicht umhin können, fie zu verneinen), und tft an- 
dererjettS auch eine Verurteilung zur Eingehung der Ehe un: 
zweifelhaft unthunlich, wenn die grundlofe Weigerung, {hr 
Tolge zu leisten, nicht wenigitens einen Bermögensnachteil für 
die weigernde Bartet verurjacht, jo erhellt, daß das bürgerliche 
Necht ich eine unüberwindliche Verlegenheit bereitet, wenn e3 
an der Stlagbarfeit des VBerlöbnifjes feithält, welche das firch- 
Liche Recht offenbar nur in Rücficht auf die Macht der Kirche 
eingeführt hatte, durch geiitliche Yuchtmittel fih Gehorjam 
gegen ihre Gebote zu verjchaffen. 


384 IV. Tet. IE SAT: 


Da aber unfere eigentliche Aufgabe nicht die Mritif, fon- 


dern die Darftellung des gemeinen Rechts ift, wie e8 nun ein- 


mal biS jeßt in Geltung it, jo haben wir nun über jene dur 


Gewohnheitsrecht eingeführte Entjchädigungsflage noch Fol- 
gendes zu bemerken. 

Der Anfpruch, welcher durch fte geltend gemacht wird, tft 
nicht unmittelbar in der Verurteilung zur Eingehung der Ehe 


begründet, fondern es wird jeine Entitehung durch die grund- _ 


Ioje Weigerung, diefem richterlichen Ausfpruch Folge zu leisten 
vermittelt, und zwar jo, daß fich hiedurch der Anfpruch auf 
Erfüllung des Cheverjprechens mittelit Eheichließung in den 
Entichädigungsanspruch verwandelt. Sobald diefer Anspruch 
entjtanden ift, tt jener Anjpruch erlofchen, und kann alfo auch 
nun nicht mehr durch das Erbieten, ihn zu erfüllen — wenn 
e3 nicht von der andern Seite freiwillig angenommen wird, — 
der Entjchädigungsanfpruch abgewendet werden. Auch folgt 
daraus, daß jomit die fragliche Entjchädigungsflage Geltend- 
machung eines an Die Stelle des Anspruchs auf Eingehung 
der Ehe getretenen Anfpruchs, nicht weitere Verfolgung jenes 
Anfpruchs tft, und daß während die Berjonen, deren Einwilligung 
zur vollen Gültigkeit des WVerlöbnifies erforderlich gewejen 
wäre, in dem Nechtsitreit, welcher mit der Sllage auf Einge- 


hung der Ehe erhoben wird, intervenieren können, um ihr Wis 
derfpruchsrecht gegen die Eheichliegung geltend zu machen, ihnen 


ein folches Snterventionsrecht in. dem Nechtsitreit, welcher mit 
der Entihädigungsklage erhoben wird, nicht zufteht 19). 
‚serner hat auch hiernac) Die hier in Rede ftehende Ent- 
Ichädigungsflage feineswegs die Verurteilung zur Eingehung 
der Ehe zur notwendigen VBoransfegung. Ste fanıı vielmehr 
“auch erhoben werden, wo felbit die Klage auf Eingehung der 
Ehe unmöglich wäre, der Entjehädigungsanipruch aber dadurd) 
begründet it, daß die Unmöglichkeit der Erfüllung des gegebe- 
nen Eheverfprechens von der belangten Bartet in rechtswidrt- 
ger Weije herbeigeführt worden tft, wie namentlich durch Bers 
ehelichung mit einer dritten Berjon. Auch dadurch verwandelt 
fich der Anspruch auf Eingehdung der Ehe in einen Entjchädi- 
gungsanfprırc) gegen die VBartei, welche die Erfüllung des er- 


10) Zal. Bartels, Ehe und Verlöbnis $. 50 a. €. 
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jteren rechtswidrig unmöglich gemacht hat. Er ift auch hier 
für die bürgerliche Nechtsorduung an die Stelle der Cenjuren 
getreten, mit welchen die Stirche chevdem wegen derartiger Ver- 
leßungen der Verlöbnistreue eimjchritt. 

Ir mwejentlihem Yufammenhang mit der Klagbarkeit des 
Berlöbnifies fteht die andere Wirkung, welche e8 nach dem 
bisherigen gemeinen Nechte hatte, daß es ein auffchtebendes 
Chehindernis bildete, oder mit andern Worten fir jeden 
Berlobten ein Einjpruchsrecht gegen Die von dem andern be= 
abjichtigte Ehejchlieung mit einer dritten VBerjon begründete. 
E3 it diefe Wirkung des Verlöbntfjes die natürliche, wenn 
Ichon nicht notwendige Folge jeiner Klagbarkeit; fie hat aber 

feinen rechten Sinn, wenn das VBerldbnts nicht Hagbar tt. 

| Sit es nämlich Klagbar, jo erfordert es offenbar die Bil- 
ligfeit, daß Die Zulaflung einer beabjichtigten Chejchliegung, 
durch welche nach der Behauptung einer dritten Berjon das 
ihr aus emem WVerlöbnisS erworbene Necht verlegt werden 
würde, zu dem Behuf aufgejchoben werde, um diejeg angebliche 
Hecht Hagbar verfolgen zu fünnen, ehe diefe Verfolgung des- 
jelben wentgitens in jeiner Geitalt als Anspruch auf Vollzug 
de8 DVerlöbnifjes mittelit Eingehung der veriprochenen Che 
durch jene Eheichliegung unmöglich wirde. Sit aber das Ver- 
(öbnis nicht Elagbar, fo erjcheint die Julafjung eines Einspruch 
gegen eine von der andern Wartet beabjichtigte anderweitige 
Ehejchließung als jurtittich zivecdlos, weil danıı nicht abzufehen 
ift, welcher rechtliche Borteil dadurch von der den Einfpruc) 
erhebenden Bartei erreicht werden jollte. Weberdies wäre dann 
auch gar nicht erfindlich, bis zu welchem Heitpunfte die Zur 
lafjung der beabfichtigten Ehejchliegung aufgejchoben werden 
follte; denn fie immer, oder Doc) für die Lebenszeit der den 
Einipruch erhebenden PBartet, beztehungsweile bi8 fie freiwillig 
auf ihr Necht verzichten werde, könnte fte ja jelbjtveritändlich 
nicht verjagt werden. 

E3 tt daher um jo begreiflicher, daß das Neichsgejeß von 
1875 in Nüdficht auf das enge Gebiet, innerhalb Ddejjen das 
Berlöbnts noch Klagbar tjt, Das gemeinrechtliche aufjchtebende 
Ehehindernis des Verlöbnifjes jtillfehiveigend gänzlich aufges 
hoben hat, als e3.jelbit in jenem Gebiet beveit3 dadurd au 
Bedeutung verloren hatte, daß nunmehr auch bier aus dem 
Sheur!, Eheredt. 25 
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Verlöbnijje ein wahrhaft toirffamer Antpruch nur auf Ent- 
ichädigung erhoben werden fann, der, wie wir fahen, durch 
eine anderweitige Ehejchließung ver Bartei, gegen welche er 
zufteht, keineswegs ausgejchloffen wird. 


IV. Bie Anfgebung des VBerföbnifjes. 


8. 72. 


Diejenige Aufhebung des Berlöbniffes, auf welche eS bei 
feiner Eingehung abgejehen ijt, tt die durch Erfüllung des 
Eheveriprechens, welches jeinen ana ausmacht; es foll 
aufgehoben werden durch Umwandlung in die Ehe. Steines- 
wegs aber wird e3 durch eine‘ jolche Ehejchliegung zwijchen 
den Berlobten aufgehoben, die der Form wegen oder aus ei- 
nem jonjtigen, nicht auch der Gültigkeit de3 Verlöbnifjes ent- 
gegenftehenden Grunde ungültig tft; vielmehr Tann, wenn Dieje 
dann für nichtig erklärt wird, aus dem dadurch nicht aufge= 
hobenen Verlöbnifje auf Vollzug der Ehejchliegung in gültiger 
Form oder auf Wiederholung derjelben nach bejeitigtem Che: 
hinderniffe Ansprucd) gemacht und nac) gemeinem Necht auc) 
Klage erhoben werden. Schon das römische Necht erkennt es 
in L. 9 D. de sponsal. an, daß obwohl eine z.B. wegen Ehe- 
unmündtigfett ungültige Ehejchliegung nicht ohne weiter3 jelbit 
al3 VBerlöbnts betrachtet werden darf, fie gleichwohl ein vor- 
hergegangenes gültiges Berlöbnts ua. tortbeitehen 
läßt, und das fanontsche Recht enthält nichts, was dem twider- 
nass 

Immer aber wird, wie jchon oben bemerft wurde, dag 
Berlöbnis auch durch gültige Eheichließung eines der beiden 
Verlobten mit einer dritten Berion aufgehoben. Nur fann 
natürlich, wie ebenfalls jchon erwähnt wurde, wegen des Da- 
rin liegenden Bruchs der Verlöbnistrene och auf Entjchädi- 
gung und Öenuathuung geklagt werden. 

Sodann fan das VBerlöbniS auch immer durch beider- 
feittge Hebereintunft aufgehoben werden. Gerade hierin liegt 
der Hauptunterjchted zwilchen dem Verlöbniffe und der Ehe, 
wie ihn auch das fanontjche Necht anerkennt, daß Die gegen- 
jeitigen Nechte der Berlobten an einander’ verzichtbare Nechte 
find, woran auch die Beitärfung des VBerlöbniffes durch Eid 


/ 
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nichts ändert, weil auch eine bejchworene Verpflichtung immer 
durch den, welchem der Eid geleitet worden tjt, erlaffen werden 
fann, wenn das ihr entiprechende Necht nicht an fich ein une 
verzichtbares ijt!). Exit der Vollzug des Verlöbnifjes durch 
Ehejchliegung macht die gegenfeitigen Nechte der beiden Teile 
an einander zur folchen, über welche fie nicht mehr frei ver- 
fügen können, weil jie nun auf ihrer Yufammenfügung durch 
den über ihrem Willen jtehenden göttlichen Willen beruhen. 
Kur die Ehe ift eine göttliche Stiftung. Ihre Vorbereitung 
durch Berlöbnis beruht auf menjhlicher Willkür. Wo nad) 
protejtantiichem Bartikularrecht noch, wie ehedem nach gemein- 
rechtlicher protejtantifcher Braris, das Verlöbnis nicht ohne 
vichterliche Dazwifchenfunft umd nicht, ohne daß durch diefe. 
ein genügender Grund dafür anerkannt ift, durch Ueberein- 
fommen aufgelöft werden. fanı, ijt dies auf Die urfprüng- 
liche Auffaffung der unbevdingten döffentlihen Berlobung als 
einer wenn auch unvolllommenen Chejchliegung zurüdzu- 
führen. 

Bon jelbjt wird das VBerlöbnis durch den Ablauf einer 
zielfeßenden Frift, Durch die Eriitenz einer auflöjfenden und 
durch Die Defictenz einer aufjchtebenden Bedingung aufgehoben, 
joiwie auch Dadurch, daß die Eingedung der verjprochenen Ehe 
aus natürlichen oder rechtlichen Gründen unmöglich wird; e3 
fann nur Die Berjchuldung jolcher Unmöglichkeit durch einen 
der beiden Verlobten einen Ent pädigungsanfpruc) gegen die- 
fen begründen. 

Durch, eimjeitige Willensänderung Tann das Verlöbnts 
nach dem fanonischen und heutigen gemeinen Necht nur dann 
aufgehoben werden, wenn ein wichtiger äußerer Grund dazu 
‚ berechtigt: nur ex „rationabili* causa. Wenn die Berechti- 
gung zu Diejer Willensänderung — zur Auffündigung des 
Berlöbnifjes — von dem andern Berlobten beitritten wird, 
fo muß Diejer jelbit aus dem Berlöbnifje Elagen, oder der jet- 
nen Willen ändernde Teil durch eine Feititellungsklage auf 
richterliche Anerkennung der rechtmäßigen Aufhebung des Ber- 
Löbnifjes antragen, und es 1ft dann Sache des Richters, die 
©erechtigfeit des Aufhebungsgrundes zu prüfen. 


1) c, 25 X de jurejur. (2, 24). 
| 25* 
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Hierbei ift fein Ermefjen durch das gejchriebene Necht 
nicht mitteljt der Feititellung einer bejtinmmten Anzahl von ges 
rechten Aufgebungsgründen des Berlöbnifjes bejchräntt, jon= 
dern e8 find die Normen dafiir nur aus der in den Quellen 
des gemeinen Rechts gelegentlich ausgeiprochenen Anerfennung 
einzelner Aufhebungsgründe zu entnehmen. 

Hiernach tt vornehmlich jeder Brucd) der Berlöbnis- 
treue für den andern Teil gerechter Aufhebungsgrund des 
Berlöbnifjes. AS jolcher tt aber nicht bloß, was bei der Ehe 
als Ehebruch anzujehen wäre, jondern auch die Eingehung ei= 
nes andern (freilich nach dem oben Ausgeführten) ungültigen 
Verlöbnifjes, fowie jedes Berhalten zu betrachten, wodurch ein 
Berlobter zu erfennen gibt, daß er fich der Erfüllung des ges 
gebenen Eheverjprechens zu entziehen jtrebt 2). 

Der Bruch) der Verlöbnistveue tt jedocd) nur der Haupt- nicht 
der einzige rund, welcher zur einjeittgen Aufhebung des Ber- 
Löbnifjes berechtigt. &8 berechtigt dazu vielmehr einen Berlobten 
jede erit jeit ver Eingehung des VBerlöbniijes eingetretene oder erit 
jeitdvem ihm befannt gewordene Thatjache, von welcher anzuneh- 
men it, dag wenn fie jchon zur Heit der Verlobung einge 
treten oder ihın befannt gewejen wäre, fie ıhn abgehalten ha- 
ben würde, das Eheverjprechen, welches er num zurichnehmen 
. will, zu geben, und zwar auch abgejehen davon, ob dem ande- 
ven Teil wegen einer folchen Veränderung der Umitände be- 
ziehungsweije wegen Berheimlichung eimes dem VBerlöbniskiin- 
diger unbefannt gebliebenen Umstanvdes irgend welche Schuld 
beigemefjen werden kann. Wenn Ddiejeg Brinzip auch nur auf 
wenige bejonders auffallende Fälle in dem gejchriebenen Nechte 
ich angewendet findet ?), jo ergibt es ftch doch von jelbit jchon 
daraus, daß diejes, wie oben bemerit wurde, laut des c. 17 
X de sponsal. jeden Zwang zu einer Ehe für unjtatthaft er- 
Härt, von der mit Sicherheit anzunehmen tft, daß fie ein un- 
glückliches Verhältnis jein wiirde. Denn jo wenig freilich hier- 
aus gefolgert werden darf, daß Schon eine nur in eigener Nei- 
gungsänderung begründete nunmehrige, wenn auch noch fo 
ftarfe Abneigung gegen die veriprochene Ehe zur Verlöbnis- 


2) c. 25 X de jurejur, (2, 24) und c. 5 de sponsalib. 
8) ©, 25 X de jurejur, cit. c.3 X de conjug. lepros. (4, 8), 
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- kündigung berechtige, jo würde doch die Verneinung der 
Berechtigung, das Berlöbnis wegen einer in der oben bezeich- 
neten Weije objektiv begründeten Abneigung gegen jeinen Boll- 
zug zu kündigen, dem Zwang zu einer nach ficherer Voraus- 
füht unglüdlichen Ehe gleichfommen. 

Endlih muß überhaupt jeder Grund, aus welchem Ent- 
bindung von der Klage auf Eingehung der Che in Anspruch) 
genommen werden fünnte, als genügender Grund für einfeitige 
Aufhebung des Verlöbniffes angejehen werden. Unter diejen 
Gefichtspunft fällt es, daß nach fatholifchem Eherecht die Ver- 
jagung der elterlichen Einwilligung zur Ehejchliegung, obwohl 
fie nach diefem echt die Gültigkeit des Verlöbnifjes nicht be- 
einträchtigt, doch als Auflindigungsgrund desjelben gilt 2). 
E3 muß biernach auch der Umstand, daß die erforderliche Hei- 
ratgerlaubnts Ddienjtlicher VBorgejegter nicht erlangt werden 
fann, diefe Wirkung haben, wo, wie e3 die Negel jein wird, 
e3 eine zu harte Jumutung für den Beteiligten wäre, die 
Stellung, welche Ddieje Heiratserlaubnis für ihn erforderlich 
macht, aufzugeben, um das Cheveriprechen erfüllen zu fünnen. 

Se größer nach diefen Orumdfägen die rechtliche Freiheit 
it, Sich von einem BVerlöbniffe durch Auflimdigung frei zu 
machen, wo die fernere Gebundenheit durch dasjelbe mit Necht 
als zu drüdend bezeichnet werden fünnte, um jo jeltner Tann 
jich bet dem Berlöbnifje ein wirkliches Bedürfnis für Wieder- 
einjegung in den vorigen Stand ergeben. Doc) Ipricht 
fein hinreichender Grund dafür, daß fie hier eben jo, wie bei 
der Ehe, als unzuläflig betrachtet werde. Nlırr muß, auch wo 
fie wegen Weinderjährtgfeit nachgejucht wird, eine durch gültige 
Berpflichtung zur Eheichliegung fi) zugezugene wirkliche Xüs 
ion, die freilich nicht gerade ein Vermögensnachteil zu jein 
braucht, nachweisbar jein. 

Zu jeder Art von eimjeitiger Löjung des Verlöbnifjes muß 
die Berechtigung als Durch Verzicht erlojchen betrachtet werden, 
wenn e3 mit dem Bewußtjein des Berechtigungsgrundes bereits 
durch die copula, carnalis vollzogen worden tt. — 


4) Schulte, Ehereht $. 33 N. 48. 
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Die im VBorftehenden erdrterten rechtlichen Grundfüße über 
die Eingehung, die Wirkung umd die Aufhebung des Verlöb- 
nifjes verlieren ihre Bedeutung feineswegs dadurch, Daß die 
Klage aus dem Berlöbnts auf Eingehung der Ehe in Wegfall 
fommt. Sie verbleibt ihnen auch dann Hinfichtlich der vermd- 
gensrechtlichen Zolgen, von welchen der Bruch des Berlöbnifjes, 
foiwie die rechtmäßige Yölung desjelben und beziehungswerje 
deren Berfchuldung nach dem bürgerlichen Gejege an ftch oder 
unter bejonderen VBorausjegungen, (wie namentlich) da, wo zu 
dem Berlöbnisvertrag dag Geben eines Malfchages (arıha 
sponsalicia) binzugefommen tft) begleitet jein joll. Die Er- 
drterung diefer Folgen jelbit gehört nicht zu unjerer Aufgabe; 
e3 war aber bier aus dem obigen Grunde auf jie Hinzu- 
werfen. 


V. Sie firdlihe Behandlung des Berläbniiies. 
er, 


Se weniger der ftaatliche Nechtszwang alS geeignet er- 
Scheint, Die Teitigfett des Werlöbntjjes, welche fein Zujams 
menhang mit dev Ehe erheiicht, in geniigender Weile zu 
Äichügen, um fo wichtiger it es, daß es die Slirche fich ange- 
legen fein laffe, in ihrem Bereiche und mit den ihr zu Gebot 
ftehenden Mitteln die chriitliche Sitte im Betreff des Berlöb- 
nifjes zu pflegen, zu jtärken umd aufrecht zu erhalten. 

ie die dafür wichtigiten Mittel der Lehre, der Geeljorge, 
der Zucht von der Kirche anzumwenden jeien, tft hier nicht zu 
erörtern; e8 fann jtch hier nur darım fragen, ob und wie das 
für die Aufrechterhaltung des bisherigen gemeinen Berlöbnts- 
vechts, joweit e$ nunmehr jeine Oeltung für die bürgerliche 
Nechtsordnung verloren hat, al3 Beitandteiles der Firchlichen 
Eheordnung verwendet werden fünne und jolle. 

E3 it auch Dieje Frage wieder in Beziehung auf Die Ta= 
tholische Kirche jehr leicht zu beantworten. &8 gilt für fie 
auch der neuejten wie nicht minder der für die nächjte Zukunft 
zu erwartenden Neichsgejeßgebung gegenüber, wa8 Schulte 
in jeinem Cherecht am Schluffe des Abjchnitts über das PVer- 
löbnis ©. 299 fagt: „Schließlich ift wohl faum zu bemerken, 
daß für das Firchliche Forum die vielfach unfere Materie ab- 
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ändernden Civilgejeße nicht in Betracht kommen und an dem 


firchlichen Rechte nichts geändert wird, wenn das bürgerliche 
dem Berlöbnis die Klagbarkeit iiberhaupt oder unter Mopifi- 
fationen entzogen hat, und daß jomit jeder Pfarrer verbunden 
ift,. auch wo dergleichen Civilgefege beftehen, auf einen Ein- 
ipruch Rücficht zu nehmen, und fich überhaupt lediglich am die 
Beitimmungen des Sicchenrechtes zu halten.” Die Öericht3= 
barfeit der katholischen Kirche in Verlöbnis- wie in Ehejachen 
tft durch den 8. 76 des NeichSgejeges von 1875 nur in dem 
Sinne aufgehoben, daß, wie der $S. 15 des NeichSgerichtsver- 
 faffungsgejeges von 1877 es ausdrüct, „ihre Ausübung ohne 
bürgerliche Wirkung tft.” Für die innerficchlichen Verhältnifje 
fann fie fortwährend — joweit dazu nicht Staatliche Unter- 
ftügung erforderlich ift — mit voller Wirkung ausgeiibt wer- 
den. Sir diejer Weise fünnen alfo immer noch die katholischen 
Kirchengerichte auch Nechtsftreitigfeiten zwiichen Oliedern der 
fatholischen Kirche, die das Verlöbnis betreffen, enticheiven, 
und dabei jelbjtverftändlich das Kirchliche Berlöbnisrecht feinem 
vollen Umfange nach in Anwendung bringen. Von ihren Ent- 
iheidungen muß e8 dann auch abhängig gemacht werden, ob 
bet Einjprüchen, welche gegen Ehefchließungen. auf Grund von 
Berlöbnijien erhoben werden, die Pfarrer mit den Proflama- 
tionen fortfahren oder einhalten, zur Trauung jchreiten oder 
fie verweigern follen; und e3 wird dann durch Verweigerung 
der Trauung jedenfalls das Zuftandelommen eines ratum ma- 
trimonium verhindert. | | 
Anders verhält es fich Hinfichtlich der proteftantiichen 
Kirche. Die Hebung einer jelbitftändigen nicht vom Staate 
aufgetragenen firchlichen Gerichtsbarkeit in Che- und Berlöb- 
nisjachen wäre mit ihren Orundjäßen unvereinbar. Auch 
fann fie in feinerlet Sinn die Gebundenheit durch bloßes Berz 
 Löbnis al8 Ehehindernis aufrechterhalten und behandeln, 
nachdem fie alS jolches durch das bürgerliche See nicht mehr 
‚anerfannt wird. E3 jteht auch ihr jeßt vollfommen frei, Die 
jelbe al38 Trauungshindernis zu behandeln; aber eben nur 
darum, weil die Trauung nicht mehr notivendiges Mittel der 
 Eheichliegung ift, und alfo wenn fie fiir eine, bürgerlich ge- 
ihlojjene Ehe verfagt wird, deren Nechtsgültigfeit dadurd) 
nicht beeinträchtigt werden fann. Bon einer beionderen Fir ch- 
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lichen Che-Nechtsgültigfett aber, Die Hure das Unterbleiben 


der Trauung verhindert werden fünne, weiß Die protejtantiiche 


Kirche nichts. 

Allein gerade dieje wichtige Beränderung, welche nun bins 
fichtlich der Bedeutung der proteftantifchen Tramıng einge 
treten tft, daß fte nicht mehr Mittel der Ehefchließung tt, 


jondern eine jolche Bestätigung derjelben, wodurch der ges 


Ihlofjenen Verbindung jo zu jagen das Siegel einer nicht bloß 
gejegmäßigen, jondern auch der chriftlichen Lebensordnung ent- 
Iprechenden Ehe aufgedrücdt werden foll, macht e8 für Die pro- 
tejtantifche Kirche zu einer jehr ernten Srage, ob fie e8 uns 
terlaffen dürfe, fich der ihr zuftehenden Freiheit, dag biS- 


herige gemeinrechtliche Ehehindernis der Gebundenheit dur 


ein beitehendes VBerlöbnis al3 Trauumgshindernis aufrechtzu- 
erhalten, auch wirklich zur bedienen. Denn wie jollte eg mit 
dem firchlichen Gewifjen vereinbar fein, eine Che, von der e3 
befannt it, daß Ste mittelft Bruches der Verlöbnistreue ge- 
ihlofjen worden ift, feierlich für eine dev chriftlichen Lebens- 
ordnung entiprechende zu erklären? 

Sretlich wird die Klirche die Trauung nicht schlechthin De3- 
halb verweigern fünnen, weil ein Verlöbnis, Durch welches ich 
einer der beiden die Trauung begehrenden Eheteile einer dritten 
PBerfon gegenüber gebunden hatte, nicht vor der Ehejchliegung 
in rechtmäßiger und rechtsfürmlicher Wetje gelöft inorden war. 
Kur ein offenbarer und ungejühnt gebliebener Bruch der Ber- 
[öbnistreue fann zur Verweigerung der Trauung berechtigen. 
Die richtige Behandlung dürfte daher die fein, daß für die 
Fülle, in welchen einer beabfichtigten Eheichließung Die Ges 
bumdenheit durch ein noch bejtehendes Berlöbnts entgegeniteht, 
die Gewährung der Trauung an die Bedingung gefnüpft 
witrde, e3 müffe der durch das Verlöbnis Gebundene entweder 


noch vor der Eheichliegung die rechtmäßige Löjung des Ber 


"Töbniffes bewirkt, oder doch jedenfalls noch vor der Trauung 
e8 zu einer Berfühnung mit der Berjon, welcher er die Ber- 
(öbnistreue gebrochen hatte, gebracht, zum mindeiten aber red- 
lich das Seinige gethan haben, um fie deshalb zu verjühnen, 
und dadurch das Aergernis zu heben, welches außerdem Die 
Trauung notwendig erregen müßte. Traut die Kirche ohne 
weiters auch in folchen Fällen, wo in der Ehejchliegung ein 
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Berichtigungen. 


19 vu. 1. das ft. des. 


49 8.19 v.n. find nach sponsalia die Worte de praesenti 


ED) 


ausgefallen. 


warn. a2. L.lesteresitLesterer. 
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0. I. (daS erftemal) Willen ft. Willens. 
LI beruben ft. ruben. . 


a en l. Ronfumbenten ft. onfubent 
‚19v.u.1L8.39 fs. 38. 
.5 vd. u. (in der Anmerkung 2) ift zwiichen „causa“ und 


„quod“ ein Komma ausgefallen, 


Bom felben Herrn Berfaffer ift in gleihem Verlage erfchienen: 


Zur Tchre vom Kirdenregiment. 12. 1862. 152 ©. 1 M. 60 Pf. 


Eehrbad, der Inkitutionen. 7. verb. Aufl. gr. 8. 1873. XVL 


432 © 6 M.- 
Der Wert des mol für evangel. Geiklide. 8. 1861. 
24 ©. 40 Bf. 
Die Gewißensfreiheit und das Tedt er Intherifhen Eiche. 8. 
1867. 31 ©. 60 Bf. 
Dom Hexum. Ein Beitrag zur Gefdichte des römischen Nects. 
gr. 8. 1839, 1M. 


Bekenntnißkirde und Tandeskirche. gr. 8. 1868. IV, 70 ©. 1M. 

Beiträge zur Bearbeitung des römilden Hedts. gr. 8. I. Band. 
1853. AM. SO Pf. II. Bandes erftcs Heft. 1854. 1M. a 
II. Bandes. zweites Heft au u. d. Titel: 


Zur Tchre von den Acbenbefimmungen bei Kedfsgelhäften. 1871. 


IV, 354 ©. 6 M. 
Anleitung zum Stndium des römildhen Civilprogefles. 2 Aufl. 
8. 1868. geb. 1 M. 
Sammlung kirdentedtlider Abhandlungen. gr. 8. 1873. IV, 
589 ©. 10 M. 40 Bf. 


I. Abth.: AbHandlungen vermifchten Inhalts. 1872. IV. 168©. 3M, 
I1. Abıh.: Abhandlungen über Gewohnheitsrecht und Lehrgefeßgebung 


Der. Kirde. 1872. 1V..906 5, 1. SO BEE 


III. Abıd.: Abhandlungen verfafjungsichtlihen Inhalts. 1872. IV, 
172 ©, 3 M. 


IV. Abıy.: Abhandlungen eherechtlichen Inhalts. 1873. IV, 153 ©. 


i . 2 M. 80 Br. 
Die verfafungsmäßige Stellung der evangelifd-Intherifhen Kirche 
in Bayern zur Slaatsqewalt. gr. 8. 1872. 94 ©. 1M. 
Der Beldluß der Bayreuther Generalfynode von 1873 über den 
Yuthardt’ den Antrag in Betreff der Kirchenverfafjung. 8. 1874. 


58 ©. so» 
Die Entwicklung des kirdliden Ehefdlichungsredhts. or. 8, 1870. 
IV, 147 ©, 3M. 


Bürgerlihe Ehefhließung und Trauung. gr. 8. 1878. 12 © 
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